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Editor ial

Mit diesem Band, dem 12. unseres Jahrbuches, möchten sich die Herausgeber
in die Würdigung mehrerer Jubiläen einreihen.

Vor zwanzig Jahren wurden in Leipzig der Rosa-Luxemburg-Verein e. V.,
seit Jahren Rosa-Luxemburg-Stiftu ng Sachsen e. V, und die Gesell schaft für
Kultursoziologie e. V. gegründet. In der letzteren wurde eine Arbeit sgruppe
Ost-/Südosteuropaforschung gebildet, die bis 1995 bestand und von Ernstgert
Kalbe betreut wurde. Ihre Tätigkeiten gingen in den 1990er Jahren in den
Osteuropa-Arbeitskreis der ersteren über, den er bis heute leitet.

Ähnlich verhält es sich mit den von beiden Vereinen herausgegebenen Pe­
riodika:

Die Gesellschaft für Kultursoziologie gab von 1991 bis 1995 die Vierteljahr­
hefte, seit 1995 gibt sie die wissenschaft li chen Halbjahresbände Kultursoziolo­
gie - Aspekte Analysen Argumente, nunmehr bereits im 20. Jahrgang heraus.

In der Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen erschien zunächst von 1994 bis
1995 eine Heft reihe, seit 1999 wurde daraus Osteuropa in Tradit ion und Wan­
del. Leipziger Jahrbücher.

Der vorliegende Band ist der jüngste dieser Reihe.
Ernstgert Kalbe war jahrelang Vorstandsmitglied der Rosa-Luxemburg­

Stiftung, und er ist dies bis heute in der Gesell schaft für Kultursoziologie. Er
ist Mitherausgeber ihrer oben genannten Halbjahresbände und Gründer wie
Herausgeber der Leipziger Jahrbücher.

So ist sein wissenschaft li ches Wirken mit beiden Vereinigungen seit zwan­
zigJahren eng und unmitt elbar verbunden.

Beide haben in dieser Zeit sowohl monatli che Kolloquia als auch ganz­
oder mehrtägige wissenschaftl iche Veranstaltungen ausgerichtet und deren
Ergebnisse in beiden Periodika, darüber hinaus in Monografien veröffentli cht.
In den Jahren 2006 bis 2009 waren dies etwa zwanzig Einzelveranstaltungen
(Vorträge, Gespräche) sowie drei ganztägige Kolloquia zum 600jährigen Beste­
hen der Universität Leipzig im Dezember 2009, an deren Gestaltung Ernstgert
Kalbe mitgewirkt hat. Die einzelnen Beiträge und die dieser Kolloquia sind in
den Halbjahresbänden Kultursoziologie 16(2007)2 bis 20(2011)1 veröffentli cht.
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In diesem Band der Leipziger Jahrbücher sind nun Beiträge von Wissen­
schaftl ern versammelt , die über Jahrzehnte zu den Schülern, Mitarbeitern ,
Freunden und Weggefährten von Ernstgert Kalbe gehörten und gehören.

Sie behandeln hier Themen eigener Wahl, die mit den langjähr igen Täti g­
keiten des Osteuropa-Arbeit skreises und der Herausgabe der Osteuopa-Jahrbü­
cher unmitt elbar oder mitt elbar verbunden waren und sind.

Der Band erscheint zu einer Zeit, in der Ernstgert Kalbe sein 80. Lebensjahr
vollendet. Insofern sind die Beiträge seiner Weggefährten und ist dieser Band
auch diesem Anlass gewidmet. Es soll te jedoch nach den Vorstell ungen der
Herausgeber, zu denen der Jubilar nach wie vor leitend gehört, keine Fest­
schrift , sondern ein Band der Leipziger Jahrbücher sein, der die Themenkreise
der bisherigen fortsetzt. Wir hoffen, dass dies gelungen ist.

Leipzig, August 2011

Wolfgang Geier Volker Hölzer



Ernstger t Kalbe zum 80. Geburt stag

Ernstgert Kalbe begeht am 27. September seinen 80. Geburtstag.
Die Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen gratuli er t Ihrem langjähr igen Mit­

gli ed und Leiter ihres Gesprächskreises Osteuropa herzli ch. Wir wünschen
dem Jubilar noch eine gute und aktive Zeit. Vor allem danken wir für seine
überaus wertvolle Arbeit bei der Leitung des Gesprächskreises Osteuropa, die
er gemeinsam mit Prof. Wolfgang Geier, Gesell schaft für Kultursoziologie, seit
vielen Jahren inne hat.

Ernstgert Kalbe kann auf ein erfüll tes Leben als Forscher und Hochschul­
lehrer zurückbli cken. Nach einer Tätigkeit als hauptamtli cher Funktionär im
FDJ-Kreisvorstand Leipzig studierte er Geschichte und Bulgar istik an der Uni­
versität Leipzig.

Hier promovierte und habili t ierte er 1960 bzw. 1971 zu Themen, die sein
Forscherleben prägen soll ten: die Geschichte Ost- und Südosteuropas. Als Au­
tor und Hochschullehrer hatt e er großen Anteil an der Ausprägung dieser
Diszipli n an der Karl-Marx-Universität Leipzig. Seit 1972 Professor für Ge­
schichte der internationalen Arbeiterbewegung, wirkte Ernstgert Kalbe in
verschiedenen Funktionen am Fachbereich Geschichte, dem Franz-Mehring­
Institut und der Sektion Geschichte. Zahlreiche Publi kationen, Vorl esungen,
Seminare, betreute Dissertationen und Leitungsfunktionen waren Ergebnis
und Teil seines Wirkens.

Er war produktiv an den Diskussionen des interdiszipli nären Forschungs­
zusammenhanges Vergleichende Revolutionsgeschichte um Walter Markov
und Manfred Kossok beteiligt.

Mit regressiven Eingriffen von Partei und Staat musste Ernstgert Kalbe
ebenso umgehen wie mit Angriffen aus der Wissenschaft , die den kompli zier­
ten Prozessen der Überwindung stalinistischer Positionen geschuldet waren.

Auch er selbst war einem schmerzhaften Erkenntnisprozess ausgesetzt, der
nach dem Zusammenbruch des »Realsoziali smus« in Europa erneut existen­
ziell e Lernprozesse abforderte.

Ernstger t Kalbe gehörte zu jenen Forschern und Hochschullehrern, die nach
der koloniali sti schen »Abwicklung« der DDR-Wissenschaft nicht den Rückzug
in den Schrebergarten antraten, sondern die zweite Wissenschaftslandschaft
im Osten Deutschlands mitgestalt ete.
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Als Mitgli ed der Luxemburg-Stiftung Sachsen fand Ernstgert Kalbe mit
dem von ihm und Wolfgang Geier gegründeten Gesprächskreis Osteuropa ein
Betätigungsfeld, das geeignet war, poli tische Bildung auf einem zentralen Feld
zu verbinden mit der Fortführung wissenschaft li cher Forschungs- und Publi ­
kationsprojekte.

Mit dem nunmehr vorli egenden 12. Band des Jahrbuches »Osteuropa in
Tradition und Wandel«, gelang es ein Publi kationsorgan zu schaffen, das ne­
ben der Zeitschrift »Kultursoziologie« einmalig in der linken Publikations­
und Wissenschaftslandschaft außerhalb des etabli erten Wissenschaftsbetr ie­
bes sein dürfte.

Dieser Band greift die Thematik des Lebenswerkes von Ernstgert Kalbe auf.
Er selbst skizziert in seinen Thesen ein Forschungsprogramm, dessen Reali sie­
rung selbst bei Erreichen des dem Jubilar zu wünschenden Jahrhunder tjubilä­
ums weit darüber hinausreicht.

Glückli ch, wer solche Ziele hat.

Professor Dr. Klaus Kinner
Geschäftsführer

Dr. Monika Runge
Vorsitzende



Zu Leipziger Osteuropatraditionen
Studien





VOLKER HOLZER

Georg Sacke und ein Blick in seine Bibliothek

HINTERGRUND UND ANLIEGEN

In den letzten Jahren orientiert die Bundesregierung Deutschlands verstärkt
auf Auffindung und Rückgabe von Kulturgütern, die von den Nationalsozia­
li sten geraubt wurden. Das betrifft nicht allein darstellende Kunst, sondern
auch Literatur . Aus diesem Grunde realisiert die Leipziger Universitätsbib­
liothek (UB) seit 2009 ein Projekt mit der Bezeichnung »NS-Raubgut an der
Universitätsbibliothek«. Ein Mitarbeiterstab wurde beauft ragt, die Bestände
der Bibliothek nach von Nazis requir ierter Literatur zu durchforsten. Weite­
re universitäre Einr ichtungen wie Seminare und Institute wurden ebenfall s
dazu angehalten. Ab 2009 wurden »rund 3300 Titel ermittelt , die überwie­
gend über die Geheime Staatspolizei bei Verhaftungen und Beschlagnahmen
in der Zeit des Nationalsoziali smus geraubt und der UB überwiesen wurden.
Diesen Büchern ihre Geschichte zurückzugeben, die ursprünglichen Eigentü­
mer festzustellen und eine Restitution vorzubereiten, ist Gegenstand dieses
Vorhabens.« Dafür werden weiterhin finanzielle Mitt el »aus dem Haushalt
des Bundesbeauft ragten der Bundesregierung für Kultur und Medien« der UB
zur Verfügung gestell t.1 Ein Beispiel für die Restitution war die am 20. 03. 2011
erfolgte Rückgabe von 796 Bänden des Belgrader Verlegers Geza Kon, die 1943
unrechtmäßig nach Hitler-Deutschland gebracht wurden, an die Serbische Na­
tionalbibliothek.

Im Zuge der Überprüfung der Bestände fand das Historische Seminar
nachfolgend aufgeführte drei Bücher von Georg Sacke und übergab sie dem
Mitarbeiterstab der UB:

1 »Leipziger Volkszeitung« (LVZ) vom 19. November 2010.
2 »Leipziger Volkszeitung« (LVZ) vom 20. März 2011.
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- Sammlung Rußischer Geschichte. Des dritt en Bandes. Erstes, zweytes und
dr itt ens Stück. St. Petersburg, bey der Kayserl ichen Academie der Wissen­
schaften 1758.

- A. O. KoHH: Ha »H3HeHHOM» IyTH. ToMs Il epBsIü. H3s 3anHcoK"
cyneoHaro nisTena 1866-1907. MocKBa 1913.

- Dr. Wilhelm Mautner: Der Bolschewismus. Voraussetzungen - Geschichte
- Theorie. Zugleich eine Untersuchung seines Verhältnisses zum Marxis-
mus. Berlin. Stuttgart. Leipzig 1920.

Das war für den Verfasser - nach Anfrage der und in Absprache mit der Leite­
rin des Projektes; Frau Reuß, - Anlass, sich noch einmal mit dem ehemaligen
Privatdozenten der Leipziger Universität, Dr. phil. habil. Georg Sacke, im wei­
teren und seiner Bibliothek im engeren Sinne zu beschäfti gen. Hinzu kommt,
dass die Bibli othek eine fachli che Klammer zu den Jubiläen der beiden Leipzi­
ger Osteuropahistoriker Georg Sacke und Ernstgert Kalbe bil det.

GEORG SACKE

Je nach Sicht jährt sich Ende dieses Jahres - am 21. Dezember 2011 (Juliani­
scher Kalender) - bzw. zu Beginn des nächsten Jahres - am 02. Januar 2012
(Gregorianischer Kalender) - Georg Sackes Geburtstag zum 110. Male. Sein
Geburtsort Kischinjow, damals zum zar istischen Russland zugehörend, weist
ihn als russischen Staatsbürger aus. Seiner väterli chen Herkunft nach war er
Lett e, mütt erl icherseits Deutschbalte. Der Vater stammte von einem lett ischen
Bauernhof ab, der sich - aus der russischen Leibeigenschaft entlassen - ab 1861
zu einer mitt elbäuerli chen Wirtschaft entwickelte. Da der Vater für den Hof
als 2. Sohn nicht erbberechtigt war, studierte er an der Leipziger Universität
alte Sprachen und Deutsch. Nach seiner Rückkehr unterr ichtete er für kurze
Zeit in Lett land. Nachfolgend wurde der Vater in die Hauptstadt Moldawiens,
Kischinjow, versetzt, wo er als Gymnasiallehrer wirkte.

Dort wurde Georg Sacke als Mitgli ed einer Großfamili e des russischen Bil ­
dungsbürgertums geboren. Als Kind und jugendli cher erl ebte er das Kischin­
jower Judenpogrom, den Ersten Welt kr ieg, die russischen Revolutionen, den
Bürgerkr ieg und die rumänische Okkupation Moldawiens. Diese hochbrisan­
ten gesell schaft li chen Ereignisse, die verändernd auf die russische, europäi­
sche und Weltgeschichte wirkten, erschwerten nach bestandener Reifeprüfung
seinen akademischen Ausbildungsweg in seiner Heimat. Deshalb entschied er
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sich für ein Studium im Ausland - in Leipzig. Im Wintersemester 1921/22 im­
matr ikuli erte er sich als stud. rer. pol. an der Leipziger Universität und beleg­
te gemäß seinem Berufsziel zunächst ökonomische Fächer. Mit zunehmender
Studiendauer wechselte er ins Fach Geschichte. Ein wenig erfolgreiches einjäh­
r iges Zwischenspiel in Prag 1925/26 passte dem Werkstudenten weder wissen­
schaft li ch noch wirtschaft li ch in seine Pläne. Er kehrte nach der 1926 erfolgten
Einrichtung eines von Professor Dr. Fr iedr ich Braun geleiteten (Extra-) Ordi­
nar iats für osteuropäische Geschichte am Institut für Kultur· und Universal­
geschichte der Leipziger Universität nach Leipzig zurück. Seiner neuen Passion
folgend speziali sierte sich der als ehrgeizig, strebsam, gewissenhaft geltende
und durch seine Herkunft für russische Geschichte positiv belastete Student
Schr itt für Schr itt zum Osteuropahistor iker. Später, schon als wissenschaft li ­
cher Hil fsarbeiter angestell t, baute er die Bibliothek des Osteuropa-Katheders
auf, die mit über 3000 Bänden zu den besten und größten an deutschen Uni­
versitäten zählte. Analog weiterer Hochschullehrer der Universität vermitt elt e
er nebenbei sein umfangreiches Wissen zur russischen und sowjetrussischen
Geschichte den Kursanten der Leipziger Volkshochschule.

1929 promovierte sich Georg Sacke mit der Arbeit »W. S. Solowjews Ge­
schichtsphilosophie. Ein Beitrag zur Charakter istik der russischen Weltan­
schauung« zum Dr. phil. 1932 habil it ierte er zum Thema »Die Gesetzgebende
Kommission Katharinas II. Ein Beitrag zur Geschichte des Absolutismus in
Russland«. Ende des Jahres 1932 erwarb er mit der venia legendi den Hoch­
schullehrstatus eines Pr ivatdozenten der Universität Leipzig. Seine Lehrtätig­
keit im Sommersemester 1933 zur Vorpetr inischen Zeit konnte er nicht mehr
antreten.

Nach der Machtübernahme Ende Januar 1933 gab es für die Nationalsozia­
li sten der Leipziger Universität nichts Wichti geres, als Georg Sacke am 1. April
1933 aus dem Angestelltenverhältnis in der Osteuropäische Abteilung wegen
»marxistischer Auffassung histor ischer Probleme« und »positiver Einstell ung
zur Sowjetunion« zu entlassen. Seine venia legendi gab er am 5. April 1933
zurück. Eine erneute Hochschullehrerkarr iere, die sein sehnli chster Wunsch
war, bli eb ihm trotz all er Bemühungen von da an versagt. Erst 1940 gelangte
er am Hamburgischen-Weltwir tschafts-Institut e.V. als Referent für Ost- und
Südosteuropa wieder in Lohn und Brot. Von 1932-1944 forschte Georg Sacke
mit li ebevoller und finanzieller Unterstützung durch seine Ehefrau Rosemarie
Sacke-Gaudig privatim weiter zur Geschichte des russischen Absolutismus.
Neben seiner Habili tationsschrift , die seit 1940 überarbeitet gedruckt vorliegt,
veröffentli chte er trotz erhebli cher Beeinträchtigungen durch den nationalso-
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ziali stischen Staat noch eine Vielzahl von wissenschaft li chen Arbeiten und
Besprechungen, die ihm steigende Wertschätzung als Kenner des russischen
Absolutismus - besonders der Zeit Katharinas II. - einbrachten, obwohl er als
sich entwickelnder marxistischer Wissenschaft li cher nicht in das Bild bürger­
li cher bzw. nationalsoziali stischer Akademiker einpasste.

So, wie Georg Sacke wissenschaft li ch lange ein Suchender blieb, ehe er sich
auf osteuropäische Geschichte und auf die Kathar inasche Ara speziali sierte,
so voll zog sich auch seine poli tische Entwicklung. Sie wurzelte nicht nur in
seiner humanistischen Bildung und Erziehung, sondern zuerst in den gesell ­
schaft li chen Prozessen Russlands, der Weimarer Republik und des National­
soziali smus. Bis auf eine zeitweil ige Mitarbeit in der 1922 neugegründeten
»Vereinigung russischer Studenten in Deutschland - Sitz Leipzig« organisierte
sich Georg Sacke nicht. Von sozialdemokratischen Positi onen kommend entwi­
ckelte er sich in Richtung eines Kommunisten, ohne je Mitgli ed der Kommu­
nistischen Partei zu werden. Auch war er kein hundertprozentiger Bekenner
zur Entwicklung in Sowjetrussland unter Stali n. Vielmehr erhielt er sich seine
plurali sti sche Neugier, die auf einem ständigen, nicht abgeschlossenen Aneig­
nungsprozess des Marxismus fußte, und studierte die russische Revolutions­
bewegung in aller Breite.

Aufgrund seines marxisti schen Studiums kannte er keine Berührungs­
ängste zu den Arbeitern . Vielmehr suchte er ihre Nähe, ihr Wissen und ihre
Erfahrungen und legte viel Wert auf Gemeinsamkeiten und Freundschaften.
Zugleich förderte er ihre allgemeinwissenschaft li che und poli tische Bildung.
Nie vergaß er, dass im sozialen und poli tischen Kampf gegen Imperiali smus
wie Nationalsoziali smus eine gerechtere Welt nur im breiten Bündnis mit
weiteren humanistischen, demokratischen, freiheits- und fr iedli ebenden Be­
völkerungsgruppen geschaffen werden konnte. Dafür trat er als Anti faschist
an. Er suchte stets den Kontakt zu Arbeitern aus dem poli tisch unterschiedli ch
organisierten Spektrum und zu Intell ektuellen. Vor allem in Leipzig, aber auch
in Hamburg wirkte er führend in Widerstandsgruppen, die sich später dem
»Nationalkomitee Freies Deutschland« anschlossen.

Zweimal wurde Georg Sacke inhafti ert und in Konzentrationslager ver­
schleppt. Die erste Haft erfolgte wegen einer Hilfsaktion, die über agierende
Personen in Beziehung zur Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Deutschlands
(SAPD) stand. Von Dezember 1934 bis zu seiner Freisprechung Dezember 1935
saß er zunächst in der Gefangenenanstalt in Dresden, dann im Konzentra­
tionslager Sachsenburg bei Chemnitz ein. Das zweite Mal, nun gemeinsam
mit seiner Ehefrau, kam er am 15. August 1944 in Haft . Beide wurden ins
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Hamburger Gestapogefängnis, er danach ins Konzentrationslager Fuhlsbütt el
verbracht. Die Ursache der Haft begründete sich primär im Leipziger Wider­
stand, in Georg Sackes engem Zusammenwirken vor allem mit Alfr ed Frank
und Wolfgang Heinze und all ihren Ehefrauen, dem Kern der Intellektuellen­
gruppe des Leipziger »Nationalkomitees Freies Deutschland«, der mit weite­
ren Gruppen Leipziger Widerständler, vor allem um Georg Schumann, koope­
r ierte. Sein Hamburger Widerstand ist dagegen als sekundär einzuschätzen,
obwohl die Verhaftungswell e auch seine Hamburger Kampfgefährten betraf.

Seine zweite Verhaftung führte ihn ab dem 20. März 1945 in das Konzent­
rationslager Neuengamme und endete auf dem Todesmarsch von Neuengam­
me nach Lübeck, wo er am 26. April 1945 aus gesundheitli chen Gründen vor
den Schiffen, die zum Cap-Arcona-Konvoi gehörten, zusammenbrach und von
den SS-Wachmannschaften schon tot weggeschleift oder umgebracht wurde.
Georg Sackes Grabstätt e wurde vor kurzem durch die Lübecker Behörden an­
hand seiner Häft li ngsnummer nochmals exakt festgestell t. Sie befindet sich
seit dem 27. April 1945 auf dem Vorwerker Fr iedhof in Lübeck in der Gemein­
schaftsgrabstätt e 27a-5-C, in der m. E. Balten begraben sind.

Bekannt wurde der Privatdozent Dr. phil. habil. Georg Sacke zuerst durch
sein Wirken an der Leipziger Universität und seine wissenschaft li chen Arbeiten
zur osteuropäischen Geschichte, besonders zum russischen Absolutismus der
Katharinaschen Zeit. Hier ging er neue Schritt e, indem er weniger staats- und
personenpoli tische Forschungen betr ieb, sondern sich vielmehr wir tschafts­
und sozialpoli tischen Fragen zuwandte. Damit leistete er »Pionierarbeit von
hohem Anspruch und Niveau«.? Schon 1945, als er für eine Weiterführung
seiner Hochschull ehre an der Leipziger Universität vorgesehen wurde, und in
den 50er Jahren sowohl in der Alt -BRD, als auch in der ehemaligen DDR galt
er als ausgewiesener und veranlagter Fachmann für osteuropäische Geschich­
te. Diese Einschätzung fand ihre weitere Bestätigung in den Jahren um seinen
100. Geburtstag und zum 600. Gründungsjubiläum der Universität Leipzig.

Als anerkannter Leipziger und bekannter Hamburger Antifaschist ging er
in den nationalsoziali stischen Widerstandskampf ein. Die frühere voll ständi­
ge Vereinnahmung in den universitären Widerstand wird heute differenzier­
ter bewertet. Mitt lerweile wird dem Rechnung getragen, dass Georg Sacke mit

3 Siehe Gabriele Camphausen: Die wissenschaftli che historische Rußlandforschung
im Dritten Reich 1933-1945. Frankfurt am Main/ Bern/ New York/ Paris. $. 155;
Dietrich Geyer: Georg Sacke. In: Deutsche Historiker. Bd. V. Hrsg. von Hans-Ulrich
Wehler. Göttingen 1972. S. 122ff , bes. S. 125.
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seiner Entlassung zu den ersten poli t ischen Opfern der Nationalsozialisten an
der Universität zählte. Sein Widerstand gegen die Nati onalsoziali sten setzte
dagegen erst nach seiner Universitätszugehörigkeit ein.' Georg Sacke bleibt
aber Opfer und Widerständler zugleich. Heute wird nicht mehr nur im Ham­
burger Totenbuch, sondern auch im Gedenkbuch der Leipziger Universität und
im Gedenk- und Totenbuch der Leipziger Opfer der nationalsoziali stischen
Gewaltherrschaft 1933 bis 1945 an den Anti faschisten erinnert.

GEORG SACKES BIBLIOTHEK

Oben erwähnte drei Bücher bildeten den ersten Ausgangspunkt für die Su­
che nach Georg Sackes Bibliothek. Der zweite umfassendere basiert auf dem
Nachlass von Rosemarie Sacke, der im Leipziger Teil des Sächsischen Staats­
archivs lagert. Dort li egen zwei Akten', in denen Georg Sackes Bibliothek
bibli ografisch aufgeführt ist. Diese Ansätze schienen dem Verfasser erfolg­
versprechend, um eine eindeutige Antwort auf den eingangs formuli erten Un­
tersuchungsschwerpunkt zu erhalten und einiges mehr über die Bibliothek zu
erfahren. Doch wie so oft , lag und li egt der Teufel im Detail.

4 Erste Einschätzungen derart finden sich bei Helmut Arndt: Niedergang von Studi­
um und Wissenschaft 1933 bis 1945. In: Alma mater Lipsiensis. Geschichte der Karl ­
Marx-Universität Leipzig. Hrsg. von Lothar Rathmann. Leipzig 1984. S. 269. Siehe
auch: Ulr ich von Hehl: In den Umbrüchen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Die
Universität Leipzig vom Vorabend des Ersten bis zum Ende des Zweiten Weltkr ieges
1909 bis 1945. In: Geschichte der Universität Leipzig 1409-2009. Ausgabe in fünf
Bänden. Hrsg. im Auft rag des Rektors der Universität Leipzig. Professor Dr. jur .
Franz Häuser von der Senatskommission zur Erforschung der Leipziger Universi­
täts- und Wissenschaftsgeschichte. Das zwanzigste Jahrhundert 1909- 2009. Leipzig
2010(3). S. 324; Volker Hölzer: Zu Verfolgung, Vert reibung und Widerstand an der
Leipziger Universität in der Zeit nationalsozialisti scher Herrschaft (1933 - 1945). In:
Kultursoziologie. Aspekte. Analysen. Argumente. Hrsg. von Wolfgang Geier und
Ernstgert Kalbe. Berl in 2009(1). S. 132f.

5 Siehe Sächsisches Staatsarchiv Leipzig (StAL). Nachlass Rosemarie Sacke. Nr . 45 und
46.
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Während die Beweislage nahezu 100prozentig ist - ein geringes Restr isiko
bleibt* -, dass die aufgefundenen Bücher kein Raubgut der Nationalsozialis­
ten waren, bleiben manche Fragen nach dem Weg und heutigen Verbleib der
Bibliothek von Georg Sacke weiter im Dunkeln. Eindeutig aber ist: Die Bib­
li othek existier t in ihrer Gesamtheit nicht mehr. Einzelne Exemplare sind aber
nachweisbar.

Recherchiert man zu Georg Sackes Bibli othek, gibt es einen grundlegenden
Unterschied gegenüber Bibliotheken anderer Personen. Richtiger weise besteht
sie aus zwei Bibliotheken, deren Bestehen fast bis auf den Tag fixier t werden
kann. Die erste kaufte er von Herbst 1921, dem Beginn seines Studiums, bis
zum Frühjahr 1942. Diese verbrannte in den Flammen eines br itischen Luftan­
griffs auf die Hamburger Bassinstraße 5 im Frühjahr, vermutli ch in der Nacht
vom 17. zum 18. April. Die zweite baute er sich ab Mai 1942 bis zum 15. August
1944, dem Tag seiner erneuten Verhaftung auf. Vergleicht man die Zeitspanne
von rund 20 Jahren und die berufli che und soziale Lage Georg Sackes von 1921
bis 1942 mit der von 1942 bis 1944, so kommt man zu dem Schluss, dass sich
beide Bibliotheken in einigen Fragen unterscheiden mussten. Entscheidend ist
aber, dass beide das Leben einer Persönlichkeit widerspiegeln. D. h.: Mit der
ersten Bibli othek werden die mater iell en Mögli chkeiten eines Werkstudenten
bzw. Hilfswissenschaftl ers der Weimarer Republi k7 sowie die zeitli ch nach-

6 Valentin Sacke, der jüngere Bruder Georgs, wurde am 4. Dezember 1934 aus der Haft
in Hoheneck entlassen und fuhr nach Leipzig zu seinem Bruder. Er schreibt: »Ich
kam frü h morgens an. Doch wir waren kaum eine Stunde zusammen, als die Poli zei
kam, um Georg das erste Mal zu verhaften. Bei der Haussuchung gab ich an, daß
die gesamte marx istische Literatur , die bei meinem Bruder gefunden worden war,
mir gehöre. In den Büchern waren sämtli che Signaturen ausgeschnitt en.« Zitiert
nach dem Manuskr ipt von Valentin Sacke »Erinnerungen« vom 25. Februar 1978.
StAL. Valentin Sacke V/ 5/ 238. BI. 12. Was mit dieser Literatur geschehen ist, ist nicht
nachvoll ziehbar. Und als Sackes nach Hamburg gezogen waren, hatt e Georg Sachen
in Leipzig gelassen, denn sein Ziel war es, nach Ende der nati onalsoziali stischen
Ara wieder nach Leipzig zurückzukehren. Manches wird vermutli ch bei Rosemaries
Mutt er, Marianne Gaudig geb. Burghardt, anderes bei einem Mitgli ed der Intellek­
tuellengruppe, Herbert Günther , geblieben sein. Vielleicht lagerte auch einiges in
seinem Urlaubsdomizil in Lobenstein. Aber was? Das bleibt für immer ungeklärt .
Siehe StAL. Nachlass Georg Sacke. Nr. 44. B1.19. Nachlass Rosemari e Sacke. Nr. 18.

7 Zur sozialen Lage der Studenten an der Leipziger Universit ät schreibt Siegfr ied Hoy­
er in seiner Studie: Kleine Geschichte der Leipziger Studentenschaft 1409-1989. Leip­
zig 2010: »Die soziale Zusammensetzung der neuimmatr ikuli ert en Studenten und
Studentinnen unterschied sich nach 1918 zunächst nicht wesentl ich von den Propor-
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folgende achtjährige Arbeitslosigkeit und knapp eineinhalbjährige Referen­
tenzeit sichtbar. Die zweite legt die mater ielle bzw. finanzielle Entwicklung
Georg Sackes zu einem in seinen letzten zwei Jahren arbeitsmäßig geschätzten
Referenten in einem wissenschaft li chen Insti tut, dem Hamburger-Weltwir t­
schafts-Institut e.V., offen. Anders formuli ert: Georg Sackes erste Bibliothek,
die er sich in rund 20 Jahren kaufte, widerspiegelt seine mater iell e Armut,
später die finanzielle Abhängigkeit von seiner Frau Rosemarie*. Seine zweit e

ti onen in der zweiten Hälfte des Wilhelminischen Kaiserreichs. Zunächst kamen bis
über die Mitt e der zwanziger Jahre die meisten Studenten aus dem Besitzbürgertum.
Allerdings nahm deren Anteil ab. Konti nuierl ich stärker wurde die Herkunft aus den
Mitt elschichten. Auf einem niedrigen Niveau wuchs auch der Anteil von Arbeiter­
kindern.« [ ...] »Gegen Ende der Weimarer Republik lösten Söhne und Töchter aus
dem Bildungsbürgertum ... den Vorrang des Besit zbürgert ums ab. Darin bestand die
wesentli che Veränderung der Sozialstruktur seil dem Ende des 19. und dem Anfang
des 20. Jahrhunderts.« (S. 209) Hoyer verw eist darauf, dass »die Inflation den Wert
von Stipendien und die Möglichkeit der Eltern , ihre Kinder zu unterstützen, spürbar
mindert e«. (S. 219) Bei Sacke kam hinzu, dass seine Elt ern ab 1918 in Rumänien
lebten (Kischinjow war okkupiert worden). Eine Unterstützung durch die Eltern
fand fast nicht statt . Logische Konsequenz war ein Studium als Werkstudent, der
ab diesen Jahren existent wurde. Hoyer zit iert aus einem Vortrag »über die Not der
Leipziger Studentenschaft vom 21.11.1920«. Darin heißt es: »Während ein Student
früher mit 100 bis 150 Mark gut leben konnte, reichten heute 400 bis 600 Mark kaum
aus. Der Arbeit Suchende falle oft in die Hände von Firmen. die ihm 2 Mark für
eine Stunde quali fiziert er geisti ger Arbeit zahlten. Es gab Studenten ohne Wohnung,
die im Bahnhof kampierten, ohne warmes Mitt agessen und solche, die im Dorfkrug
aufspielten, um Geld zu verdienen.« (S. 219) Bei Sacke zeigte sich das z.B. in einer
regelrechten Erbswurstzeit. In der Suche nach immer bill igeren Lebensmitt el und
Studentenbuden. (Siehe Volker Hölzer : Georg und Rosemarie Sacke. Zwei Leipziger
Intellektuelle und Antifaschisten. Leipzig 2004. S. 38.) In solcher Notzeit entstand
die Notw endigkeit, »alle Gebiete des studentischen Bedarfs von Seiten der Studen­
tenschaft >planmäßig zu bearbeiten««. Ein eingetragener Verein der Wirtschaftshil fe
entstand. Ende 1925 existierten schon »23 Einr ichtungen der Einzelfürsorge« wie die
»1923 entstandenen mensa akademica«, die »1923 etwa 2000 Studenten beköstigte«,
oder der Aufbau von »Heimplätzen«. »Bis 1932 verfügte die Alma Mater Lipsiensis
über etw a 180 bis 200 Heimplätze für Studenten und Studentinnen.« S. 219ff. Als
Hil fswissenschaftl er erhielt Georg Sacke mit ca. 100 Mark ebenfalls kein großes Sa­
lär . (Siehe Volker Hölzer : Georg und Rosemarie Sacke. S. 58.)

8 Ebenda. S. 140f.
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Bibliothek entstand in den ersten zwei Jahren, in denen er als wohl situierter
Wissenschaftl er leben konnte.®

ERSTE BIBLIOTHEK

Als sich Georg Sacke im Wintersemester 1921/ 22 einschrieb, wird er kaum
Bücher sein eigen genannt haben - nicht in Kischinjow und schon gar nicht
in Leipzig. Fast undenkbar erscheint, dass er Bücher auf den studentischen
Weg ins Ausland mitgenommen hat, denn viel zu ungewiss sah in der da­
maligen Zeit seine Zukunft aus. Also kann man davon ausgehen, dass Georg
Sacke seine erste Bibliothek mit Beginn seines Studiums aufzubauen begann.
Aufgrund seiner finanziellen und sozialen Misere, die durch Inflation und
Weltwirtschaftskrise noch zusätzli ch verschlimmert wurde und dazu führte,
dass die Mitt el für den dringendsten Lebensunterhalt oftmals äußerst knapp
bemessen waren, musste sie sehr langsam wachsen. Das änderte sich nur be­
dingt, als er seine erste Anstellung am Osteuropa-Lehrstuhl erhielt, als er
heiratete und während der Arbeitslosigkeit. Gewisse Hil fe fand er in der Zeit
als Werkstudent, die er in Kost und Logis im Heim der Humanitas verbringen
konnte.' Aber andere Ausgaben, z. B. für die Abfassung der Dissertation fra­
ßen das Eingesparte wieder auf.'' Auch als Privatdozent, der er rund vier Mo­
nate war, verfügte er über keine zusätzlichen Mitt el, da seine erste Vorlesung
erst mit dem Sommersemester 1933 begonnen hätte. Allein sein Unterricht an
der Volkshochschule besserte den Etat auf." Deshalb galt für ihn immer die
Maxime: erst das Leben finanzieren und danach die anderen Dinge - darun­
ter auch Bücher. Das war ein trifti ger Grund, warum Georg Sacke für sein
Studium und seine Qualifizierungsschriften die Leipziger Bibliotheken, die
Insti tuts- und Universitätsbibliothek eingeschlossen, benutzen musste, bis ihm
die Nutzung letzterer vom Direktor der Universitätsbibliothek Otto Glauning
auch noch untersagt wurde.!

9 Georg Sacke bezog ca. 500 RM und Rosemarie ca. 200 RM. Ebenda S. 240.
10 Ebenda. S. 40ff.

11 Für die Drucklegung seiner Dissert ation beantragte Georg Sacke einen Zuschuss in
Höhe von 500,00 RM, 160,00 RM wurden ihm gewährt . Ebenda. S. 70.

12 Zu dieser Zeit zahlte die Volkshochschule Leipzig 8,00 RM für eine Doppelstunde.
Ebenda. $. 83.

13 Ebenda. S. 210. Die neue Universitätsgeschichtsschreibung verw eist zwar auf diese
Tatsache, wenn sie einschätzt, dass »nicht nur im Bestand,« sondern »auch in der
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Natürli ch war Georg Sacke ein gewisser Reiz zum Kauf von Büchern ei­
gen, vor all em zu jener Zeit, als er als wissenschaftl icher Hilfsarbeiter die
Bibliothek seines Katheders aufbaute und bearbeitete. Denn auch für ihn als
Nachwuchswissenschaftl er war es normal, eine eigene Bibliothek zu besit­
zen. Entsprechend seiner finanziellen Mitt el wuchs sie über die Jahre. Dass
sie verbrannte, muss ihn sowohl aus finanzieller als auch ideeller Sicht sehr
geschmerzt haben. Obwohl sie seit Frühjahr 1942 nicht mehr existiert, blieb
eine Liste für einen Teil erhalten und lässt einige Aussagen zu. Diese Liste
belegt gewissenhaft seine finanziellen Ausgaben. Sie weist einen Gesamtwert
von »2 972.00 RM« aus, die er bis April 1942 tätigte.' Zugleich verweist sie
darauf, dass er im Literaturverzeichnis seiner »(Habilitations)Schr ift über die
Gesetzgebende Kommission Kathar inas II. ... Werke angestr ichen habe«, die
einen Wert von »1 950 RM« umfassen.'* Leider findet man keinen Bezug, um
welche Werke es sich dabei handelt. Sowohl die abgefasste Arbeit als auch
das Manuskript für die gedruckte Ausgabe sind entweder verschollen oder
nicht erhalten gebli eben. Setzt man aber die Literatur, die Georg Sacke sich für
seine Graduierungsarbeit angeschafft hat, ins Verhält nis zum Gesamtbestand
der ersten Bibliothek, so könnte man von einer Proportion von ungefähr 2 zu
1 zugunsten der Habil itationsschrift ausgehen - 1 950.00 RM zu 1 022.00 RM.
Betrachtet man dazu den Gesamtwert seiner ersten Bibliothek und vergleicht
diesen mit den einzelnen Etappen, in denen er sie angeschafft hat, so wird
erkenntli ch, dass er seine Bibliothek trotz all er finanziellen Misere hauptsäch­
li ch in den Jahren 1929 bis 1940 gekauft haben musste.

Inhalt li ch konzentr ierte sich Georg Sacke in dieser Zeit auf sein Arbeitsge­
biet. Allgemein kaufte er Literatur zur russischen Geschichte. Verstärkt r ichtete
er sein Augenmerk auf die absolutisti sche Ära. Das Interesse an Geschichte zu
russischer Literatur und Kunst bli eb. Die geisteswissenschaft li che Forschung
jedoch, die er noch vorrangig für seine Dissertation zu W. S. Solowjew betr ie-

Benutzung ... ideologische Maßnahmen wirksam wurden«, schränkt im Weiteren
aber ein, wenn formuli er t wird, »denn vom allgemeingesell schaft li chen Terror wa­
ren auch Benutzer der Bibli othek betroffen, die als jüdisch deklar iert wurden und
keinen Zutr itt mehr erhielten«. Poli ti sch von der Universit ät Vert r iebene werden
nicht erw ähnt. Siehe Ulr ich Johannes Schneider : Universitätsbibli othek Leipzig. In:
(Geschichte der Universität Leipzig 1409 - 2009. Ausgabe in fünf Bänden. Bd. 4/ 2. S.
1487.)

14 Siehe StAL. Nachlass Rosemarie Sacke. Nr. 45. BI. 1-3. Da Georg Sacke die Gesamt­
summe nicht voll ständig err echnet hatt e, wu rde das vom Autor nachgeholt .

15 Ebenda. BI. 1.
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ben hatt e", trat nun weitestgehend in den Hintergrund. Da aber wenig Lite­
ratur zur russischen Geistesgeschichte aufgeli stet ist, wird auch sichtbar, dass
Georg Sacke während seines Studiums und der Abfassung seiner Dissertation
fast ausschli eßli ch die Bibliotheken nutzen musste, sei es die Instituts- und
Universitätsbibli othek oder die Deutsche Bücherei. Die Situation in Prag, wo
er von 1925 bis 1926 studiert hatt e, sah nicht anders aus.

Mit seiner Rückkehr nach Leipzig 1926 taten sich aber für die wissenschaft ­
li che Arbeit noch zwei neue Möglichkeiten auf. Erstens hatt e Georg Sacke Zu­
gr iff auf die Literatur seines Ordinari us', Professor Dr. Fr iedr ich Braun, der
ihm ein väterli cher Freund war. Und zweitens konnte er mithil fe Brauns Lite­
ratur aus der Akademie der Wissenschaften der UdSSR ausleihen."

Bei all er bibliothekarischen Konzentration auf russische Geschichte fäll t
zudem eine breite Auffächerung in Sachgebiete auf, die man grob in neun
Gruppen gli edern kann. Inhalt liche Überl appungen sind nicht zu vermeiden:

- allgemeine russische Geschichte
- Staat und Recht
- Außenpoli t ik, Außenhandel und Krieg
- Wir tschaftsgeschichte und Finanzwesen
- alt russische Kirchengeschichte
- Geschichte zu sich bil denden Nationen, die im russischen Zarenreich einge-

gliedert waren (sein Ahnenland Lett land und die Ukraine, die im Zusam­
menhang mit Moldawien zu sehen ist)

- Personengeschichte
- Literatur und Kunst
- Nachschlagewerke

Ferner gibt Georg Sackes erste Bibli othek dahingehend Einbli ck, dass er wis­
senschaftl iche Literatur in mehreren Sprachen kaufte. Neben deutschsprachi­
gen Ausgaben findet man zehn Werke in russischer Sprache (wobei jeweil s
ein 2- bzw. 3-Bänder eingeschlossen sind), fünf von französischen Autoren
(darunter ein 4-Bänder) und zwei engli scher Provenienz mit ebenfall s einem
4-Bänder. Einerseits werden Georg Sackes Sprachkenntnisse bestätigt, ande­
rerseits seine Kenntnis über die seinerzeit führenden wissenschaft li chen Zen-

16 Georg Sacke hatte seine Dissertation zu »W. S. Solowjews Geschichtsphilosophie.
Ein Beitrag zur Charakteristik der russischen Weltanschauung« geschrieben.

17 SieheVolker Hölzer: Georg und Rosemaric Sacke. S. 56ff.
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tren der Osteuropaforschung. Zudem wird aufgezeigt, dass er stets bestrebt
war, mit Quellen und Sekundärli teratur in Originalsprache zu arbeiten.

Bei all dieser Sicht muss die Wertung der Bibliografie der Habili tations­
schr ift außen vor bleiben, da aus obengenannter Tatsache heraus keine Tren­
nung zwischen Bibliotheks- und eigener Literatur vorgenommen werden
kann. Nur so viel: Insgesamt führt er 129 Titel auf. Unter diesen befinden sich
nur 32 deutsch-, aber 97 fremdsprachige. Dieses Verhältnis von 1:3 fordert ge­
rade zu dem Schluss heraus, dass auch für diese Arbeit die wenigste Literatur
sein eigen war.

ZWEITE BIBLIOTHEK

Anders als der Aufbau der ersten Bibliothek erfolgte die Anschaffung der
zweiten, die sich im Zeitrahmen extrem von der ersten unterschied. Der Zeit­
raum betrug nur etwas mehr als 2 %Jahre - von Mai 1942 bis zum 15. August
1944. Mehr Zeit stand Georg Sacke durch seine zweite Verhaftung und seinen
damit verbundenen Tod nicht mehr zur Verfügung.

Hervorzuheben ist, dass sich seine sozialen und damit finanziellen Bedin­
gungen verändert hatt en. Auch sein wissenschaft li cher Status war ein ande­
rer. Zur Zeit der Neuanschaffung war er kein Student und wissenschaft li ch
Suchender mehr. Vielmehr galt Georg Sacke unter Osteuropahistorikern und
Slawisten schon als Speziali st für die Katharinasche Zeit. Diesen Ruf woll te
er verstärken. Dafür genügte ihm aber seine Arbeit in Hamburg nicht, denn
für die wissenschaftl iche Forschung blieb wenig Zeit. Sein Ziel war es, nach
der Herrschaft der Nazis wieder als Hochschullehrer zu wirken, bevorzugt an
seiner Leipziger Universität.

Georg Sacke wartete nicht nur, sondern arbeitete mit seiner Widerstandstä­
tigkeit aktiv daraufhin, dass Krieg und nationalsoziali stischer Spuk so rasch
wie mögli ch beendet würden.

Insofern war der Schr itt zum Aufbau seiner zweiten Bibliothek mehr als
konsequent. Denn jetzt verfügte er durch sein stark angewachsenes Famili ­
enbudget erstmalig über ausreichende finanziell e Mitt el. Der Markt hatt e sich
zudem - insbesondere der antiquar ische - verändert. Durch Auflösen und
Verkauf von Bibliotheken, die oft der Gewaltherrschaft der Nati onalsoziali s­
ten und den fortgeschr itt enen Kr iegsjahren des Zweiten Weltkr ieges geschul­
det waren, muss es Bücher verstärkt antiquar isch zu kaufen gegeben haben.
Zu viel persönli ches Leid und mater iell e Verluste unter der deutschen Bevölke-
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rung vergrößerten die Bestände der Antiquar iate. Von der Aufgabe komplett er
Hausbibliotheken, die der nationalsoziali stischen Verfolgung - z. B. jüdischer
Famili en - geschuldet waren, ganz zu schweigen.

Zusätzli ch konnte Georg Sacke seine Reisen, die ihn mit seiner Frau Rose­
marie nach Leipzig oder Lobenstein führten, nutzen, um in Buchhandlungen
und Antiquariten nach osteuropäischer Geschichtsli teratur zu stöbern . Natür­
li ch suchte er zuerst nach Werken, die er schon einmal besessen hatt e. Dabei
war er aber weniger fündig, denn nur einige konnte er neu beschaffen.'*

Diese neu entstandenen Bedingungen nutzte Georg Sacke zielstrebig für
den Aufbau seiner zweiten Bibliothek. Aber eine Reihe anti quar isch gekauf­
ter Exemplare dürfte den Geldbeutel dennoch stärker belastet haben. Zu den
161 auf Karteikarten aufgeli steten Titeln," die er kaufte, zählten für einen
Osteuropahistor iker wohl schon in der damaligen Zeit mehrere antiquar ische
Raritäten,?°

18 Astolphe de Custine : La Russie en 1839. Bruxell es 1843; Michail A. D'jakonov: Skiz­
zen zur Gesell schafts- und Staatsordnung des alt en Russlands. Breslau 1931; Alek­
sandr Nikolaevic Radiscev: Reise von Petersburg nach Moskau. Leipzig 1922; Oskar
Wulff: Die neurussische Kunst im Rahmen der Kulturentewicklung Russlands von
Peter dem Großen bis zur Revolution. Augsburg 1932.

19 Siehe SIAL. Nachlass Rosemarie Sacke. Nr . 46. Allem Anschein nach ist die Kartei
nicht voll zählig. Zudem befinden sich die Kart eikar ten nicht in dem akr ibischen Zu­
stand wie die Bücher li ste der ersten Bibli othek. Durch oberfl ächli che Führung fehlen
bibli ografische Angaben, manches ist fehlerhaft und anderes unterl iegt dem Ein­
druck, dass auch Rosemarie Sacke mitgewirkt hat. Zumindest bei kyrill ischer Schr ift
scheint es so.

20 Akty rossiskoj imperi j. S. Peterburg 1842. Bd. 1 und 4; Briefwechsel Joseph II . und
Kathari na von Russland. Wien 1869; August Franz Haxthausen: Die ländli che Ver­
fassung von Russland. Leipzig 1866; Instruction de sa Majeste Imper iale Cather ine
lI pour la commission chargee de dresser le projet d'un nouveau code de lois. S.-Pe­
tersbourg. pri Imperatorkoi naouk. 1769; Pierre-Charl es Levesque: Histor ie la Russie.
Yverdun 1782/ 83. 3 Bde. von 7; Memoires secrets sur la Russie. Paris 1800; (vermutl ich
als Herausgeber) August Ludwig v. Schlözer: Tabellen zur chronologischen Obersicht
über die Haupt-Veränderungen in Russland. Gött ingen 1802 bzw. 1801; H. J. Schnitz­
ler : Histor ie intime de la Russie sous les empereus Alexandre et Nicolas. Par is 1847. 2
Bde. aus einem mehrbändigen Werk; Voltaire: Geschichte des Russischen Reichs unter
Peter dem Großen. Frankfurt / Leipzig 1761; Christian Daniel Voss: Russland beym
Anfange des neunzehnten Jahrhunderts . Handbuch zum Unterr icht und zur Selbstbe­
lehrung in der Staatskunde. Erster Theil. Russland. Erste Abteilung. Geographie und
Staatsverfassung. Leipzig 1802 bey Peter Phil ipp Wolf und Comp.
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Wie zu Beginn der 30er Jahre richtete Georg Sacke sein Hauptaugenmerk
auf russische Geschichte, die die Literatur zu seinem Spezialgebiet der Ge­
schichte des russischen Absolutismus im weiteren und der Katharinaschen Zeit
im engeren Sinne einschloss. Ebenso beschafft e er sich Bücher von nationalen
und internationalen Osteuropakennern.21 Seine Heimatuniversität verlor er
auch nicht aus den Augen.* Von großem Wert war für ihn, der stets akribisch
mit Quell en arbeitete, der Erwerb von Quelleneditionen." Nicht unerwähnt
soll te bleiben, dass er, wenn es die Bedingungen zuli eßen, auch Werke von
sowjetrussischen bzw. sowjetischen Histor ikern erwarb.?'

Vergleicht man die Sachgebiete beider Bibliotheken, so fall en keine großen
Änderungen auf. Im Wesentli chen behielt er sie bei. Nur die quantitativen
Proportionen verschoben sich. Viel Augenmerk richtete er auf Personenge-

21 Otto Hoetzsch: Russische Probleme. Berli n 1917; Mart in Winkler : Petr Jakovlevic
Caadaev. Berl in 1927; Andre Mazon: Le Slovo d'Igor. In: Revue des Etudes Slaves.
18. Bd. Par is 1938; Sergej Jul' evic Vitt e: Vospominanija. Carstvovanie Nikolaja II .
Vermutli ch Moskva i Petrograd 1922. 2 Bde. Werner Phil ipp: Ansätze zum geschicht­
liehen und poli t ischen Denken im Kiewer Russland. Breslau 1940. (Bei den beiden
Osteuropahistor iker Andre Mazon und Werner Phili pp existiert noch ein anderer
Bezug zu Georg Sacke. Mazon schickte Phil ipp ein Manuskript von Georg Sacke, der
ihn gebeten hatt e, dieses zu veröffentli chen. Es kam nicht mehr dazu. Philipp brachte
diese Arbeit postum unter dem Titel »Radiscev und seine »Reise« in der westeuropä­
ischen Literatur des 18. Jahrhunderts . Forschungen zur osteuropäischen Geschichte«
in den Forschungen zur osteuropäischen Geschichte Bd. 1. der Freien Universit ät
Berli n. Berli n 1954. S. 44-54 heraus. Damit veröffentlichte er eine der zwei noch un­
bekannten Arbeiten Georg Sackes. Zugleich würdigte er ihn erstmalig nach 1945 in
der deutschen Osteuropahistor iografie als Osteuropahistoriker und Antifaschisten.
(Siehe auch Volker Hölzer: Georg und Rosemarie Sacke. S. 363.

22 Georg Steinhausen: Geschichte der deutschen Kult ur. Leipzig 1904; Raimund Förster :
Die Entstehung der russischen Reichsjahrbücher. Ein Lösungsversuch der Nestorfr a­
ge. Sonderdruck für Geschichte Osteuropas. Jg. 1. Heft 2/ 3. 1936.

23 Akty istor iceskie archesgraficeskogo kommissiju. S. Peterburg 1842; Socinenija D. I.
Pisareva. S. Peterburg 1903/ 04 6 Bde., siehe auch Anmerkung 19.

24 N. P. Bauer: Deneznyi scem russkoj pravdy. Insti tut istor ii akademii nauk SSSR.
1937; Michail O. Gersenson: Dekabr ist Krivcov. Moskau 1923; E. M. Kuliser: Istor ija
russkoj torgovli. Petr ograd 1923. Wenn es Evgenij Michajlovic Kuliser betr ifft , dann
handelt es sich um einen russischen bzw. ukrainischen Wissenschaftl er, der noch zu
Sowjetzeiten in die USA ging.
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schichte und solche Quelleneditionen wie Tagebücher von Figuren der russi­
schen Gesellschaft .3

Als weiteren Schwerpunkt sah Georg Sacke Bücher zur Geschichte der un­
terdrückten Nationen des russischen Reichs, speziell zu denen, die mit sei­
ner Herkunft zu tun hatt en. Das betraf zuerst Literatur über die Geschichte
des Balt ikums und der Ukraine. Aber mit KHa3 C. D. VpycoBi : 3anMcKH
ryoepHaropa. KwiI HHeB 1903-04 r . Berli n 1908 gelang es ihm, auch einen
Titel aus seiner Vaterstadt zu kaufen.

Nicht mehr überraschend aber dennoch auffallend ist, dass der Sprachbe­
gabte, viel Augenmerk auf fremdsprachige Literatur zu Osteuropa legte. So
beinhaltet seine Kartei jetzt 49 russischsprachige Titel, unter denen sich noch
einige Mehrbänder befinden. Weiter sind 27 französischsprachige aufgeführt,
darunter wieder Mehrbänder. Unterr epräsentiert - mit nur zwei Titeln -
bleibt dagegen die engli schsprachige Literatur. Mag sein das hier die Zeit und
die Besetzung Frankreichs hineinwirkten. Oder es result ierte aus der histor i­
schen Tatsache, dass zuzeiten des russischen Absolutismus beim Zar und an
den Fürstenhäusern die französische Sprache Hochzeit hatt e und Franzosen
wie z. B. Voltaire stärker bemüht waren, über Russland zu berichten. Ob die
französische Osteuropaforschung zur Kaufzeit kompetenter als die engli sche
war, wage ich nicht einzuschätzen.?'

Ein Buch, das völl ig aus dem Rahmen fiel, aber Sackes marxisti sches In­
teresse belegt, war Karl Kautsky. Thomas Moore und seine Utopie. Stutt gar t
1888.3

Die verwitwete Rosemar ie Sacke brachte im Frühjahr 1946 Georg Sackes
Bibli othek mit nach Leipzig. Zumindest Teil e dieser Bibliothek - nicht all es
war relevant - übergab sie der Leipziger Universität. Unterlagen darüber las­
sen sich leider nirgendwo finden.° Aussagekräfti g sind aber zwei Stempel.

25 Siehe StAL. Nachlass Rosemarie Sacke. Nr. 46.
26 Siehe ebenda.
27 Siehe ebenda.
28 Siehe ebenda.
29 Mögli ch könnte sein, dass die Anti faschistin und Ehefrau von Georg Sacke, Rose­

marie Sacke, die selbst ab 1947 als stell vert retende Direktor in der Vorstudienanstalt
bzw. Direktori n der Arbeiter-und-Bauern -Fakultät der Leipziger Universität ange­
hört e, die Bibliothek Walter Markov, dem Antifaschisten und mitt elbaren Nachfolger
des Osteuropainstitutes von Braun, übergeben hat Sowohl ihre Nichte, Hella Bauer,
als auch ihr Neffe, Prof. Dr. med. Klaus Welse, können sich an einen solchen Vorgang
nicht er innern .
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Der eine weist auf dem Titelblatt »Dr. Georg Sacke« als Eigner aus. Der an­
dere - zumeist auf dessen Rückseite - verweist mit folgendem Text »Aus dem
Nachlaß von Dr. Georg Sacke« auf die Herkunft . Im Zeitraum 1946 bis 1951

muss die Obergabe erfolgt sein. Diese zeitliche Eingrenzung wird möglich,
weil manche Bücher auf dem Titelblatt ebenfall s mit einem Stempel des »In­
stitutes für Kultur- und Unversalgeschichte« versehen sind. Dass die Litera­
tur nach 1951 an die nachfolgenden Einr ichtungen übernommen wurde, lässt
sich anhand des Stempels »Karl-Marx-Universität. Institut für Geschichte der
Völker der UdSSR« nachvollziehen. Denn dieses Institut bil dete bis zu seiner
Umwandlung 1955 in das Institut für Geschichte der europäischen Volksdemo­
kratien eine Brücke zum Institut für Kultur- und Unversalgeschichte.

Letztendlich kam es ab 1968 aber zu Brüchen mit der von Walter Ulbr icht
geforderten Auflösung des Institutes für Geschichte der europäischen Volksde­
mokrati en 1968/69 *° und mit der im Dezember 1990 durch Kabinett sbeschluss
erfolgten Abwicklung des Wissenschaftsbereichs Geschichte der UdSSR und
der soziali stischen Länder Europas, bei dem zumindest noch ein Teil Literatur
angesiedelt war." Das Ende der Bibliothek von Georg Sacke war besiegelt.

Das Schicksal der Bibli othek erscheint noch in einem zweifelhafteren Licht,
weil m. E. bei der Obernahme der Literatur von Rosemarie Sacke ein weiterer
Stempel hinzugefügt wurde, der zugleich mit der Namensgebung »Georg-Sa­
cke-Bibliothek für Osteuropa-Forschung« eine Ehrung des ehemaligen Leipzi­
ger Osteuropaforschers beinhaltete.*

30 Siehe Ernstgert Kalbe: Zur historiographischen Osteuropadiszipli n in Leipzig von
1945 bis zum Ende der DDR In: Osteuropakunde an der Leipziger Universität und in
der DDR Osteuropa in Tradition und Wandel. Leiziger Jahrbücher. Leipzig 2006(8/1).
$. 71 und S. 81f.

31 Siehe Ulrich von Hehl und Markus Huttner t: Geschichte. In: Fakultät für Geschich­
te, Kunst- und Orientwissenschaften. In: (Geschichte der Universität Leipzig 1409
- 2009. Ausgabe in fünf Bänden.) Leipzig 2010(4/1). S. 195.

32 Aussagen zur Geschichte der Namensgebung und zur Bibli othek konnte der Verfas­
ser von seinen ehemaligen Koll egen Professor Ernstgert Kalbe, Professor Dr. Ger­
hard Fuchs, Professorin Dr. Eva Seeber, Professor Dr. Joachim Kuhles, Dozent Dr.
Hartmut Lauenroth, Dozent Dr. Hartmut Kästner nicht oder nur wenig erhalten.
Professorin Dr. Eva Seeber erinnerte, dass nach 1968/69 ein Teil der Bücher zunächst
in dasehemalige Dimitroff-Museum mitgenommen wurde, in dem die Wissenschaft­
ler tätig waren, die an die Akademie der Wissenschaften der DDR gingen. Mit dem
Umzug nach Berli n wurde die Li teratur an die Universitätsbibli othek abgegeben.
Dozent Dr. Hartmut Lauenroth äußerte sich dahingehend, dass ein Teil in den für
Studenten zugängli chen Freihandbestand im Peterssteinweg eingeordnet wurde. Die
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Bei Nachforschungen des Autors in der Universitätsbibliothek Leipzig, die
er anhand des Konvolutes 46 aus dem Nachlass von Rosemarie Sacke vollzog,
fand der Autor nur noch folgende sieben Titel:

- Christian Daniel Voss: Russland beym Anfange des neunzehnten Jahrhun­
derts. Handbuch zum Unterr icht und zur Selbstbelehrung in der Staatskun­
de. Erster Theil. Russland. Erste Abteilung. Geographie und Staatsverfas­
sung. Leipzig 1802 bey Peter Phili pp Wolf und Comp.

- F. Raupach: Reise von St. Petersburg nach dem Gesundbrunnen zu Lipezk
am Don. Nebst einem Beitrage zur Charakter istik der Russen. Breslau 1809
bei Wilhelm Gott li eb Korn .

- Michail Fedorovich Orlov: Ober den Staatskredit. Von einem russischen
Staatsmanne. Verl ag von Ott o Wigand. Leipzig 1840.

- Il uciMa AneKcaHnpa PpaHoBHa TypreneBa K HHKoJaIO HBaHOBHy
Typrenepa. ©. A. BpoKray3i . Jlevnutur 1872.

- K. O. TonopMHI: PyccKin PoMaHi H PyccKoe O61tecrpo. C. - Ilerepoypr»
1904.

umfangreichsten Antw ort en und Hinweise erhielt der Autor durch eine E-Mail vom
14.02.2011 von Professor Dr . Lutz-Dieter Behrendt. In dieser verw ies er auf einen
Band von »V. Buzeskul. Vseobscaja istor ija i ee predstaviteli v Rossii v XIX veke i
nacale XX veka. Cast' pervaja. Leningrad. Izdatel'stvo Akademii Nauk SSSR 1929
(Akademija nauk Sojuza Sovetskich Sozialist iceskich Respublik. Trudy Komissii po
istorii znanij) 218 Seiten« auf einem noch weiteren Stempel - »Osteuropäisches Se­
minar der Hamburgischen Universität mit handschr iftl ichem Zusatz 11/ 1931, der mit
Bleistift zweimal durchgestr ichen war«. Und er schr ieb: »Nach der Hochschulreform
wurde die Bibli othek des Instituts für Geschichte der Volksdemokr atien wie das In­
sti tut zerschlagen. Der Russlandbestand bli eb zum ger ingeren Teil als Hand- und Ge­
brauchsbibli othek dann im Hochhaus bei den UdSSR-Historikern . Da nicht all es mit­
genommen werden konnte, wurden die älteren Bände (wahrscheinli ch auch einige
aus der Sacke-Bibliothek) der UB übergeben. Inwiefern die Bücher in die UB wirk­
lich eingegli edert oder auf dem antiquarischen Markt verkauft wurden, entzieht sich
meiner Kenntnis. Der verstorbene Bonner Professor Fischer teilt e mir um 1990 mit,
dass er für die Bibliothek seines Seminars einige ältere Bände aus dem Bestand der
Leipziger UB antiquar isch in den siebziger oder achtziger Jahren erworben habe.«
(E-Mail vom 14.02.2011 beim Verfasser) Nach Rücksprache mit Frau Reuß wurde mir
diese Praxis bestätigt. Eine Antw ort der Bonner Bibliothekar in der Osteuropäischen
Abteil ung. Frau Anna Trimborn , die aufgrund des Vergleichs der Literatur li ste des
Nachlasses mit dem Bestand erfolgte, fiel jedoch negativ aus (E-Mail vom 02.05.2011
beim Verfasser).
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- KH. C. D. ypycops: 3anucKH ryoepnaropa. Kwi MHeB6 1903-04 r . Bühnen­
und Buchverlag russischer Autoren J.Ladyschnikow. Berli n 1908.

- Gerhard Laehr: Die Anfänge des russischen Reichs. Poli ti sche Geschichte
im 9. und 10. Jahrhundert. In: Histor ische Studien. H. 189: Verl ag von Emil
Eher ing. Berl in 1930.

Da die Kartei erwiesener Maßen unvoll ständig ist, könnten immer noch wei­
tere Bände aus dem Bestand von Georg Sacke in der UB eingestell t sein. Zu
wünschen wäre es.

RESOMEE

Georg Sackes zwei Bibliotheken, seine erste, in einer Bombennacht des Zweiten
Welt kr ieges im Jahre 1942 auf Hamburg in Flammen aufgegangen, und seine
zweite, in den Jahren 1942 bis 1944 geschaffene Bibliothek, existierten schon
in den letzten 2-3 Dekaden des 20. Jahrhunderts nicht mehr. Der Hoffnungs­
schimmer, dass seine zweite Bibliothek als Nachlass in einer Georg-Sacke­
Bibliothek für Osteuropa-Forschung an der Leipziger/ Karl-Marx-Universität
Bestand haben könnte - ein stetiger Wunsch seiner Ehefrau Rosemarie Sacke,
wurde durch die Eigenwill igkeit, mit der die SED in die Osteuropaforschung
hineinregierte, zunichte gemacht.

Die erste wurde während der nationalsoziali sti schen Ära vern ichtet. Die
zweite fand ihr Ende in der realsoziali sti schen Zeit. Die letzten, eventuell noch
im Komplex vorhandenen Bücher vereinzelten sich spätestens mit dem Ab­
wicklungsbeschluss vom Dezember 1990, durch den der Wissenschaftsbereich
Geschichte der UdSSR und der soziali stischen Länder Europas eliminiert wur­
de. Die zweite Bibliothek war von Georg Sacke in den gesell schaft li chen Wo­
gen des 20. Jahrhunderts gekauft und an die Universität geschwemmt worden.
In ebendiesen ist sie auch untergegangen.

Sarkastisch könnte man Eric Hobsbawm's Einschätzung von der Weltge­
schichte des 20. Jahrhunderts heranziehen, der dieses als das »Zeitalter der
Extreme« einschätzte. Projiziert man diese Einschätzung auf das Dilemma
der Sacke-Bibli othek an der Karl-Marx-Universität bzw. Universität Leipzig,
so kommt man nicht umhin einzuschätzen, dass das Einzelne die allgemei-
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ne Sicht untermauert." Im Falle des bibliothekarischen Nachlasses von Georg
Sacke blieb der Anspruch, Kulturgut in seiner Gesamtheit zu sichern und zu
bewahren, unerfüll t.

33 Eric Hobsbawm: Das Zeitalter der Extreme. Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts.
München 1998. Willi Beitz formuliert in einer Besprechung noch krasser, wenn er
vom »Jahrhundert der Katastrophen« spri cht. (Leonhard Kossuth: Ach, Väterchen!
Meiner Mutter Prinz. Famili en-Saga 1850-2010. Berlin 2010. In: Kultursoziologie. As­
pekte. Analysen. Argumente. Wissenschaftliche Halbjahreshefte der Gesellschaft für
Kultursoziologie e.V. Leipzig. Hrsg. von Wolfgang Geier und Ernstgert Kalbe. Berlin
2010 (2). S. 209).



ERHARD HEXELSCHNEIDER

Russische Studenten an der Handelshochschule zu Leipzig
(1898-1914)'

DIE HANDELSHOCHSCHULE - ENTSTEHUNG UND ANSPRUCH

Das Studium russischer Studenten in Leipzig hat seit dem 18. Jahrhundert
eine lange Tradition und weckte immer wieder das Interesse der Forscher. Sie
haben sich bisher vornehmli ch auf die Universität konzentriert, vor all em auf
die Zeit bis zum Ersten Weltkrieg; die Folgezeit bli eb bis in die Gegenwart
weitgehend unberücksichtigt, sieht man von Arbeiten zum Herder-lnstitut für
die DDR-Periode ab. Für die Zeit bis 1914 seien hier die Arbeiten über die rus­
sische Studentengruppe genannt, die von Kaiserin Katharina II. in den 1760er
Jahren an die Juristenfakultät entsandt wurde (E. Hexelschneider, S. Hill ert,
P. Hoff mann, A. I. Starzew, W. Stieda, A. G. Tatarinzew u.a.), ferner Aufsätze
über russische Studenten an der Universität zwischen 1890 und 1918 (K. Czok,
M. Unger, neuerdings vor all em S. Hoyer u.a.) und weitere Themen.

Ober das Ausländerstudium an den anderen Leipziger Hohen Schulen (und
damit auch über das Studium von Studenten aus dem Russischen Reich) für
den genannten Zeitraum wurde bisher kaum geforscht. Nichts li egt vor über
Ausländer an der 1887-1890 entstandenen Königli chen Kunstakademie und
Kunstgewerbeschule samt ihren bis ins 18. Jahrhundert hineinreichenden Vor­
gängern (heute Hochschule für Grafik und Buchkunst) oder über die Vorgänger

Für mannigfache Anregungen und Hil fe danke ich Hans Göschel und Svetlana Bit­
cova (beide Leipzig) sowie vor allem dem Universitätsarchiv Leipzig (UAL), wo das
Archiv der Handelshochschule (Bestand HHS) für diese Per iode aufbewahrt wird.

2 Eine Zusammenfassung der deutschen und russischen Literatur mit ausführ li chen
bibli ografischen Angaben zur Leipziger Zeit A. N. Radischtschews und seiner Kom­
mil itonen bei Nadezda Dmitr ievna Kocetkova, Aleksandr Grigor 'evic Tatar incev:
Stichwort Radiscev. In: Slovar ' russkich pisatelej XVIII veka. Bd. 3. Sankt-Peterburg
2010. S. 16-29 sowie die deutschsprachige Literatur zu ausländischen Studenten an
der Universität Leipzig generell bei Siegfr ied Hoyer : Kleine Geschichte der Leipziger
Studentenschaft 1409-1989. Leipzig 2010.
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der heutigen Hochschule für Technik, Wir tschaft und Kultur ; erst in Ansätzen
sind einige Daten über die Studenten des 1843 gegründeten Conservator iums
der Musik, der heutigen Hochschule für Musik und Theater »Feli x Mendels­
sohn Bartholdy« bekannt. Immerhin studierten dort bei einer Gesamtzahl
von 6.166 Studenten all ein von 1843 bis 1893 insgesamt 268 Studierende (dar­
unter 106 Frauen) aus dem Russischen Reich, bis 1914 stieg ihre Zahl auf 834
an.' Einzig für die Handelshochschule hat Hans Göschel einen Überbli ck über
russische Studenten gegeben, an den der vorli egende Beitrag anschließt.'

Im Folgenden soll dargestell t werden, warum die »Russen«, also Staatsan­
gehörige des Russischen Reichs verschiedenster Nati onali tät (Russen, Polen,
Ukrainer, Juden, Deutsche, Armenier, Moldawier u. a.) zum Studium vorzugs­
weise an die Leipziger Handelshochschule gingen, wie sie sich dort verhielten
und wie sie an der Hochschule selbst und in der Leipziger Offentli chkeit wahr­
genommen wurden.

Die Handelshochschule Leipzig (HHS) wurde am 25. April 1898 nach lange
andauernden konzeptionellen Beratungen als erste deutsche Hochschule die­
ser Art unter dem Gründungsrektor (er nannte sich anfängli ch Studiendirek­
tor) Hermann Raydt (1851-1914) gegründet, noch vor Aachen und Wien (1898),
St. Gall en (1899), Köln und Frankfur t am Main (1901); später folgten Berli n
(1906), Mannheim (1907) und München (1910). Der erste Sitz der Leipziger
Hochschule befand sich zunächst im Gebäude der Öffentli chen Handelslehr­
anstalt in der Löhrstraße 3-5, die der Leipziger Handelskammer unterstand
und von wo auch Raydt gekommen war, bis die HHS 1902 in die Schulstraße
1 (heute Ratsfreischulstraße 3) umzog, um dann 1910 ihr vorläufig endgült i­
ges Domizil in der Ritt erstraße 8-10 (heute Geschwister-Scholl -Haus) zu fin­
den. Die Gründung der HHS erwuchs aus dem dringenden Bedürfnis eines
wirtschaftsstarken Deutschen Reiches, an der Wende vom Kapitali smus zum
Imperiali smus einen quali fizier ten Stab von Kaufleuten und Handelsexperten
heranzubil den, der vor all em mitt lere und größere Betr iebe erfolgsorientiert
leiten und international wirksam führen konnte. Leipzig wurde so zur Wiege
neuer ökonomischer Disziplinen wie der Betr iebswir tschaftslehre, der Steu­
erwissenschaft und der Wirtschaftspädagogik. Ursprüngli ch wurde für das
erste Studienjahr mit 50 Hörern gerechnet, tatsächli ch waren es 1898 bereits

3 Die Zahlen nach: Das Königli che Conservator ium der Musik zu Leipzig 1843-1893.
Leipzig 1893. S. 113f. und nach der Matr ikel der Hochschule für Musik und Theater
»Felix Mendelssohn Bartholdy«, berechnet von Eli zaveta Tumim.

4 Hans Göschel: Die Handelshochschule in Leipzig. Leipzig 2008. S. 96-100.
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97 Hörer im ersten Semester, und zum zehnjährigen Jubiläum der Hochschule
betrug die Zahl der Studierenden insgesamt 2 618.*

Die Konstruktion der neuen Hochschule war angesichts fehlenden Eigen­
kapitals eigenarti g und formte sich erst allmählich aus. Die HHS war (wie
andere Hochschulen auch) dem Königli ch-Sächsischen Minister ium des Innern
unterstellt ; finanziert und begründet wurde sie aber von der Handelskammer
Leipzig sowie durch jährli che Zuschüsse der Stadt Leipzig und des Landes
Sachsen. Aus Kostengründen, aber wohl vor allem aus wissenschaft li chen Er­
wägungen wurde lange Jahre auf den Aufbau eines eigenen hauptamtli chen
Lehrkörpers verzichtet (bis auf Buchhalt ung und andere ausgesprochen kauf­
männische Fächer). Man griff auf die erfahrenen und renommierten Lehrkräf­
te der Universität im Nebenamt zurück. Dazu zählten Kapazitäten wie der
Nationalökonom, Wir tschaftshistor iker und Arbeitssoziologe Karl Bücher (der
sich in der Folgezeit auch mehrfach zu den ausländischen Studenten und ihren
Problemen äußern soll te) sowie der Geograph Joseph Partsch. Als Universi­
tätsvertreter gehörten sie dem Senat an. Eben die wissenschaft li che Kapazität
von angesehenen Hochschullehrern war ganz gewiss auch ein Anziehungs­
punkt für ausländische Bewerber . Die Studenten der HHS waren gleichzeiti g
Hörer der Universität; die HHS ihrerseits zielte von Anfang an auf Internati­
onali tät und bot seit dem Sommersemester 1899 neben den verbreiteten west­
europäischen Sprachen auch Russischunterr icht (Sprachkurse und Lektüre) an,
der aber bis zum Ersten Weltkr ieg nur wenige Hörer fand.'

Das Ausbildungssystem war wie folgt geordnet. Es gab zwei Ausbildungs­
r ichtungen: a) Kaufleute mit Diplomabschluss mit dem Ziel einer vertieften
allgemeinen und kaufmännischen Bildung für den Kaufmannsberuf unter
Einschluss des Bankwesens, des Buchhandels und anderer Gebiete und b)
Lehrer an Kaufmanns- und Handelsschulen mit Lehramtsabschluss mit einer
besonderen theoretischen und praktischen Fachausbildung. Aufgenommen
wurden Abitur ienten der höheren deutschen Lehranstalten mit 9jähr iger Aus­
bildung, Absolventen höherer Handelsschulen und Seminare sowie Kaufleute
mit abgeschlossener dreijährigen Ausbildung und Berechtigung zum Einjäh­
r ig-Freiwilli gen Dienst; bei Ausländern wurde analog verfahren, auch wenn
es oft schwer fiel, die Äquivalenz der Ausbildung festzustellen. Die Prüfungen

5 Zehnter Jahresbericht der Handelshochschule Leipzig. Leipzig 1908. $. 6.
6 Aus diesem Grund scheiterten auch die Bemühungen des Obersetzers und Dolmet­

schers Theodor von Kouraysky um Erlangung eines Lehramts für russische Sprache
und Handelskorrespondenz in den Jahren 1903/1904. Siehe UAL. HHS. 71. BI. 89-90.
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waren anspruchsvoll , die Zahl der vorzeiti gen Abgänger und auch der »Durch­
fall er« erheblich. Zwischen 1900 und 1908 wurden z.B. bei einer Gesamtzahl
von 2.521 eingeschr iebenen Studenten nur 550 Diplom- und 140 Lehramtsprü­
fungen (= 690) abgelegt.' Die Ausbildungszeit betrug vier Semester, die aber
bis 1921 nicht als »akademisch« galt , man sich also nicht Diplom-Kaufmann
nennen durfte und folglich auch an der HHS nicht promovieren konnte.

DIE ENTWICKLUNG DER STUDENTENZAHLEN

überbli ckt man die Entwicklung der Studentenzahlen an der HHS, so fäll t das
unerhörte Wachstumstempo der Immatr ikulationen auf. Die Zahl der Studie­
renden stieg bereits 1900 von anfangs geplanten SO auf über 200 Studenten
jährli ch an, betrug 519 im Jahr 1903, wuchs in den russischen Revolutionsjah­
ren auf 600-700 und erreichte 1913 schli eßli ch die Rekordzahl von 1005 Stu­
denten (siehe Tabell e 1). Diese rasche Entwicklung der Studentenzahlen ist
schon für sich erstaunli ch, beachtet man die erwähnte Konstrukti on der HHS.
Mit dieser Entwicklung ist aber ein weiteres Phänomen verbunden. Die HHS
errang gleich nach Gründung offenbar einen solch hohen internationalen Ruf,
dass sich auch immer mehr Ausländer immatr ikulieren ließen. Zeitweili g stu­
dierten ausländische Studierende aus bis zu 17 verschiedenen Staaten an der
Lehranstalt, darunter auch Asiaten und Amerikaner.

Uns interessiert, ausgehend von der Gesamtzahl der Studierenden, die Re­
lation zwischen inländischen und ausländischen Studenten und unter diesen
(mit Bli ck auf unser Thema) wiederum die Anzahl der Studierenden aus dem
Russischen Reich. Um das zu verdeutli chen, soll in Tabelle 1 die Zahl der Aus­
länder insgesamt im Verhältnis zu den Studenten des Russischen Reiches nach
den offi ziellen Hochschulstatistiken dargestellt werden.

7 Zehnter Jahresbericht der Handelshochschule. S. 7.
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Die Inländer sind unterteil t nach den einzelnen Staaten des Deutschen
Reiches, wobei an der Spitze (in unterschiedli chen Jahren unterschiedli ch)
Preußen, Sachsen, Bayern und Baden stehen. Die Ausländer sind ebenfall s
nach Ländern angeordnet, z.B. 1907 bei 479 Ausländern sind es 310 Russen,
76 Studenten aus Osterreich-Ungarn, 40 Bulgaren, 15 Rumänen und 10 Ser­
ben, alle anderen europäischen und außereuropäischen Staaten sind durch
Einzelpersonen vertreten. Die Zahl der Ausländer macht von Beginn an pro­
zentual jährli ch etwa ein Dritt el der Gesamtzahl der Studierenden aus und
überschreitet diese Grenze sogar ab 1901/1902, bis sie 1905 bereits 51,4 Prozent
und in den Folgejahren über 60 Prozent erreicht. Diese Zahlen gehen dann
zwar etwas zurück und liegen zum Beginn des Ersten Weltkr iegs 1914 bei
56 Prozent. Innerhalb dieser großen Zahl ausländischer Studierender nehmen
russische Staatsbürger ab 1903 mehr als die Hälfte ein; erst ab 1910 sinkt ihre
Zahl, vermutli ch aufgrund der vom Senat beschlossenen Maßnahmen wie Er­
höhung der Studiengebühren und Verschärfung der Eintr itt sbedingungen in
ein Studium, wenngleich die Gesamtzahl immer noch erhebli ch bleibt.

Hans Göschel, der beste Kenner der Geschichte der HHS, führte an, dass
in den Jahren 1898-1914 insgesamt 4.298 Bewerber an der HHS immatrikuli ert
wurden, davon rund 48 Prozent Ausländer. Davon sind wiederum 75 Pro­
zent Ost- und Südosteuropäer, wobei die russischen Staatsbürger die größte
Gruppe bil deten.' Die Studierenden aus dem Osten und Südosten Europas (die
Griechen eingeschlossen, aber ohne Osterreich-Ungarn ) machten im ersten
Jahrzehnt des Bestehens der HHS durchschnitt li ch mehr als die Hälfte all er
Studenten aus. Insofern darf man die im Folgenden noch zu analysierenden
Befürchtungen bestimmter deutscher Kreise wegen einer »Überfremdung«
oder gar einer »Oberflutung« mit ausländischen Studenten an der HHS nicht
als bloße Propaganda abtun, sondern muss solche Vorwürfe auf ihre poli tische
Zweckbestimmung zurückführen.

Bedeutsam ist in diesem Zusammenhang ein Bli ck auf das sog. Russen-Ver­
zeichnis der HHS, ein einmaliges Zeitdokument einer deutschen Hochschule.
Es wurde 1908, als der eigentli che Höhepunkt der Immatr ikulation russischer
Studenten an der HHS erreicht war, für den Zeitraum von 1902 bis 1914 von
der Hochschulleitung angelegt und ist als (nicht immer gut zu lesende) Schrei­
berkopie in gebundener Form überli efer t; nur die Jahre von 1911 bis 1914 sind
maschinenschr ift li ch vorhanden. Erfasst werden alphabetisch pro Semester
all e Untertanen des Russischen Reiches an der HHS mit folgenden Angaben:

8 Hans Göschel: Die Handelshochschule in Leipzig. S. 98.
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Name, Vorname (kein Vatersname), Geburtsdatum und -ort, Religion. Den­
noch fäll t es schwer, nach diesen Angaben die Gesamtzahl der russischen
Stundeten an der HHS für den Zeitraum von 1902-1914 zu ermitt eln. Göschel
gibt die Zahl der russischen Staatsangehörigen nach dem »Russenbuch« vom
Wintersemester 1902/1903 bis zum Sommersemester 1914 mit 3.304 Namen an,
das aber ist die tatsächliche Studentenzahl des Russen-Verzeichnis insgesamt.'
Jeder russische Staatsangehörige wurde in diesem Verzeichnis pro Semester
neu erfasst und so tauchen viele Namen zwei-, drei- oder gar vierfach auf, je
nach Studien- oder Aufenthaltsdauer. Das aber macht jede exakte Aussage
zur Gesamtzahl ohne umfassende namentliche Aufli stung all er Namen nur
schwer mögli ch und konnte hier aus verschiedenen Gründen nicht geleistet
werden.

Tabell e 2: Russische Studenten an der HHS für die Jahre 1902/1903 bis
1913/1914

Wintersemester Studentenzahl Sommersemester Studentenzahl
1902/ 03 88 1903 92
1903/ 04 102 1904 102
1904/ 05 145 1905 150
1905/ 06 173 1906 209
1906/ 07 259 1907 225
1907/ 08 222 1908 183
1908/ 09 154 1909 120
1909/ 10 112 1910 90
1910/ 11 99 1911 91
1911/ 12 107 1912 104
1912/ 13 111 1913 107
1913/ 14 126 1914 128

Insgesamt Insgesamt
1698 1601

- 3 299,
abweichend von
Göschel

(Berechnung nach Russen-Verzeichnis. Ergangen 1908. Zeitraum 1902- 1914. Aufbe­
wahrt im UAL. HHS. 84.)

9 Ebenda.
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Die Anzahl der russischen Studierenden an der HHS Leipzig ist also außerge­
wöhnlich hoch, auch im Vergleich zu anderen deutschen Handelshochschulen
und sogar zur um vieles größeren Universität Leipzig. Dort wurden zwischen
1870-1890 jährli ch zwischen 50 und 70 Studenten immatr ikuli ert. Siegfr ied Ho­
yer führ t folgende Tabelle an:

Tabell e 3: Russische Studenten an der Universität Leipzig 1890 bis 1914 in
ausgewählten Jahren

Semester Immatri - Auslän- In Pro- Russische Prozent-
kulation der zent Studenten anteil an
gesamt Auslän-

dern

1890/1891 3 458 262 7,37 38 14,50

1895/1896 3 019 310 10,27 60 19,35

1900/1901 3 586 388 10,62 91 23,45

1905/1906 4 224 515 12,19 190 36,89

1910/1911 4 900 634 12,94 78 43,84

1912/1913 5 351 784 14,65 408 52,04

1914 5 359 627 11,70 289 46,09

(Siegfr ied Hoyer: Russische Studenten an der Universität Leipzig. In: Leipzig und Russ­
land. Streifl ichter aus Vergangenheit und Gegenwart. Hrsg. von Erhard Hexelschnei­
der und Ali ta Li ebrecht. Schkeuditz 2007. S. 131.)

Es stell t sich die Frage, warum die HHS eine so gewalt ige Zahl von Studie­
renden aus Russland anzog. Die Gründe dafür sind im allgemeinen bekannt
und werden in den hefti gen Diskussionen der Zeit immer wieder von den Be­
fürwortern des Ausländerstudiums, was das »Russenstudium« einschloss, ins
Feld geführt. Sie lassen sich als Standortvorteile Leipzigs (ähnli ch wie für den
starken Zulauf von Studenten an die Leipziger Universität) folgendermaßen
zusammenfassen:

- Der Ruf Leipzigs als Handels- und Messestadt, besonders auch in seiner
histor ischen Dimension für die deutsch-russischen Beziehungen;

- das Ansehen und die damit verbundene Ausstrahlungskraft der deutschen
Wissenschaft und insbesondere der Leipziger Universität seit der Aufklä-
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rung sowie die große Zahl bedeutender Gelehr ter von Welt ruf in den Na­
tur-, Medizin- und Sozialwissenschaften an der Universität seit den 1860er
Jahren. Sie bot zu Beginn des 20. Jahrhunderts das Bild einer »gut ausge­
statt eten modernen Großuniversität mit internationaler wissenschaft li cher
Geltung«";

- die günstigen Bedingungen an der HHS, wie die kurze Studienzeit, die zu­
nächst noch niedr igen Semestergebühren und die anfangs geringe Anzahl
von Pfli chtstunden;

- die verhältnismäßig niedrigen Lebenskosten und zugleich die weltläufige
Atmosphäre der Stadt.

Hinzu kamen die besonderen Bedingungen im russischen Hochschulwesen,
wo mit der Einführung neuer Bestimmungen in den 1880er Jahren, beson­
ders nach der Ermordung des russischen Kaisers Alexander II. (1881) die
Überwachung der Studenten in Russland erhebli ch verschärft , die jüdische
Studentenschaft bei der Zulassung zum Hochschulstudium quotier t und die
allgemeinen akademischen Freiheiten eingeschränkt wurden. Dadurch kam
es zu einem massenhaften Exodus der jungen Studierenden, zumal nun auch
Studienwill ige aus den russischen »Randgebieten«, aus dem Kaukasus, Mitt el­
asien und vor allem Ostpolen den Weg nach Deutschland suchten. Unter den
Studierenden der HHS ist der Anteil von Juden aus Russisch-Polen; Süd- und
Belorussland sowie der Ukraine erhebli ch. Hinzu kam, dass die bestehenden
Altersbegrenzungen für den Eintr itt in die HHS (ab 19 Jahren) anfangs noch
nicht konsequent durchgesetzt wurden und man noch sehr tastete, wie man
die Äquivalenzen der Vorbildung von Ausländern besonders aus dem Osten
feststellen soll te.

Der Andrang an die HHS in Leipzig kann mögli cherweise bis zu einem
gewissen Grade auch damit zusammenhängen, dass an der 1831 gegründeten
und im In- und Ausland bereits bekannten Offentli chen Handels-Lehranstalt
Leipzig, einer mitt leren Bildungseinr ichtung, faktisch der ersten deutschen
Handelsfachschule überhaupt, bereits russische Staatsbürger aufgenommen
wurden, wenngleich noch nicht all zu viele: Und auch die HHS bot ab An­
fang ihres Bestehens Lehrveranstalt ungen im Fach Russische Handelskorre­
spondenz an, die aber offensichtli ch meist von deutschen Studenten genutzt
wurden.

10 Zitiert nach Siegfried Hoyer: Kleine Geschichte der Leipziger Studentenschaft. S.
143.
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Tabell e 4: Russische Studenten an der Öffentlichen Handels-Lehranstalt in
Leipzig (1888-1912)

Winterhalbjahr Russische Stu denten
1888/1889 1
1892/1893 28
1902/1903 8
1912/1913 8

(Nach Botho Brachmann: Russische Sozialdemokraten in Berlin. 1895-1814. Berlin
1962. S. 196.)

Gleichzeitig muss festgehalten werden: Die HHS stell te im Gefüge der Leip­
ziger Hochschulen, ja nicht einmal unter den deutschen Hochschulen über­
haupt, keinesfall s etwas Besonderes dar (abgesehen von ihrer fachspezifischen
Ausrichtung). Aber durch das besondere Konstrukt der HHS, das sie infolge
ihrer engen Verquickung mit der Stadt ständig ins Licht der Offentli chkeit
rückte (man denke nur an die ständigen Etatdiskussionen im Stadtrat um die
Bewill igung der jährli chen, im Grunde recht geringen Zuschusssummen für
die HHS!), bündelten sich in den Debatt en um die Ausländerfr age an der HHS
in der Offentli chkeit vielleicht deutli cher als anderswo (vielleicht sogar mehr
als an der Universität) in der Befürwortung, der Einschränkung oder gar der
Ablehnung des Ausländerstudiums die wichtigsten poli tischen und hoch­
schulpoli tischen Fragen des beginnenden 20. Jahrhunderts: Deutsches Groß­
machtdenken und betonter Nationali smus, Ausländerfeindli chkeit besonders
gegen Studierende aus dem Osten, Antisemitismus, Feindseligkeit gegen so­
zialdemokratische Bestrebungen usw. Dahinter verschwinden die eigentli ch
wichtigen Angaben über die Lernergebnisse und Lebensverhältnisse der rus­
sischen Studenten und auch ihre eigenen Wahrnehmungen über die Stadt und
ihre Bewohner.

Außerdem gil t es noch einen Aspekt zu berücksichtigen: Bei allen Aussagen
handelt es sich durchgängig um männli che Studenten. Das Frauenstudium
war an der Universität Leipzig erst relativ spät zugelassen, auch im Vergleich
zu anderen deutschen Universitäten. Es war nämli ch erst ab Sommersemester
1906 erl aubt, als die ersten 27 Studentinnen mit dem Universitätsstudium un­
ter immer noch einschränkenden Bedingungen beginnen konnten. Vorher gab
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es all erdings bereits die Mögli chkeit, als Hörerin zugelassen zu werden." Auch
die HHS beschied Anträge von Frauen auf ein Studium lange Zeit abschlägig.
So ist die Stellungnahme von Studiendirektor Raydt vom 6. November 1906 zu
dem (abgelehnten) Antrag einer aus Russland stammenden Lea Lubli na über­
liefert. Danach habe die HHS von Anfang an Frauen nur dann als Hörerinnen
zugelassen, wenn sie bereits an der Universit ät immatrikuli er t waren oder
dort einen Gasthörerschein besaßen. Der Drang von Russinnen gerade an die
Leipziger HHS aber sei damals sehr groß gewesen." Erst im Sommersemester
1908 wurden an der HHS die ersten drei deutschen Studentinnen zugelassen,
die bereits Hörerinnen an der Universität waren.

DIE GROSSE DISKUSSION: GIBT ES AN DER HHS LEIPZIG ZUVIEL
ODER ZU WENIG AUSLÄNDISCHE (RUSSISCHE) STUDENTEN?

Der Ruf der neuen Hochschule musste sich nati onal und vor allem internatio­
nal natürli ch erst herumsprechen. Noch im 1. Jahresbericht (1899) werden nur
9 russische Studenten (unter 58 Ausländern, davon 13 aus Osterreich-Ungarn )
und 126 Inländern = 184 verzeichnet.'* Im 2. Jahresbericht (1900) sind es bei ins­
gesamt 275 Studenten (davon 75 Ausländer) bereits 33 Russen und nur noch 20
Studenten aus Osterreich-Ungarn ." Diese Steigerungen nahmen zu, die Hoch­
schule war sogar stolz darauf. Bald aber häuften sich in der Ofentlichkeit Stim­
men, die über den Zustrom von Studenten aus dem Osten beunruhigt waren,
auch wenn die Begriffe »Russe« oder »(polnischer) Jude« als diskreditierende
Begriffe zunächst noch nicht gebraucht wurden. Die »Ausländerfr age« wurde
schli eßlich so drängend (aufgeworfen übr igens auch von den deutschen stu­
denti schen Vereinigungen der Hochschule), dass sich Prof. Raydt im Juli 1901
ein gesondertes Mater ial (nicht nur nach Leipziger Quellen) zusammenstellen
ließ, " in dem vor all em folgende Probleme des Ausländerstudiums in den Vor­
dergrund gerückt wurden: Mangelhafte Beherr schung der deutschen Sprache
und damit Verzögerung der Arbeit in den Seminaren; schlechtes Benehmen

11 Ebenda. S. 146ff.
12 UAL. HHS. 77. BI. 17.
13 UAL. HHS.127. BI. 71. Erster Jahresbericht der Handelshochschule zu Leipzig. Leip-

2ig 1890. S. 8.

14 Ebenda. BI. 99. Zweiter Jahresbericht der Handelshochschule zu Leipzig. S. 9.
15 UAL. HHS. 66. BI. 136.
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der Ausländer in der Offentli chkeit (»das lärmende, jungenhafte Betragen auf
der Straße und im Lokal«}; Drängeleien um die besten Plätze auf Exkursionen
und bei der schon damals existierenden Raumnot bei Vorlesungsbeginn und
zu lange Bücherentleihungen. Die deutschen Studentenvereinigungen forder­
ten erschwerte Aufnahmebedingungen für Ausländer durch höhere Immatr i­
kulationsgebühren, bessere Vorbildung der Studienbewerber und ein höheres
Eintr itt salter für Ausländer an der HHS.

Tatsächli ch waren das auch jene Punkte, auf die sich im Folgenden die öf­
fentli che Diskussion konzentr ierte. Sie gewann spätestens ab 1903 eine stark
poli tisch gefärbte Dimension, die ihren Ausdruck in einem deutli ch auslän­
derfeindli chen Arti kel im »Meißener Tageblatt « vom Januar 1904 fand. Da­
nach seien an der HHS 75 von 100 Studierenden Ausländer, also drei Viertel
aller Studenten; von diesen seien wiederum »%Russen und so genannte Polen
[..J, D. h. Juden vom reinsten Wasser. Hat man die Tür der Hochschule von
innen geschlossen, so glaubt man sich wie mit Zauberschlag in den fernen
Osten versetzt. Ein deutsches Wort ist hier ein seltener Laut, und selbst in
Warschau hört man mehr deutsch sprechen als hier.«" Dieser mehrfach in
überregionalen Presseorganen nachgedruckte Artikel beunruhigte die Lei­
tung der Hochschule sehr, so dass sie die »stark übertr iebene Nachr icht« durch
Richtigstell ungen zu dementieren begann. Zugleich wurden ab Ostern 1904
die Immatr ikulationsgebühren auf 100 Mark erhöht (bei Deutschen blieb es
bei 20 Mark). Auch das Sächsische Innenministerium sprach sich zwar für die
Aufnahme von ausländischen Studenten an sächsischen Hoch- und Fachschu­
len aus, ließ aber dem Senat der HHS Anfang Januar 1906 mitt eilen, »dass
Ausländer in solchem Masse [sic!] zu Schulgeld, Gebühren usw. herangezogen
werden, dass sie den auf jeden einzelnen Schüler im Durchschnitt entfallen­
den Schulaufwand decken.«!

Stadtverordnete unterschiedli cher Couleur machten sich diese Argumenta­
tion des Minister iums zu eigen. Ein Abgeordneter forderte am 8. März 1905
eine Gebührenerhöhung für Ausländer um die Hälfte, um den Schulaufwand
zu decken." Bei den jährli chen Etatdebatt en ab 1904 kam es zu regelmäßiger
intensiver Polemik um die städtischen Zuschüsse in der Stadtverordnetenver­
sammlung, so zum Beispiel am 20. Dezember 1905, wo davon gesprochen wur-

16 UAL . HHS. 71. B. 143.
17 UAL. HHS. 75. BI. 3.
18 So nach UAL . HHS. 75. BI. 56. öffentl iche Verhandlungen der Stadtverordneten am

20. Dezember 1905. S. 717.
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de, die HHS sei »keine Inländer , sondern eine Ausländerschule«." Einzelne
Abgeordnete forderten, die Gelder der Stadt für die HHS zu kürzen. Das war
aber letztli ch natürli ch nur ein populi stischer Trick, um durch Mitt elverweige­
rung »Härte« gegenüber studienwill igen Ausländern in der Offentli chkeit zu
zeigen. Letztendlich aber wurden die damals übli chen 6.000 M der Stadt für
die HHS gegen 21 Stimmen bestätigt, was Oberbürgermeister Rudolf Ditt r ich
Rektor Raydt hocherfr eut mitt eil en konnte.

Diesen Kampf um die zugesagten Zuschüsse aus Mitt eln der Stadt musste
der Senat ständig führen. Ursprüngli ch waren (beim geringen Umfang der
Studentenzahlen) 6.000 Mark zugesichert worden; 1901/ 1902 wurde dieser Be­
trag auf Bitt en der HHS auf 9.000 Mark; im folgenden Jahr dann sogar auf
10.000 Mark erhöht, danach aber durch die Stadt im Etatjahr 1905/ 1906 wie­
der auf 6.000 Mark abgesenkt. Die Ursachen wurden in der rapiden Zunahme
studierender Ausländer vor allem aus dem Osten gesehen, die - so schr ieb
das »Leipziger Tageblatt « am 21. Oktober 1906 - in der Stadtverordnetenver­
sammlung, in Vereinversammlungen und in einem Teil der Presse zu »einer
Angriffswaffe gegen die Hochschule« gewendet wurden und zu einer völl ig
einseitigen Aburteilung der HHS als »antinational« in der Offentli chkeit
führte.-!

Kein Wunder, dass in den folgenden Jahren, besonders aber 1905-1908 (im
Zusammenhang mit der russischen Revolution und dem verstärkten Zustrom
der Studenten von dort) vor allem die öffentli chen Diskussionen außerhalb
und innerhalb der HHS um die Frage kreisten: Haben wir an der HHS zuviel
oder zu wenig ausländische Studenten, mit dem Tenor »deutli ch zuviel«. Der
Senat der HHS befand sich - liest man sich genauer in die Senatsprotokoll e
hinein - bis zum Beginn des Ersten Weltkr iegs in ständiger Abwehrhaltung
gegenüber den Angriffen konservativer deutscher Studenten und ihrer Verei-

19 Ebenda. S. 718.
20 UAL. HHS. 75. BI. 58. Auch 1907 gewährt e die Stadt trotz einer entsprechenden Bitt e

des Senats um Erhöhung nur 6.000 Mark. (UAL HHS 78. BI. 67.). - Und im November
1913 wurde von einem Abgeordneten in der Leipziger Stadtverordnetenversamm­
lung gefordert , den damals geltenden Jahreszuschuss von 10.000 M künfti g nur zu
bewill igen, wenn an der HHS der Ausländeranteil bei nichtdeutscher Herkunft eine
Obergrenze von 25 Prozent nicht mehr überschreitet (siehe Hans Göschel: Die Han­
delshochschule in Leipzig. S. 96), was ja dann mit dem Ersten Weltkr ieg - wenn auch
auf andere Weise - verw irkl icht wurde.

21 (anonym). Die wir tschaft li che Lage unserer Hochschule. In: »Leipziger Tageblatt «
Nr. 158 vom 21. Oktober 1906.
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nigungen, einzelner Vertreter des Stadtrates, der rechtsnationalen Presse und
auch gegenüber dem Sächsischen Ministerium des Innern . Das all es zielte (vor
all em 1905-1907) immer wieder auf Russen sowie die Juden aus dem russi­
schen Teil Polens (letzteres mit deutli ch antisemitischem Unterton).

Mit der russischen Revoluti on 1905-1907 nahm - wie gesagt - der Zustrom
russischer Studenten auch an der HHS in ungewöhnli cher Weise zu, so dass
man in der Stadtverordnetenversammlung schon von »Überflutung durch
Ausländer« und daraus erwachsenden »schweren nationalen Nachteil en« zu
sprechen begann** und im Stadtrat im Dezember 1906 die Forderung auftauch­
te, Deutsche und Ausländer im Unterr icht zu trennen. Das wurde auch damit
begründet, dass die Furcht vor ausländischer Ausspähung und die Konkurrenz­
angst groß war. Diese Kräfte formuli erten, dass die Ausländer (»die Fremd­
li nge«) nach ihrer Ausbildung in ihrer Heimat keinesfall s deutsche Interessen
vertreten würden, aber wozu soll ten sie das auch? Dem wurde allerdings von
besonnenen Befürwortern des Ausländerstudiums entgegengehalten, nur die
Ausländer schafft en die Rentabil ität der HHS, weil sie viel Geld mit nach Leip­
zig brächten. Außerdem würden sie angesichts des akademischen Charakters
der Ausbildung vor allem theoretische, nicht so sehr technische Kenntnisse
zum Schaden der deutschen Wir tschaft vermitt elt bekommen. Ihr Studium sei
auch Ausdruck der Wertschätzung des wissenschaftl ichen Gedankens deut­
scher Gelehrter im Ausland. Gleichzeitig wurde davor gewarnt, dass durch
eine ausländerfeindliche Haltung ein erhebli cher Imageschaden für Leipzig
entstehen könnte (»Nach Leipzig schicken wir unsere Söhne nicht, denn da
sind missli che Verhältnisse«"").

Die Auseinandersetzungen in der gewählten Stadtvertretung übten großen
Druck auf die Hochschulleitung aus, obwohl die Leitung der HHS insgesamt
sehr tolerant und ruhig in der Ausländerfrage war, ja sich teilweise sogar
hefti g gegen die Angriffe von außerhalb wehren musste. Gleichzeitig aber
versuchte man auch, zu wesentli chen Aspekten der Kritik (fernab poli tischer
Ursachen, wohlgemerkt) vorzudr ingen. Raydt sah im Juni 1906 im Senat die

22 UAL. HHS. 78. BI. 68. Öffentliche Verhandlungen der Stadtverordneten am 19. De­
zember 1906. S. 814. - Der Abgeordnete Brückner machte in der Finanzdeputation
A der II . Kammer des Sächsischen Landtags im März 1908 eine ähnli che Position
öffentli ch mit den Wort en, die HHS sei »eine Schule für Ausländer«, sie sei »anti na­
tional und dies wi rke auch wirtschaftl ich nachteilig«, wogegen sich der Senat hefti g
wehrt e. (UAL. HHS. 80. BI. 80-8S)

23 UAL. HHS. 78. BI. 78. OffentJiche Verhandlungen der Stadtverordneten am 19. De­
zember 1906. S. 812.
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Gründe für den verstärkten Zulauf von Ausländern an der HHS in den auch
im Vergleich zu anderen Handelshochschulen niedr igen Studienkosten; in der
Tatsache, dass viele Ausländer notor isch zu wenige Vorlesungen und Übungen
belegen würden, weshalb man Pfl ichtkollegs (eine wöchentli che Pfli chtstun­
denzahl) einführen müsse sowie auch eine Mindestaltersgrenze,** weil man
akzeptieren musste, dass das Zulassungsalter oft zu gering (unter 19 Jahren)
war und die Deutschkenntnisse der Bewerber aus Russland oftmals unzurei­
chend waren. Umgekehrt ist all erdings zu sagen, dass es zum damaligen Zeit­
punkt an der HHS auch noch keine Bemühungen um Lehrveranstaltungen
gab, um Deutsch für Ausländer zu unterr ichten.

Deshalb leitete der Senat 1907 bei aller Wertschätzung des Ausländerstudi­
ums entschiedene Maßnahmen gegen »etwa zu befürchtende Nachteile« ein,
wie aus dem 9. Jahresbericht der Hochschule hervorgeht. Das waren folgende
Punkte: Forderung nach gleichwertiger Vorbildung, Nachweis ausreichender
Sprachkenntnisse durch ein Kolloquium vor dem Studiendirektor und vorzugs­
weise Behandlung der reichsdeutschen Studenten beim Belegen von Plätzen in
den Auditor ien. Außerdem wurde ein Vorlesungs- und Obungsminimum von
8 Stunden pro Semester bei Androhung von Sanktionen festgelegt.**

Dieser Senatsbeschluss vom 1. März 1907 wurde in Form eines Anschlags
mit Datum vom 2. März 1907 publi k gemacht: »Ausländer werden in Zukunft
zur Immatr ikulation nur zugelassen, wenn sie das 19. Lebensjahr zurückgelegt
haben und durch ein Kolloquium dem Studiendirektor nachweisen können,
dass sie der deutschen Sprache mächtig sind.«26 Ab 1. April 1907 wurde vom
Senat dieses Kolloquium offi ziell festgelegt, wofür eine einmalige Gebühr von
50 Mark gezahlt werden musste."" Auch dem Vorwurf, dass sich die ausländi­
schen Studenten in den Lehrveranstaltungen die besten Plätze erobern , wurde
durch die Maßnahme begegnet, dass Ausländer ab dem Sommersemester 1907

erst 14 Tage nach Semesterbeginn und nach den »reichsdeutschen« Studenten
Hörsaalplätze belegen dürfen.'*

Wie gesagt, es sind zweierlei Dinge zu beachten: Der Senat versuchte die
tatsächli ch vorhandenen Mängel in der Vorbildung ausländischer und damit
russischer Studienbewerber durch verstärkte Vorprüfungen und auch höhere

24 UAL. HHS. 77. BI .24~.
25 Neunter Jahresber icht der Handelshochschule zu Leipzig. Leipzig 1907. $. 3.

26 UAL . HHS. 78. B1. 72.
27 UAL. HHS. 78. BI. 74.
28 UAL. HHS 78. BI. 40.
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Gebühren im Interesse einer besseren akademischen Ausbil dung zu steuern,
zugleich aber (zumal man aufgrund der besonderen Hochschulkonstrukti on
auf Mitt el der öffentli chen und privaten Hand angewiesen war) musste die
Hochschule auch dem Druck von außen nachgeben und lavieren. Dass sie
dabei mitunter zwieli chtig agierte, zeigt folgendes Beispiel. Im Oktober 1907
wurden Handzett el (350 Exemplare) durch die HHS ausgegeben, die speziell
für russische Studienbewerber gedacht waren und deren Entwurf einen Ver­
merk von H. Raydt trug. Der Text lautete:

»Russen werden immatr ikuli ert, wenn sie der deutschen Sprache mächtig (ge­
str ichen von Raydt: 19 Jahre alt) sind und
a) das Reifezeugnis einer höheren, den deutschen Gymnasien, Realgymnasi­

en oder Oberrealschulen entsprechenden Schule oder
b) das Zeugnis erster Kategorie in bezug auf die Mili tärpfli cht besitzen und

mindestens 2 Jahre kaufmännischer Praxis durch gute Zeugnisse nachwei­
sen können.«?

Dahinter steckte wohl die Idee, die höheren Studienanforderungen der HHS
für all e durchzusetzen. Gegenüber den Russen aber war das ein deutli cher Af­
front, der auf der Linie der Fremdenfeindli chkeit lag. So blieb es nicht aus, dass
der damalige russische Konsul Ludwig Zeidler (damaliger Sitz des Konsulats
war in der Prager Straße 83) am 28. Oktober 1910 in der HHS anfr agte, ob mit
diesem weit verbreiteten Handzett el, der nur die Russen explizit nennt, nicht
doch alle Ausländer gemeint seien. Die Antwort Raydts lautete beschwichti ­
gend, aber doch deutlich: Ja; es gehe um das Mindestalter von 19 Jahren und
um all e Ausländer außer den Osterreichern . Er richtete die Bitt e an den Kon­
sul, diese Bestrebungen zu unterstützen, ohne darauf einzugehen, warum die
Russen als einziger Nationali tät von ihm expli zit genannt worden waren.*

In diese ganzen Auseinandersetzungen mischten sich immer wieder auch
andere Kräfte von außen und von innen ein. So wusste Prof. Bücher am 8.
Dezember 1907 von Gesprächen mit den an der HHS wirkenden Studenten­
vereinigungen dem Senat zu berichten, »die eine so entschiedene Abneigung
der deutschen Studierenden gegen ein Zusammenwirken mit den Ausländern
erkennen ließen«, dass es geboten erschien, den Allgemeinen deutschen Stu-

29 UAL. HHS. 84. BI. 40. Entwu rf nachgedruckt bei Hans Göschel: Die Handelshoch­
schule in Leipzig. S. 97 mit handschr ift li chen Korrektu ren von H. Raydt.

30 UAL. HHS. 84. BI. 43.
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dentenausschuss (ASTA) künfti g nur für die deutsche Studentenschaft vor­
zusehen, was auch ab 1908 erfolgte." Gleichzeitig aber erl aubte der Senat in
derselben Sitzung, wie gleich zu zeigen sein wird, die Gründung ausländischer
Vereinigungen aus dem Osten.

Auch der einflussreiche »Verband der Inhaber Deutscher Handels-Hoch­
schuldiplome« mit Sitz in Köln reihte sich in diese Phalanx ausländerfeind­
li cher Meinungen ein. Am 17. August 1907 monierte diese Organisation in
einem Brief an das sächsische Innenminister ium die Tatsache, dass es zu viele
Ausländer an der HHS gäbe und gr iff zugleich die Halt ung der Hochschul­
leitung an, deren Anstrengungen zur »Abwendung all zu großen Andrangs«
nicht ausreichend seien. Gefordert wurde, man solle das »Gepräge einer deut­
schen Hochschule« wieder zurückgewinnen." Als Beweis wurde angeführt,
dass laut 9. Jahresbericht der HHS (1907) nur 135 Studenten aus Preußen, dafür
aber 310 Russen, 92 Sachsen, aber 76 Osterreicher und Ungarn, 17 Bayern, aber
40 Bulgaren immatrikuliert seien, also ein Verhältnis von nur 312 Deutschen
zu 479 Ausländern bestünde. Es wurde - wiederum nicht ohne eine gewisse
Berechtigung - argumentiert, und das zeigt die ganze Widersprüchli chkeit
derarti ger Auseinandersetzungen, dass durch dieses Übergewicht an auslän­
dischen Studierenden das wissenschaft li che Niveau der Lehre gedrückt werde
(»Sinken des Unterr ichtsniveaus«), weil die sprachli che Vorbereitung unzurei­
chend sei und demzufolge die Diplome für die Anforderungen der Praxis nicht
ausreichend seien. Der Ausweg wurde in Aufnahmeprüfungen gesehen.

Der Senat der HHS betrachtete diese Anwürfe für wenig hilfr eich. Er
machte deshalb seine Einstell ung zu der vertrackten »0Ausländerfrage« im
10. Jahresbericht (1908) erneut deutli ch und erklärte die Bedeutung des Hoch­
schulstandortes Leipzig auch für diese Studentengruppen an der HHS. Dazu
ein längeres Zitat aus diesem Bericht:

»Die alte berühmte Meß- und Handelsstadt an der Pleiße verbinden ja seit
vielen Jahrhunderten weit ausgedehnte Handelsbeziehungen mit so ziemli ch
all en Kulturstaaten der Welt, insbesondere mit Rußland, den Balkanstaaten
und Osterreich-Ungarn . Da konnte es nicht fehlen, daß sich viele Ausländer ge­
rade nach der Handelshochschule in Leipzig wendeten, das ja in wissenschaft ­
li cher und musikalischer Hinsicht durch die beinahe 500 Jahre alt e Universität
und das Konservatorium in aller Welt rühmli ch bekannt war. Die schwier igen

31 UAL. HHS. 79. BI. 8 ..
32 UAL. HHS 79. BI. 57; ferner Der Neunte Jahresbericht der Handelshochschule Leip­

zig. Leipzig 1907. S. 23.



Russische Studenten an der Handelshochschule zu Leipzig (1898-1914) 49

politischen Verhältnisse und die Studentenunruhen der letzten zehn Jahre in
Rußland trugen auch wohl ein gut Teil dazu bei, russische Studierende nach
Leipzigzu ziehen. So vollzog sich allmähli ch die eigenartige Tatsache, dass die
Zahl der Ausländer an der Leipziger Handelshochschule die der Reichsdeut­
schen zu übersteigen begann, trotzdem die Immatr ikulati onsgebühr für die
ersteren das fünffache betrug [100 Mark. E. H.], die Prüfungsgebühren für sie
gesteiger t wurden, ebenso die Beiträge für die Krankenkasse und die Gebüh­
ren für die Hörerscheine an der Universität.«?

Es folgten dann in diesem Senatsstatement Erwägungen darüber, dass über
den Besuch von Ausländern (gemeint sind hier vor all em Russen) »meistens in
gehässiger und übertr iebener Weise« geredet und geschr ieben werde. Immer
wieder hob die Leitung in diesem Bericht erneut hervor (es war gleichsam ein
großes Abwehrgefecht gegen reaktionäre und ausländerfeindliche Anwür­
fe), dass die Ausbildung an der HHS »eine Ausbildung allgemeiner Natur«
sei, damit also keineswegs »Geschäftsgeheimnisse« preisgegeben würden.
Gleichzeitig wurde betont, dass deutsche Hörer durch die Ausländer in keiner
Weise geschädigt werden dürften, wozu bereits 1906 der erwähnte Maßnah­
menkatalog erlassen worden sei. Immer wieder zeigt sich, dass die Leitung
der HHS die tatsächli chen und die vermeintli chen und in der Offentli chkeit
heiß diskutierten Probleme nicht bagatell isierte, dass sie aber auch nicht bereit
war, sich in diese Ausländerfeindli chkeiten einbinden zu lassen. Im Gegenteil ,
sie versuchte sogar, wie aus dem eben erwähnten Jahresber icht 1908 deutli ch
erkennbar wird, die Vorteil e des Ausländerstudiums in Leipzig für die im Ent­
stehen begriffene deutsche auswärtige Kulturpoli tik nach innen und außen
zu verdeutli chen. So hieß es: »Im allgemeinen werden die Fremden, wenn sie
längere Zeit unsere Hochschulen besuchen, Freunde deutscher Bildung und
deutschen Wesens, und etwas mehr Anerkennung und Freundschaft bei den
andern Kulturvölkern ist für unser Vaterland in poli tischer wie in kommer­
ziell er Hinsicht durchaus erwünscht.«?* Gerade in Leipzig sei zu erkennen,
wie sich durch die Hochschulen alte Handelsbeziehungen mit dem Ausland
festigen und neue angeknüpft werden könnten. Außerdem sei ja der Kontakt
mit fremden Kult uren eben auch für den allgemeinen Kulturfortschr itt der
Deutschen von erhebli cher Bedeutung:

33 Zehnter Jahresber icht der Handelshochschule Leipzig. Leipzig 1908. S. 9f. Kursiv
E.H.

34 Ebenda. S. 11.



50 Erhard Hexelschneider

»Ein Kulturvolk kann sich nicht von dem andern abschli eßen, sonst wird
es in seinem Innenleben mit der Zeit zurückgehen. Auch es ist gerade für die
Bildung und Einsicht eines jungen Kaufmanns von nicht geringer Bedeutung,
wenn er durch den Umgang mit gleichaltr igen Standesgenossen aus dem Aus­
lande sein Gesichtsfeld erweitert und mit tüchtigen jungen Leuten fremder
Herkunft Freundschaft schli eßen kann, die oft zu segensvollen Beziehungen
für das ganze Leben führt.«"

Das waren mannhafte Worte in einer Zeit sich bereits abzeichnender starker
nationali stischer Töne im Vorfeld einer »Neuaufteilung der Welt«, die dann in
den Ersten Weltkr ieg einmündete. Außerdem wurde angeführt, Publi zisten
hätt en berechnet, dass die ausländischen Studierenden der Stadt Leipzig nicht
ger ingen Nutzen bringen würden. Im Durchschnitt beli efen sich die Ausgaben
pro Student und Jahr auf 1 200 Mark (nicht nur für Ausländer natürli ch!). das
heißt es handele sich um jährli ch etwa 840 000 M, die vornehmli ch dem Mit­
telstand zu gute kämen.*

Interessant ist auch ein bereits im Juni 1905 geschr iebener persönli cher Brief
des Präsidenten der Industr ie- und Handelskammer Gustav Zweininger, der
gleichzeiti g Vorsitzender des Senats war, an den Leipziger Oberbürgermeister
Rudolf Ditt r ich, den er mit großer Offenheit darauf aufmerksam machte, dass
die Stadt Leipzig der HHS im Vergleich zu anderen Städten entschieden zu
wenig an Zuschüssen zahle, obwohl die HHS jährl ich 500-600 Studenten neu
nach Leipzig ziehe, was etwa eine Mill ion Mark an Einnahmen für den Mit­
telstand bedeute, wovon der Löwenanteil von Ausländern getragen würde.
Zweininger polemisierte ausdrückli ch mit ausländerfeindli chen Stimmungen
in der Stadt, obwohl auch er formulierte: »Wir sind zwar nicht erfr eut über
die grosse Anzahl der Ausländer, die sich unserer Handelshochschule zuwen­
den«, andererseits aber gäbe es keine Mögli chkeit , das einzuschränken, da
sich die Ausländer bei Ablehnung der HHS als Studenten an der Universi­
tät immatrikuli eren lassen könnten und damit automatisch zum Erhalt von
Hörerscheinen für die HHS berechtigt seien. Die HHS, die nach Zweininger
fünfmal mehr Ausländer (1906) immatr ikuli ere als die Universität, könne nur
dann ohne ausländische Studenten existieren (so sein leicht demagogisches
Gedankenspiel), wenn die Stadt die Gesamtkosten für die HHS übernehmen
würde, da die Finanzierung der HHS durch ausländische Studenten heute be­
reits erhebli ch sei (höhere Gebühren usw.). Und er schloss seinen langen Br ief

35 Ebenda.
36 »Leipziger Tageblatt « Nr. 518 vom 21. Oktober 1906.
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mit den emphatischen Worten: »Wenn Leipzig namentli ch von jungen Leuten
des Ostens von Europa besonders bevorzugt worden ist, so li egt das begründet
in den lebhaften Handelsbeziehungen, die Leipzig seit vielen Generati onen
mit dem Osten Europas unterhält. Jedenfall s gereicht das nur zum Vorteil des
zukünfti gen Leipziger Handels und wir haben am Ende alle Ursache, uns da­
rüber zu freuen, aber nicht den Söhnen der Kaufmannschaft des Ostens hier
durch chikanöse Bedingungen zu verekeln.«" Der ganze Br ief atmet das Un­
behagen wichtiger Vertreter des Leipziger Handels und der Industr ie über die
Haltung der Stadt. Zweininger schloss seinen Brief mit den depr imierenden
Worten: »Ich muss offen gestehen, dass die Nörgeleien, die man an die be­
scheidenen Unterstützungen knüpfte, die Leipzig, die dr ittgrößte Handelsstadt
Deutschlands, der Handelshochschule gewährt hat, mit seiner Stellung und
seiner Geschichte nicht in Einklang stehen und vielen anderen Angehörigen
des Handels und der Industr ie nur demütigende Empfindungen und grosses
Befremden erregt haben.«"* An einer anderen Stell e hatt e er 1908 formuli ert:
»Deutschland dürfte zur Zeit das einzige Land der Welt sein, in welchem Er­
schwern isse für ausländische Studierende getroffen werden.«?

UND DIE STUDENTEN?

Die russischen Studenten schienen diese Auseinandersetzungen wenig zu be­
rühren, zumindest lassen sich bisher keine Zeugnisse von ihnen (Kommenta­
re, Meinungen usw.) beibringen. Gustav Zweininger hatt e schon 1908 auf diese
Tatsache verwiesen: »Die Ausländer bekümmern sich anscheinend im wesent­
li chen nur um ihr Studium und sehr wenig oder gar nicht um das studentische
Leben auf der Handelshochschule.«' Ihre Grundhaltung war das Streben nach
einer gründli chen akademischen Ausbil dung mit Zukunftschancen und ihr
Ziel, bei besseren poli ti schen Gesamtverhältnissen nach Russland mit guten
»europäischen« Leistungsnachweisen und Zeugnissen zurückzukehren. Des­
halb darf man vermuten, dass das Interesse für eine revolutionäre Betätigung
nur bei wenigen ausgeprägt war. Dafür aber kam es gelegentli ch zu spontanen
poli tischen Äußerungen. Bekannt ist der öffentli ch gewordene Fall des aus der

37 UAL. HHS 77. BI. 57, der gesamte Brief BI. 55-58.
38 Ebenda. BI. 57f. Kursiv E. H.
39 UAL. HHS 80. BI. 83. Konzept eines Briefes.
40 Ebenda.
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Ukraine (Podoli en) stammenden Stefan Ptschakowski, Student seit 1809 und
1910 Sekretär der polnischen Studentenorganisati on »Bratnia pomoc«. Er hat­
te mit anderen slawischen Studenten im Juni 1913 in einem Leipziger Kabarett
randali er t und sich mit deutschen Gästen geprügelt (dem waren antideutsche
Beschimpfungen vorausgegangen). Er wurde sofort exmatrikuliert.'

Erwähnenswert sind Bemühungen der russischen Studenten, sich zumin­
dest landsmannschaft li ch oder sozial zu organisieren, wie zwei Versuche zei­
gen. Ende 1905 unterbreiteten russische Staatsbürger der Hochschulleitung das
Gesuch, einen »Russischen Unterstützungsverein«, also eine Art Hil fskasse,
an der HHS gründen zu dürfen. Der Senat stimmte dem grundsätzli ch zu,
nachdem Karl Bücher in einem positiven Gutachten vermerkt hatt e, es gäbe
keine Bedenken, vor allem sei es »wegen der russischen Unruhen [sprich: der
Revolution. E. H.] jetzt besonders verständlich«.* Die Gründung erfolgte am
30. Januar 1906 als »Bratnia Pomoc« [Brüderli che Hil fe], was schon auf das
polnische Gepräge dieser Vereinigung verweist. Sie konnte sich ebenso wie
die gleicharti ge Organisation am Leipziger Konservatorium auf Erfahrungen
des an der Universität 1872 gegründeten Unterstützungsvereins »Towarzyst­
wo Bratniej Pomocy Polaköw w Lipsku« [Verein der brüderli chen Hil fe der
Polen, in den Universitätsakten übersetzt als Polnischer Verein gegenseitiger
Unterstützung] stützen. Er soll schon länger vorher mehr oder weniger ill egal
tätig gewesen sein, weil die HHS-Studenten nicht in universitären studenti ­
schen Vereinigungen mitarbeiten durften." Der Verein an der HHS existierte
lange Zeit, ber ichtete auch regelmäßig an die Hochschulleitung und muss als
Sammelbecken der im damals russischen Teil Polens lebenden Staatsbürger
angesehen werden." Die Mitgli ederzahl beli ef sich auf etwa 40-50 eingeschrie­
bene Mitgli eder; der Verein residierte auch im nicht mehr existenten Sieben­
Männer-Haus in der Bayerischen Straße 1 (so 1910/ 1911), in dem außerdem
Veranstaltungen des Russisch-Akademischen Vereins der Universität statt fan­
den.

Ein anderer Versuch wurde von den Studenten J. Rabinowitz und $. Breg­
mann unternommen. Sie stellt en am 7. Dezember 1909 an die Hochschullei-

41 UAL. HHS-Studenkartei sowie HansGöschel: Die Handelshochschule in Leipzig. S.
97.

42 UAL. HHS 75. 66.
43 Ryszard Ergetowski: Studenckieorganizacje polaköw w uniwersytecie Lipskim w la­

tach 1872-1919 [Die polnischen Studentenvereinigungen ander Leipziger Universität
in den Jahren 1872-1919]. Wroclaw / Warszawa u.a. 1983. $. 161.

44 UAL. HHS 75. BI. 64.
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tung den Antrag auf Gründung eines »Vereins aus Russland stammender Stu­
dierender an der Handelshochschule«. Es handele sich um ca. 30 Studenten;
auch der Entwurf von Statuten wurde beigelegt. Der Senat sti mmte dem An­
trag und einem zu überarbeitenden Statutenentwurf am 25. Januar 1910 prin­
zipiell zu, fall s die Antragsteller noch die Mitgli ederl isten beibringen würden.
0 Leider finden sich weder die Statuten noch die Namen der Studenten im
Archiv der HHS, so dass bis jetzt unbekannt ist, wie und ob es überhaupt im
Einzelnen weiterging.

übrigens hatt e sich auch der Russisch-Akademische Verein an der Universi­
tät ganz am Anfang seiner Existenz (1899) für kurze Zeit für Studierende der
HHS geöffnet. In einem Vermerk des Leipziger Poli zeiinspektors Förstenberg
wird einer der Antragsteller, stud. agr. et oec. W. Lehmus, ziti ert, wonach
der Verein eine Stätt e sein soll , »an der sich die hier aufhaltenden Russen,
insbesondere die Studierenden der Universität, der Handelshochschule und
des Conservatoriums treffen und untereinander gesell ig verkehren können«.
Mit »öffentli chen Angelegenheiten im Sinne des sächsischen Vereinsgesetzes«
[also mit Poli tik im weitesten Sinne - E. H.] wolle man sich ausdrückli ch nicht
beschäft igen.* Später tauchen Studenten der HHS als Mitglieder im Russisch­
akademischen Verein nicht mehr auf, da dieser sich ausschließli ch auf Studen­
ten der Universität konzentr ieren musste.

Ein anderes Problem war die von den Behörden vermutete Zusammenarbeit
von russischen Studenten mit der deutschen Sozialdemokratie. Der erwähnte
Poli zeiinspektor Förstenberg berichtete 1907: »Der Russisch-akademische Ver­
ein steht hier schon seit längerer Zeit im Verdachte, der russischen Revoluti­
onsbewegung Vorschub zu leisten.«" In diesem Zusammenhang wird ein Vor­
fall angeführt, der direkt mit Studenten der HHS zu tun hat. Verhört wurde
u. a. Abraham Jedwabnik (Wilna) von der Handelshochschule. Er hatt e mit 10
weiteren Mitgli edern als Vorsitzender des Russisch-akademischen Vereins am
11. Mai 1907 ein Fest im Hotel Hochstein am Bayerischen Bahnhof zu Gunsten
der Hilfskasse organisiert, das aber nach seinen Aussagen in keiner Weise
mit der sozialdemokratischen oder revolutionären Bewegung zusammenhän­
ge (auch seine Mitarbeiter und er selbst nicht). Zwar sei nicht auszuschließen,

45 UAL. HHS. 84. BI. 14.
46 Sächsisches Hauptstaatsarchiv Leipzig (SHSLAL). Poli zeipräsidium Leipzig. Nr . 2648.

BI. 2. Akten des Polizeiamts der Stadt Leipzig, betreffend den Russisch-akademischen
Verein zu Leipzig. Vermerk vom 14. Dezember 1899. Kursiv E. H.

47 Ebenda. BI. 24. Notiz vom 8. Mai 1907.
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dass sich unter den 77 Mitgliedern des Vereins (unter denen trotz entgegenlau­
tender Besti mmungen offenbar auch einige wenige Studenten der HHSwaren)
Sozialdemokraten befänden; er bestr itt aber mit all er Entschiedenheit , dass
der »Russisch-akademische Verein, solange er ihm angehöre, überhaupt die
revolutionäre Bewegung unterstützt habe«. " Es gibt dafür wenig handfestes
Material, sodass nicht entschiedenen werden kann, was hier Wahrheit und
was Schutzbehauptung ist. Für Januar 1913 wird in den Poli zeiakten die Mit­
gli ederzahl des Russisch-Akademischen Vereins immerhin mit 80 regulären
Mitgli edern (Universität) angegeben und mit 40 außerordentli chen studenti ­
schen Mitgli edern der Handelshochschule."

Von der Akademisch-handelswissenschaft li chen Studentenvereinigung
»Hermundur ia« wurde unter Verweis auf Vorkommnisse an der Technischen
Hochschule in Dresden im Februar 1907 gefordert, auch an der HHS slawische
Studierende wegen Unterstützung der deutschen Sozialdemokratie bei den
Reichstagswahlen des Landes zu verweisen. Dabei wurde auf einen nament­
li ch nicht genannten russischen Studenten der HHS verwiesen, der sozialde­
mokratische Werbung zur Reichstagswahl (»Zett el«) verteil t hätt e, aber die
Sache verl ief sich angesichts der Anonymität der Anzeige im Sande.*

In der poli zeili chen »übersieht über die poli tische und gewerkschaftl iche
Bewegung im 12. und 13. sächsischen Reichstagswahlkreis (Leipzig-Stadt und
Leipzig-Land) während des Jahres 1909« gibt es Hinweise auf den Handels­
hochschüler Peter Soboleff aus Simbirsk, der mit fünf anderen Angeklagten, so
dem Leipziger Studenten Johann von Udalzoff aus Moskau (stud. phil. an der
Universität), in Dresden vor dem Landgericht wegen Geheimbündelei ange­
klagt wurde und dafür - nach entscheidenden Plädoyers von Karl Liebknecht
- mit nur 6 Monaten Gefängnis bestraft wurde.* Wieder mussten die angeb­
li chen Verbindungen des Russisch-akademischen Vereins zur revolutionären
Bewegung mangels Beweisen offen bleiben.

Wir wissen leider nicht, ob der aus Armenien stammende Airapet Mussa­
eljan (1884-1917?) seine Entwicklung zum Revolutionär in Leipzig genommen
hat. Er studier te zunächst am Geistli chen Seminar in Chankendi (heute Stepa­
nakort) und von April 1904 bis Apr il 1906 an der HHS in Leipzig (eingetragen

48 Ebenda. B1. 25 b.
49 Ebenda. BI. 37. Notiz vom 13. Januar 1913.
50 UAL. HHS. 78. BI. 117.
51 SHSLAL . Kreishauptmannschaft Leipzig. Akte 253. Zum Prozesssiehe auch Botho

Brachmann: Russische Sozialdemokraten in Berlin. S. 88f. und 166f.
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als Heirapet Musaeljan). Nach der erfolgreichen Diplomprüfung verfasste er
seine Schr ift »Die Bodenbedingungen des Transkaukasus und des Wargascha­
pat« (1910, in armenischer Sprache). Schli eßli ch wurde er im November 1917

Mitglied des Provisorischen Sowjets der armenischen revolutionären Parteien
und Organisationen in Karabach.*

Sehr wenig bekannt ist über Leben und Lebensbedingungen der aus dem
damaligen Russland stammenden Studierenden in der Stadt selbst, zumal wir
keine Lebenszeugnisse ermitt eln konnten und die soziale Herkunft , die nati ­
onale Zusammensetzung sowie das religiöse Bekenntnis nach der Studenten­
kartei der HHS von uns nicht analysiert wurden. Um trotzdem wenigstens
eine annähernde Vorstellung über die Zusammensetzung der russischen Stu­
dentenschaft zu gewinnen, wurde exemplarisch das namentli ch Studenten­
verzeichnis für das Sommersemester 1905 und für das Wintersemester 1905-

1906 nach Herkunftsort und Schulbildung überprüft . Für dieses Jahr zeigt sich
ein enormes Übergewicht von Studenten aus Russisch-Polen, besonders aus
Warschau und lödz, die oft genug als Vorbildung den Besuch einer Höheren
Handelsschule angeben. Studenten mit Geburtsort im heutigen Russland, in
der Ukraine und in Belorussland machen nur knapp die Hälfte aller Studenten
aus; der Rest verteilt sich auf Orte im Kaukasus, in den baltischen Provinzen
und Mitt elasien. Studenten mit dem Abschluss einer Höheren Handelsschu­
le und mit Gymnasialabschluss, gefolgt von Realschülern bil den das Gros
der Studenten. Auffallend ist der hohe Anteil von Studenten mit praktischer
kaufmännischer Ausbildung (über 30).° Im Russenverzeichnis setzt sich diese
Tendenz fort: Studenten aus dem eigentli chen Russland kommen kaum noch
nach Leipzig, die Mehrzahl der im WS 1910/1911 immatr ikuli erten Studenten
beispielsweise stammte aus Russisch-Polen (besonders wiederum aus War­
schau und lödz) und war jüdischen Glaubens.* Das ist vielleicht die größte
Überraschung, weil »Russe« damit nicht als ethnischer, sondern als staats­
bürgerli cher Begr iff fungiert, weshalb man zweckmäßigerweise hätt e von
»Russländern« sprechen müssen. Diese »Russländer« studierten durchgängig
im Ausbildungsgang Kaufmann, obwohl - wie sich zeigte - ein erhebli cher
Teil bereits in Russland Höhere Handelsschulen abgeschlossen hatt e. Der Aus-

52 Den Hinweis und einige Daten verdanke ich Eli zaveta Tumim (Leipzig), siehe noch
UAL . HHS-Studentenkartei.

53 UAL. HHS. 76. Achter Jahresbericht der Handelshochschule in Leipzig. Leipzig 1906.
S. 35ff .

54 UAL . HHS. 413. BI. 173-175.
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bildungsgang Lehrer an Handelsschulen lag offenbar trotz des durchaus vor­
handenen Netzes von Handelsschulen in Russland außerhalb ihrer Interessen.
Die Lernergebnisse der Russen hielten sich - nach dem, was wir feststellen
konnten - im durchschnitt li chen Rahmen.

Genau so wenig wissen wir derzeit über Studenten, die an der HHS studiert
hatt en und sich später einen Namen machen soll ten. Das hängt offenbar mit
dem damaligen Zwischencharakter der HHS zusammen, deren Studienzeit -
wie gesagt - trotz der starken Anbindung an die Universität eben nur vier
Semester umfasste und die natürli ch kein Promotionsrecht besaß. Das erhielt
die HHS erst 1930.

Für einige von ihnen war all erdings das Studium an der HHS die Basis, um
an der Leipziger Universität oder auch anderen Universitäten zu promovieren
und später in der Wirtschaft und im Handel tätig zu werden. Zu ihnen gehörte
der einer jüdischen Famili e entstammende Nussen Plutzer-Sarna (1883-1945,
später unter dem Namen Nikodim Akimowitsch Pluzer-Sarno bekannt). Er
stammte nach eigenen Angaben aus Plock, 100 km von Warschau entfern t,
und besaß bei der Immatr ikulation ein Zeugnis der Handelshochschule in
Warschau. In Leipzig studierte er von Oktober 1904 bis August 1906 an der
HHS, wo er die Diplomprüfung für Kaufleute bestand.* An der Universität
Bern absolvierte er ein Okonomiestudium und promovierte als Dr. oec. publ.
zum Thema »Die Konzentration im schweizer ischen Bankwesen« (gedruckt
in Zür ich 1911). Er ging etwa 1910 nach Moskau, wo er im Auftrag einer Ber­
li ner Firma tätig wurde. Hier fr eundete er sich mit der später bedeutenden
Dichterin Marina Iwanowna Zwetajewa an, die ihm mehrere Liebesgedichte
widmete. Er unterstützte sie und ihre Famili e auch finanziell in den Jahren der
Revolution. Er wurde 1933-1937 repressiert, lebte danach in Kasachstan.

Die hefti gen öffentli chen Angriffe gegen ausländische, besonders russische
und polnische sowie gegen jüdische Studenten aus dem Osten sind nur auf
dem Hintergrund des sich abzeichnenden Ersten Weltkr ieges zu verstehen.
Die unmitt elbaren Jahre vor dem Krieg widerspiegelten sich natürli ch auch in
der deutschnationalen Presse mit sich steigernden nationali stischen Angrif­
fen gegen die russischen und jüdischen Studenten an der HHS sowie in dem
Bemühen reaktionärer Kreise, die Kr iegshyster ie gegen den französischen

55 UAL. HHS-Studentenkart ei sowie Elena Beleninovä: Mari na Cvetaeva: »Kazdyj
stich - ditja ljubvi ...«. In: Integral. Leipzig. Nr. 8 (10). September 2010. S. 5. Das in
der Zwetajewa-Forschung immer wieder kolport ierte Geburt sjahr 1881 ist falsch.
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»Erbfeind« im Westen und die »Untermenschen« im Osten im Vorfeld eines
geplanten Eroberungskrieges zu schüren.

Mit Kr iegsbeginn veränderte sich die Situation deshalb grundsätzli ch. Das
sächsische Innenministerium teilt e dem Senat der HHS am 2. August 1914
in einem Telegramm mit: »angehörige der feindli chen Staaten sollen als
studierende und hoerer von der Hochschule bis auf weiteres ausgeschlossen
werden.«'* Bereits am 18. September 1914 wurden durch öffentli chen Aushang
namentli ch 108 Russen und 8 Serben aus der Matr ikel gestr ichen.57 Zwar wur­
den später aufgrund verschiedener Interventionen Studenten aus den balti­
sehen Provinzen des damaligen Russland wieder zugelassen, fall s sie nicht
russisch-orthodoxen Glaubens seien oder ihre Väter nicht in russischen Mi­
litär- und Staatsdiensten stünden. Tatsächli ch studierten im Sommersemes­
ter 1916 noch zwei Studenten aus den damals russisch-balt ischen Provinzen
an der HHS.'* Auch bei Armeniern wurden auf Ersuchen der einflussreichen
Deutsch-Armenischen Gesell schaft mit Sitz in Potsdam Ausnahmen gemacht,
weil sie ja - ähnli ch wie Polen und Finnen - »ohne Sympathien für Russland«
wären.5' Dennoch wurde deutli ch: Der Erste Weltkr ieg und die gesell schaft li ­
chen Umbrüche in Russland sowie in anderen Ländern beendeten für längere
Zeit das Ausländerstudium aus dem Osten an der HHS.

56 UAL . H H S. 267. B1. 56,
57 Ebenda. S. 66-71.
58 Ebenda. BI. 84.
59 Ebenda. BI. 73.
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Wilhelm Ostwald und der 1. Weltkrieg

E. Kalbe hat sich in vielen seiner Arbeiten mit dem Verhältnis von Nationa­
lem und Internationalem sowie von Nationali smus und Internationali smus
beschäfti gt und dabei meist den europäischen Schauplatz, insbesondere die
Balkanregion im Auge gehabt.

Es ist interessant, den Gedankengängen des Leipziger Wissenschaftl ers und
Nobelpreisträgers Wilhelm Ostwald' , der im Balt ikum, in Riga geboren wur­
de und in Dorpat studierte und danach kurze Zeit in Riga arbeitete, zu folgen,
weil er sich im Vorfeld des l. Weltkr ieges und nach dessen Ausbruch unter
anderem auch solchen Fragen zuwandte. Dabei erfuhren Ostwalds Auffassun­
gen zum Krieg allgemein und zur Rolle Deutschlands insbesondere mit dem
1. August 1914 einen tiefen Bruch. Waren seine Positionen vor Kr iegsausbruch
str ikt pazifistisch, wurde er danach zu einem Befürworter des Kr ieges.

1. »KRIEG- EIN KULTURWIDRIGES UNTERNEHMEN«

Ernst Haeckel, der wohl bekannteste Naturforscher seiner Zeit, bezeichnete
das 19. Jahrhundert als das »Jahrhundert der Naturwissenschaften«.2 Wie
viele andere junge Naturwissenschaftl er war auch W. Ostwald von der Mög-

Zu Wilhelm Ostwald vgl. Wilhelm Ostwald: Lebensli nien - Eine Selbstbiographie.
Nach der Ausgabe von 1926/27 überarbeitet und kommentiert von Karl Hanse!.
Stuttgart/ Leipzig 2003; Jan-Peter Domschke / Karl Hansel: Wil helm Ostwald. Eine
Kurzbiografi e. Mitteil ungen der Wilhelm-Ostwald-Gesell schaft zu Großbothen e.V.
Sonderheft 10/2000; Grete Ostwald: Wil helm Ostwald. Mein Vater. Stuttgart 1953;
Hartmut Kästner: Wil helm Ostwald und Leipzig. In: Leipziger Kalender 2005 / 2006.
Leipzig 2006. S. 181 ff .; Hartmut Kästner: Wil helm Ostwald und die Universität Leip­
zig. In: Mitteilungen der Wilhelm-Ostwald-Gesell schaft zu Großbothen e. V. 9. Jg.
Heft 4. S. 30f .

2 Ernst Haeckel: Ewigkeit. Weltkriegsgedanken über Leben und Tod, Reli gion und Ent­
wicklungslehre. Berli n 1915. S. 87.
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li chkeit der uneingeschränkten Erkenntnis und grenzenlosen Entwicklung
der menschli chen Gesell schaft durch wissenschaft li che Forschung überzeugt
und begeistert. Er und viele seiner Kollegen betrachteten sich im Besitz des
Schlüssels für die auf Vernunft beruhende Entwicklung der Menschheit. Wor­
auf beruht die »unwiderstehli che Gewalt der Wissenschaft?« fragte Ostwald.
»Sie beruht darauf, dass die Wissenschaft tatsächli ch im Besitz der Wahrheit
ist. Zwar nicht all er Wahrheit und noch weniger der absoluten Wahrheit, ...
denn eine jede Wahrheit ist ... eine relati ve Wahrheit. Aber die Wahrheit, die
in unserer Welt existiert, ist im Besitz der Wissenschaft .«? Als Chemiker konn­
te W. Ostwald die grundlegenden philosophischen Erkenntnisse E. Haeckels
nachvollziehen und zu seinen eigenen machen. * Es bli eb kein Platz für jegli ­
ches übernatürli ches und für ein Leben in einem besseren Jenseits. Alles war
natür li ch - besser naturwissenschaft li ch - erklärbar und der Naturforscher
war im Besitz des dazu notwendigen Instrumentariums.*

Von dieser Position und Einstell ung her gelangte W. Ostwald zu bemer­
kenswerten Entwicklungsvoraussagen für viele Bereiche des gesell schaft li chen

3 Wilhelm Ostw ald: Monistische Sonntagspredigten. Erste Reihe (5. Predigt: Was ist
Wahrheit). Leipzig 1911. S. 38.

4 Das betraf insbesondere das »allgemeinste Gesetz«, das Gesetz der Kausali tät, »des
allgült igen Zusammenhangs von Ursache und Wirkung«; das Substanzgesetz so­
wie das Gesetz von der Ewigkeit der Mater ie und der Energie. Vgl. Ernst Haeckel:
Ewigkeit. S. 11-24. Domschke und Hansel haben sich mit »Ostw ald als Phil osoph«
beschäfti gt. Vgl. Jan-Peter Domschke / Karl Hansel: Wilhelm Ostw ald. Eine Kurzbio­
grafie. S. 49-59.

5 W. I. Lenin hat sich im »Mater ialismus und Empir iokr it izismus« auch mit Haeckel
und Ostw ald auseinandergesetzt. Ostw ald kennzeichnete er als »sehr großen Che­
miker und sehr verworr enen Philosophen«. Aber »keinen einzigen dieser Professo­
ren, die auf Spezialgebieten der Chemie, der Geschichte, der Physik die wertv oll sten
Arbeiten liefern können, darf man auch nur ein einziges Wort glauben, sobald er auf
Philosophie zu sprechen kommt.« Für Lenin war die Erkenntnistheor ie eine parteili ­
che Wissenschaft , was auch immer das heißt. Bezügli ch Haeckels Oberzeugung, nur
der Naturwissenschaftl er sei in Besitz der Wahrheit bemerkte er : Haeckel »verspott et
all e ideali stischen ... Spitzfindigkeiten vom Standpunkt der Naturw issenschaft und
lässt nicht einmal den Gedanken zu, dass eine andere Erkenntnistheorie als der na­
tur wissenschaft liche Materialismus möglich sei«. (W. I. Lenin: Mater ialismus und
Empir iokr it izismus. In: Werke. Bd.14. Berl in 1975. S. 164, 347, 357.)
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Lebens und für eine künfti ge Organisation der Weltgemeinschaft .' Manche
dieser Voraussagen haben bis heute einen gült igen Kern, andere sind einseitig
und naiv, von der Zeit überholt, viele erscheinen heute als falsch.

W. Ostwald war auch durch den Deutschen Monistenbund mit Haeckel ver­
bunden. Haeckel hatt e diese Vereinigung 1906 gegründet, um der religiösen
Ideologie eine Weltanschauung entgegenzusetzen, die allein auf wissenschaft ­
li chen Grundlagen beruhte.7 Er trug 1911 den Vorsitz des Bundes W. Ostwald
an, der diesen Auft rag gerne annahm. W. Ostwald widmete sich mit großer
Energie dieser Aufgabe und wurde ein national wie international vielbeach­
teter Propagandist eines wissenschaft li chen Weltbildes. Im Mitt elpunkt dieser
Arbeit standen seine »Monistischen Sonntagspredigten«, die er von April 1911
bis zum März 1916 veröffentli chte. Ende 1915 trat er vom Vorsitz des Bundes
zurück.*

W. Ostwald folgte in grundlegenden Positi onen Haeckel, insbesondere war
er genau wie Haeckel Anhänger und Verfechter der Evolutionstheorie. Das
Fundamentale, was Haeckel der Philosophie gebracht habe, bemerkte W. Ost­
wald in einer Sonntagspredigt, »ist der Gedanke der Entwicklung«. Haeckel
sei weiter gegangen als Darwin, habe dessen Theorie nicht nur auf die Na­
turgeschichte angewandt, sondern auch »auf dem Gebiet des menschli chen
Lebens und Denkens, sowie seiner Kulturp rodukte«.

E. Haeckel sah im Kausalgesetz den all es beherrschenden Faktor für die
Erklärung der Naturentwicklung. Er verfolgte die Konzeption der Einheit der

6 Die Themenvielfalt seiner »monistischen Sonntagspredigten« reichte von Problemen
der Wissenschaft , der Religion, der Phil osophie, der deutschen, europäischen und
außereuropäischen Geschichte, des Patr iotismus und Internationali smus, der Erzie­
hung sowie der Schul- und Bildungspoli t ik, der Ethik, der Wirt schaftsorganisati on,
der Literaturw issenschaft bis hin zur Tagespoli t ik. Seit Kriegsausbruch behandelte er
verstärkt die Fragen von Krieg und Frieden.

7 Zum Monistenbund und zum Monismus siehe Jan-Peter Domschke / Karl Hansel:
Wilhelm Ostw ald. Eine Kurzbiografie. S. 64 f.; Wilhelm Ostwald. Gesamtschr iften­
verzeichnis. Bd. 1. Hrsg. von J.Alt ena und K. Hansel. In: Mitt eilungen der Wilhelm­
Ostwald-Gesell schaft zu Großbothen e.V. Sonderheft 14/ 2002. S. 14f.; Deutsche
Demokr aten. Die nichtproletar ischen demokr atischen Kräfte in der deutschen Ge­
schichte 1830 bis 1945. Von einem Autorenkollektiv unter Leitung von Dieter Fr icke.
Berl in 1982. S. 149f.

8 Vgl. dazu: Grete Ostw ald: Wilhelm Ostw ald. S. 172 f.
9 Wil helm Ostwald: Monisti sche Sonntagspredigten. Zweite Reihe (35. Predigt. Haek­

kel und Ostw ald). Leipzig 1911. S. 275.
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Natur: »... ist der Gedanke von der absoluten Einheit der Natur, der Grund­
gedanke, dass (es) ein und dasselbe allmächtige und unabänderliche Kausal­
Gesetz ist, welches die gesamte Natur ohne Ausnahme, die organische wie die
anorganische Welt regiert«.'® Haeckel wandte die Evolutionstheorie und das
Kausalgesetz in einer direkten, unvermittelten Art und Weise auf die mensch­
liche Gesellschaft an und schuf damit Grundlagen des Sozialdarwinismus."
Dabei ignorierte er den grundlegenden Unterschied zwischen dem Wirken von
Gesetzten in der unbelebten Natur und der Durchsetzung von Tendenzen in
der menschlichen Gesellschaft . Auf der einen Seite sind es »blinde« Kräfte, die
ohne das Zutun des Menschen aufeinander einwirken, auf der anderen Seite
geht es um bewusste Tätigkeit denkender Individuen und Menschengruppen,
die ihre sich oft widerstreitenden Interessen durchzusetzen versuchen. Vertieft
man sich insbesondere in Haeckels späte Arbeiten, so ist man erschrocken
über die Kälte und Abwesenheit von Menschli chkeit, die einem hier entgegen­
tr itt . Ernst Ulrich von Weizsäcker hat bezüglich dieser Wirkung von Haeckels
Philosophie Recht: Haeckels ganze Denkweise und Sprache ist aus heutiger
Sicht absolut abstoßend.«!" Dessen ungeachtet ist Haeckels Wirkung auf die
Durchsetzung eines wissenschaft li chen Weltbildes in der deutschen Bevölke­
rung und insbesondere in der Arbeiterbewegung ungebrochen und war »mit
einer klaren Parteinahme für den naturwissenschaft li chen Materiali smus und
den wissenschaft li chen Atheismus verbunden.«!

W. Ostwald folgte den philosophischen Auffassungen Haeckels nicht blind.
Ganz folgte er Haeckel in dessen Eintreten für den wissenschaftli chen Atheis-

10 Ernst Haeckel: Generelle Morphologie. Bd. II. S. 446f. Wenige Seiten zuvor hatte er
geschrieben: »Der Kampf ums Dasein, der Wettkampf der Individuen um die un­
entbehrlichen Lebensbedürfnisse, und die draus hervorgehende natürliche Auslese,
die Zuchtwahl der den Kampf am besten bestehenden Individuen, ist es, welche die
Differenzierung. Umbildung und Vervollkommnung der menschlichen Gesellschaft
ganz ebenso wie der übrigen organischen Natur bedingt.« (S. 237f.)

11 Vgl. dazu: Hans-Günter Zmarzlik: Der Sozialdarwinismus in Deutschland. Ein Bei­
trag zur Vorgeschichte des Dritten Reiches, Freiburg i. B. 1961. S. 44-90; MarkusVogt:
Evolutionstheorie. Freiburg/ Basel / Wien 1997; Ernst Ulrich von Weizsäcker: Wider
den Sozialdarw inismus. In: Neue Sammlung. Viert eljahreszeitschrift für Erziehung
und Gesellschaft. Heft 4. 1999. S. 531-542.

12 Ernst Ulrich von Weizsäcker: Wider den Sozialdarw inismus. S. 533.
13 Deutsche Demokraten. Die nichtproletarischen demokratischen Kräfte in der deut­

schen Geschichte. S. 149.
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mus." Bezüglich des Wirkens von allgemeinem Gesetzten in der Gesellschaft
setzte er andere Prämissen. Durch den Menschen würde der Kampf ums
Dasein immer stärker zur fr iedli chen Arbeit ums Dasein. In seiner zweiten
Sonntagspredigt (1911) bemerkte er: »Die Natur ist ganz und gar erfüll t von
Grausamkeiten, Rohheiten, Rücksichtslosigkeiten ... Für die Natur gilt ganz
und gar nur der Kampf ums Dasein, den Darwin so eindringlich geschildert
hat. Der Mensch ist das einzige Naturwesen, das sich vom Kampf ums Dasein
mehr und mehr frei macht und ihn durch die fr iedli che Arbeit ums Dasein
[Hervorhebung - H. K.] ersetzt ... Allein der Mensch bringt Gerechtigkeit und
Güte in die Welt ; er allein versucht Krankheiten zu heilen und den Schwachen
zu helfen. Insofern widersetzt er sich der sonst allgemein vorhandenen Ten­
denz der Natur und verwandelt ihre rücksichtslose Grausamkeit in Güte und
Liebe.«'* Für W. Ostwald war der Kampf ums Dasein »die allerprimitivste
und kulturärmste Form des Lebens«. Der Krieg habe sich bereits überlebt,
heute wirke immer stärker das Vergesellschaftungsprinzip ... »und je weiter
die Menschheit sich zum sozialen Wesen entwickelt ... um so mehr muss jene
primitive Form des Kampfes aller gegen alle ersetzt werden durch die höhere,
soziale Form der Vereinigung aller zu gemeinsamen Zwecken.« Der moderne
Eroberer bilde einen Trust mit anderen »begabten Männern« und bemächtige
sich so der erwünschten Güter.'* Krieg war deshalb für Ostwald ein »kultur-

14 W. Ostwald brachte seine ganze Persönlichkeit im Kampf gegen Religion und die
Staatskirche ein und forderte die Trennung von Kirche und Staat. In dieser Bezie­
hung arbeitete er auch mit Karl Liebknecht zusammen und trat mit ihm auf einer
Großkundgebung in der Berliner Hasenheide auf, wo es um den massenhaften Kir­
chenaustritt ging. Die vehementen Angriffe auf seine Persönlichkeit und die Kampa­
gne zur Entfernung OstwaJds aus dem Lehrkörper der Leipziger Universität gingen
von kirchlichen Kreisen, z. B. von Franz Rendtorf aus. Vgl. Hartmut Kästner: Ostwald
und die Universität Leipzig. S. 38ff.

15 Wilhelm Ostwald: Monistische Sonntagspredigten (2. Predigt: Wie kam das Böse
in die Welt). Erste Reihe. Leipzig 1911. S. 15f. Ganz anders klingt dagegen das, was
Haeckel 1915 schrieb: »Noch seltsamer und geradezu widersinnig ist die weitverbrei­
tete Ansicht, dass der Arzt verpfli chtet sei, um jeden Preis das Leben des Kranken zu
erhalten ...Welchen Sinn kann es ferner haben, neugeborene Kinder mit Defekten, ...
Missgeburten ... künstlich am Leben zu erhalten? Eine kleine Dosis Morphium oder
Cyankali würde nicht nur diese bedauernswerte Geschöpfe selbst sondern auch ihre
Angehörigen von der Last eines langjährigen, wert losen und qualvollen Daseins
befreien.« (Ernst Haeckel: Ewigkeit. S. 34)

16 Wilhelm Ostwald: Monistische Sonntagspredigten (16. Predigt: Nietzsche und der
Kampf ums Dasein). Erste Reihe. S. 12Sf.
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widr iges Unternehmen«." Klar wandte er sich gegen die seinerzeit verbreitete
Auffassung, dass der Kr ieg in biologischer Hinsicht ein Auslesefaktor sei. Er
begründete, dass der Krieg immer nur zu einer negativen Auslese geführt
habe. »Umgekehrt wirken die fr iedliche Beschäfti gung, wie Kunst, Gewerbe,
Wissenschaft usw., durch welche die besonders leistungsfähigen Menschen
auch in günstige Lebensverhältnisse geraten, in positivem Sinne auslesend
und wertsteigernd auf jede Rasse.« Die beste Anpassung erfolge dadurch, dass
der Mensch auf seine Umwelt gestaltend einwirke.•• Ostwald beschäfti gte sich
in mehreren Sonntagspredigten mit dem Krieg, erkannte den Nationali smus
als eine wesentli che Ursache1

' und ging auf das Verhältnis von Nati onalem
und Internationalem ein. Er erkannte Tendenzen der Internationali sierung
der weltweiten Beziehungen. Er war davon überzeugt, »dass uns in ganz ab­
sehbarer Zeit ein zunehmendes Verschwinden der Selbstregierung der einzel­
nen Staaten in Bezug auf wichtige Fragen und ein zunehmendes Eingreifen
größerer Staatenkomplexe oder der gesamten Kulturwelt der Erdoberfläche
in die Verhältnisse jedes einzelnen Staates und damit auch jedes einzelnen
Staatsbürgers zweifellos zu erwarten ist«. Von daher war für ihn klar, dass
der moderne Mensch, der für Ostwald immer auch ein Monist war, so seine
Handlungen einr ichtet, dass nicht nur die eigene Nation frei und in Wohl­
stand leben konnte, sondern »dass ähnli che Mögli chkeiten auch allen Nach-

17 Wilhelm Ostwald: Monisti sche Sonntagspredigten (71. Predigt: Kr ieg). Dr itt e Reihe.
Leipzig 1911. S. 148. Ostw ald weißt in dieser Predigt darauf hin, dass die Grausam­
keit des Kr ieges sich besonders am Tod der gebildeten, an westl icher Kultur geschul­
ten bürgerl ichen Jüngli nge zeige. »... wo die Kugel nicht wählt , ob sie den höchstste­
henden und für die Kult ur wertvoll sten oder irgendeinen ger ingen Menschen tr ifft ,
ob sie das in jenem gesammelte große, ja unersetzli che Kapital zerstört oder jene
verhält nismäßig kleine Menge Energie, welche in einem Bauern oder Hirt en kon­
zentr ier t ist:« (Ebenda. S. 149) Diese, am Kultur- und Energiebegr iff festgemachte
unterschiedli che Wert igkeit des Lebens zeigt die Nähe zu Haeckels sozialdarwinisti­
schen Auffassungen und macht zum wiederholten Male deutli ch, dass ein rein mo­
nistisches bzw. einseitiges »naturw issenschaft li ches« Herangehen an die Erklärung
komplexer gesell schaftl icher Verhältn isse entscheidende Defizite aufweist.

18 Wilhelm Ostw ald: Kri eg und Rassenbiologie. In: Allg. Beobachter 1 (1911). Nr. s. S.
67~.

19 In seiner Predigt zum Balkankr ieg bezeichnet erden Nationalismusals »schlimmste(n)
Feind«, als Ursache für die Zerstörung und für das Leid der Menschen auf dem Bal­
kan, sieht aber auch für Mitt eleuropa den Nationalismus keinesfall s überw unden.
{Wilhelm Ostwald: Monisti sche Sonntagspredigten. (87. Predigt. Balkanfr iede). Drit­
te Reihe. S. 167f.)
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barvölkern oder ferneren zuteilwerden«. Für ihn schloss sich der Gegensatz
zwischen Patrioti smus und Internationalismus aus. Eine bewusst feindselige
Poli ti k gegenüber anderen Staaten war »unethisch«." Mitglieder des Monis­
tenbundes wandten sich, ganz im Sinne ihres Präsidenten W. Ostwald, gegen
jegliche chauvinistische Hetzerei und warben für die deutsch-französische
Annäherung."

In diesem Zusammenhang sah Ostwald die Entwicklung in Deutschland
kritisch. Das letzte Viertel des 19.Jahrhunderts wäre für das deutsche Volk
eine »höchst unerfreuliche Periode« gewesen. Ursache dafür sei der gewon­
nene Deutsch-Französische Krieg, der nicht all jene Existenzen und Zustände
hinweggefegt hätte, die am Alten festhielten und sich wenig zukunftsorien­
ti ert erwiesen. also sich nicht »auf Wissenschaft und Soziali smus« gründeten,
sondern Deutschland in eine Lage brachte, in der sich »Krankheitskeime und
hypertrophische Einseitigkeiten aller Art« breit machen und entwickeln konn­
ten. Konkret nannte er »das aus missverstandenen Darwinismus entstandene
Nietzschesche Herrenmenschenideal« als eine solche Fehlentwicklung.* Deut­
lich sah er auch in Deutschland einen wachsenden Chauvinismus der mit ei­
nem Rüstungswahnsinn einherging. Unter Wilhelm II. »hatte die orthodoxe
Reaktion sehr an Macht gewonnen. Die Gedankenfreiheit würde zunehmend
negiert und geistiger Zwang ausgeübt." Den »ethischen Tiefstand« machte er
auch daran fest, dass die Herrschenden der Meinung seien, »dass die eigene
Nation alle Rechte und Vorzüge besitze ... und dass alle Gewaltsamkeitsakte,
welche sie gegen die anderen Nationen begeht. durchaus gerechtfertigt und
berechtigt sind, wenn sie ihr selbst nur zum Vorteil gereichen«.

Als Optimist, der an das direkte, ungebrochene Wirken der Wissenschaft
glaubte, sah er eine Zeit voraus, in der die »Organisation der Arbeit« sowohl
zur Grundlage des inneren Aufbaus eines jeden Staates als auch zur Grundla­
ge neuer Beziehungen zwischen den Staaten werde. Die Entwicklung der Welt­
wirtschaft werde »den gegenseitigen Kampf der Staaten beseitigen und eine

20 Wilhelm Ostwald: Monistische Sonntagspredigten. (82. Predigt, Patriotismus und
Internationali smus 1). Dritt e Reihe. S. 89, 93.

21 Deutsche Demokraten. Die nichtproletarischen demokratischen Kräfte in der deut­
schen Geschichte. S. 152f.

22 Wilhelm Ostwald: Monistische Sonntagspredigten (92. Predigt, Die Jugendbewe­
gung). Viert e Reihe. Leipzig 1914. S. 242, 244.

23 Wilhelm Ostwald: Lebenslinien - Eine Selbstbiographie. S. 491.
24 Wilhelm Ostwald: Monistische Sonntagspredigten (93. Predigt, Patriotismus und In­

ternationalismus II). Vierte Reihe. S. 258f.
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internationale Organisation der gesamten Kulturarbeit zur Folge haben«.*
Damit würden Armeen gegenstandslos. Ostwald äußerte sich nicht zum Zeit­
hor izont für diese Entwicklung, man kann aber unterstell en, dass er diese Zeit
sehr nah sah. Am Vorabend des 1. Weltkr ieges kam er auf der geschil derten
Grundlage zu einer sehr deutlichen Fehleinschätzung: »Ebenso haben die Ver­
suche einzelner Völker, sich mit Mili tärgewalt zu Herr en ihrer Nachbarn zu
machen, im Kulturgebiet gegenwärtig aufgehört. Seit einem Jahrhundert ist
die Formel des europäischen Gleichgewichts< die vorläufige Form unter wel­
cher ausdrückli ch auf das Prinzip des Raubes verzichtet wird.«?

Der Pazifismus von W. Ostwald, wie er in den Vorkr iegsjahren und -mo­
naten entstanden war, war ganz wesentlich von seiner wissenschaftl ichen
Analyse begründet. Er ergab sich aus seiner nüchternen Betrachtung der
Entwicklung der materiellen Basis der deutschen und anderer europäischer
Gesell schaft und dem sich daraus ergebenden Mit- oder Gegeneinander der
Nationen. Was für die breiten Bildungsschichten in Deutschland vor dem 1.
August 1914 gültig war - nämli ch einen kulturellen Führungsanspruch auch
mit kr ieger ischen Mitt eln durchzusetzen?' - tr ifft in dieser Zeit auf den späte­
ren Kr iegsbefürworter W. Ostwald nicht zu.

2. »NUR EIN SIEG DEUTSCHLANDS KANN DIE KULTURELLE BLÜTE
EUROPAS SICHERN«

Am 1. August 1914 erklärte Deutschland Russland den Krieg. Wilhelm Ost­
wald war somit mit einer unabwendbaren Tatsache konfrontiert, die er nicht
mehr für mögli ch gehalten hatt e. Sein Sohn Walter bemerkte in seinen Erin­
nerungen, sein Vater habe eine Erklärung des Kaisers hinsichtli ch drohender
Kr iegsgefahr mit der Bemerkung abgetan, man lebe seit Jahren in einem zi-

25 Ebenda. S. 271.
26 Wilhelm Ostw ald: Monistische Sonntagspredigten (94. Predigt - Zabern ). Ebenda. S.

284.
27 Vgl. Wolfgang J. Mommsen: Die deutschen kulturell en Eli ten im Ersten Welt kr ieg.

In: Kultur und Kr ieg. Die Roll e der Intellektuell en, Künstler und Schr iftstell er im
Ersten Welt kr ieg. Hrsg. von Wolfgang J. Mommsen unter Mitarbeit von Eli sabeth
Müll er-Luckner. München 1996. S. 1-15.
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vili sierten Land, Krieg sei Unsinn und werde nie kommen."* Binnen zwei Ta­
gen wurde aus dem Pazifisten W. Ostwald ein engagierter Kr iegsbefürworter.
Bereits drei Tage nach der deutschen Kr iegserklärung an Russland wandte
sich Ostwald über die »Vossische Zeitung« an die Monisten. Er erklärte die
bisherige Arbeit für den Weltfr ieden für ausgesetzt und es gelte nun Deutsch­
land, »den höchsten Träger der Kultur« zu verteidigen.

Die Kr iegsbegeisterung ergriff - mit Ausnahme von Albert Einstein, Wil ­
helm Foerster , Georg Friedr ich Nicolai und Ott o Buck - all e bedeutenden Na­
tur wissenschaft ler , auch Wilhelm Ostwald. * Er - wie auch sein enger Freund
und Kollege Wilhelm Wundt, wie Max Planck und Ernst Haeckel, wie Karl
Lamprecht und andere - unterzeichneten den chauvinistischen »Aufr uf an
die Kulturwelt« vom Oktober 1914. »Ostwald war nicht mehr der Pazifist, der
einen str ikt rati onellen Einsatz jegli cher Energieressourcen proklamiert hatt e,
sondern Nationalist.« " In seiner Sonntagspredigt »Die Forderung des Tages«
(15.08.1914) versuchte er, die neuen Aufgaben für die Monisten darzulegen. Er
stell te fest, dass der unmenschli che und kulturwidr ige Zustand des Kr ieges
eingetreten sei. Solange das deutsche Volk in seiner Existenz bedroht sei und
sich im Krieg befände, hätt en die inneren Streiti gkeiten zu schweigen. Aus
monisti scher Sicht habe das deutsche Volk in diesem Kampf eine besondere
Motivati on, denn »als älteste(s) Ern tefeld der Weltkultur« kämpfe es nicht nur
für sich, sondern für die Bewahrung der zivil isator ischen Errungenschaften
vor der Barbarei. Deshalb laute die Forderung des Tages: schwere Opfer für
Deutschland und damit für die Welt kultur zu br ingen. Dabei haben die Mo-

28 Zit iert bei: Wilhelm Ostw ald: Gesamtschr iftenverzeichnis. Bd. 1. Hrsg. von James
Altena und Kar l Hansel. Mitt eil ungen der Wilhelm-Ostw ald-Gesell schaft. Sonder­
heft 14/ 2002. $. 15.

29 Ziti ert bei Karl Hansel: Ostw ald als »intell ektueller Kr iegsfr eiwill iger«. In: Mitt ei­
Jungen der Wilhelm-Ostw ald-Gesell schaft e. V. Heft 3/2 002. S. 25.

30 Vgl. dazu: Wolfgang J. Mommsen: Die deutschen kult urell en Eli ten im Ersten Welt­
kr ieg; Wolfgang Michalka (Hrsg.): Der Erste Weltkr ieg. Wirkung, Wahrnehmung,
Analyse. Weyarn 1997, hier insbesondere die Aufsätze von John C. G. Röhl: Vor­
sätzli cher Krieg? Die Ziele der deutschen Poli t ik im Juli 1914. S. 193ff. und Peter
Grupp: Voraussetzungen und Praxis der deutschen amtli chen Kulturpropaganda in
den neutr alen Staaten während des Ersten Welt kr ieges. S 799ff.; Will ibald Gutsch /
Fritz Klein / Joachim Petzold: Von Sarajevo nach Versaill es. Deutschland im ersten
Welt kri eg. Ber li n 1985. S. 68-74.

31 Wil helm Ostw ald und Walther Nernst in ihren Briefen sowie in denen einiger Zeit­
genossen. Hrsg. von Regine Zott . Ber li n 1996. S. 199~.
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nisten »keine Gott , zu dem wir beten ... Unser einziges Vertrauen beruht ...
auf der Wissenschaft und auf ihrer praktischen Blüte, der Organisation.«?'

Genau einen Monat später, am 15. September 1914, antizipierte W. Ostwald
das vermeintli che Resultat des Krieges, indem er einer seiner bedeutsamsten
Sonntagspredigten die Oberschrift »Europa unter deutscher Führung« " gab.
In dieser Arbeit hatt e er grundsätzli ch zum ausgebrochenen Krieg Stellung be­
zogen und alle jene Grundgedanken angelegt, die in späteren Predigten auf­
gegriffen und ausgeführt worden. Eingangs machte er klar, dass Deutschland
diesen Krieg gewinnen werde. »Schon heute, wo ich dieses schreibe, hat nach
einigen Auftakten die große Sinfonie unserer Siege eingesetzt.«? Das war
wohl eine der größten Fehleinschätzungen Ostwalds. Worauf aber beruht die­
se tiefe Überzeugung vom deutschen Sieg? Wieso hat sich der Wissenschaftl er,
der weder Fachmann für Kriegskunst war, noch sich mit Strategie und Taktik
im modernen Krieg beschäfti gte, zu einem solchen Urteil hinreißen lassen?
Zudem kann man davon ausgehen, dass ihm die wissenschaft li chen und öko·
nomischen Potentiale der Kriegsgegner bekannt waren. W. Ostwald hat hier
offensichtli ch seinem Wissenschaftsverständnis und dessen unvermittelter
Anwendung - der (Natur)Forscher sei im Besitz der bisher erkannten Wahr­
heit und daher allein in der Lage, begründete, auch historische, Voraussagen
zu machen - Tribut gezollt.

Ausgangspunkt der Argumentation Ostwalds war, dass er den Grad der
Organisation als den allgemeinen Maßstab für Kultur ansah. »Die höchste
Form der kulturellen Entwicklung wird, wie uns allen bekannt ist, durch das
Wort Organisation bezeichnet, durch jene Leistung, welche nicht nur die Pro­
duktion des einzelnen Kulturgebietes zum Gegenstand hat, sondern welche
die höhere Aufgabe löst, jedes einzelne Kulturgebiet so zu pflegen, dass alle
sich gegenseitig unterstützen, damit eine Höchstleistung an menschenmäßiger
Betätigung erreicht wird.«* Von daher sei der Krieg nicht nur, und immer

32 Wilhelm Ostwald: Die Forderung des Tages (Mononistische Sonntagspredigt vom
18.08.1914). In: Monistische Sonntagspredigten von Wilhelm Ostwald. Fünfte Reihe.
Leipzig 1916. S. 153, 157~.

33 Wilhelm Ostwald: Europa unter deutscher Führung. In: Mitteilungen der Wilhelm­
Ostwald-Gesellschaft. Heft 3/ 2002. S. 13ff .

34 Ebenda. $. 13.

35 Max Planck sprach davon, dass Ostwalds »einseitiger Monismus« ihn »soweit trei­
ben« lässt. Planck an Arr henius vom 15.11.1914, zitiert bei: Wilhelm Ostwald und
Walther Nernst. S. 193f. (FN).

36 Wilhelm Ostwald: Europa unter deutscher Führung. $. 19.
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weniger, ein Problem der Tapferkeit, sondern vielmehr ein Problem der tech­
nischen Gegebenheiten. »So dürfen wir denn mit Sicherheit darauf rechnen,
dass trotz des scheinbaren Missverhält nisses der gegenseitigen Stärke doch
die organisierte Tätigkeit der deutschen Armee, ihre sachgemäße Kombina­
ti on von Wissenschaft und Technik, den entscheidenden Sieg davon tragen
wird.«17 Deutschland habe in Europa den höchsten Grad der Organisation
erreicht. Eine Niederlage Deutschlands würde den Untergang der gesamten
europäischen Kultur nach sich ziehen. Somit sei das »künfti ge Kulturschicksal
Europas...auf unsere Schultern gelegt.«" Ostwald ging in dieser Predigt auch
auf den Frieden ein, der am Ende des Krieges stehen werde. Er charakter isierte
ihn als weitt ragend, sicher und dauerhaft , als Fr ieden, der sich auf Arbeit und
nicht auf Raub gründen werde. Ein solcher Fr iede würde die errungene Welt­
stell ung Deutschlands sichern, denn Europa unter deutsche Führung würde
sich »ganz und gar und ohne Rückhalt auf der Arbeit, und zwar der organi­
sierten Arbeit« begründen. Ein deutscher Sieg bringe also einen dauerhaften
europäischen Frieden.

»Europa unter deutscher Führung« ist die grundsätzli chste Arbeit Ost­
walds zum Krieg. Sie macht seine Zerr issenheit deutli ch. überzeugt vom Sieg
Deutschlands überschätzte er zum einen die mater iellen und geistigen Poten­
tiale seines Heimatlandes und zum anderen missachtete und verkannte er
nicht nur die ökonomisch-technische Kraft sondern auch die kulturell e Höhe
der Kriegsgegner. Es war keine internationali stische Posit ion, die Ostwald
einnahm, als er unterstell te, dass nur ein Sieg Deutschlands die kulturell e
Blüte Europas sichern könne. Zugleich darf aber keinesfall s vergessen wer­
den - und das ist für die Beurteil ung W. Ostwalds bezüglich seiner Einstel­
lung zum Krieg wichtig - nicht platt er Nationali smus ließ ihn zum Verfechter
eines deutschen Sieges werden, sondern seine Überzeugung, gegründet auf
vermeintliche wissenschaft li che Tatsachen, dass sich gesetzmäßig die höhere
Kulturstufe Deutschlands zum Wohle Europas durchsetzten werde.

Karl Hanse) hat in dem Artikel »Ostwald als intellektueller Kriegsfrei­
will iger« seine Tätigkeit 1914/ 15 anschaulich dargestell t und versucht, sie zu
erklären.' Ostwald, der sicherl ich auf Grund seines Aufwachsens in einer
deutschen Enklave, dem Baltikum, »sein Deutschtum stärker empfindet als

37 Ebenda. S. 20.
38 Ebenda. S. 18.
39 Ebenda. S. 21.
40 Karl Hansel: Ostwald als »Intellektueller Kriegsfreiwill iger«. S. 24ff .
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etwa ein Binnendeutscher«' hatt e das Bedürfnis, Deutschland zu unterstüt­
zen. Trotzdem ist die Parteinahme für die Kriegsbefürworter schwer nach­
voll ziehbar, wenn man sich seine Aussagen vor Kr iegsbeginn ins Gedächtnis
ruft . Offensichtli ch und letztli ch war Ostwald Nationali st, wenn er auch die­
sen Nationali smus mit dem wissenschaft li chen Mantel von der »Kulturhöhe«
Deutschlands verhüll te. Konnte man manchen seiner allgemeineren Aussa­
gen, die er in den Predigten bis zum Frühjahr 1915 veröffentlichte, noch einen
rationalen Kern zusprechen, so tr ifft das für viele spätere konkrete Analysen
nicht zu. Je mehr er den Weg allgemeiner Äußerungen verl ieß und Probleme
und Sachverhalte konkreter ausführte, umso absonderli cher und falsch wur­
den seine Zustandsbeschreibungen, Aufgabenstell ungen und Prognosen. Der
Gelehrte begab sich auf ein Gebiet, dass er mit seinen Kenntnissen und Ins­
trumentarium nicht oder nur einseitig erfassen konnte. Allgemeine philoso­
phische Studien ersetzten eben nicht tiefe Kenntnisse und eigene Forschungen
zur europäischen und zur Ländergeschichte, zur Wirtschaftsgeschichte und
-geografie, zu den politischen Systemen und ihren Potentialen und zu ande­
ren Fragen. Wenn er bei seinen chemisch-physikalischen Forschungen erst zur
Verallgemeinerung kam, nachdem er eine Reihe verschiedener Experimente
und Untersuchungen durchgeführt und analysiert hatt e, fehlt e bei seinen Ver­
allgemeinerungen auf poli tischem Gebiet gerade diese empir ische Grundlage.
Das wird sehr deutli ch, wenn man näher die Hauptgedanken betrachtet, de­
nen Ostwald in dieser Zeit nachging.

Er versuchte eine Analyse der Gegner Deutschlands, der deutschen Über­
legenheit, des kommenden Friedens und der künfti gen Entwicklung Europas.
In seinen Sonntagspredigten »Gegner und Feinde« Teil I und lI (16.11. und
1.12.1914) sowie »Europäisches Gleichgewicht« (24.12.1914) ging er ausführli ­
cher auf die Kr iegsgegner ein. Dabei kam England am schlechtesten weg. Ob­
wohl er England aus eigener Anschauung kannte und mit Willi am Ramsay
auch einen befreundeten Kollegen hatt e, versah er England stets mit dem At­
tr ibut »barbar isch«. »England repräsentier t für uns in Europa den letzten Rest
des Barbarentums, nämli ch der gewaltsamen Beherrschung anderer Völker
und Staaten durch das Übergewicht kr iegerischer Mitt el.«' Das europäische
Gleichgewicht sei ledigli ch das Synonym für den gelungenen Versuch der Eng-

41 Karl Hanse!: Wil helm Ostw ald als wissenschaftli cher Schriftstell er . In: Wilhelm Ost­
wald, Gesamtschr iftenverzeichnis. Bd. 1. S. 15.

42 Wilhelm Ostw ald: Gegner und Feinde I (Monistische Sonntagspredigt v. 16.11.1914).

In: Monistische Sonntagspredigten von Wil helm Ostw ald. fünfte Reihe. S. 252.
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länder, das übrige Europa schwach zu halten. Die Voraussetzung für Deutsch­
lands ungestörte Entwicklung sei die Beseit igung der engli schen übermacht
auf See. Er bezeichnete das als »eine der größten Kulturaufgaben, welche
gegenwärtig auf politi schem Gebiet einem Volk vorbehalten sein kann.«
Wie der frühere Pazifist Ostwald hier den Kulturbergr iff für den Tod auf See
missbraucht, zeigt, wie stark er von nationali stischem Gedankengut ergriffen
wurde und wieweit er sich von seinen Vorkr iegspositionen entfern t hatt e. Er
bezeichnete sowohl die Franzosen als auch die Engländer als Feinde, die hin­
sichtli ch der Organisation auf einer niedr igen Stufe stehen würden. »Für die
Besonderheit der deutschen Organisati on aber fehlt den Engländern wie den
Franzosen das Organ des Verständnisses ...«' Ostwald gebraucht hier den Or­
ganisationsbegriff im umfassenden Sinne, d. h. als Zusammenfassung für das
wir tschaft li che, poli tische, kult urell e und militär ische Entwicklungsniveau
eines Volkes. Zur Begründung der deutschen Überlegenheit über Frankreich
führt Ostwald den Begriff des Individuali smus ein und gelangt so zu einer
einseitigen Sicht der französischen Entwicklung. Die Franzosen hätt en eine
Reihe herausragender Denker hervorgebracht und mit der Revoluti on von 1789
ein großes, notwendiges und zerstörendes Werk durchgeführt. Sie seien aber
außerstande gewesen, auf diesen Trümmern etwas Neues und Bleibendes zu
err ichten. »Die deutschen, allgemeiner die germanischen Völker, erweisen
sich als besonders geeignet, die auf Individuali smus folgende Epoche der Or­
ganisation zu verwirklichen.«"* Nur Deutschland verfüge über eine beson­
dere Organisationsfähigkeit. Deshalb ständen die Engländer und Franzosen
Deutschland mit »bli nder Wut und erbitt erten Hass« gegenüber, deshalb seien
sie »unsere Feinde und nicht unsere Gegner«.•• Russland kennzeichnete er als
nicht gleichwertige europäische Kulturmacht, sondern als einen »asiatischen
Barbarenstaat«. Im Unterschied zu den Engländern und Franzosen seien die
Russen keine Feinde, da sie eine »außerhalb unseres Kulturkreises stehende
Masse, welche durch persönliche, nicht völkische Motive veranlasst worden ist,
sich zu unserem Schaden zu betätigen.«"

43 Ebenda. S. 255.
44 Ebenda. S. 272.

45 Wilhelm Ostw ald: Die lateinische Kultur (Monistische Sonntagspredigt vom
15.05.1915). In: Monisti sche Sonntagspredigten von Wil helm Ostw ald. fünft e Reihe.
S. 447.

46 Wilhelm Ostw ald: Gegner und Feinde II (Monistische Sonntagspredigt vom
01.12.1914). In: Ebenda. S. 272.

47 Wil helm Ostw ald: Gegner und Feinde I. S. 251f.
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Wenn man bei wohlwollender Betrachtung Ostwald bei seiner »Analyse«
der Kr iegsgegner Einseitigkeit vorwerfen kann, so entbehren seine Aussagen
zur Rolle Deutschlands jegli cher Objektivität. Wie bereits weiter vorne ge­
zeigt, war ihm, um die kult urell e Höhe Deutschlands zu kennzeichnen, kein
Superlati v zu groß. Deutschland kämpfe um die Rettung der europäischen
Kultur, Deutschland werde nach seinem Sieg »das gegenseiti ge Verhältnis
der Staaten und Völker ... auf einen besseren, sozialeren und somit höheren
ethischen Fuß stellen«." Deutschland werde zum Voll strecker der )deale der
großen Weltreligionen, des Buddhismus, des Christentums und des Islam, in­
dem es »das ethische Welt reich« organisiere.' Mit Hilfe Bulgariens und der
Türkei werde Deutschland nach Südosten vordr ingen und damit Vorderasien
und dem Zweistromland, dem ältesten »Kulturgebiet« der Menschheit, zur
neuen Blüte führen. »... zu Trägern dieser Kulturarbeit sind wir Deutschen
nebst stammverwandten Völkern berufen«*°

W. Ostwald ließ bei der Beurteil ung Deutschlands jegli che tiefere poli tische
und soziale Analyse vermissen und ging von einem unter der Fahne des Kai­
sers geeinten Volk mit homogenen Interessen aus. Das kr itische Hinterfr agen
der deutschen Geschichte und der Zeitgeschichte, das wir in seinen Arbeiten
vor Kr iegsausbruch vorfinden, unterblieb jetzt völl ig. Statt dessen wiederholte
er immer wieder seine Prämisse vom höchsten Kulturn iveau, das Deutschland
repräsentiere und sah die künfti gen Handlungen Deutschlands von vornher­
ein nur in einem hehren Licht. Ostwald meinte beispielsweise, dass bezügli ch
des letzten halben Jahrhunderts (Deutsch-Französischer Kr ieg) »niemals ...
von uns die Hand nach fremden Land und Gut ausgestreckt worden« sei, der
preußisch-deutsche Militar ismus also wesentli ch zum Frieden beigetragen ha­
be.* Jetzt sei das »unbedingt fr iedli che deutsche Volk« durch die Gegner ge­
zwungen worden, »das an sich unsoziale Hilfsmitt el des Krieges ... seinerseits
zu ergreifen, obwohl jeder Deutsche mit ganz wenigen Ausnahmen, vor allem
der Deutsche Kaiser zu recht erhebli chen Opfern bereit war, um den Frieden
zu erhalten«.*

48 Wilhelm Ostwald: Gegner und Feinde II . S. 261.
49 Wilhelm Ostwald: Ethik im Völkerleben (Monistische Sonntagspredigt vom

12.01.1915). In: Monistische Sonntagspredigten von Wilhelm Ostwald. Fünfte Reihe.
$. 319.

50 Wilhelm Ostwald: Weltdeutsch. In: Ebenda. S. 546, S. 549.
51 Wil helm Ostwald: Gegner und Feinde II . S. 268.
52 Wil helm Ostwald: Wirtschaft li che Wehrpfl icht III. (Monistische Sonntagspredigt

vom 30.09.1915). In: Monistische Sonntagspredigten. S. 531.
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Diese Aussage Ostwalds demonstr iert den Wandel von intell igenten,
wissenschaft li ch begründeten Aussagen vor dem Kriegsausbruch hin zu er­
schreckend leeren, phrasenhaften Äußerungen in der Zeit nach dem Kriegs­
ausbruch. Zugleich belegt sie den Reali tätsverl ust, den Ostwald, verstr ickt in
seinem abstrakten »philosophischen« Begriffssystem und in einem wissen­
schaft li ch verbrämten Nationali smus, erli tt en hatt e. Das große Blutvergießen,
das Sterben von Abertausenden an der Front und das Elend für Mill ionen
Famili en im Hinterl and verharmloste er nicht nur in unakzeptabler Weise,
sondern rechtfertigte es, wenn er von Kr ieg als »Hil fsmitt el« sprach.

In seinen Sonntagspredigten hat sich W. Ostwald auch zu Fragen eines
künfti gen Friedens Gedanken gemacht. Er lehnte die Formel vom europäi­
sehen Gleichgewicht ab, da sie ja nur engli sche Hegemonialansprüche ausdrü­
cken würde. Für ihn galt es zu einer »poli tischen Organisation zunächst von
Zentral- und Westeuropa« zu kommen. Organsiertes Europa bedeutete für
ihn, dass die Staaten »zu einem organisch verbundenen Gesamtstaat zusam­
mentreten werden wie seinerzeit die nordamerikanischen Staaten zur Union
und die deutschen Staaten zum deutschen Reich.«51 Ostwald sah das Haupt·
moti v für den engeren Zusammenschluss von Staaten in der Friedenssiche­
rung. Diese könne von unabhängigen Einzelstaaten nicht geleistet werden.
Er sah voraus, dass als einziger Weg zum Frieden die Abgabe von staatli ­
chen Funktionen an ein Zentralorgan sein müsse. Für Ostwald war es aber
auch folger ichtig, dass das »künfti ge Gehirn Europas« nur Deutschland sein
könne, weil es »den Kulturbegriff der Organisati on voll erfasst und in die
Wirkli chkeit zu übersetzen begonnen hat«.* Zugleich glaubte er daran, dass
dann Deutschland, im Gegensatz zu England einen anderen »weltpoli tischen
Gedanken« zum Tragen bringen werde: »nicht Beherrschung und Unterdrü­
ckung der anderen Völker, sondern ihre Organisation und Entwicklung.«55

Wilhelm Ostwald vertrat in den unmitt elbaren Vorkr iegsjahren klare pazi­
fisti sche Positionen und kam zu bemerkenswerten, tendenziell r ichtigen poli ­
ti schen Aussagen bezügli ch der historischen Perspektive Europas. Als Anhän­
ger des Darwinschen Entwicklungsgedankens setzte er Aussagen Haeckels,
die zu Grundlagen des Sozialdarwinismus wurden, seine eigene Position ei­
ner auf Wissenschaft , d.h. auf Vernunft und Menschli chkeit beruhende Ent-

53 Wilhelm Ostw ald: Europäisches Gleichgewicht S. 302 f.
54 Ebenda. S. 304.

55 Wilhelm Ostw ald: Das auserw ählte Volk II . (Monisti sche Sonntagspredigt vom
30.06.1915). In: Monistische Sonntagspredigten. S. 496.
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wicklung entgegen. Das tat er von str ikten atheisti schen Positi onen aus. Mit
dem Ausbruch des 1. Weltkr ieges wurden einige wesentli che Voraussagen und
Hoffnungen Ostwalds - z. B. über die Unmögli chkeit eines Krieges in Europa
- zunichte gemacht. Er überwand die Enttäuschung, indem er seine von der
Wirkli chkeit enttäuschten Ansichten auf eine höhere Ebene transformierte:
Der Sieg Deutschlands als dem entwickelten Staat werde zum Ausgangspunkt
für eine hohe kulturelle Blüte aller Staaten und zu einem neuen, auf dauerhaf­
ten Frieden gegründeten Europa führen. Mit dieser Prämisse konnte er auch
seine starken nationalen Gefühle in Einklang bringen. Je konkreter er sich zu
Ereignissen in den ersten Kr iegsjahren äußerte und je konkr eter er Schlussfol­
gerungen zog, umso falscher und nationali stischer wurden seine Aussagen.

Die profunden Kenner des Lebens und des Schaffens von W. Ostwald, J.-P.
Domschke und K. Hansel, bemerkten in ihrer Kurzbiografie: »Mit dem Aus­
bruch des 1. Weltkr ieges kommen die zahlreichen philosophischen Aktivitäten
Wilhelm Ostwalds bald zum Erliegen. Neue phil osophische Arbeiten verfasste
er nicht mehr.«** Wahrscheinli ch wurde sich Ostwald bewusst, dass er zu ein­
seitig, die Vielfalt der gesell schaftl ichen Reali tät unzureichend berücksichti ­
gend und blind auf die Kraft der naturwissenschaft li chen Analysemethoden
vertrauend an die konkreten gesell schaft li chen Erscheinungen herangetreten
war. Er wandte seine Kraft voll chemisch-physikali schen Forschungen zu und
entwickelte in den Jahren nach dem 1. Weltkr ieg seine Farbenlehre.

56 Jan-Peter Domschke / Karl Hansel: Wil helm Ostwald. Eine Kurzbiografie. S. 58.





Aufsätze





SONJA STRIEGNITZ

P. A. Stolypin: Heutiges und Geschichtl iches

Persönli chkeit, Wirken und historischer Platz P. A. Stolypins (1862-1911) in der
Geschichte Russlands waren in der Histor iographie nie unumstr itt en. Die so­
wjetische Geschichtsschreibung hat in den reformerischen Bemühungen dieses
Mannes den systemerhaltenden Ansatz vordergründig akzentuiert (mitunter
eine ausschließli ch negative Sicht auf die Reformen zugelassen), aber auch die
objektiv progressive, wir tschaftsfördernde, auf kapitali stische Strukturen in
der Landwirtschaft zielende Absicht des Reformers themati siert. Nicht wenige
Arbeiten wurden dazu geschr ieben.

So grundsätzli ch und kontrovers wie in den Jahrzehnten seit dem Zerfall
der UdSSR und den damit einhergehenden histor iographischen Neusichten
ihrer Vorgeschichte und Geschichte waren die Debatten indes wohl nie. Hat­
te schon die angestoßene Perestroika eine stärkere Hinterfragung nament­
lich der ökonomischen Bedingungen für die Russische Revolution im Ganzen
wie der Reformen und Reformversuche Stolypins durch Historiker, Okono­
men und Vertreter anderer Wissensgebiete bewirkt und vor allem auch pu­
bli zistischen Geschichtsinterpretationen Tür und Tor geöffnet, so war diese
Tendenz nach 1991 offensichtli ch geworden. In der heutigen russischen Ge­
schichtsschreibung dürfte nunmehr das Stolypin-Bild weitgehend von jenen
Auffassungen dominier t sein, die in dem letzten vorrevolutionären Reformer
einen der größten, ambitionierten, auf weiten Strecken unbenommen erfolg­
reichen Umgestalter, ja den Retter Russlands sehen, der letztli ch Opfer von
Gegnern aus dem linken und rechten Spektrum der Gesellschaft geworden sei,
weshalb sich seine Vorhaben nicht vollends verwirkli chen ließen. Eine nicht
zu übersehende Hypertrophierung des Wirkens von Stolypin, seiner tatsächli ­
chen und vermeintlichen Erfolge, begleitet von zuweilen recht offensichtli cher
Geschichtskli tt erung haben ihm diesen Platz scheinbar auf Dauer gesichert.
Bei der Suche nach verpassten Gelegenheiten von Russlands Umgestaltung
im mittelbaren und unmittelbaren Vorfeld der Revolution unter Vermeidung
derselben ist Stolypin für Fachhistoriker, Wissenschaft ler anderer Bereiche
und wiederum - oder immer wieder - für die Geschichtspublizistik zu einer
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Zentralfigur ihres Interesses geworden. Selbst führende Poli tiker des Landes
machen gelegentli ch dezidiert auf ihn aufmerksam.

Historische Anlässe, wie die Jahrestage der Ermordung Stolypins (1991,
2001) haben anfangs vor allem in der Presse und auf den Seiten nicht nur ge­
schichtswissenschaft li cher Zeitschriften zahlreiche Beiträge zu seiner Person
oder dem historischen Zeitausschnitt seines Wirkens als Innenminister und
Ministerpräsident Russlands, zu seiner Agrarpoli ti k, seinem noch immer mit
einigen »Geheimnissen« umgebenen Tod sowie zu den ökonomischen und
poli tischen Grundprozessen seit der ersten Revolution bis zum Vorabend des
Ersten Weltkriegs ergeben. Im Weiteren erschienen Monographien, wurden
Dokumente von und über Stolypin, Memoiren von Famil ienmitgliedern, von
seinen Vorläufern oder Mitstreitern bzw. Biographien über sie veröffentli cht.1

Inzwischen ist das Literaturangebot über diesen Mann kaum noch überschau­
und erfassbar (namentli ch von einem Standort jenseits der Grenzen Russ­
lands). Es ist bunt und vielgestalt ig, dabei nicht eben allzu pluralistisch.

Die »Wiederkehr« Stolypins im heutigen Russland hat unterschiedli che Fa­
cetten, wobei sicher die in Wort und Schrift besonders hervortr itt . Bemerkens­
wert ist, dass diese Aktivitäten darauf zielen, ihn in das öffentliche Bewusst­
sein des Landes zurückzuholen, für die heutige Identitätssuche und -findung,
für die staatli che Stabili tät zu nutzen. Die o.g. Geschichtskli tterung kommt
dabei voll zur Geltung. Stolypin avanciert zu einem der größten russischen
Staatsmänner, nicht nur mit einem dicken Pluszeichen zu versehen, sondern
gleichberechtigt neben Peter I., Katharina II., M. M. Speranski, M. T. Loris­
Melikow u. a. zu setzen. Ein nationali stischer Touch ist evident.

Die Erforschung und Verbreitung der »Ideen des großen russländischen
Reformers« und zu dem Zweck in- und ausländische Wissenschaftl er, Ver­
treter der »Machtstrukturen«, der Wirtschafts- und poli tischen Eli te sowie
der Offentli chkeit zusammenzuführen, hat sich die 2001 gegründete Stolypin­
Stiftung mit Sitz in Moskau zur Aufgabe gemacht. Das ist schon etwas ganz
Neuartiges in der Geschichtswissenschaft außerhalb der vertrauten Struk-

1 Die Fülle der Neuerscheinungen zur Stolypin-Thematik verbietet es, sie hier vollstän­
dig oder auswahlweise zu nennen. Im Text des Beitrags wird auf wichtige Publika­
tionen in konkretem Zusammenhang Bezug genommen. Zur Stolypin-Literatur der
neunziger Jahre siehe: Sonja Striegnitz: Pjotr Arkadjewitsch Stolypin. Oberlegungen
zu den Mögli chkeiten und Grenzen eines Reformers. In: Russland im Umbruch. Mo­
dernisierungsversuche in der neueren und neuesten russischen Geschichte. Rosa­
Luxemburg-Verein Leipzig und Jenaer Forum für Bildung und Wissenschaft 1997. S.
147. Anmerkung 7.
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turen, Sponsoren gehörten zu den »Gründungsvätern«. Wissenschaft li che
Konferenzen, Ausstellungen, die Einr ichtung von Spezialbibliotheken, von
Filmsammlungen, die Veranstaltung von thematischen Studenten- und Schü­
ler wettbewerben, die Sorge dafür, dass das Thema Stolypin in Universitäts­
und Schullehrplänen sowie in den Medien die gebührende Beachtung findet
und vieles mehr steht auf der Agenda der Stiftung. Die Werbetexte der Stif­
tung lesen sich sehr heutig, so als hätten sich hier schon die Verbindungen zur
Wirtschafts- und politischen Eli te des Landes ausgezahlt . Die Rede ist davon,
dass Stolypin mit seinen Reformen in Russland ein »günstiges Investi tions­
und Steuerklima« für Industr ie und Unternehmertum geschaffen habe, dass
er die Erhöhung des »sozialen Status« für beachtliche Teile der russländischen
Bürger, die Stärkung der Verteidigungsfähigkeit des Landes und somit seines
internationalen Ansehens usw. bewirkt habe. Der Reformer sei erfolgreich ge­
wesen, da er es vermochte, die Regulationsmechanismen des »sich formieren­
den Rechtsstaates« und der »erwachenden Aktivität der Mittelklasse« gezielt
zu nutzen. Das intellektuelle Potenzial der Reformen müsse aktuell für die
Herausbildung einer »gesamtnationalen Ideologie des heutigen Russland« ge­
nutzt werden. Unter der Gesamtredaktion des Stiftungspräsidenten P. A. Pods­
higail o wurden bereits einige bedeutende Publi kationsvorhaben realisiert, die
die weitere Stolypin-Forschung erhebli ch befördern dürften. Angefangen mit
einem bibliographischen Verzeichnis der relevanten Literatur (2002), erschien
2002 und 2003 in dem inzwischen renommierten Moskauer Verl ag »Rosspen«
der über 1.500 Seiten umfassende Zweibänder »P. A. Stolypin: Das Programm
der Reformen. Dokumente und Materialien«, die bislang voll ständigste Quel­
lenedition über das gesamte Reformwerk.* Ausgespart wurden allerdings jene
Dokumente, die die »Befr iedung« der Revoluti on, also die zweite Seite in
der Tätigkeit Stolypins belegen und diese bis 1907/Anfang 1908 maßgebli ch
bestimmten. An der Dokumentenauswahl und -kommentierung war neben
führenden Mitarbeitern des Russländischen Staatsarchivs übrigens W. W.
Schelochajew {Russländische Akademie der Wissenschaften) beteil igt, der sich
in der Vergangenheit namentlich mit dem großen Thema des russischen Libe­
rali smus und seiner parteipoli tischen Formierung (Kadetten) beschäfti gt und

2 Siehe P. A. Stolypin: Programma reform. Dokumenty i mater ialy. Bd. 1. Moskva
2002. 764 S. Bd. 2. Moskva 2003. 799 S. Siehe auch die Rezension von A. D. Stepanskij
in: Voprosy istor ii. Moskva (2003) 12. S. 158-160. Dem Werbetext am Ende des 1. Bd.
sind die angeführt en Stiftu ngsgrundsätze entnommen.
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darüber publi ziert hat, wobei ihn mehr und mehr die Frage nach den verpass­
ten Gelegenheiten zur Vermeidung der Revolution interessierte.

Sowohl das ausführli che Vorwort zu dem Dokumentenwerk als auch der an­
stelle eines Nachwortes gesetzte Beitrag »P. A. Stolypin - Architekt des neuen
Russland« (der Autor bleibt in beiden Fällen ungenannt) reflektieren in Wort­
wahl und Wertung die werbewirksamen Stiftungsgrundsätze und holen noch
weiter aus: Stolypin habe ein Projekt »systemischer Reformen« vorgelegt, um
das Land aus der »Systemkr ise« (die Revolution 1905/ 07), aus »revolutionä­
rer Anarchie« (die in Chaos hinüberwuchs) hinauszuführen und im weiteren
»revolutionäre Exzesse und Erschütt erungen, Spaltung und Konfr ontation« in
der Gesell schaft zu verhindern . Mit seinem konservati v-liberalen Modell und
der »Technologie« seiner Umsetzung (die Evolutionsvar iante) habe der Refor­
mer die fundamentale strategische Aufgabe gelöst, Russland mit seiner Wir t­
schaft den fünften Platz in der Welt zu sichern , im Land die Zivilgesell schaft ,
den Rechtsstaat, die Marktwir tschaft und die Mitt elklasse zu verankern , eine
reale, gesetzli ch begründete Festigung von Rechten und Freiheiten der Persön­
li chkeit herbeizuführen. Die positiven Ergebnisse der Reformen hätten um ein
Vielfaches deren Mängel und Defizite übertroffen, insofern handele es sich um
ein »einzigartiges Ideenlabor für die Reformierung Russlands in einer Kr isen­
situation« und sei folgli ch von hoch aktueller Bedeutung.'

Die Herausgeber lassen den Leser nicht im Unklaren über ihre wissen­
schaftspoli ti sche Stoßrichtung: Diese Publi kation werde endgültig mit dem
»ideologisierenden« und »poli tisierenden« Bewertungskli schee der sowjeti ­
schen Histor iographie aufräumen, für die Stolypin der Reakti onär, der »Ober­
henker« der Revolution (Stolypin-Krawatt e!), ein »Erznati onali st« usw. gewe­
sen sei.*

Der Auftaktpubli kation ließ die Stolypin-Stiftung in kurzen Abständen
weitere Dokumentenbände folgen, was auf den Umfang des ihr zur Verfügung
stehenden Budgets und Mitarbeiterstabs schli eßen lässt.*

3 Siehe P. A. Stolypin: Programma reform. Bd. 1. S. 5f., 21. - Das Vorw ort in Bd. 1. S.
5-21, der Schlussbeitrag in Bd. 2. S. 692-703.

4 Siehe P. A. Stolypin: Programma reform. Bd. 2. S. 692.
5 Siehe P. Podzigajlo (Hrsg.): Tanjna ubijstva Stolypina. Moskva 2003. 736 S. Siehe

auch die Rezension von 1. S. Rozental' in: Voprosy istor ii. Moskva (2004) 1. S. 164-166;
P. A. Stolypin glazami sovremennikov. Moskva 2008. 366 S.; P. A. Podzigajlo (Hrsg.):
P. A. Stolypin: Grani talanta polit ika. Moskva 2009. 622 S.; P. A. Stolypin: Biochroni­
ka. Moskva 2009. 622 S.; P. A. Podzigajlo (Hrsg.): P. A. Stolypin: Perepiska. Moskva
2009. 702 S. - Die meisten dieser Publi kationen sind in Ber li ner Bibliotheken noch in
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In der russischen »Provinz« dürfte das heutige Gouvernement Saratow (in·
wieweit es die terr itor ialen Ausmaße des historischen Gouvernements wie·
derholt, kann hier nicht zuverlässig angegeben werden) bei der »Wiederkehr«
des Reformers Stolypin einen führenden Platz einnehmen. Dafür können
mehrere Gründe stehen außer der Tatsache, dass das Gouvernement, nach
dem Zerfall der sowjeti schen administrativen Strukturen neu gegründet, sich
zugleich damit an seine Anfang des 18. Jahrhunderts erfolgte Erstgründung
erinnerte, also eines 200. Jahrestages gedachte.

Hier, im historischen Gouvernement Saratow, hatte sich Stolypin 1905 als
Gouverneur (seit 1903; in dem fruchtbaren Schwarzerdegouvernement befand
sich beträchtli cher Bodenbesitz der insgesamt 7500 Desjatinen Land der Stoly­
pins) Meriten erworben, die die Aufmerksamkeit und Zustimmung des Zaren
gefunden hatten und ihm beim rasanten Erklimmen der weiteren poli tischen
Karriereleiter außerordentli ch dienli ch waren.*

Offensichtli ch residierte im heutigen Gouvernement Saratow in den neun·
ziger Jahren ein glühender Verehrer Stolypins, spir itus rector ambitiöser und
erfolgreicher Vorhaben zur »Wiederbelebung« des Andenkens an den Refor­
mer und zur Verbreitung von Kenntnissen über ihn. Er hat die ihm gegebene
Gouverneursmacht und deren Möglichkeiten (nicht zuletzt die finanziellen!)
scheinbar ungehindert, eher von zentralen Stellen gefördert, dafür einsetzen
können. Selbst vom lande, aus dem Dorf Kalinino stammend, machte er sich
seit Anfang der neunziger Jahre erfolgreich dafür stark, diesem Dorf, wo sich
einst der Gutssitz der Stolypins befand, seinen alten Namen Stolypino zurück
zu geben. Die Einr ichtung eines »Stolypin-Nestes« - so nennt der recht eigen­
willige Gouverneur selbst seine weitreichenden Pläne in seinem Heimatdorf
- begleiteten eine Ausstellung im Saratower Heimatmuseum sowie die An­
bringung einer Gedenktafel am einstigen Gouverneurshaus in der Stadt. Mit
Unterstützung und geistiger Hilfeleistung im Ausland lebender Nachkommen
des Reformers (1994 besuchte Dmitr i Arkadjewitsch Stolypin, ein Enkel des
Reformers und heute Sekretär des Pariser PEN-Klubs, Saratow) nahm schließ­
lich die vom Gouverneur »schon in früher Kindheit« gehegte Idee Gestalt
an, auf dem ehemaligen Stolypin-Gut ein Gotteshaus zu errichten. Die Be­
gleitumstände der Aufführung dieses Bauwerkes (in weißem Stein, mit grü­
nen Kuppeln und hohem Glockenturm, auf einem Hügel, »genau wie es die
rechtgläubige Tradition verlangt«) binnen Jahresfr ist unter kräfti ger Mitwir-

Bearbeitung, D. h. nicht zugänglich.
6 Siehe Sonja Str iegnitz: Pjotr Arkadjewitsch Stolypin. S. 150f.
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kung von Mil itärbauarbeitern (Ende 1995 stand die Kirche): die Entdeckung,
Erschließung und Weihung einer »heilkräfti gen«, bei der Fundamentierung
des Baus plötzlich aus dem Boden schießenden Quelle, die Ausstattung der
Kirche mit Ikonen aus Moskau und selbst von jenseits des Großen Ozeans
und letztli ch ihre publikumswirksame und -reiche Weihung auf den Namen
Dmitri Donskoi muten recht bizarr an.' Wäre da nicht noch der Hinweis, dass
wenige Monate später am gleichen Ort in Anwesenheit von Teilnehmern eines
Kongresses mit dem Thema »Reformen - ein neuer Kurs« die Grundsteinle­
gung eines öffentlichen Parks sowie die Enthüllung eines Stolypin-Denkmals
erfolgten, wähnte man sich tief im alten Russland.

Analoge Beweggründe wie die Initiatoren und Organisatoren des »Sto­
lypin-Nestes« haben B. G. Fjodorow, einen aus dem Gouvernement Saratow
stammenden Okonomen und Manager, bewogen, eine Stolypin-Biographie
zu verfassen.' Der Verfasser lässt seine diesem Projekt offenbar recht förder­
lich gewesenen Kontakte zur derzeitigen regionalen Administration ebenso
durchblicken, wie sein inniges Verhältnis zu den Stolypin-Nachkommen im
Ausland. Keine poli tische Biographie woll te Fjodorow verfassen, und auch
nicht den Anspruch auf Wissenschaftl ichkeit erheben. Obwohl er als Okonom
firmiert, hat er der Agrarreform, dem Kernstück der reformerischen Tätig­
keit Stolypins, erklärtermaßen wenig Platz eingeräumt. Dafür breitet er auf
nahezu 1000 Seiten minutiös alle Biographiedetail s aus und lässt kaum einen
Aspekt heute gängiger Wertungen des Reformers aus. Angefangen von seiner
eigenen »Scham« dafür, dass es in Moskau zwar Denkmäler für Karl Marx,
Friedrich Engels, Olof Palme, für die Kosmonauten u. a. gebe, aber eben nicht
für den »Reformer und Patrioten«, über das Aufspüren von dessen aktuellen

7 Ich stütze mich hier auf die Beschreibung dieser Ereignisse durch den Gouverneur
selbst. Siehe D. F. Ajackov: Zavescanie Stolypina. In: Stolypin: Zizn' i smert '. 2. Aufl.
Saratov 1997. S. 458-465. - Es wird berichtet, dass A. inzwischen seines Amtes ver­
lustig gegangen ist. Mit seinem autoritären Regierungsstil und Privatisierungen von
Ländereien in Größenordnungen hatte er wohl den Bogen überspannt.

8 Siehe B. G. Fedorov: Petr Stolypin: »Ja verju v Rossiju«. Biografija P. A. Stolypina.
V 2 tomach. T. 1 und 2. S. Peterburg 2002. - In Moskau gibt es eine »Historische
Bibliothek B. G. Fjodorow«, offensichtlich bei dem Verlag »Agraf«. Unter ihrem
»Firmenschild« wurden herausgegeben: P. A. Stolypin v vospominanijach docerej,
wissenschaft lich redigiert, mit Einführung und Nachwort vom Namensgeber der
Bibliothek (2003, Buch 1 der »Bibliothek«), A. V. Zen'kovskij: Pravda o Stolypine.
Vospominanija (2002, Buch 2 der »Bibliothek«), Pamjati P. A. Stolypina. Vospomi­
nanija (2003, Buch 3 der »Bibliothek«).
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Gegnern (nicht nur »traditionelle Kommunisten«, »alte« Histor iker, extreme
Liberale und Demokraten, sondern auch westli che Historiker - vom Verfasser
durch aufwendige Internetrecherchen ausfindig gemacht -, die in Stolypins
Ideen eine Gefahr für den Westen erbli cken würden), bis hin zu einer in sieben
Punkte gefassten Aufli stung seiner Erfolge auf Russlands »großem Weg in
Richtung Modern isierung« in den Jahren 1906 bis 1914 bzw. 1908 bis 1914: 1.

Agrarreform, 2. Niederwerfung der Revolution und Festigung der russischen
Staatli chkeit im Rahmen des Gesetzes, 3. Obersiedlung von Bauern nach Sibi­
ri en vor all em, Erschli eßung der Randgebiete des Reiches, 4. Ausbau der Sem­
stwa, der ländli chen Selbstverwaltung, 5. Ernsthafte Schr itt e zur Regelung
der nationalen Frage, 6. Stärkung von Armee und Industr ie, 7. Bewahrung
des russischen Parl aments (der zwar vom Reformer nicht geli ebten Duma),
größtmögli che Freiheit des Wortes und des Gewissens.• Fjodorow bedauert,
dass »Pjotr Arkadjewitsch nicht alles Angedachte für Russlands Wohl voll ­
enden konnte«, dass »man ihm nicht die mutige Hand« drücken könne, dass
es »heute in Russland keinen solchen Menschen« gebe. Stolypins Poli tik sei
der letzte ernsthafte Versuch zur Rettung der »russländischen Monarchie«
durch »evolutionäre Reformierung des poli tischen und Wirtschaftssystems
und durch harten Kampf gegen Extremismus und Revolution« gewesen. Im
Staatsinteresse habe dieser Mann zu »Terror und Poli zeimethoden« gegriffen.
Wie für viele heutige Historiker sind auch für den Okonomen Fjodorow die
genannten Zeiträume Russlands »sil bernes Zeitalter« oder - wahlweise - das
»kurze goldene Zeitalter des russischen Kapitalismus«.'

Mit seiner biographischen Huldigung P. A. Stolypins dürfte der Verfasser
dem Anli egen der Stolypin-Stiftung in Moskau wie des in Saratow bei der Ab­
teilung Kultur der Stadtverwaltung tätigen, mit allen heutigen Kommunikati ­
onsatt r ibuten ausgestatt eten Kulturzentrums »P. A. Stolypin« (wahrscheinli ch
seit Mitt e der neunziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts bestehend) ent­
sprechen. Das Zentrum hat sich die zentrale Aufgabe gestellt , die »Staatsprin­
zipien und Ideen« Stolypins all seits zu erforschen und das Andenken an den
»großen russischen Reformer« zu verewigen, um auf diese Weise eine »neue
Staatsideologie, gegründet auf russländische Traditionen und vaterländische
poli tische Erfahrungen«, zu schaffen. Die Sammlung jedweden Mater ials
über Stolypin im In- und Ausland u. a. für eine umfassende Ausstell ung im

9 Siehe B. G. Fedorov: Petr Stolypin: »Ja verju v Rossiju«. Bd. 1. S. 8; Bd. 2. S. 155,
157~.

10 Ebenda. Bd. 1. S. 14; Bd. 2. S. 154, 157ff.
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angeschlossenen Museum, die Herausgabe von Literatur , die Veranstaltung
von Konferenzen sowie - alter russischer Tradition folgend - von »Stolypin­
Lesungen«, die Einflussnahme auf die Lehrpläne all er Bildungseinr ichtungen
bis hin zu Spezialvor lesungen an Hochschulen, nicht nur am Ort, sondern
mögli chst in ganz Russland (dem o.g. Verfasser der Stolypin-Biographie Fjo­
dorow schwebt gar ein Stolypin-Stipendium vor), schli eßli ch die Einr ichtung
ähnli cher Zentren in anderen russischen Städten - so das ehrgeizige, mit den
von der Moskauer Stiftung etwas später formulier ten Tätigkeit sgrundsätzen
korr espondierende Programm des Zentrums. Der auch in Russland nunmehr
verbreiteten Stiftungsmode folgend, figuriert im Programm zudem der Auf­
bau einer Stolypin-Wohltätigkeitsstiftung zur Unterstützung von Waisenkin­
dern, Kranken, Behinderten.' Ob es zwischen dem Saratower Kult urzentrum
und der hauptstädtischen Stiftung Verbindungen oder eventuell arbeitsteilige
Abmachungen gibt, konnte nicht ermitt elt werden, kann man aber durchaus
vermuten. Mit Einr ichtungen wie den genannten (weitere sind sicher nicht
ausgeschlossen) und deren Akteuren hat die Stolypin-Renaissance in Russland
ein »Hinterland« bekommen, das einmalig sein dürfte.

. . .
Die Hauptr ichtung der Stolypinschen Agrarreform - die Schaffung eines wir t­
schaftsstarken Bauernstandes auf der Grundlage privater Einzelhofwirtschaf­
ten wird hinsichtli ch ihrer Resultate in der aktuell en Literatur und publizisti­
schen Abhandlung über das Thema nicht selten unter dem Begriff Schaffung
einer »Mitt elklasse« subsumiert, die Grenzen zur Bauernschaft sind dabei fast
schon aufgelöst, die Tendenz zur Übertreibung springt ins Auge.'' Was die
konkreten Vorgänge bei der »Ummodelung« der bäuerli chen Agrarverhält ­
nisse betr ifft , so wird bekanntes Zahlenmater ial dargeboten, jedoch wenig
hinterfragt und mitunter recht selektiv genutzt. Forschungsergebnisse aus Sow­
jetzeiten bzw. neuere Arbeiten von Histor ikern, die sich nach wie vor der ma­
ter iali stischen Geschichtsauffassung verpfli chtet fühlen und insbesondere das
Augenmerk auf sozialökonomische Aspekte der Reform legen, geraten kaum

11 Diese Angaben sind in Werbeschalt ungen in Buchpubli kati onen aus dem Gouver­
nement Saratow enthalten. Siehe u.a. P. A. Stolypin. Zizn' i smer t' . 2. Aufl . Saratov
1997.

12 Siehe P. A. Stolypin: Programma reform . Bd. 1. S. 5.
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ins Bli ckfeld oder werden als Außerungen aktueller Gegner des Reformers
abqualifiziert.!

Der prozentuale Anteil derjenigen Bauern, die in den Jahren 1907-1915
die mit dem Stolypin-Ukas vom 9. November 1906 zugestandene Mögli chkeit
wahrnahmen und mit ihrem Bodenanteil aus der Obschtschina, der Dorf­
gemeinschaft , austraten und so oder so zur bäuerli chen Einzelhofwir tschaft
übergingen, ist selbstverständli ch nach wie vor eine wichtige Bezugsgröße,
wenn Erfolge oder Defizite der Reform abzuwägen sind. Ein Viertel der Bau­
ern (zwischen genau 25 bzw. 26,1 Prozent werden in der Literatur angegeben)
traten aus. Das waren absolut etwa 2,5 von im Ganzen 10,5 Milli onen Bauern­
wirtschaften. Wird berücksichtigt, dass die Durchführung der Reformmaß­
nahmen unter Anwendung von Druck erfolgte, Obschtschinas vielfach mit
administrativer Gewalt aufgelöst wurden und dass es schon in dieser Zeit
(aber besonders nach dem Sturz des Zarismus) zur eigenmächtigen Wieder­
herstell ung dieser traditionellen Einr ichtung durch Bauern kam, relati viert
sich das Erreichte. Dass es sich zudem bei den ca. 2,5 Mill ionen Bauernwirt­
schaften mit nur etwa 16 Prozent des Bodens, über den die Obschtschinas
einst verfügten, keineswegs um begüterte frühere Mitgli eder handelte, ge­
hört ebenfall s zu den historischen Fakten. Es waren eher - wie Forschun­
gen unstr itt ig nachgewiesen haben - solche Bauern, die der »Dorfarmut«
zuzurechnen waren, die den Boden sogleich oder alsbald verkauften, in die
Stadt auf Suche nach einem Auskommen gingen oder im Zuge der die Reform
begleitenden Obersiedlungsaktion in Sibir ien bzw. in der Wolgaregion einen
Neuanfang wagten. »Dorfreiche« (schon zeitgenössisch häufig als Kulaken
bezeichnet), ohnehin keine Massenerscheinung, entledigten sich gleichfall s
der Fesseln der Obschtschina mit ihren str ikten Reglementi erungen von Bo­
denumteilung und Feldwirtschaft . Sie hatt en es jedoch damit nicht all zu eil ig,
sicherte sie ihnen doch zuverl ässig die Nutzung der gemeindli chen Weiden,
Wiesen und Wasserreservoire. Nur 360.000 Bauernfamili en der »Ausgetrete­
nen« konnten sich glückli ch schätzen, weil sie den Boden an einer Stelle zu­
gemessen bekamen und dort ein Gehöft mit allem Notwendigen einzur ichten
vermochten (Chutor). Die Masse - 85 Prozent - richtete weder einen Chutor
ein, noch einen Otrub, eine Bauernwirtschaft mit Beibehaltung des Wohn­
sitzes im Obschtschina-Dorf. Bis Kr iegsbeginn sind insgesamt 1,5 Mil li onen
Einzelhofwir tschaften mit differenzierter (und auch zeitlich schwankender)
wir tschaft li cher Stabil ität entstanden und in der Struktur der Landwir tschaft

13 Siehe B. G. Fedorov: Petr Stolypin: »Ja verju v Rossiju«. Bd. 1. S. 9f.
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Russlands verankert gewesen (rund 200.000 Chutora, 1,3 Mil li onen Otruby;
hinzu kamen etwa 100.000 Chutora in den westlichen Gouvernements, die sich
dort aufgrund der liberaleren Handhabung der Gemeinde-Gesetze bzw. der
geringeren Traditi on der Dorfgemeinschaft schon seit dem Ende des 19. Jahr­
hunderts herausgebildet hatt en). Für sich genommen, beeindruckende Zahlen.
Sie können indes kaum als unstr itt iger Beweis für eine neu entstandene Mas­
senschicht wir tschaftsstarker Bauern dienen, auch angesichts des weiterhin
überaus großen Gewichts der Landwirtschaft in Russlands Wirtschaftsstruk­
tur und der hier nach wie vor überwiegenden traditionellen Wirtschaftsweise
mit einer drückenden Landarmut und ländli chen Überbevölkerung."

Die materiellen Voraussetzungen für die angestrebte Umstruktur ierung
des Dorfes bei Beibehaltung des Gutsbesitzes waren problembeladen, unzu­
reichend: Für die Landeinr ichtung fehlten Fachkräfte - bei Beginn der Reform
verfügte das Landwirtschaftsministerium über 200 Landmesser, 1914 gab es
für das Riesenland 6.000! Die finanzielle und agrotechnische Unterstützung
neuer Wirtschaften durch den Staat hielt sich in bescheidenen Grenzen. Die
Bauernbodenbank konnte sich zwar einer dekreti erten Ausweitung ihrer Tä­
tigkeit erfreuen, reichte aber beispielsweise ihre Kredite und Darl ehen - ver­
ordnungsgemäß! - lange Zeit nur an Einr ichter eines Chutors aus.'* Die Vieh­
und Geräteausstatt ung der Wirtschaften blieb im Durchschnitt gering, trotz
beachtli cher Bemühungen der Semstwas und der zahlenmäßig zunehmenden
bäuerli chen Kreditgenossenschaften gerade um diese Frage. Restr iktionen und
Reglementierungen durch die staatli che Administration (also Stolypin, das
Landwirtschaftsministerium und die Behörden für Landeinr ichtung) erwie­
sen sich wie in früheren Zeiten als hemmende Faktoren bei einer selbstbe­
stimmten Tätigkeit bäuerli cher Gremien. Die genannten Hemmnisse wirkten
auch in der Um- und Ansiedlung von Bauern jenseits des Urals. Dauerhaft
fassten im Zuge dieser Aktion rund 395.000 Bauernfamili en (= 2,44 Mill io­
nen Menschen) aus dem Europäischen Russland auf freien und teilweise den

14 Ausführlicher dazu siehe Sud'by rossijskogo krest' janstva. Pod obscej redakciej Ju.
N. Afanas'eva. Moskva 1996; A. M. Anfimov: P. A. Stolypin i rossijskoe krest' janstvo.
Moskva 2002; V. A. Fedorov: P. A. Stolypin (1862-1911). In: Vestnik Moskovskogo
universiteta. Serija 8. Istor ija. (1992) 3.

15 Siehe A. V. Efremenko: Agronomiceski j aspekt stolypinskoj zeml'noj reformy. In:
Voprosy istor ii. Moskva. (1996) 11-12. S. 9ff.
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Einheimischen (z. B. Kirgisen) abgenommenen Ländereien im Osten des Rus­
sischen Reiches Fuß."

Auf diese und andere Tatsachen von Verl auf, Ergebnissen und Defiziten
der Agrarreform kann hier nur knapp verwiesen werden. Desgleichen auf die
Reform zwar begleitende Prozesse, die aber nicht ursächli ch für deren Erfolg
standen, wie die im ganzen stabilere Wirtschaftslage im Gefolge mehrerer
guter Ern tejahre und zweier Rekordern ten (1909, 1913) sowie den aufgrund ge­
sti egener Weltmarktpreise über einen längeren Zeitraum besonders gewinn­
bringenden und daher erhöhten Getreideexport. In der heute vorherrschenden
Geschichtsbetrachtung werden solche Fakten mitunter bedenkenlos auf die
Habenseite Stolypins geschlagen.

Die Einr ichtung bäuerli cher Einzelhofwirtschaften in dem gekennzeichne­
ten Umfang hat natürli ch objektiv die Anbauflächen erweitert (was eine tat­
sächli che positive Wirkung der Reform bedeutete), das zog aber nicht apr ior i,
»mit sofortiger Wirkung«, höhere Ern ten nach sich. Die ökonomische Festi ­
gung der neuen Wirtschaften erforderte nicht nur Geld, sondern auch Zeit und
Erfahrungen. Darüber gab es in der damaligen Administration, im Umfeld
Stolypins und beim Reformer selbst (er wollt e für sein Projekt zwanzig Jahre
Ruhe haben) zuweilen und partiell reali stische Einsichten. Die Wirkli chkeit
war und bli eb dennoch weit von den objektiven Erfordern issen entfernt."" Der
Historiker W. S. Djakin, bekannt durch langjährige Forschungen zum The­
ma, hatt e dezidiert die Frage gestell t, ob denn Stolypin eine Chance gehabt
hatt e. Seine Antwort fiel sehr differenziert aus. Die Widersprüchli chkeit von
poli t ischem Ansatz, subjektivem Engagement des Reformers und objektiven
Bedingungen und Ergebnissen seiner Bemühungen auslotend, lautete seine
Schlussfolgerung: Stolypins Reformen waren bei ihrer anzuerkennenden Be­
deutung für Russlands Weiterentwicklung ein Maximum dessen, was ein Teil ,
und noch dazu der kleinere Teil der Herr schenden für die Rettung des Regimes
herzugeben bereit war.'*

16 Für diese Vorgänge ist der Ber icht über die Reise Stolypins und seines Landwirt ­
schaftsministers A. W. Kr iwoschein 1910 nach Sibr ir ien und in die Wolgaregion eine
wicht ige, jedoch sehr kr iti sch zu sehende Quelle: Poezdka v Sibir ' i Povolz'e. Zapiska
P. A. Stolypina i A. W. Kr ivoseina. S. Peterburg 1911. Dieser Ber icht wu rde zum
Zwecke der Auslandswerbung für Russlands Reformweg sehr rasch ins Deutsche
übersetzt: Die Kolonisation Sibir iens. Eine Denkschr ift von P. A. Stolypin und A. W.
Kr iwoschein. Einzige berechtigte Obersetzung von Carl Er ich Gleye. Berli n 1912.

17 Siehe Sud'by rossijskogo kr est' janstva. S. 40.
18 Siehe V. S. Djakin: Byl li sans u Stolypina? Sborn ik statej. S. Peterburg 2002. S. 302.
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Zeitgenössische Gegner des Reformers »von links« waren also kaum die
Schuldigen dafür, dass die Resultate so und nicht anders ausfielen. Sie werden
von dessen heutigen Adepten völl ig richtig unter Sozialdemokraten, Sozialrevo­
luti onären, Volkssoziali sten und Trudoviki, den bäuerl ichen Dumaabgeordne­
ten, ausgemacht. Ihre Gegnerschaft entsprang nicht einer »Machtlüsternheit«,
der Furcht, durch Stolypins Vorgehen könnten eigene poli tische Ambitionen in
Frage gestell t werden (wie heute unterstell t). Ihre programmatischen Konzepte
für die Lösung eines der brennendsten Probleme des russischen Lebens, der
Agrarfrage, hatten bei all er Unterschiedli chkeit theoreti scher Grundpositio­
nen und Konsequenz ihrer Handhabung gemeinsam: die Stoßrichtung gegen
den überkommenen adli gen Grundbesitz, das Ziel, Grund und Boden zum
Gut des Volkes, der Bauern, zu machen. In den Revolutionsjahren bemühten
sich diese poli tischen Kräfte mit unterschiedli chem und wechselndem Erfolg,
mit durchaus differenziertem Engagement und zuweilen recht fragwürdigen
Methoden um Einfluss und Positionen in der Bauernschaft , um Unterstützung
und Förderung von deren demokratischen Initiativen." Hierin lagen die tat­
sächli che Gefährdung, und zwar die des alten Regimes, und die Quelle der
Konfrontati on mit diesem. Dieses geistige und praktisch-poli tische Ringen,
das ja nach Niederwerfung der Revolution, nach Zurechtstutzen der Duma auf
die Belange der Herrschenden und des Reformers keineswegs aus dem Leben
der Gesell schaft verschwunden war, wurde nunmehr anders ausgetragen.

Sozialrevolutionäre und volkssoziali stische Gegner Stolypins haben dessen
Reformvorhaben und -praxis mit den ihnen gebli ebenen Mitt eln, das war in
der Regel die Publi zisti k, kr itisch begleitet, Erfolgsmeldungen aller Art auf­
gegriffen, hinterfr agt und immer wieder den Finger auf die (Reform)Wunden
gelegt. Beharr li ch erinnerten sie an die mill ionenfachen bäuerli chen Schicksa­
le, die sich hinter Landeinr ichtung, Umsiedlung usw. verbargen und die sich
bei weitem nicht so erfreulich gestalteten, wie das in regierungsamtli chen Be­
r ichten klang. Seit Bekanntwerden des veränderten Regierungskurses in der
Agrarfrage, namentli ch des Ukases vom 9. November 1906, der den Verzicht
auf die bislang von den Herrschenden fürsorgli ch bewahrte Obschtschina als
Unterpfand für althergebrachte bäuerli che Regimetreue und als zuverlässige
Einr ichtung für die Steuer- und Abgabeneintreibung einläutete, wich dieses

19 Siehe Sonja Str iegnitz: »Revolution verkehrt «. Über die Stell ung der Narodniki ­
Part eien zum Agrarkurs der zar istischen Regierung nach 1906. In: Revoluti on und/
oder Modern isierung in Russland. Chancen - Grenzen - Ir rw ege. Rosa-Luxemburg­
Stiftung Sachsen. Gesell schaft für Kult ursoziologie. Leipzig 1998. S. 75ff .
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Thema nicht aus sozialrevolutionären und volkssoziali stischen Wortmeldun­
gen. Und dies über den physischen Tod des Reformers hinaus.

Agrarspeziali sten der Volkssoziali stischen Partei (VSP) wurden nach 1906,
also fast zeitgleich mit ihrer endgültigen organisatorischen Formierung, zu
Verteidigern der Obschtschina, der sie in ihrem Parteiprogramm jedoch ei­
nen vergleichsweise untergeordneten Platz eingeräumt hatten. A. W. Pesche­
chonow, Mitautor des volkssozialisti schen Agrarprogramms - über ihn sei
im Weiteren einiges ausgeführt - fand drastische, in ihrem Kern zutreffende
Worte, um den neuen Agrarkurs der Regierung und seine ablehnende Haltung
dazu zu kennzeichnen.* Er darf wohl als derjenige unter den bedeutenden
Persönli chkeiten der Narodnikiparteien gesehen werden, der seine kr itisch­
ablehnende Position zur Stolypin-Reform frühzeitig mit größter Sachkenntnis
durch analyti sche Beiträge über die sozialökonomischen Begleiterscheinun­
gen und Folgen des Regierungsprojektes untermauerte. Dazu verhalfen ihm
gründli che eigene Studien und »Forschungsreisen« im lande, jahrelanges
praktisches Engagement in der Bauernfrage - als Semstwo-Statistiker, als
Mitglied der Freien Okonomischen Gesell schaft ,21 als Mitglied bzw. Sympathi­
sant des Gesamtrussischen Bauernbundes.

Seit der Jahrhundertwende war Peschechonow ständiger Autor des renom­
mierten, legal in Petersburg erscheinenden Journals »Russkoje Bogatstwo«
(als »Labor der Richtung« von Sozialrevolutionären wie künfti gen Volkssozi­
ali sten betrachtet und gehandhabt). Von 1903 bis 1905 veröffentli chte er hier in
regelmäßig Aufsätze zum Thema »Die Landnöte des Dorfes« und »Hauptauf­
gaben einer Agrarreform«, die im Revolutionsjahr 1905 von der Redaktion der
Zeitschrift , unter einem Titel zusammengefasst, in Buchform herausgegeben
wurden. Mit einer dezidierten Betonung des »Faktes bäuerli cher Landarmut«,
einer zwar unbestimmten, aber eher positiven Haltung zur Obschtschina, in
der er jedoch bereits vorhandene privatrechtli che Auffassungen, eingedrungen
durch die Loskaufoperationen nach Aufhebung der Leibeigenschaft , beobach­
tete sowie mit der Anerkennung des Bodens als einen Faktor von »gesamt­
staatli cher Bedeutung«, über den das »eine oder andere Kollektiv« verfügen

20 Siehe ebenda. S. 78f., 88ff.
21 Mitt e des 18. Jahrhunderts entstanden, war diese Gesell schaft fr ei in dem Sinne, dass

sie keiner Behörde unterstand. In ihrer umfangreichen Tätigkeit insbesondere zur
Erforschung der Landwirt schaft Russlands entstanden bis 1915 rund 280.000 Publi­
kationen. Seit der Wende zum 20. Jahrhunder t war die FOGstarken Reglementierun­
gen durch die zar istische Administration ausgesetzt.
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müsse (woraus die Übergabe in die Verfügung des ganzen Volkes wird) antizi­
pierte Peschechonow hierin wesentli che Grundsätze des künfti gen Agrarpro­
gramms der Volkssoziali stischen Partei (1906).

Ende 1905, auf dem Höhepunkt der Revoluti on, war Peschechonow in Pe­
tersburg an der Gründung des Nordgebietsbüros für die Unterstützung des
Gesamtrussischen Bauernbundes beteiligt, nachdem er zuvor bereits in der
Freien Okonomischen Gesellschaft ein Büro für Bauernfragen aufgebaut hatt e.
Dieses gab u. a. Literatur zur Problemstellung heraus, verfasste Muster-Pri ­
gowory, d. h. Auft räge, Instruktionen für den Beitr itt zum Bauernbund. Da­
durch geriet der Volkssoziali st ins Fadenkreuz der Überwachungsbehörden.
Im Zuge administrativer Maßnahmen gegen den in der Revolution entstan­
denen, inzwischen tatsächli ch gesamtrussisch agierenden Bauernbund wurde
er verhaftet und zusammen mit dem Büro des Bundes vor Gericht gestell t. Im
Prozess Ende 1907 - also ein halbes Jahr nach dem Staatsstreich Stolypins,
mit dem er sich durch »Befr iedung« die Bedingungen für seine Reformenge­
schaffen hatt e! - lauteten die Hauptanklagepunkte: der Bauernbund sei eine
Gesell schaft , die den Sturz der bestehenden Ordnung, die Aufhebung des Pri­
vateigentums an Grund und Boden, den Zusammenschluss der Bauern und
eine verfassunggebende Versammlung anstrebe. Peschechonow, damals 38
Jahre alt, hat sich in seiner Rede vor Ger icht mutig zu seiner Affi nität für die
Bauernbewegung bekannt und seine daraus hergeleiteten Schlussfolgerun­
gen begründet: die Notwendigkeit, auf dem Lande das Prinzip der Arbeits­
wirtschaft durchzusetzen (d. h. nur der habe Recht auf Grund und Boden, der
ihn auch selbst oder mit Hil fe der Famili e oder Gemeinde bearbeitet) und die
Abschaffung des Privateigentums an Grund und Boden. Den »anarchischen
Charakter« der Bauernbewegung, von ihm geradezu schmerzli ch empfun­
den, sprach er ebenfall s an. Peschechonow erbli ckte die Ursache für sponta­
nes, anarchisches Handeln der Bauern dar in, dass bäuerli ches Bewusstsein
und bestehende Gesetze auseinander klafft en, die Bauern ihnen im Grunde
unverständlichen Gesetzen unterworfen würden. Ihrem Zusammenschluss
auf »rechtli cher Grundlage« im Bauernbund galt daher seine ganze Sympa­
thie (diese demokratische Organisation war noch ill egal entstanden, konnte
dann aber die mit dem Oktobermanifest 1905 gegebenen Freiheiten kurzzei­
tig mehr oder weniger ungehindert nutzen). Er habe sich »geschmeichelt« ge­
fühlt, als man ihm anbot, Mitgli ed des Büros für dessen Unterstützung zu
werden, weshalb er nun auch bitt e, »mich als dessen faktischen Beteiligten zu
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verurteilen«. Peschechonow und einige andere Angeklagte wurden freige­
sprochen, wiederum andere erhielten zwischen drei Monaten und einem Jahr
Festungshaft .3

In seinen publi zisti schen Wortmeldungen blieb Peschechonow prinzipiell ,
kr iti sch, Volkssozialist mit Auffassungen und Oberzeugungen, die seiner the­
oretischen Verwurzelung in den Denkstrukturen der Narodniki entsprachen
und von den o.g. Grundsätzen bestimmt waren. Seit Mitt e 1908 untersuch­
te er in der ständigen Rubrik des Russkoje Bogatstwo »Zu aktuellen The­
men« die »Sozialen Folgen der »Landeinr ichtung«« und die »Hoffnung auf
die Starken««." In fast schon Gogolscher Manier sezier te er unter dem Ge­
neralthema »Erl euchtende Literatur« Neuerscheinungen, die den russischen
Büchermarkt geradezu überschwemmten und die Ergebnisse der Reform in
offi zieller Lesart darboten. So z.B. ein Büchlein des Fürsten Abamelek-Lasa­
rew, eines »unserer Mill ionäre, ja der ein Erzmil li onär ist«. Dieser ließ nach
von ihm vorgegebenen Fragen ganze sieben (!) Chutora in der Nähe seiner
Liegenschaften im Gouvernement Orjol von einem Agronomen der dortigen
Landeinr ichtungskommission hinsichtli ch ihrer wir tschaft li chen Erfolge un­
tersuchen. »Wie man reich wird auf den Chutora« ti telte er sein Opus, und
Peschechonow, sorgfält ig dessen »berauschende Ziffern« mit den Mitteln eines
versierten Statistikers analysierend, wies ihm nach, dass er sein Vorhaben so
angelegt hatte, dass der unerfahrene Chutor-Bauer tatsächli ch an sein eigenes
Reichwerden glauben könnte und aufhören würde, die »fürstli chen Mil li onäre
zu beneiden«.** Peschechonow hat 1914 selbst das Gouvernement Orjol bereist,
um sich ein Bil d von den dortigen Verhältnissen nach der Landeinrichtung
zu machen. Er stieß z. B. auf »schmerzli che Schwierigkeiten« der neuen Wirt­
schaften, deren Besitzer trotz Verbots Famil ienteilungen vornahmen, um der

22 »Tovar isc«. S. Peterburg. 20. November 1907. - Die Zeitung war offi ziell part eiunab­
hängig, in ihrer Tendenz linksli beral.

23 Siehe »Tovar isc«. S. Peterburg. 22. November 1907 und die bürgerlich-li berale
»Rus«. S. Peterburg vom gleichen Tag. - Zu den Vert eidigern der Mitglieder des
Bauern bundes gehör te u.a. A. F. Kerenski , der wiederholt als Anwalt für Bauern
tätig war . Siehe »Tovar isc« S. Peterburg. 17. und 18. November 1907.

24 Siehe A. V. Pesechonov: Social'nye posledstv ija »zemleustrojstva«. Na ocerednye
temy. In: Russkoe bogatstvo. S. Peterburg. (1908) 7; (1909) 10, 11. Ders.: Nadezda na
»sil'nych«. Na ocerednye temy. In: Ebenda. (1909) 2.

25 A. Pesechonov: Sijatel'naja li teratura. »Kak bogatejut na chutorach«. In: Russkoe
bogatstvo. S. Peterburg. (1913) 7. S. 305, 312.
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wir tschaft li chen Probleme Herr zu werden, sich letztli ch aber gerade so über
Wasser hielten.

Ende 1915, Russland befand sich schon mitt en im Krieg, die praktischen
Landeinr ichtungsmaßnahmen waren abgebrochen worden (bevor sie dann die
Provisorische Regierung ganz einstell te), veröffentli chte die Hauptverwaltung
für Landeinr ichtung und Landwir tschaft Ergebnisse einer 1913 eingeleiteten
Erhebung über die Wir tschaftslage von Chutora und Otruby, die fr ühestens
1911 eingerichtet worden waren. Die Ergebnisse gelangten in zwei Varianten
an die Offentli chkeit: in Form einfacher, wenig aussagekräfti ger Tabellen so­
wie als Atlas mit zahlreichen Kartogrammen und Diagrammen in Luxusaus­
führung(!). Peschechonow erhielt zur persönli chen Verfügung etwas verspätet
einen solchen Atlas und vermerkte dazu, ausführl ichere Tabellen, wenn auch
ohne jedwede Ill ustrati on, wären ihm »im Interesse seiner Leser« lieber ge­
wesen. Er könne sich gut den Beamten vorstellen, notierte er, der beim An­
bli ck des Atlasses einen hohen Kunstgenuss verspürt und dabei vielleicht gar
nicht bemerkt, dass dieser von der Druckerei ausgeht und nicht von den bei
der Erhebung gewonnenen Daten, »und noch weniger von den untersuchten
Wirtschaften«.37

Natürl ich hat dieses Material sofort die Aufmerksamkeit des Statistikers
Peschechonow gefunden, zumal es die ersten derartigen regierungsamtlichen
Äußerungen seit Beginn der Reform waren. Auf rund 30 Druckseiten hat er
eine Analyse sowohl des Herangehens an die Erhebung, der »äußeren« As­
pekte und der statistischen Angaben zu den jeweil igen Fragenkomplexen ge­
li efert. Mit ihrem wissenschaft li chen Ansatz, ihrer Gründli chkeit und ihrem
Aussagewert wahrscheinli ch zeitgenössisch einmalig, verdiente diese Analyse
auch in der heutigen Debatt e über Erfolge und Defizite der Reform (und des
Reformers) Beachtung. Hier sei nur - unvoll ständig - auf die äußere Seite des
Vorhabens in der kr itischen Sicht Peschechonows verwiesen. Die statistische
Erhebung war von vornherein sehr eng angelegt, weshalb die Resultate in ih­
rer Verallgemeinerung eben diese Enge aufwiesen: Es wurden lediglich zwölf
Kreise im Europäischen Russland mit einer landwir tschaft li chen Fläche zweier
kleinerer Gouvernements (= etwas mehr als 22.000 Wirtschaften), dabei nicht
einmal hinsichtli ch der allgemeinen Wirtschaftsbedingungen sehr typische,

26 Siehe A. Pesechonov: Zemleustroennye chozjajstva. In: Russkoe bogatstvo. S. Peter ­
burg. (1915) 12. S. 89. Anmerkung.

27 A. Pesechonov: Zemleustr oennye chozjajstva. In: Russkoe bogatstvo. S. Peterburg.
(1915) 12. s. 87.
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untersucht. Von vornherein wurden Gouvernements ausgenommen, in denen
sich nach wie vor die Obschtschina als stabile Einr ichtung bäuerli chen Lebens
behauptete, so dass ein wichtiger Vergleichsfaktor wegfiel. Die von der Ad­
ministration vorgegebenen Fragestell ungen - ohnehin sehr begrenzt - ließen
selbständige Schlussfolgerungen der mit den Erhebungen Betrauten nicht zu,
andererseits konnte bei der Einordnung vorgefundener Fakten sehr subjekti v
verfahren werde. Äußerst kr itisch schätzte der Volkssoziali st die aufgewen­
dete Zeit von zwei Jahren, die eingesetzten riesigen Mitt el (die er selbst mit
über 50.000 Rubeln berechnet hat, die Behörde gab keinerlei Hinweise auf die
Kosten) und die im Ganzen wenig qualifizierten Befrager ein. Seine eigenen
Erfahrungen als Semstwo-Stati stiker er laubten ihm festzustellen, dass bei
Heranziehung von Semstwo-Mitarbeitern und bei einer bestimmten gesell ­
schaft li chen Kontrolle die Sache wohl in zwei Monaten ausgestanden gewesen
wäre. Das lag allerdings nicht im Interesse der Administration, auch nicht die
Nutzung vorhandener Erfahrungen der ländli chen Selbstverwaltungsorgane.

Aussagen über die Rolle und wir tschaft li che Lage der Chutora, den Kern­
punkt der Landeinr ichtung und das Liebli ngskind des verbli chenen Reformers,
wurden von Peschechonow besonders gründli ch hinterfr agt. In den unter­
suchten Kreisen betrug ihr Anteil an neu einger ichteten Wir tschaften nur 32
Prozent, also »weit entfern t vom Ideal«, das die Hauptverwaltung beständig
anstrebte. Noch weiter entfern t, und auf diesen Umstand verwies Peschecho­
now nachdrückli ch, wenn bei näherem Hinsehen von den im Ganzen 4.825
erfassten Chutora fast 2.500 in einem Kreis des Gouvernements Wilna gele­
gen waren, also in einer Gegend, wo diese Wir tschaftsform bereits vor 1906
bestanden hatt e (s.w.o.)! Umgerechnet auf die anderen Kreise bli eb dann nur
weniger als ein Fünftel Chutora als neue Wir tschaften übrig.* Zusammenfas­
send schreibt Peschechonow, die Landeinr ichtung {mit Betonung der zweiten
Worthälfte) habe natürli ch beachtliche Resultate ergeben. Er woll te für sich
und andere herausfinden, wie vollkommen die neu geschaffenen Wir tschaf­
ten wirkli ch seien - von Voll kommenheit seien sie jedoch weiter entfern t als
anzunehmen gewesen war. »Trotz der Chutoromanie, die in den Landeinr ich­
tungsbehörden herrschte, gibt es in Wirkli chkeit wenige Chutora. Außerdem
verfügen die eingerichteten Wirtschaften über viel uneingerichteten Boden,
und der eingerichtete ist bei weitem nicht restlos für jede Wir tschaft an einem
Ort zusammengelegt ...«? Für den Volkssoziali sten schien sich eine Gefahr

28 Siehe ebenda. S. 90.
29 A. Pesechonov: Zemleustr oennye chozjajstva. S. 92.
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aufzutun, da Boden uneinger ichtet, D. h. zerspli tt ert oder einfach brach, also
für die angestrebte verbesserte Feldwir tschaft ungeeignet, bli ebe und solche
Flächen gar umfangmäßig zunehmen könnten. Die Ursache dafür erbli ckte
er im vordringenden und administrativ geförderten, in Wirklichkeit aber zer­
störer isch wirkenden Prinzip des Privateigentums. Und er beschrieb dies mit
Semlerasstroistwo im Gegensatz zu Semleustroistwo.°

Peschechonow wünschte sich, dass die Veröffentli chung der Hauptverwal­
tung für Landeinr ichtung und Landwir tschaft trotz Kr iegszeiten nicht unbe­
achtet bli ebe. Denn - so seine Oberzeugung - in »jedem Fall e ist mit den Fol­
gen der Landeinr ichtungspoli ti k zu rechnen, die so beharrli ch und energisch
im Lauf der ganzen nachrevolutionären Zeit betr ieben wurde.«' Sein Beitrag
im Russkoje Bogatstwo konnte gerade noch rechtzeit ig erscheinen, bevor auch
dieses Journal wie andere li nke und linksli berale Publi kationsorgane die in·
nenpoli t ischen Folgen des Kr ieges zu spüren bekam. 1916 wurde es wiederholt
verboten, erschien zuweilen unter anderem Titel; ganze Beiträge durften nicht
veröffentli cht werden oder wurden in Teil en geschwärzt. Peschechonows kr iti­
sche Analyse blieb die einzige derartige Repli k auf diese von der zaristischen
Administration zu verantwortende, ihren Intentionen entsprechende Sicht auf
Ergebnisse der Agrarreform nach fast zehn Jahren ihres Beginns. Eine von
der Freien Okonomischen Gesell schaft 1910 begonnene und bis 1915 geführ­
te, auf zuverl ässigem, selbst erhobenem Zahlenmaterial basierende ebenfall s
kr iti sche Untersuchung von Verlauf und Wirkungen der Stolypinschen Ag·
rarreform, konnte erst nach dem Sturz der Selbstherr schaft erscheinen. Es sei
zu befürchten gewesen, schr ieb ihr Verfasser damals einführend, »dass die
Zensur keine Mater iali en durchgehen lassen würde, die ein so ungünstiges
Licht auf die Poli ti k der Landeinrichtung, Umsiedlung und Bodenbank des
alten Regimes warfen«.

Diese, sicher bruchstückhaften Ausführungen, die frühere Überl egungen
von mir zum Thema Stolypin aufgreifen und in bestimmtem Maße weiter
führen, soll ten nicht mehr als eine Wortmeldung sein. Sie versuchen, aktuelle-

30 Siehe ebenda. S. 93.
31 A. Pesechonov: Zemleustroennye chozjajstva. S. 78.
32 1. V. Cernysev: Obscina posle 9 nojabrja 1906 g. (Po ankete Vol'nogo Ekonomiceskogo

Obscestva). C. 1 und 2. Petrograd 1917. IzdanieVol'nogo Ekonomiceskogo Obscestva.
C. 1. S. IV. - 1911 hatte Tschernyschew Material zum Thema »Die Bauern über die
Obschtschina am Vorabend des 9. November 1906« herausgegeben, das gleichfall s
auf Erhebungen der FOG basierte (Krest'jane ob obscine nakanune 9 nojabrja 1906
g. K voprosu ob obscine. S. Peterburg 1911).
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re Vorgänge in der Geschichtsschreibung Russlands exemplarisch zu erfassen
und mit einigen konkret historischen Abläufen in Bezug zu setzen. Insofern
dürften sich diese Überlegungen - so scheint mir - der weit greifenden The­
matik desJahrbuches »Osteuropa in Tradition und Wandel« zuordnen.



HARTMUTLAUENROTH

Der 27. Februar 1917 in Petrograd.
Ein Tag der großen Revolution aus der Sicht der Teil nehmer

Zur Vorgeschichte dieses kleinen Beitrags sei angemerkt, dass 1989/90 eine
umfangreiche Studie von über 250 Seiten entstanden ist, die sich das Ziel stell ­
te, an die histor ischen Tage im Februar 1917 in Russland' zu erinnern, in de­
nen eine der ältesten Dynastien Europas gestürzt wurde. Hierbei wertete der
Autor insbesondere Dokumente und Literatur aus, die von Teilnehmern dieses
histor ischen Ereignisses herausgegeben bzw. im Umfeld dieses Ereignis ediert
wurden. Eine Drucklegung fiel damals den poli tischen Ereignissen in der ehe­
maligen DDR zum Opfer, d. h. der Autor arbeitete nicht »schnell genug« bzw.
die poli tischen Veränderungen voll zogen sich 1989/90 in einem zu rasanten
Tempo. Das Manuskr ipt lag Anfang 1990 vor, den Verlag gab es nicht mehr.

Anlässli ch des bevorstehenden Jubiläums meines akademischen Lehrers,
Herrn Prof. Dr. sc. Ernstgert Kalbe, fühlte ich mich bewogen, dieses Manu­
skr ipt aus seinem Schlaf aufzuwecken. Schnell wurde mir bewusst, dass der
Umfang der Studie nicht einfach auf die vorgegebene Seitenzahl zusammen­
gestr ichen werden konnte. Daher entschloss ich mich, die wichtigsten Ereig­
nisse des 27. Februars 1917 zu beleuchten, dem Tag, an dem sich der Petrogra­
der Sowjet konstituierte und das Provisorische Komitee der Reichsduma die
Regierungsmacht übernahm.

DER 27. FEBRUAR 1917

Nach einer klaren Nacht, in der sicherl ich die wenigsten Petrograder geschla­
fen haben dürften, erwachte die Stadt aus einer beklemmenden Sti ll e. Obwohl
eine neue Arbeitswoche begann, war es auf den Straßen am frühen Morgen

1 Die Zeitangaben beziehen sich auf den damals in Russland noch gültigen Juliani­
schen Kalender.



Der 27. Februar 1917 in Petrograd 97

noch still . An den Ecken drohte die neue Erklärung Chabalovs*, dass er alle
Arbeiter der älteren Jahrgänge an die Front schicken werde, die nicht ihre
Arbeit aufnehmen soll ten. In großer Ungewissheit waren viele Arbeiter in
ihre Werke und Fabriken gegangen, wo Meetings statt fanden. Es wurde be­
schlossen, den »Kampf bis zum Ende« zu führen. Die Streikwell e erfasste alle
Betr iebe der Stadt. Auf den Straßen lärmte das Volk. Ununterbrochen wur­
den Meetings durchgeführt. Man sprach davon, dass Rodzjanko' dem Zaren
Telegramme geschickt habe, in denen er über die Lage in der Stadt ber ichtet
habe.'

Die Bewegung gewann mit jeder Stunde an Stärke. Im Hauptquartier der
Bolschewiki schlug Sljapnikov' in den frühen Morgenstunden vor, Agitatoren
in die nahe li egenden Kasernen zu schicken, um die Soldaten für die Sache der
Aufständischen zu gewinnen.' Bereits in der Nacht war es einigen Bolschewiki,

2 Chabalov, S. S., General, war bis Anfang Februar 1917 an der Nordfront eingesetzt.
Am 5. Februar 1917 wurde er zum Kommandierenden des Petersburger Mili tärbe­
zirks ernannt, nachdem dieser aus der Nordfront ausgegli eder t worden war. Er er­
wies sich als unfähig, die Unruhen in Petrograd einzudämmen. Er wurde in den
frühen Morgenstunden des 28. Februar 1917 von aufständischen Soldaten verhaftet
und ins Dumagebäude überführt

3 Rodzjanko, Michail Vladimirovic (1859-1924), Gutsbesitzer im Gouvernement
Ekater inoslav, seit 1905 Mitgli ed des Reichsrates. In der Februarrevolution 1917 war
Rodzjanko persönli ch bemüht, die Monarchie zu rett en. Er stand an der Spitze des
Provisor ischen Komit ees der Reichsduma. 1920 emigrier te er.

4 Vgl. F. Borovski j: Nedelja 2-0j Veli koj russkoj revoljucij 1917 goda. Epizody i
vpecatil'nija, zapisannyja na ulicach Petrograda. 2-0e izdania. Petrograd 1917. S. 14;
A. Zarin': Pervaja godovscina Veli koj Russkoj revoljucii 1917 / 27 fevralja / 12 marta
/ 1917 g. Petrograd 1918. S. 19.

5 Sljapnikov (Belenin), Aleksandr Gavrilovic (1885-1937), seit 1901 Mitglied der sozi­
aldemokr ati schen Bewegung Russlands, Berufsrevolutionär. Er war Teil nehmer der
Februarrevolution 1917 und einer der Mitorganisatoren des Petr ograder Sowjets,
Mitgli ed des Exekutivkomitees. Auf dem II. Gesamtrussischen Sowjetkongress zum
Volkskommissar für Arbeit gewählt . Auf dem X. Parteitag der KPR(B) im Jahre 1921
zum Mitglied des ZK gewählt. Er schr ieb unter dem Titel »Semnadcaty j god« (Mos­
kau-Leningrad 1923-1931) eine vierbändige Geschichte der russischen Revolution.
Im Rahmen der »Par teisäuberung« wurde er 1933 aus der Part ei ausgeschlossen und
fiel 1937 den stali nschen Repressali en zum Opfer .

6 Vgl. A. Sljapnikov: Semnadcatyj god. Kniga pervaja (Janvar '-fevral' i tr i dnja mart a).
Moskau-Petrograd 1923. $. 131.
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unter ihnen Sadovskij', Kontrat'ev* und Tajni*, gelungen, in die Kaserne des
Volynsker Garderegiments einzudringen. Sie redeten mit den Soldaten und
forderten sie auf, auf die Seite des aufständischen Volks überzugehen. Vor al­
lem unter den Soldaten der Ausbildungsmannschaft , die am 26. Februar zur
Niederschlagung der Unruhen im Einsatz gewesen waren, fanden sie Gehör.
Nach längeren Debatt en beschlossen die Soldaten, den Befehl zu verweigern,
wenn sie erneut gegen das Volk eingesetzt werden soll ten. Als ihr Komman­
deur , Hauptmann Laskevic!®, mit zwei weiteren Offi zieren aus der Kaserne
fli ehen woll te, wurde er erschossen.' Daraufhin ging das gesamte Regiment
auf die Seite der Aufständischen über. Ihm schlossen sich die benachbarten
Regimenter an, das Litauische und das Preobrazensker Garderegiment. Wie
eine Lawine wälzten sich die drei Regimenter über den Litejny Prospekt der
Vyborger Seite zu, dem Zentrum des aufständischen Petrograds.''

AKTIVITÄTEN DER REICHSDUMA

Neben diesen, für den Ausgang des Aufstandes entscheidenden Vorgängen,
reagierte auch die Reichsduma. Am Morgen waren die Mitgli eder der Duma
über den Ukas des Zaren informiert worden, den Rodzjanko bereits am Abend
des 26. Februar erhalten hatt e. »Auf Grund des Artikels 99 des Reichsgrund­
gesetzes befehlen wir : die Tätigkeit der Reichsduma und des Reichsrates vom
26. Februar (11. März) diesen Jahres an zu unterbrechen und unter Berücksich-

7 Sadovskij, Andrei Dmitr ievic (1880-1927), Mitgli ed der sozialdemokratischen Bewe­
gung Russlands seit 1901. Nach der Februarrevoluti on 1917 Vorsitzender des Sol­
datenkomitees des 6. Reserve Pionierbataill ons in Petrograd, Mitgli ed des EK des
Petrograder Sowjets und stell vertr etender Vorsitzender der Soldatensektion.
Er war einer der Führer des bewaffneten Oktoberaufstandes. Später leitete er den
Fuhrpark des Gesamtrussischen ZEK, war einer der Organisatoren und Leiter der
Transportarbeitergewerkschaft .

8 Kontr at'ev, T. K., Mitgli ed der Vyborger Organisati on der Bolschewiki in Petrograd.
9 Tajni, A. P., Mitglied der bolschewistischen Organisation in Petrograd.
10 Laskevic, Hauptmann, Kommandeur des Ausbildungskommandos des Wolhynischen

Leibgarderegiments, das in Petrograd stationier t war. Er hatt e am 26. Februar den
Feuerbefehl gegeben, um Demonstranten auf dem Znamenskij Platz zu zerstreuen.

11 Vgl. 1. 1. Mine: Istor ija Veli kogo Oktjabrja. Bd. 1. Moskva 1977. S. 460
12 Vgl. Will iam Henry Chamberl ain: Die russische Revolution 1917 - 1921. Erster Band.

Frankfu rt a. M. 1958. $.73.
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tigung der außergewöhnli chen Umstände den Zeitpunkt der Wiederaufnah­
me nicht vor dem April 1917 festzusetzen. Der regierende Senat wird diesen
Befehl unverzügli ch ausführen. Carskoe Selo, 25. Februar (10. März) 1917. Ni­
kolaj".« '

Wie Kerenskij"* ber ichtet, wurde er gegen acht Uhr morgens von seiner Frau
mit der Nachricht geweckt, »dass Nekrasov " angerufen habe und sagen ließe,
die Duma sei vertagt worden, das Wolhynische Regiment habe gemeutert,
und ich solle sofort zur Duma kommen.« Kerenskij benötigte einige Minuten,
»um die voll e Bedeutung der Neuigkeiten zu begreifen. Die Bühne war schon
lange für das Finale bereit, aber es kam, wie oft in solchen Fällen, als niemand
es erwartete.«!'

Etwas später, gegen neun Uhr, wurde Sul'gin" per Telefon informiert.
»Sind Sie es, Wassili j Witaljewitsch? Hier Schingarew. Wir müssen in die

13 Nikolaj II . (Nikolaj Aleksandrovic Romanov) (1868-1918), letzter russischer Impe­
rator (1894-1917). Sohn des Zaren Alexander III . und der Zarin Maria Fjodorovna,
geborene Prinzessin Dagmar von Dänemark. Er dankte am 2. März 1917 ab. Auf
Forderung des Petrograder Sowjets wurde er am 8. März 1917 verhaftet. Zunächst
wurden er und seine Famili e im Schloss in Carskoe Selo untergebracht. Später wa­
ren Tobol'sk und nach der Oktoberrevolution Ekaterinenburg die Aufenthalt sort e
des Zaren. In der Nacht zum 17. Juli 1918 wurden Nikolaj II . und seine Familie auf
Beschluss des Uraler Gebietssowjets erschossen.

14 Veli kie dni Rossijskoj revoljucii 1917. Petrograd 1917. S. 1.
15 Kerenski j, Aleksandr Feodorovic (1881-1970), stammt aus dem Gouvernement Sara­

tov, Absolvent der jur istischen Fakultät der Petersburger Universität. Er wurde 1912
in die Duma gewählt, war Frakti onsführer der Trudoviki. Trat im März 1917 zu den
Sozialrevolutionären über. Kerenski j war zunächst Justizminister in der 1. Provisor i­
schen Regierung. danach Kr iegs- und Marineminister und später Ministerpräsident.
1918 emigr iert e er nach Frankr eich, danach in die USA.

16 Nekrasov, Nikolaj Vissar ionovic (1879-1940), Professor für Eisenbahnwesen in
Tomsk. Wurde für die Kadetten in die IV. Reichsduma gewählt . In der 1. Proviso­
r ischen Regierung war er Verkehrsminister, später unter Kerenskij stell vertretender
Ministerpräsident und Finanzminister. Von September bis Oktober 1917 war er Ge­
neralgouverneur für Finnland. Ging später auf die Seite der Bolschewiki über. Er
wurde 1940 ermordet.

17 Die Kerenski-Memoiren. Rußland und der Wendepunkt der Geschichte. Wien /
Hamburg 1966. $. 215.

18 Sul'gin, Vasili j Vital' evic (1878-1976), Großgrundbesitzer, Delegiert er des Gouverne­
ments Volynien in der II., III ., und IV. Reichsduma. Monarchist, Redakteur und Her­
ausgeber des »Kievljanina« (Der Kiever), eine Zeitung der russischen Nationali sten.
Seit 1915 gehört e er dem Progressiven Block in der IV. Reichsduma an. Nahm am
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Duma. Nun geht's los!« »Was denn?«, fragte Sul'gin, der wie Singarev'*, in
der Bol' saja-Monetnaja-Ulica wohnte. »Nun geht's los«, antwortete erneut
Singarev. »Die Duma wird aufgelöst. Wir haben den Ukas erhalten. In der
Stadt herrscht Erregung. Wir müssen uns beeilen. Die Brücken sollen besetzt
sein. Womögli ch können wir jetzt schon nicht mehr hin. Man hat mir ein Auto
geschickt ... Kommen Sie sofort zu mir. Wir wollen zusammen fahren ... Ich
komme«, antwortete Sul'gin.

Trotz einiger Schwier igkeiten gelang es vielen Duma-Mitgli edern das Tau­
rische Palais zu erreichen, wo zunächst eine Sitzung des Progressiven Blocks
statt fand. In dieser Sitzung vertrat Sul'gin die Auffassung, dass der Progres­
sive Block ausgespielt habe. »Der Sinn des progressiven Blocks lag nur dar in,
der Revolution vorzubeugen und so der Reichsduma die Mögli chkeit zu geben,
den Krieg bis zum Ende zu führen. Da dieses Ziel nicht erreicht wurde - es
wurde nicht erreicht, denn die dreißigtausend köpfige Menge bedeutet die Re­
volution -, so bleibt nur eins noch übrig: darüber nachzudenken, auf welche
Weise wir ein ehrenvolles Ende finden.«" Diese Möglichkeit bestand objektiv,
denn gegen 11.00 Uhr trat der Ältestenrat der Reichsduma zu einer Beratung
zusammen.

2. März 1917 gemeinsam mit Guckov als Vertreter des Provisor ischen Komitees der
Reichsduma die Abdankungsurkunde von Nikolaj II. entgegen. Nach der Oktober­
revolution war er maßgebli ch an der Aufstellung der Freiwill igenarmee beteil igt.
1920 ging er in das Exil, zog sich völl ig von der Poli ti k zurück. Lebte seit 1941 in der
UdSSR.

19 Singarev, Andrej Ivanovic (1869-1918), Absolvent der physikali sch-mathemati schen
und der medizinischen Fakultät der Moskauer Universität, praktiziert e als Arzt. Mit­
gli ed der Partei der Kadett en und seit 1907 ihres ZK. Deputi er ter des Gouvernements
Voronez in der II ., III ., und IV. Reichsduma. Nach der Februarrevolution 1917 war er
Landwirt schaftsminister in der l. Provisor ischen Regierung, später Finanzminister .
Von den Bolschewiki im Krankenhaus umgebracht.

20 Wassili j Witaljewitsch Schulgin: Tage ... Memoiren aus der russischen Revoluti on
(1905-1917). Ber lin / Königsberg Pr. 1928. $. 134.

21 Ebenda. $. 139.
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BERATUNGDESÄLTESTENRATES

Von Rodzjanko wurde die Sitzung eröffnet. Die Vertreter der Links-Oppositi­
on in der Duma Nekrasov, Efremov*', Ccheidze "* und Kerenskij forderten eine
»sofortige offizielle Sitzung der Duma« und schlugen vor, »das Dekret des
Zaren zu ignorieren«." Die Mehrheit der anwesenden Dumamitglieder und
Rodzjanko selbst stimmten gegen diesen Vorschlag. Noch immer besaß das
alte Regime den Respekt der Mehrheit in der Duma. »Woll ten wir den Ukas
Seiner Majestät des Zaren keinen Gehorsam leisten, also die Sitzungen der
Reichsduma weiterhin statt finden lassen, so bedeutet dies, dass wir uns auf
die Seite der Revolution stell ten. Durch die Verweigerung des Gehorsams ge­
gen den Kaiser hätte die Reichsduma selber die Fahne der Empörung erhoben,
und so wäre sie verpfli chtet gewesen, an die Spitze der revolutionären Bewe­
gung zu treten und die Verantwortung für alle Folgen zu übernehmen. Aber
hierzu war Rodzjanko ebenso wie die überwiegende Mehrheit, einschließlich
der Kadetten nicht imstande«, bemerkte Sul'gin."* Selbst der erste Widerhall
der furchtbaren Meuterei der Garnison bewog die Mehrheit des Ältestenra­
tes der Duma nicht zum energischen Handeln. Man beschloss lediglich: »Die
Reichsduma geht nicht auseinander. Alle Deputierten verbleiben auf ihren

22 Efremov, I. N. (1866-?), Grundbesitzer, Deputiert er der l., 111. und IV: Reichsduma. Er
war einer der Organisatoren der Partei der fr iedlichen Erneuerer in der 1. Reichsdu­
ma. Er war der Vorsitzende der Progressisten, wechselte später zur Radikal-Demo­
kratischen Partei. Nach der Februarrevolution 1917 war er Mitglied des Provisori­
schen Exekutivkomitees der Reichsduma. In der 3. Koali tionsregierung war er unter
Kerenskij Justizminister.

23 Ccheidze, Nikolaj (Karlo) Semenovic (1869-1926), gebürtiger Georgier und einer der
Führer der Menschewiki. Mitglied der III . und IV. Reichsduma. Mitbegründer und
Vorsitzender des Petrograder Sowjets (Februar bis August 1917). Nach der Oktober­
revolution Vorsitzender des Transkaukasischen Sejm und Chef der menschewisti­
schen Regierung Georgiens. Nach der sowjetischen Machtübernahme 1921 emigrier­
te er nach Frankreich. Beging Selbstmord.

24 Die Kerenski-Memoiren. S. 217.

25 Wassilij Witaljewitsch Schulgin: Tage ... Memoiren aus der russischen Revolution
(1905-1917). S. 139f.
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Plätzen.«" Von Miljukov"' wird der Fakt bestätigt, dass »nicht der Beschluss«
gefasst wurde, »die Duma als eine Körperschaft für nicht aufgelöst zu betrach­
ten, wie man phantasierte«, sondern der Beschluss »sich nicht aus Petrograd
zu entfernen«."* Man entschloss sich lediglich, zu einer »privaten Beratung«
zu versammeln. Um ihr einen inoffi ziellen Charakter zu geben, fand diese Be­
ratung nicht im großen Weißen Plenarsaal statt , sondern in dem halbkreisför­
migen Saal hinter der Vorstandstr ibüne, der für die sich hier versammelnden
Personen viel zu klein war. Dieser Beschluss des Ältestenrates wurde von E.
A. Engel',einem Zeitgenossen der Februarrevolution als »ein revolutionärer
Akt« bewertet." Denn obwohl es nur eine »private Beratung« war, konsta­
tierte Suchanov31

, verstießen die Mitgli eder der Reichsduma sowohl gegen die
»Traditionen, die Gehorsam vor den Gesetzen verl angten, als auch ... gegen
die elementaren Rechte und Pfli chten der Reichsduma«.32 Von Kerenskij wurde

26 Veli kie dni Rossijskoj revoljucii 1917. Petr ograd 1917. S. 1. Sul'gin merkt hierzu in
seinen Erinnerungen an: »Dem Ukas des Zaren ist zu gehorchen. Die Reichsduma ist
als beschlussunfähig anzusehen. Die Mitglieder sollen sich nicht entfernen, sondern
sofor t zu einer Privatberatung zusammentreten.« (Wassil ij Witaljewitsch Schulgin:
Tage ... Memoiren aus der russischen Revolution (1905-1917). S. 140)

27 Miljukov, Pavel Nikolajevic (1859-1943), einer der Führer der Kadett en-Part ei. Er
absolviert e 1882 erfolgreich ein Geschichtsstudium an der Moskauer Universität.
Wegen seinen radikalen Reformansichten verl or er sein Lehramt an der Moskauer
Universität. Er war Mitgli ed der III . und IV. Reichsduma. In der Februarr evolution
versuchte er die Monarchie zu rett en. Er war Außenminister in der 1. Provisor ischen
Regierung und trat für die Fort führung des Krieges bis zu seinem siegreichen Ende
ein (Miljukov-Note vom 1. Apr il 1917). Er stell te sich offen gegen die Sowjetmacht
und emigriert e.

28 P. N. Mil ukow: Geschichte der zweiten Russischen Revolution. Wien/ Berlin / Leip­
zig / New York 1933. S. 84.

29 Engel', E. A., Zeitgenosse der Februarr evolution in Petrograd. Publi ziert e 1917 die
Broschüre: E. A. Engel' : Revoljucija i Ucreditel'noe sobranie. Petrograd 1917.

30 E. A. Engel' : Revoljucija i Ucreditel'noe sobranie. S. 2.
31 Suchanov (Himmer), Nikolaj Nikolaevic (1882-1940), Ökonom und Publi zist. Zunächst

war er Narodnik, danach tendier te er zum menschewistischen Flügel innerhalb der
SDAPR. Während der Februarr evolution 1917 wurde er auf dem Gründungskon­
gress des Petrograder Sowjets zum Mitgli ed des EK gewählt. Er war einer der Redak­
teure der Zeitung Novaja Zizn' (Neues Leben). Er war der Autor der siebenbändigen
Publi kation: Zapisok o revoljucii , 1922-1923. Nach der Oktoberrevoluti on war er im
sowjeti schen Verwaltungsapparat tätig. 1931 im Zuge des Menschewiki -Prozesses zu
Lagerhaft veru rt eilt , wo er umkam.

32 Nikolaj Nikolajewitsch Suchanov: 1917. Tagebuch der Russischen Revolution. Ausge-
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diese zögerli che Haltung der Duma als der »vielleicht ... größte und gröbste
Missgriff« charakterisiert. »Denn das bedeutet Selbstmord im selben Augen­
bli ck, als ihr Ansehen im lande so hoch stand, wie noch nie zuvor. Hätt e sie
damals offi ziell gehandelt, so hätt e sie noch eine entscheidende und segensrei­
che Roll e spielen können.... Diese Kaiserli che Duma, die die Frucht von Sto­
lypins konterrevoluti onären Staatsstreich (1907) gewesen war, durch die das
demokratische Wahlgesetz von 1905 vern ichtet worden war, sie unterschr ieb
ihren eigenen Totenschein im Augenbli ck der revolutionären Wiedergeburt
des Volkes.«" Die Angst vor dem Volk war unter den Dumamitgli edern stark
verwurzelt.

Wie Sul'gin ber ichtete, hatt en Rodzjanko und der Ältestenrat am Tisch
Platz genommen. »Ringsherum drängten und pressten sich sitzend und ste­
hend die anderen. All e waren unruhig und aufgeregt. ... Sogar diejenigen,
welche sich lange Jahre befehdet hatt en, empfanden plötzli ch, dass sie verbün­
det waren gegen eine Macht, die allen in gleicher Weise gefährli ch, bedrohli ch
und widerwärtig war. Diese Macht war die Straße, der Pöbel auf den Straßen.
Schon fühlten wir seinen näher kommenden Atem. Und mit ihm schr itt Er, an
den nur wenige dachten, dessen Nähe aber all e unbewusst spürten. Denn sie
waren bleich und ihre Herzen pressten sich im geheimen zusammen. Er aber
schr itt durch die Straßen, umgeben von der vieltausendköpfigen Menge. Er,
der Tod«.

Von Kerenskij wurde vorgeschlagen, einen Ausschuss zu wählen, der mit
diktator ischer Gewalt ausgestatt et werden sollt e und dem sich all e Dumamit­
gli eder bedingungslos unterordnen müssten. Dieser Vorschlag fand allgemei­
ne Zustimmung." Die Ergebnisse dieser Sitzung des Ältestenrates der Duma
wurden sehr differenziert bewertet. Nach V. Sokolov stand am 27. Februar »die
Reichsduma an der Spitze der Revolution«.* Auch Mil jukov schr ieb, dass die
Dumamitglieder beschlossen, »sich an die Spitze der Bewegung zu stellen«."
Kerenskij hingegen konstati erte: »Die Duma starb am Morgen des 12. März

wählt , übertragen und herausgegeben von Nikolaus Ehlert . Vorw ort von Iri ng Fet­
scher . München 1970. S. 41.

33 Alexander Kerenski: Er innerungen. Vom Sturz des Zarentums bis zu Lenins Staats­
streich. Dresden 1928. $. 41f.

34 Wassili j Wit aljewitsch Schulgin: Tage ... Memoiren aus der russischen Revolution
(1905-1917). S. 143. S. 41 f.

35 Alexander Kerenski: Erinnerungen. S. 41f.
36 V. Sokolov: Konec samoderzavija. Moskva 1917. S. 16.
37 P. N. Mil ukow: Geschichte der zweiten Russischen Revoluti on. S. 48.
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(27. Februar - H. L.), am Tage ihres höchsten Ansehens und ihrer größten
Macht.«"* Dennoch schloss sich die Duma nicht offen der Revolution an, son­
dern versuchte immer noch die Dynastie zu rett en.

ERNEUTE WARNUNGAN DEN ZAREN

Um 12.40 Uhr schickte Rodzjanko erneut ein Telegramm an den Zaren, in
dem er über die Zuspitzung der Lage berichtete. Er bat um die Aufhebung
des Ukasses über die Auflösung der Reichsduma. Zugleich verwies er auf die
Unfähigkeit der Regierung Ordnung und Ruhe herzustellen.* Auch an Gene­
ral Ruzskij" schickte er ein Telegramm: »Die Petersburger Unruhen nehmen
einen immer elementareren Charakter und einen bedrohli cheren Umfang an.
Ihr Grund ist im Brotmangel, der schwachen Mehlzufuhr, die beängstigend
wirken, zu suchen, aber hauptsächli ch im absoluten Misstrauen zu der Re­
gierung, die nicht imstande ist, das Land aus der schwier igen Lage zu befrei­
en .... Ich halte für den einzigen und unbedingt einzuschlagenden Weg die
Berufung eines Mannes, dem das ganze Land vertrauen kann und dem die
Bildung einer von der Bevölkerung mit Vertrauen aufgenommenen Regierung
zu übertragen ist ... Es darf nicht mehr gezögert werden, denn Verzögerung
ist Tod.«' Dieses Telegramm versah Ruzskij mit folgender Randbemerkung:
»Sehr bedauerli ch, dass man vom 24. bis 27. Februar keine Muse gefunden hat
über die Petersburger Vorgänge zu ber ichten. Es scheint mir , dass schon vor
dem 24. Anzeichen der wachsenden Unzufr iedenheit, die zu Ausschreitungen
führen konnte, und der Agitation unter den Arbeitern und der Garn ison zu

38 Alexander Kerenski : Erinnerungen. S. 42.
39 Vgl. Vgl. A. Sljapnikov: Semnadcatyj god. Kniga pervaja. S. 141ff .
40 Vgl. Abdruck desTelegramms bei A. P. Nenarokov: 1917. Kratkaja istorija, dokumen­

ty, fotografi , 3-e izd. dop. Moskva 1987. S. 47.
41 Ruzskij , Nikolaj Vladimirovic, Generall eutnant, war von September 1914 bis März

1915 Oberbefehlshaber der Heeresgruppe Nordwest. Danach von April bis Juli 1915
Oberkommandierender des Petersburger Mili tärbezirks, anschließend Oberbefehls­
haber der Nordfront. 1918 von den Bolschewiki hingerichtet.

42 Erinnerungen des Generals A. S. Lukowski. Die Zeit des Europäischen Krieges. Der
Anfang von Russlands Verfall. Der Kampf mit den Bolschewisten. Bd. 1. Verlag von
Otto Kirchner & Co. Berli n 1923. S. 148f.
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bemerken waren. Darüber gab man sich ebenfall s nicht die Mühe, vielleicht
zielbewusst, die Front zu benachr ichtigen.«'

EREIGNISSE IN PETROGRAD

In der Hauptstadt begannen sich die Ereignisse zu überschlagen. Gegen 13.00
Uhr wurde Rodzjanko von Ministerpräsidenten Golicyn" angerufen, der ihm
seinen Rücktr itt mitt eilte. Zugleich informierte er Rodzjanko darüber, dass In­
nenminister Protopopov** »erkrankt« sei. Dies war der Schwanengesang der
alten Regierung.*

Zur selben Zeit erschien eine Abordnung der aufständischen Soldaten,
deren Reihen inzwischen auf ca. 25.000 Mann angewachsen waren, in der
Reichsduma, um die Haltung der gewählten Volksvertreter zu den jüngsten
Ereignissen in Erfahrung zu bringen. Rodzjanko empfing die Delegation und
betonte, dass »die Hauptlosung des Augenbli cks die Abschaffung der alten
Macht und ihre Ersetzung durch eine Neue ist«. Er versicherte den Soldaten,
dass die Reichsduma an der Verwirkli chung dieser »lebenswichtigen Frage«
teilnimmt. Es seien »aber vor allem Ordnung und Ruhe notwendig«.*

Im Verl aufe des Tages strömten weitere aufständische Truppenteil e zum
Gebäude der Reichsduma, wo sich Ccheidze, Kerenskij und Skobelev'* mit kur-

43 Ebenda. S. 150.
44 Goli cyn, Nikolaj Dimitr ievic (1850-1925), Fürst. Er war nacheinander Gouverneur

von Achangelsk, Kaluga und Tver. Seit 1903 gehört e er dem Senat und seit 1912 dem
Reichsrat an. Er war der letzte Ministerp räsident des Zaren.

45 Protopopov, Alexander Dmitr ievic, Großgrundbesitzer und Adelsmarschall von
Simbirsk, zweiter Vorsitzender der IV. Duma. Er wurde von Rasputi n am 16. Sep­
tember 1916 zum Innenminister gemacht. Er war unfähig sein Ressor t zu leit en und
bekämpfte offen die Duma. Wurde später von den Bolschewiki umgebracht.

46 Kak soversilas' Veli kaja Russkaja Revoljucija. Podrobnoe opisanie istor iceskich so­
bytij per iod vremeni - s 23 fevralja po 4 marta 1917 g. Petrograd 1917. S. 10; Veli kie
dni Rossijskoj revoljucii 1917. S. 34; Sljapni Kov. Bd. 1. S. 142.

47 Vgl. Kak soversilas' Veli kaja Russkaja Revoljucija. S. 7f.
48 Skobelev, Matvej Ivanovic (1885-1938), Mitglied der sozialdemokr atischen Bewe­

gung Russlands seit 1903, Menschewik. Er war Mitgli ed der IV. Duma. Während der
Februarr evolution 1917 wurde er zum stellvert retenden Vorsitzenden des Petrogra­
der Sowjets gewählt. Er war Minister für Arbeit in der 2. Koali t ionsregierung. Später
wurde er Mitgli ed der KPR(B) und arbeitete im sowjetischen Staatsapparat, wurde
1938 umgebracht.
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zen Ansprachen an die Soldaten wandten, die mit lautem »Hurra! Hurra!«
aufgenommen wurden."

Die Zar in gab um 13.33 Uhr ein Telegramm an Nikolaj II. auf, in dem sie
auf die zugespitzte Lage in Petrograd aufmerksam machte. Erstmals sugge­
r ier te sie dem Zaren, dass »Zugeständnisse ... notwendig (sind). Die Streiks
werden for tgesetzt. Viele Truppen gingen auf die Seite der Revoluti on über«,
ber ichtete sie dem Imperator.*°

DAS PROVISORISCHE KOMITEE DER REICHSDUMA

Die Ereignisse drängten die Reichsduma zu weiteren Schr itt en. Um 14.30 Uhr
versammelt en sich ihre Mitglieder zu einer »Pr ivatberatung«, auf der sie ein
Provisor isches Komitee der Reichsduma wählt en, das nachfolgende Zusam­
mensetzung hatt e*: Rodzjanko, Nekrasov, Konovalov*', Dmitr jukov**, Kerens-

49 Vgl. ebenda. S. 9.
50 Russkaja Svoboda. Dokumenty i zajavlenija, osvescajuscija gosodarstvennyj pere­

vorot. Vypusk 1. Petrograd 1917. S. 80.
51 Vgl. Kak soversilas' Veli kaja Russkaja Revoljucija. S. 9; P. N. Milukow: Geschichte

der zweiten Russischen Revolution. S. 48. Ober die personell e Zusammensetzung des
Provisor ischen Komitees der Reichsduma, wie es am 27. Februar 1917 zwischen 14.30
und 15.00 Uhr gebildet wurde, gibt es unterschiedli che Aussagen. Sul'gin nennt die
Namen Ccheidze, Kerenskij, Rzevski j, Mil jukov, Nekr asov, Sidlovskij, Rodzjanko, V.
L'vov und sich selbst. Konovalov, Dmitr jukov und Karaulov werden nicht erw ähnt
Zusätzli ch nennt er Efremov (vgl. Wassil ij Witaljewitsch Schulgin: Tage ... $. 143 f.).
Kerenskij irrt , wenn er Oberst Engel'gardt bereits zu diesem Zeitpunkt mit aufführt
(vgl. Alexander Kerenski : Erin nerungen. S. 218), da dieser erst in den Nachtstunden
zum 28. Februar 1917 kooptiert wurde.

52 Konovalov, A. I. (1875-1948), Mitgli ed der III . und IV. Reichsduma und einer der Füh­
rer der Progressisten, seit August 1917 Mitgli ed der Kadett en-Partei. Bedeutender
Textil fabr ikant, der von 1915 bis 1917 stell vert retender Vorsitzender des Zentralen
Kriegsindustr ie-Komitees war. Minister für Handel und Industr ie in der 1. Proviso­
rischen Regierung. Emigr iert e nach der Oktoberrevolution.

53 Dmitrjukov, I. 1. (1872-?), Oktobr ist, Absolvent der jur isti schen Fakultät der Peters­
burger Universität.
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kij, Ccheidze, Sul'gin, S. I. Sidlovskij", Mil jukov, Karaulov*, V. N. L'vov*,
Rzevskij". Diese Wahl entsprach in personell er Sicht der Zusammensetzung
des Progressiven Blocks, nur Kerenskij und Ccheidze waren hinzugekom­
men. So kam es zur Erweiterung des Blocks nach li nks. Wie Sul' gin bemerk­
te, hatt e die »Furcht vor der Straße ...(ihn) und Tscheidse in ein ,Koll egium'
zusammengetr ieben.«" Ziel des Provisor ischen Komitees war es, die Ordnung
in der Hauptstadt wiederherzustellen.* »Der Name des Komitees wies vor­
sorgli ch darauf hin«, schr ieb Trotzkij", »dass es sich nicht um ein offi ziell es
Organ der Reichsduma handele, sondern um ein pr ivates Organ zur Bera­
tung der Dumamitgli eder . Die Führer des Progressiven Blocks hatt en nur eine

54 Sidlovski j, Sergej Illiodorovic (1861-1922), Großgrundbesitzer und Mitglied der Ok­
tobristen. Stellvert retender Vorsitzender der III . Reichsduma und Frakti onsführer
der Oktobr isten in der IV. Reichsduma. Emigriert e 1920.

55 Karaulov, Michail Aleksandrovic (1878-1917), Mitgli ed des Progressiven Blocks, Ab­
geordneter der Kosaken in der IV. Reichsduma. Von März bis August 1917 Ataman
der Tersker Kosaken, danach Kommissar der Provisor ischen Regierung des Tersker
Gebiets. Am 13. Dezember 1917 von revoluti onären Soldaten erschossen.

56 L'vov,V. N. (1872-?), Mitbegründer der Union des 17. Oktober, Nati onali st und Ober­
prokurator des heiligen Synods.

57 Rzevski j, V. A. (1866-?), Ingenieur, Vorsitzender der Verw altung des Moskauer Kreis­
Semstvo. Mitgli ed der IV: Reichsduma, wo er der Fraktion der Progressisten ange­
hört e.

58 Wassilij Witaljewitsch Schulgin: Tage ... S. 144.
59 Vgl. E. A. Engel' : Revoljucija i Ucreditel'noe sobranie. S. 2; P. N. Milukow, Geschichte der

zweit en Russischen Revolution. S. 49; Wassilij Witaljewitsch Schulgin: Tage ... S. 146.
60 Trockij (Bronstejn), Lev Davidovic (1879-1940), seit 1897 in der sozialdemokr ati schen

Bewegung Russlands. In der Revolution 1905/ 07 war er stell vertretender Vorsitzen­
der des Petrograder Sowjets. Er wurde verhaftet und floh später ins Ausland. Im
Mai 1917 kehrt e er aus der Emigration (USA) nach Russland zurück. Als Führer
der Mezrajoncy (Zwischengruppe der SDAPR) wurde er auf dem VI. Part eitag der
SDAPR(B) in die Reihen der bolschewistischen Part ei aufgenommen und ins ZK
gewählt , dem er bis 1927 angehört e. Nach den Juliereignissen 1917 wurde er von der
Provisor ischen Regierung verhaftet. Von September bis November 1917 war er der
Vorsit zende des Petrograder Sowjets.Trockij leit ete maßgebli ch den Oktoberaufstand
1917. Später führender Politiker Sowjetrusslands. Nach seinem Part eiausschluss 1927
wurde er 1929 ins Ausland abgeschoben und 1940 in seinem mexikanischen Exil
durch Stalins Geheimdienst ermordet.
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Frage zu Ende gedacht: wie sich vor Verantwortung schützen, ohne sich die
Hände zu binden.«*'

Dennoch erhielt die Bewegung der Arbeiter und Soldaten in der aufstän­
dischen Hauptstadt durch diesen Schr itt einen Impuls. Die Nachricht über die
Bildung des Provisor ischen Komitees verbreitete sich in Windeseile in der
Stadt. Wie ein Augenzeuge berichtete, kam den zur Reichsduma strebenden
Massen ein Auto entgegen. Es hielt an und ein Student hielt eine kurze An­
sprache. Er informierte, dass eine neue Regierung"* gebildet worden sei. Die
ehemaligen Minister werden gesucht und sollen verhaftet werden. Er schr ie,
einen Aufr uf Peter 1. gebrauchend: »Die Schiffe brennen - vorwärts! Noch eine
Anstrengung, noch etwas Druck und wir befinden uns in der völl igen Frei­
heit! Hurr a!«. Tausende Stimmen antworteten ihm mit »Hurra-Rufen!«. Vom
Auto aus wurden Flugblätt er verteil t, auf denen die Liste mit den Namen des
Provisorischen Komitees abgedruckt war. Der Student las die Namen vor. Bei
Rodzjanko, Mil jukov und vor allem bei Ccheidze gab es große Zustimmung
durch die Volksmassen. Ein anderes Auto brauste heran und brachte die Neu­
igkeit mit, dass die Peter-Pauls-Festung gefallen sei.

Die Nachr ichten überschlugen sich. Das Arsenal und die Artill er ie-Haupt­
verwaltung gingen in die Hände der Aufständischen über. Viele polit ische
Gefangene wurden befr eit. Auch das Kekshol'mer Regiment und das Pionier­
Bataill on verweigerten dem alten Regime den Gehorsam und liefen über.

KONSTITUIERUNGDES PETROGRADER SOWJETS

Während in der ganzen Stadt der bewaffnete Kampf noch tobte, fand gegen
zwei Uhr nachmitt ags im Taurischen Palais eine Beratung besonderer Art statt .
Die aus dem Gefängnis befreiten Mitgli eder der Arbeitsgruppe des Kr iegsin­
dustr iekomitees, Vertreter der Gewerkschaften, Vertreter von Genossenschaf­
ten und die menschewistischen Abgeordneten der Reichsduma übernahmen
»die Initiative zur Konstituierung eines Sowjets der Arbeiterdeputierten und

61 Leo Trotzki : Geschichte der Russischen Revolution, Februarrevoluti on. Bd. 1. Ber li n
1931. S. 163.

62 Hiermit war das Provisor ische Komitee der Reichsduma gemeint - H. L.
63 Vgl. F. Borovskij : Nedelja 2-0j Veli koj russkoj revoljucij 1917 goda. S. 16f.
64 Vgl. ebenda. S. 14 f.; Kak soversilas' Veli kaja Russkaja Revoljucija. S. 7.
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wählten ein leitendes Zentrum«.* In das Provisorische Exekutivkomitee des
Sowjets der Arbeiterdeputier ten wurden die Menschewiki Ccheidze, Skobelev,
Gvozdev*, Bogdanov*', Grinevic"* und die Genossenschaftspoli tiker Kapeli ns­
kij" und Frankorusskij" gewählt. Der Bolschewik Sljapnikov nahm an dieser
Beratung teil. 71

Das Provisorische Exekuti vkomitee wandte sich mit einem Aufruf an die
Bevölkerung Petrograds, in dem es hieß: »Bürger ! Die an der Sitzung in der
Reichsduma vertretenen Arbeiter, Soldaten und Bürger Petrograds erklären,
dass die erste Sitzung ihrer Vertreter heute um 7 Uhr abends im Gebäude der
Reichsduma statt finden wird.« Die auf die Seite des Volkes übergelaufenen
Truppen wurden aufgefordert pro Kompanie 1 Vertreter und die Werke auf
1.000 Arbeiter ebenfall s 1 Deputi erten zu entsenden.'* Dieser Aufr uf wurde
rasch gedruckt und in der ganzen Stadt verteil t.

65 A. Sljapnikov: Semnadcatyj god. S. 144.
66 Gvozdev, Kuz'ma Antonovic (1883-?), Metallarbeiter, Mitgli ed der menschewisti­

schen Partei. Leitete mit Bogdanov die Arbeitergruppe im Kriegsindustr ie-Komitee.
Mitglied des Präsidiums und des EK beim Petrograder Sowjet. Vom 25. September
bis 25. Oktober 1917 Arbeitsminister in der Provisor ischen Regierung. Nach der Ok­
toberr evoluti on von den Bolschewiki verhaftet, schloss sich ihnen später an. 1931
ger ichtli ch belangt, verschollen.

67 Bogdanov, B. O. (1884-?), Mitglied der sozialdemokratischen Bewegung Russlands.
Mitarbeiter der sozialdemokrati schen Zeitungen Novoe Pecatnoe Delo, Nasa Zarja
und Delo Zizni. Während des 1. Weltkr ieges gehört e er den Vaterlandsvert eidigern
an. Er war einer der Mitorganisatoren der Kriegsindustr ie-Komit ees, Leiter der Ar­
beitergruppe. Nach der Februarrevolution 1917 war er Mitglied des EK und der Lei­
ter der Kanzleikommission des Petrograder Sowjets.

68 Grinevic (Schechter), A.Sekretär des Präsidiums und Mitglied der Literaturkommis­
sion im Petrograder Sowjet.

69 Kapelinskij, N. Ju., war internationalistischer Menschewik. War Mitglied des EK und
Sekr etär des Petrograder Sowjets. Gehört e dem Zentralbüro der Menschewiki-Inter­
nationali sten an, das sich am 19.07.1917 formiert e.

70 Frankorusskij, gehört e dem EK des Petrograder Sowjets an und war Mitglied der
Versorgungskommission des Petr ograder Sowjets.

71 Vgl. A. Sljapnikov: Semnadcatyj god. S. 143ff. Der Kommandant des Taurischen
Palais spricht davon, dass sich das Provisor ische Exekutivkomitee des Petrograder
Sowjets im Technischen Institut organisiert habe und erst da nach seinen Sit z in
das Taur ische Palais verl egte. (Vgl. G. P. Polk [Polk G. G. Peretc]: V citadeli Russkoj
revoljucii. Zapiski Komanta Tavri ceskaja Dvorca. 27 fevralja - 23 mart a 1917 g. Pe­
trograd 1917. S. 27f.)

72 Veli kie dni Rossijskoj revoljucii 1917. S. 5.
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SCHAUPLATZ DUMA

Gegen 15.00 Uhr war die Duma nicht wieder zu erkennen. Das ganze Ge­
bäude war mit Menschen überfüll t, die aus allen Gegenden der Stadt herbei­
strömten und »Rat und Instruktionen« forderten. Das Provisorische Komitee,
das sich soeben konstituier t hatt e, musste unmittelbar darauf das gesamte
Aufgabenfeld der höchsten exekutiven Gewalt übernehmen, schr ieb Keren­
skij."? Zunächst wurde damit begonnen, dass die verantwortli chen Träger
des alten Regimes, derer man unmitt elbar habhaft wurde, verhaftet wurden.
Von der neuen Macht wurde als einer der ersten der Vorsit zende des Reichs­
rates, Sceglovitov", verhaftet, der sich zufäll ig im Taur ischen Palais befand.
Als er auf eine Gruppe von Duma-Mitgli edern mit Rodzjanko traf, begrüßte
diese ihn »als einen Gast«. Kerenskij, der bei dieser Szene anwesend war,
stell te sich rasch zwischen die Beiden und erklärte, zu Rodzjanko gewandt:
»Nein, Schtscheglowitow ist kein Gast, und er wird nicht entlassen.« Dann
drehte er sich zu Sceglovitov um und fragte: »Sind Sie Iwan Gregorjewitsch
Schtscheglowitow? ... Ich muss Sie auffordern mir zu folgen. Sie sind verhaf­
tet. Ihre Sicherheit ist gewährleistet.«"* Sul'gin, der diesem Akt beiwohnte,
beschr ieb diese Situation wie folgt: »Herr lich stand er da. Hier zeigte sich
der wahre Kerenskij: ein Schauspieler vom Scheitel bis zur Sohle, dabei ein
Mensch, der Blutvergießen scheute.«'* Der verhaftete Sceglovitov wurde in
den Minister-Pavillon gebracht, der zeitweilig in ein provisor isches Gefängnis
der Sonderklasse umgewandelt wurde.

In den Abendstunden war Petrograd fast voll ständig in den Händen der
Arbeiter und Soldaten. All e strategischen Punkte waren besetzt: die Brücken,
die Bahnhöfe, das Hauptarsenal, das Telegrafenamt, die Hauptpost und ande­
re Einr ichtungen. Etwa 66.000 Soldaten der Petrograder Garn ison standen auf
der Seite der Revolution."?

73 Vgl. Alexander Kerenski: Er innerungen. S. 46.
74 Sceglovitov; Ivan Grigor 'evic (1861-1918), Großgrundbesitzer aus dem Gouverne­

ment Cern igov. Von April 1906 bis Juli 1916 Justizminister . Er war Mitiniti ator der
Einführung von Standger ichten im Jahr 1906, des Staatsstreiches vom 3. Juli 1907
sowie der Einleitung des Geri chtsprozesses gegen die sozialdemokr ati schen Abge­
ordneten der II . und IV. Reichsduma. Im Januar 1917 wurde er vom Zaren zum Vor­
sitzenden des Reichsrates ernannt. 1918 wurde er von den Bolschewiki erschossen.

75 Alexander Kerenski: Er innerungen. S. 46. S. 219
76 Wassili j Witaljewit sch Schulgin: Tage ... S.151.
77 Vgl. A. P. Nenarokov: 1917. Kratkaja istor ija. S. 48.
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General Chabalov kontrolli er te nur noch einen begrenzten Raum um das
Winterpalais. Er glaubte, dass sich nur der Vyborger- und der Litejnij-Stadtbe­
zirk in den Händen der Aufständischen befänden. Um den Schlossplatz wurde
eine Reserve in der Stärke von 1.000 Mann konzentr iert. Obwohl die Marine­
führung dagegen war, gab er den Befehl, die Admirali tät zu besetzen und zur
Verteidigung vorzubereiten. Vor dem Tor der Admirali tät wurden 14 Geschüt­
ze und 12 Maschinengewehre in Stellung gebracht.""

Am Abend des 27. Februar 1917 wurde klar, dass es im engeren Sinne des
Wortes keine zar isti sche Regierung mehr in Petrograd gab. Die Garn ison der
Metropole war größtenteils auf die Seite der Aufständischen übergelaufen.
Der Ausschuss der Reichsduma wurde von allen Seiten um Verhaltensregeln
ersucht. Es bestand objekti v die histor ische Chance, dass die Duma die Last
der Herrschaft auf sich nehmen konnte. Rodzjanko konnte sich jedoch immer
noch nicht zu diesem Schritt entschli eßen. »Ich wil l nicht revolt ieren. Ich bin
kein Aufr ührer, habe nicht die Revoluti on gemacht und will auch keine ma­
chen ... Ich werde mich nicht gegen die Allerhöchste Gewalt empören. Ich will
es nicht. - Andererseits gibt es keine Regierung mehr. Alles wälzt sich auf
mich.«?

Diese zögerli che Haltung ermögli chte es, dass sich neben dem Provisor i­
schen Komitee der Reichsduma ein weiteres potentielles Machtorgan etablie­
ren konnte.

1. SITZUNG DES PETROGRADER SOWJETS

Gegen 19.00 Uhr fanden sich die ersten Deputierten zur Sitzung des Sowjets
im Taurischen Palais ein. Es waren jedoch kaum Vertreter aus den Arbeiterbe­
zirken anwesend, sodass man sich entschloss, mit der Eröffnung der Sitzung
zu warten. Als die Anzahl der Deputierten auf 40 bis 50 Personen" ange-

78 Vgl. Kak soversilas' Velikaja Russkaja revoljucija. S. 26f; A. Block: Posldenije dni
imperatorskoi vlasti. Pb 1921. S. 90.

79 Zit iert nach Wassili j Witaljewitsch Schulgin: Tage ... S. 1S7.
80 Zur Anzahl der Teil nehmer an der ersten Sitzung des Sowjets gibt es unterschied­

li che Angaben. Sljapnikov beziffert die anwesenden Deputierten auf 40 bis 50 Per­
sonen. (Vgl. A. Sljapnikov: Semnadcaty j god. S. 146.) Suchanov schreibt, dass sich
bei der Eröffnung der Sitzung »etwa 250 Abgeordnete zusammengefunden (hat­
ten). Doch immer mehr Gruppen von Menschen trafen ein.« (Nikolaj Nikolajewitsch
Suchanov: 1917. $. 67) Im Widerspruch hierzu stehen seine Zahlenangaben bezügli ch
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wachsen war, darunter Arbeiter aus verschiedenen Stadtbezirken, begann um
21.00 Uhr im Zimmer 12 des Taur ischen Palais die histor ische I. Sitzung des
Sowjets. Es fand keiner lei Oberprüfung der eintreffenden Delegier ten statt .
Auch eine Registr ierung der Vertreter aus den einzelnen Stadtgebieten und
Einheiten wurde nicht vorgenommen. Die meisten Deputier ten hatt en münd­
li che Mandate, ohne jegli che Beglaubigungen ihrer Wahl.11

Sokolov eröffnete die Tagung des Sowjets und schlug vor , ein Präsidium zu
wählen. Für das Präsidium wurden die Duma-Abgeordneten Ccheidze als Vor­
sitzender sowie Kerenskij und Skobelev als seine Stell vertreter vorgeschlagen
und ohne Widerspruch aufgenommen. Die Delegier ten Gvozdev, Sokolov*',
Grinevic und der Metall arbeiter Pankov** wurden als Sekretäre gewählt.

Auf der ersten Sitzung des Sowjets wurden wicht ige Beschlüsse gefasst.
So wurde eine Lebensmitt el-Kommission gebildet, die von dem Menschewik
Groman* geleitet wurde. Die Mitgli eder dieser Kommission erhielten die

der Wahlen zum Exekutivkomitee. Nach Suchanovs Angaben lagen die besten Wahl­
ergebnisse zwischen 37 bis 41 Stimmen. Als gerade noch erforder li che Mindeststim­
menzahl benennt er für Sljapnikov und den Sozialrevolutionär Aleksandrovic 20 bis
22 Stimmen. (Vgl. ebenda. S. 81.) Im Band 1 seines vierhändigen Werkes »Semnad­
caty j god« lesen wir bei Sljapnikov, dass er 25 Stimmen erhielt. (Vgl. A. Sljapnikov:
Semnadcaty j god. S. 148.)

81 Vgl. A. Sljapnikov: Semnadcatyj god. S. 146.
82 Sokolov, Nikolaj Dimitr ievic (1870-1928), unabhängiger Sozialdemokra t, vereidigter

Rechtsanwalt, ver teidigte viele Mandanten in poli t ischen Prozessen. Er schr ieb u. a.
für die Journ ale Zizn' und Obrazovanie. Mitgli ed der III. Reichsduma für die SDA­
PR.Während der Februarrevolut ion wurde er als Mitgli ed in das EK des Petrograder
Sowjets gewählt. Nach der Oktoberr evolution war er als jur istischer Berater in ver­
schiedenen sowjetischen Verw alt ungen tätig.

83 Pankov, G. G., Metall arbeiter aus Petrograd, einer der Begründer der intern ationa­
li st ischen Str ömung innerhalb der Menschewiki 1916. Gehört e dem Provisori schen
Komitee der Petrograder Organisati on der SDAPR (Menschewiki) an, das am 6.
März 1917 gewählt wurde.

84 Groman, V. G. (Gorn , V.) (1874-1930er Jahre), Mitgli ed der sozialdemokr ati schen
Bewegung Russlands. Autor eines Entw urfs des Agrarp rogramms, das auf dem IV.
(Vereinigungs-) Part eitag der SDAPR zur Diskussion stand. Redaktionsmitgli ed der
Zeitung Nase Delo. Er arbeit ete auch für das Blatt Tovar isc, das den linken Kadett en
nahe stand. Seit dem 27. Februar 1917 stand er an der Spitze der Lebensmitt elkom­
mission des Petrograder Sowjets. Nach der Oktoberr evolution arbeitete er einige
Jahre in der Wirt schaftsverwaltung Sowjetrus slands. Wurde 1931 wegen konterr evo­
lutionärer Tätigkeit veru rt eilt.
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Vollmacht, alle staatli chen, gesell schaft li chen und privaten Mehlvorräte zu
konfiszieren, um die Versorgung der Garn ison und der Hauptstadt zu sichern .
Auch eine Mil itär-Kommission wurde geschaffen, der die Sozialrevolutionäre
Filippovskij" und Metielavskij" vorstanden. Die Mili tärkommission wurde
beauft ragt, den revoluti onären Aufstand der Armee weiter zu organisieren.

Wie Suchanov berichtet, zog sich die Sitzung des Sowjets sehr in die Länge.
Unabhängig von der Tagesordnung stiegen die Delegierten der Truppenteile
mit ihren Gewehren in der Hand auf einen Schemel und berichteten einer nach
dem anderen über die Vorgänge in ihren Einheiten. »Die Erzählungen waren
primitiv und wiederholten sich fast wörtlich. Aber der Saal hörte mit angehal­
tenem Atem, hochgereckten Hälsen und starren Bli cken zu, wie Kinder atem­
los einem wundersamen Märchen lauschen, das sie auswendig kennen. Wir
sind vom Wolhynischen Regiment ..., vom Pavlovschen .., vom Litauischen
..., vom Keksholmer ..., vom Finnischen ..., von den Pionieren, von den Jägern,
von den Grenadieren ... Jedes Mal wurde der Name dieser ruhmreichen Regi­
menter, die die Revolution eingeleitet hatt en, freneti sch begrüßt.«"

Auch eine li terar ische Kommission wurde auf dieser Sitzung des Sowjets
gebildet, in die Sokolov, Pesechonov"* , Steklov*, Grinevic und Suchanov ge-

85 Fili ppovskij, V. N., einer der Führer der Sozialrevolutionäre. In der Zeit des Korn i­
lov-Putsches leitete er das Revolutionäre Mil itärkomitee, das maßgeblich zu dessen
Niederschlagung beit rug. Nach der Oktoberrevoluti on stand er an der Spitze des am
23. November 1917 gebildeten Bundes zur Vert eidigung der Konstituierenden Ver­
sammlung. Später war er Mitgli ed der Regierung von Samara, die unter dem Schutz
der tschechoslowakischen Legion Mitt e 1918 im Wolgagebiet install ier t wurde.

86 Metielavski j, S. 0., Mitglied der Mili tärkommission des Petr ograder Sowjets, die am
27. Februar gebildet wurde.

87 Nikolaj Nikolajewitsch Suchanov: 1917. S. 69.
88 Pesechonov, Aleksej Vasil'evic (1867-1933), einer der Führer der Volkssozialisten.

Nach der Vereinigung der Volkssoziali sten mit den Trudoviki im Juni 1917 wurde er
ZK-Mitglied der Part ei der Trudoviki-Volksozialisten. Versorgungsminister im Be­
stand des 2. und 3. Kabinett s der Provisorischen Regierung. 1922 wegen konterr evo­
lutionärer Tätigkeit aus Sowjetrussland ausgewiesen.

89 Steklov, Jur ij Michajlovic (Nachamkis, Nezorov) (1873-1941), seit 1893 Mitgli ed der
sozialdemokr atischen Bewegung Russlands. Nach dem II . Part eitag tendiert e er zu
den Bolschewiki. Nach der Februarrevolution 1917 war er zunächst Anhänger der
These von der revolutionären Vaterl andsvert eidigung. Nahm aktiv am Oktoberauf­
stand 1917 in Petrograd teil. Seit Oktober 1917 Chefr edakteur der Zeitung Izvestija
VCIK und des Journals Sovetskoe stroitel'stvo. Seit 1929 war der der Stellvert reter
des Vorsit zenden des Gelehrt enrates beim ZEK der UdSSR.
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wählt wurden. Der Sowjet fasste den Beschluss, eine eigene Zeitung, die Iz­
vestija, herauszugeben. Die literarische Kommission erhielt den Auft rag, diese
Zeitung zu redigieren oder eine Redakti on zu bilden.*

Der Sowjet bestätigte 10 zeitweilige Emissäre zur Organisierung von Sow­
jets in den Stadtbezirken.

Die meiste Zeit der ersten Sitzung des Sowjets nahm die Diskussion der
Frage nach dem Verhältnis des Sowjets zu dem von der Reichsduma geschaf­
fenen Provisorischen Komitee in Anspruch. Insbesondere die Erörterung der
Frage, ob Vertreter des Sowjets in diese Komitee eintreten soll ten, zog sich in
die Länge, bis entschieden wurde, Ccheidze und Kerenskij zu beauft ragen,
Kontakt mit dem Dumakomitee aufzunehmen."

ZUROCK ZUM ZAREN

Verlassen wir kurzzeitig die Sitzung des Sowjets, die noch andauerte, um die
Aktivitäten anderer gesell schaft li cher Kräfte in diesem Zeitraum auszuleuch­
ten. Der Zar erhielt recht widersprüchli che Informationen über die Lage in
Petrograd. In einem um 13.15 Uhr aufgegebenem Telegramm drückte Kriegs­
minister Beljajev*' die Zuversicht aus, dass »demnächst wieder Ruhe herr­
schen« wird.® Am frühen Abend, um 19.22 Uhr, telegrafierte er folgenden
Lagebericht: »Die Lage beginnt in Petersburg ernst zu werden; es gelingt nicht,
mit den wenigen treu gebliebenen Truppen der mili tär ischen Meuterei Herr
zu werden, im Gegenteil , immer mehr Truppen gehen zu den Meuterern über
... Die schleunige Ankunft wirklich zuverlässiger Truppen in ausreichender
Anzahl zum gleichzeitigen Vorgehen in verschiedenen Stadtteilen ist nötig.«*
Elf Minuten später, um 19.33 Uhr, forderte er die Verhängung des Ausnahme­
zustandes über Petrograd.95

Etwa zur gleichen Zeit informierte General Ruzskij das Hauptquartier über
ein Telegramm, dass er im Verlaufe des Tages von Rodzjanko erhalten habe,
in dem »auf die bedrohli che Lage in der Hauptstadt und im Lande« verwiesen

90 Vgl. Nikolaj Nikolajewitsch Suchanov: 1917. S. 81.
91 »Izvestija« 28. fevralja 1917.
92 Beljaev, M. A., letzter Kriegsminister des Zaren.
93 Vgl. A. Block: Posldenije dni imperatorskoi vlasti. S. 97; Die russische Revolution

1917. S. 122.
94 Erinnerungen des Generals A. S. Lukowski. S. 151.
95 Vgl. A. Block: Posldenije dni imperatorskoi vlasti. S. 97.
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wurde, »die Unruhe über das Schicksal des Vaterlandes« aufkommen lässt.
»Ich erlaube mir«, telegrafierte er, »dem Gedanken Ausdruck geben zu dür­
fen, dass Repressivmaßnahmen unter den gegenwärtigen Umständen eher die
Lage verschärfen, als eine dauernde Genugtuung geben würden.« *

Auch die Mitglieder des Reichsrates wiesen in einem Telegramm an Nikolaj
II . ebenfalls auf die gefährliche Lage in Petrograd hin. Sie baten den Zaren, die
Innenpoli tik grundlegend zu ändern, sprachen sich für die Einberufung einer
Gesetzgebenden Versammlung und die Ablösung der gegenwärtigen Regie­
rung aus. Der Zar wurde aufgefordert, »eine Persönlichkeit zu beauftragen,
die das Vertrauen des ganzen Volkes genießt, die Ihnen, Herrscher, die Liste
der neuen Regierung zur Bestätigung« vorlegen wird.®'

Während die Nachrichten aus allen Landesteilen im Hauptquartier beim
Zaren eintrafen, kam es am Abend des 27. Februar nach 20.00 Uhr zu einer
Beratung zwischen dem Großfürsten Michail Alexandrovic"*, dem Bruder des
Zaren, Golicyn, Rodzjanko, Kryzanovskij" und Beljaev. Im Ergebnis dieser
Aussprache entschloss sich der Großfürst Michail Alexandrovic über die di­
rekte Leitung mit dem Zaren zu sprechen. Das Gespräch nahm der Stabschef
General Alekseev"° entgegen. Der Großfürst bat ihn dem Zaren zu melden,
»dass auch er als einzigen Ausweg aus der gegenwärtigen Lage die Verab­
schiedung des ganzen Ministerrates und die Zustimmung zur Schaffung ei­
nes vor der Volksvertretung verantwortlichen Ministeriums ansehe. Er rate

96 Erinnerungen des Generals A. S. Lukowski. S. 150f.
97 Kak soversilas' Velikaja Russkaja Revoljucija. S. 11f.
98 Großfürst Michail Aleksandrovic (1878-1918), jüngster Bruder des Zaren, 1918 in

Perm von den Bolschewiki erschossen.
99 Kryzanovskij, S. E. (1861-?), zaristi scher Beamter. Seit 1885 arbeitete er im Ministe­

rium für Justiz, danach im Innenministerium. 1906 wurde er zum stellvertretenden
Innenminister ernannt, erarbeitete dasWahlgesetz vom 3. Juni 1907. Seit 1907 war er
Senator, seit 1911 Staatssekretär und seit Januar 1917 Mitglied des Reichsrates.

100 Alekseev, Michail Vasil'evic (1857-1918), General der Infanterie, später Generalad­
jutant. Im 1. Weltkr ieg wurde er nach Erfolgen in Galizien Oberbefehlshaber der
Heeresgruppe West (März bis September 1915). Danach war er bis zur Februarrevo­
lution 1917 Stabschef bei Nikolaj I., danach zum Oberkommandierenden ernannt.
Kämpfte an verschiedenen Fronten gegen die Sowjetmacht. Er starb Ende 1918.
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die Bildung des neuen Kabinett s ... Fürst L'vov " oder dem Vorsitzenden der
Reichsduma Rodzjanko zu übertragen.«!'

Den Inhalt des Gesprächs übermittelte General Alekseev dem Zaren, der
den General beauftragte, »dem Großfürsten seinen Dank für den Rat auszu­
drücken und ihm zu sagen, er wisse selbst, was zu tun sei.«'°

Auf der Grundlage dieser vielfält igen Informationen begriffen der Zar
und der Generalstab nun offensichtli ch, dass die Vorgänge in Petrograd den
Rahmen einer Hungerrevolte sprengten. Nikolaj II. war jedoch nicht bereit,
die Bildung eines der Duma verantwortlichen Kabinetts zu akzeptieren. Der
Zar entschloss sich, nun ernsthafte Gegenmaßnahme zur Abwürgung der Re­
volution einzuleiten. Er schickte an Golicyn ein Telegramm, in dem er zum
Ausdruck brachte, dass er »unter den gegenwärtigen Umständen es für nicht
möglich hält, irgendwelche Veränderungen unter den Mitgliedern des Minis­
terrates vorzunehmen.« Er verlangte die Ergreifung »schärfster Maßregeln
zur Unterdrückung der revolutionären Bewegung und in einigen Truppen­
teilen der Petrograder Garnison«. Schließlich übertrug er dem Vorsitzenden
des Ministerrates diktatorische Vollmachten zur Verwaltung Russlands. Zur
»Wiederherstellung der Ordnung« setzte er General Ivanov'®' ein, der sich
nach Petrograd begeben sollte.!

Aus dem Bericht von lvanov geht hervor, dass er vom Zaren selbst erfuhr,
dass er ihn mit dieser Aufgabe betraut habe. Gegen 22.00 Uhr, nach seinem
Abendessen, bat der Zar den General zu sich. Er teil te ihm mit, dass er ihn zum
Oberkommandierenden der Truppen des Petrograder Mili tärbezirks ernannt
hatte. Wie General lvanov weiter berichtete, informierte ihm der Zar, »dass in
Petrograd Unruhen in den Reserveregimentern und unter den Arbeitern be­
gonnen hätten, deshalb schicke er zur Verstärkung der Petrograder Garnison

101 L'vov, Georgij Evgen'evic, (1861-1925), Fürst, gehört e einer der ältesten und vor­
nehmsten russischen Adelsfamil ie an. Er tendiert e zu den Kadetten. Deputierter
der 1. Reichsduma. Während des 1. Weltkri egs war er der Vorsitzende des Hauptko­
mitees des Gesamtrussischen Semstvo-Bundes und einer der Führer der Semstvo­
Verbände der Städte. Nach der Oktoberr evolution ging er ins Ausland.

102 Eri nnerungen des Generals A. S. Lukowski. S. 106f.
103 Ebenda. S. 107.
104 Ivanov, Nikolaj Judovic, Generaladjutant, kommandiert e 1914 bis 1917 die Heeres­

gruppe Südwest in Galizien. Am 27. Februar 1917 von Nikolaj II . zum Mil itärdikta­
tor Petrograds ernannt.

105 Vgl. Erinnerungen des Generals A. S. Lukowski. S. 108f.
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eine gewisse ... Anzahl Infanterie und Kavallerie von der Einsatzarmee.«!
Dieser Befehl wurde den Oberkommandierenden der Nord- und der West­
front mitgeteil t. »Der Kaiser hat befohlen: Den General [wanow zum Kom­
mandeur des Petrograder Mili tärbezirks zu ernennen; eiligst zu seiner Verfü­
gung nachstehende Truppen von der Nord-Front nach Petersburg zu senden:
zwei Kavallerieregimenter; möglichst aus der Reserve der 15. Division, zwei
Infanterieregimenter von den zuverlässigsten, einen Maschinengewehrzug
Kolt für das Georgs-Bataill on "", das aus dem Hauptquartier abgeht ... Eine
gleichstarke Abteilung folgt von der West-Front.«!

General Ruzskij, der Oberkommandierende der Nordfront, setztedaraufhin
das 67. Taruntinsker und das 68. Bodingster Regiment unter dem Kommando
von Brigadegeneral Listovskij"® sowie das 15. tatarische Ulanenregiment, das
3. Uraler Kosakenregiment sowie einen Maschinengewehrverband unter dem
Befehl von General Martynov'° in Richtung Petrograd in Marsch. Der erste
Truppentransport verließ Dvinsk in der Nacht zum 28. Februar 1917 gegen 2.00
Uhr und traf gegen 18.00 in der Nähe Petrograds ein.'!!

Von der Westfront begann um die Mittagszeit des 28. Februar 1917 der
Abtransport der Strafexpedition. Der Oberkommandierende der Westfront,
General Evert'* , unterstell te das 34. Sevsker Regiment und das 36. Orlovsker

106 G. P. Polk/ G. G. Peretc: V citadeli Russkoj revoljucii. S. 27. Nach Bloks Darstellung
erfuhr General lvanov seine Ernennung zum Petrograder Mili tärdiktator durch Ge­
neral Alekseev, als er zu Tisch kam. (Vgl. A. Block: Posldenije dni imperatorskoi
vlasti. S. 103.)

107 Im Georgs-Bataill on waren dieTräger des St Georgs-Kreuzes, einem von Kathari­
na II . 1769 gestifteten Orden für Verdienste im Krieg, zusammengeschlossen. Das
Bataill on war in der Nähe des Hauptquartiers als Leibwache des Zaren stationiert
und dem Kommando von General Pozarskij unterstell t. Es war kein Bataill on, das
sich aus Grusiniern rekrutierte.

108 Erinnerungen des Generals A. S. Lukowski. S. 108f.
109 Listovskij, Brigadegeneral der zaristischen Armee, an der Nord.front stationiert.

Seine Einsatztruppe lief ihm vor Petrograd auseinander.
110 Martynov, General der zaristischen Armee. an der Nordfront stationiert. Seine Ein­

satztruppe lief ihm vor Petrograd auseinander.
111 Vgl. I. I. Minc: IstorijaVelikogo Oktjabrja. S. 489f.
112 Evert, Alexander Ermolaevic, General der Infanterie. Vor dem Krieg Oberbefehls­

haber des lrkutsker Mil itärbezirkes. Seit EndeAugust 1914 war er der Kommandeur
der 10. Armee, bald darauf auch der 4. Armee. Seit September 1915 war er der
Oberbefehlshaber der HeeresgruppeWest. Im April 1917 löste ihn die Provisorische
Regierung von seinem Posten ab.
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Regiment Divisionsgeneral Losunov'"*. Die Generäle Jur 'ev' und Trubeckij'*
erhielten den Befehl über das 2. Pavlogradsker Husarenregiment, das 2. Don­
kosakenregiment sowie einen Maschinengewehrverband.'!

MANIFEST DES ZK DER SDAPR(B)

Während der Zar vom Hauptquartier aus versuchte, den Aufstand in Petro­
grad zu erdrosseln, schr itt der Formierungsprozess der revolutionären Kräfte
weiter voran. Hierzu trug auch das in den Abendstunden verbreitete Flug­
blatt mit dem Manifest des ZK der SDAPR(B) »An die Bürger Russlands« bei.
In ihm hieß es: »Die Bollwerke des russischen Zar ismus verbrennen ... Die
Hauptstadt ist in den Händen des aufständischen Volkes. Teile der revoluti o­
nären Truppen traten auf die Seite der Aufständischen über ... Die Aufgabe
der Arbeiterklasse und der revolutionären Armee ist es - eine Provisor ische
revolutionäre Regierung zu bilden, die an der Spitze einer neuen, anstehenden
Republi kanischen Ordnung ihre Täti gkeit aufnimmt.«!"

Ferner wurden die Einführung des 8-Stundenarbeitstages, die Konfiszie­
rung der gutsherr li chen Ländereien sowie die Einberufung einer Konstituie­
renden Versammlung auf der Grundlage von allgemeinen, direkten, gleichen
und geheimen Wahlen gefordert. In dem Manifest wurde sich für die Beendi­
gung des Völkerschlachtens ausgesprochen, wobei dies nach der Auffassung
der Verfasser nur in Verbindung mit den »Proletar iern aller Kriegsführenden
Länder« mögli ch sein würde. Im Bezug auf die Machtfrage hieß es im Mani­
fest: »Die Arbeiter der Werke und Fabriken sowie die aufständischen Truppen
müssen unverzügli ch ihre Vertreter in die Provisorische revolutionäre Regie­
rung wählen, die unter dem Schutz des aufständischen revolutionären Volkes

113 Losunov, General, Divisionskommandeur der zar ist ischen Armee an der Westfr ont.
Seine Einsatztruppe li ef ihm vor Petrograd auseinander .

114 Jur 'ev, General der zar isti schen Armee an der Westfront. Seine Einsatztru ppe li ef
ihm vor Petr ograd auseinander .

115 Tru beckij, General der zar istischen Front an der Westfr ont. Seine Einsatztruppe lief
ihm vor Petrograd auseinander .

116 Vgl. I. I. Mine: Istor ija Velikogo Oktjabrja. S. 3.
117 Velikaja Oktjabr 'skaja socialist iceskaja revoljucija. Dokumenty i mater ialy. Bd. 1:

Revoljucionnoe dvizenie v Rossii posle sverzenija Samoderzavija. Moskva 1957.
S. 3.
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und der Armee zu bilden ist.«!" In diesem Dokument der bolschewisti schen
Partei wurde nicht über einen Sowjet gesprochen.!!

DUMA

Auch das Provisor ische Komitee der Reichsduma war in den späten Abend­
stunden des 27. Februar 1917 noch aktiv. Seine Mitgli eder versammelten sich
erneut im Taur ischen Palais. »Die früher am Tag erfolgte Bil dung des Sow­
jets wurde als kr itisches Ereignis angesehen«, konstatierte Kerenskij, »denn
jetzt bestand die Gefahr, dass der Sowjet sich selbst zur höchsten Autor ität
Russlands erklären könnte, wenn wir nicht sofort eine Provisor ische Regie­
rung bildeten.«'* Dieser Fakt und der Druck von der Straße bewog das Ko­
mitee zum Handeln. Als »der ganze Umfang der revoluti onären Bewegung
sich klär te«, schr ieb Mil jukov, »entschloss sich das Provisor ische Komitee der
Reichsduma zu weiteren Schr itt en und nahm die Macht, die der Regierung
entfallen war, in seine Hände.«!!

Gegen Mitt ernacht hatt e man sich über die endgültige personell e Zusam­
mensetzung des Komitees geeinigt. Das Mitgli ed der Reichsduma Oberst B. A.
Engel'gardt'", der Mitglied des Generalstabs war, wurde zum Kommandanten
der aufständischen Petrograder Garn ison berufen. Von Interesse ist, dass nun
auf der Namensli ste des Komitees die Vertreter des Sowjets Ccheidze und Ke-

118 Ebenda. S. 4.
119 Es verwu ndert zumindest, dass in den späteren Dokumentensammlungen ein Flug­

blatt des Vyborger Stadtbezirkskomitee der SDAR (B) auftaucht, in dem es hieß:
»Vergeudet keine Minute Zeit, schafft noch heute eine Provisor ische revolutionäre
Regierung. Nur die Organisation kann unsere Kraft verstärken. Wählt vor allem
Deputiert e, die miteinander in Verbindung treten werden. Unter dem Schutz der
Truppen wird ein Sowjet der Deputier ten geschaffen.« (Veli kaja Okt jabr 'skaja
socialisti ceskaja revoljucija. Dokumenty i mater ialy. Bd. 1. S. 5.) Dieses Dokument,
das erstmals 1940 publiziert wurde, erhebt den Anspruch, dass von den Bolschewiki
die Init iative zur Bildung von Sowjets ausgegangen sein soll. Selbst wenn es am 27.
Februar 1917 entstanden sein soll te, muss es keinerl ei Wirkung gehabt haben. Selbst
das ZK der SDAPR(B) gr iff diese Forderung nicht auf.

120 Alexander Kerenski: Erinnerungen. S. 223.
121 P. N. Milukow: Geschichte der zweiten Russischen Revolution. S. 49f.
122 Engel'gardt, B. A., Oberst im Generalstab, Kommandant des Taur ischen Palais. Er

war Mit gli ed der IV. Reichsduma, gehört e der Gruppe des Zentrums an.
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renskij, die ja zugleich Dumamitglieder waren, unmittelbar nach Rodzjanko
erschienen. Erst danach folgten die Namen der anderen Mitglieder des Ko­
mitees.!" Dennoch war dies noch keine neue Regierung. Der Grund hierfür
war vor allem darin zu sehen, dass eine Person außerhalb der Duma an die
Spitze der Regierung gestellt werden sollt e. Diese Person war der Fürst G. E.
L'vov, der sich nicht in Petrograd aufhielt. »Eben diese Notwendigkeit«, be­
tonte Mil jukov, »in den Bestand der ersten revoluti onären Regierung einen
Führer der öffentli chen Bewegung, die außerhalb der Duma vor sich ging,
einzuführen, machte die Bildung des Minister iums am ersten Tag des Um­
sturzes unmöglich.«''

Um 02.28 Uhr beschloss das Komitee »die Macht zu übernehmen«, wobei
Rodzjanko zu denen gehörte, die am längsten zögerten. Somit besaß Russland
»den Kern einer neuen nationalen Regierung.« Gewissermaßen übernahm
das »Komitee ... nun die höchste Staatsgewalt bis zur Bildung einer neuen
Regierung.«' Das Provisorische Komitee wandte sich mit zwei Aufrufen an
die Bevölkerung. In dem einen wurde vor Ausschreitungen gewarnt und zur
Erhaltung von Ruhe und Ordnung aufgerufen." Im zweiten Aufruf hieß es,
dass durch die komplizierte Lage, die durch die Maßnahmen der alten Macht
hervorgerufen wurde, »das Provisorische Komitee aus Mitgliedern der Reichs­
duma ... die Wiedererr ichtung der staatli chen und gesellschaftl ichen Ordnung
in seine Hände« nahm. Das Komitee drückte die Hoffnung aus, »dass die
Bevölkerung und die Armee ihr bei der schweren Aufgabe der Bildung einer
neuen Regierung helfen werde, einer Regierung, die den Wünschen der Bevöl­
kerung entspricht und ihr Vertrauen genießt.«!

Wie der Sowjet, so bildete das Duma-Komitee eine Lebensmitt el- und eine
Mili tär-Kommission. In der Nacht ber ieten die Führer des Sowjets und des
Komitees wie die Kommissionen vereinigt werden können, damit sie ihre
schwierigen Aufgaben besser meistern können. An die Spitze der vereinig­
ten Militärkommission wurde Oberst Engel'gardt gestell t. Dies war der erste
Schritt der in der Duma vertretenen gesell schaft li chen Kräfte zur Zusammen-

123 Das Provisori sche Komitee der Reichsduma hatt e folgende Zusammensetzung:
Rodzjanko, Kerenskij, Ccheidze, Sul'gin, Mil jukov, Karaulov, Konovalev, Dmit­
rjukov, Rzevskij, Sidlovskij, Nekrasov, V. N. L'vov, Oberst Engel'gard. (Vgl. Kak
soversilas' Velikaja Russkaja Revoljucija. S. 13)

124 P. N. Milukow: Geschichte der zweiten Russischen Revolution, S. 50.
125 Alexander Kerenski: Erinnerungen. S. 223.
126 Vgl. Kak soversilas' Veli kaja Russkaja Revoljucija. S. 14.
127 Ebenda.
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arbeit mit den Vertretern der Sozialrevolutionäre und der Menschewiki des
Sowjets.

Trotz dieses Schr itt es wurde in den Dumakreisen zu diesem Zeitpunkt im­
mer noch überlegt, wie die Monarchie gerett et werden konnte. Wie Sul'gin
bemerkte, keimte der Gedanken auf, »die Monarchie durch die Opferung des
Monarchen« zu rett en. »So formte sich, wenn auch noch ganz unbestimmt, der
Plan in mir, Kaiser Nikolaus II. zu veranlassen, zu Gunsten des minderjähr i­
gen Thronfolgers abzudanken.« 'Zugleich warn te er davor, die revolutionäre
Bewegung in Petrograd mit Repressivmaßnahmen zu erdrosseln. Wie Sul'gin
bemerkte, hat »Nikolaus I."° ... fünf Dekabristen erhängen lassen; Nikolaus II.
müsste fünfzigtausend ,Februarrevoluti onäre« erschießen lassen, dann wäre
Russlands Rett ung noch bill ig erkauft .«!

128 Wassil ij Witaljewitsch Schulgin: Tage ... S. 160. Wiedie Geschichte der nachfolgen­
den Tage belegt, war er nicht der Einzige, der in dieser Richtung dachte.

129 Nikolaj I. (1796-1855), russischer Zar von 1825 bis 1855.
130 Wassili j Witaljewitsch Schulgin: Tage ... S. 161.
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ZURÜCK ZUR SITZUNG DES SOWJETS

Die Sitzung des Sowjets dauerte noch an. Die leitenden Organe waren noch zu
wählen. Zum Vorsitzenden des Petrograder Sowjets wurde der Menschewik
Ccheidze, zu seinen Stell vertretern der Menschewik Skobelev und der Trudo­
vik Kerenskij gewählt. In das Exekutivkomitee (EK) des Sowjets wurden 15
Mitgli eder gewählt . Neben Ccheidze, Skobelev und Kerenskij wurden die vier
Sekretäre Gvozdev, Sokolov, Grinevic und Pankov gewählt . Von der bolsche­
wistischen Partei wurden Zaluckij"" , Krasikov'"" und Sljapnikov gewählt.!

Die Bolschewiki stellten den Antrag, das EK durch Vertreter der poli tischen
Parteien zu erweitern, was auf dem darauf folgenden Tagen erfolgte. Zur Wei-

131 Zaluckij, Petr Antonovic (1887-1937), seit 1907 Mitgli ed der SDAPR. Ende 1916
wurde er Mitglied der Exekutivkommission des Petersburger Komitees und des
Russischen Büros des ZK der SDAPR(B). Während der Oktoberrevolution war er
Mitgli ed des Petrograder Revolutionären Mil itärkomitees. Seit 1921 arbeitete er im
Partei· und Sowjetapparat, war später Mitgli ed des ZK der Partei. Gehörte der so­
genannten trotzkistischen Oppositi on an. 1937 Opfer der stali nschen Repressali en.

132 Krasikov, Petr Anan'evic (1870-1939), seit 1892 Mitglied der sozialdemokr atischen
Bewegung Russlands. Delegier ter des VI. Part eit ages der SDAPR(B). Nach der Ok­
toberrevoluti on Mitglied der Untersuchungskommission zum Kampf gegen Kon­
terr evolutionäre und Spekulanten beim Petrograder Revolutionären Mili tärkomi­
tee. Seit 1918 im Justizminister ium tätig. Er wurde 1939 umgebracht.

133 Die Meinungen über die Anzahl der Mitgli eder des EK sowie über die einzelnen
Personen, die in der Nacht vom 27. zum 28. Februar 1917 gewählt wurden, gehen
auseinander. Mine legte die Zahl der Mitgli eder des EK mit 15 fest (vgl. I. 1. Mine:
Istor ija Veli kogo Oktjabrja. S. 478.). In der Geschichte der KPdSU in sechs Bänden
wurde ebenfalls die Zahl 15 festgeschr ieben, wobei allerdings nur Sljapnikov und
Zaluckij als Vertreter der Bolschewiki genannt werden (vgl. Geschichte der KPdSU
in sechs Bänden. Bd. 2. Moskau o. J. S. 746.). Sljapnikov selbst nennt 11 Personen,
die in das EK gewählt wurden: Ccheidze, Kerenskij, Skobelev, P. Aleksandrovic -
P'er Oraz (Sozialrevolutionär), Gvozdev, der Arbeiter Zaluckij, Grinevic, der Me­
tallarbeiter Pankov, Sur in (Sozialrevoluti onär, war Agent der Ochrana), Sljapnikov
und Sokolov (vgl. A. Sljapnikov: Semnadcaty j god. S. 148.). Suchanov nennt 12
Namen: Steklov, Kapeli nskij, Suchanov, Aleksandrovic und Sljapnikov sowie das
frü her gewählt e Präsidium (Ccheidze, Kerenskij, Skobelev, Gvozdev, Sokolov,
Gr inevic, Pankov) (vgl. Suchanow. [???] S. 81.) Suchanov korr igiert sich selbst und
nennt 10 Seiten später 15 Namen: die Präsidiumsmitglieder Kerenskij, Skobelev
und Ccheidze; die Sekr etäre Gvozdev, Grinevic, Pankov und Sokolov; die Mitglie­
der Aleksandrovic, Sljapnikov, Kapeli nskij, Krasikov, Zaluckij, Sokolovskij, Steklov
und Suchanov (vgl. ebenda. S. 91.).
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terführung des Kampfes gegen das alte Regime wurden vom EK um 04.00 Uhr
nachts folgende Maßnahmen beschlossen: »1. Sofort Stadtbezirkskomitees zu
organisieren. 2. In jedem Stadtbezirk Sammelstellen für bewaffnete Arbeiter
und Soldaten einzurichten. 3. In allen Fabriken und Werken eine Miliz von 100
Personen auf je 1.000 Arbeiter zu organisieren. Die gewählten Milizen müssen
sich zur Organisierung in den Sammelstellen einfinden, wohin die Anweisun­
gen des Sowjets der Arbeiterdeputierten geschickt werden. 4. Die Sitzung des
Sowjets beginnt am 28. Februar um 12.00 Uhr.«!'

Schließlich wandte sich der Sowjet mit einem Aufruf an die Bevölkerung
Petrograds und Russlands, der am 28. Februar veröffentlich wurde. In ihm
wurde über die Bildung des Petrograder Sowjets informiert und die Bevölke­
rung aufgefordert, sich um den Sowjet zusammenzuschließen. »Der Kampf
geht weiter und muss zu Ende geführt werden. Die alte Macht muss endgültig
niedergeworfen werden und der Volksmacht Platz machen.«'* Die erste Sit­
zung des Sowjets war beendet.

Es war inzwischen gegen 4.00 und 5.00 Uhr morgens. Zu diesem Zeitpunkt
saß Nikolaj II. bereits in den »Besonderen Zügen«',die das Hauptquartier
um 6.00 Uhr in Richtung Carskoe Selo verlassen sollten.!'

FAZIT DES 27. FEBRUAR 1917

In einem längeren Prozess bildeten sich im Verlaufe des 27. Februars bis in die
frühen Morgenstunden des 28. Februars zwei Organe in Petrograd heraus,
die Anspruch auf die Übernahme der Macht anmeldeten, das Provisorische
Komitee der Reichsduma und der Petrograder Sowjet. Tatsache war, »dass die
Vereinigung der Petrograder Arbeiter- und Soldatenräte noch nicht einmal
organisierte war, während die Duma bereits als die allseits anerkannte natio­
nale Volksvertretung auftreten konnte«, schrieb Kerenskij.'

134 1. I. Minc: Istorija Velikogo Oktjabrja. S. 478.
135 Nacalo Velikoj Russkoj Revoljucii. Prilazenie k 3-mu vypusku zurnala »Nasa Stari­

ka«. Petrograd 1917. S. ll f.
136 Als Besondere Züge wurden jene zwei Züge bezeichnet, die bei den Fahrt en des

Zaren zum Einsatz kamen. Die Besonderen Züge bestanden jeweils aus einer Loko­
motive und mehreren komfortablen Salonwagen. In einem davon befand sich der
Zar.

137 Erinnerungen des Generals A. S. Lukowski. S. 109f.
138 Alexander Kerenski: Erinnerungen. S. 54.
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Obwohl der Sowjet auf eine ziemlich zufäll ige Weise gebildet wurde, be­
gann er nach seiner Formierung sofort einige Machtfunktionen auszuüben. Er
schuf eine Lebensmittel- und eine Mili tärkommission, organisierte eine Ar­
beitermili z und legte fest, welche Zeitungen erscheinen durften.

Auf der anderen Seite verhandelte das Provisorische Komitee der Reichsdu­
ma mit dem Zaren und der Armee, sandte seine Weisungen an die Eisenbahn
usw., vergab jedoch die Chance der Alleinherrschaft, da es zu lange den inof­
fiziellen Status beibehielt. Hierdurch erhielt der Sowjet die Möglichkeit, an der
Macht zu partizipieren.

Während sich so jene Machtorgane formierten, die künfti g den weiteren
Verlauf der russischen Geschichte maßgeblich prägen soll ten, »vollzog sich der
Aufstand« im Grunde der Sache »spontan auf der Straße« schrieb Stankevic!",
Das Kreisgericht brannte schon. Auf dem Litejnyj und dem Nevskij waren
Barrikaden und dem Wesen nach gab es in der ganzen Stadt keine Macht der
alten Regierung mehr.«!°

139 Stankevic, V. B., Privatdozent für Strafrecht, Mitglied der Trudoviki. 1914 wurde er
Redakteur des Journals Sovremenik. Während der Februarrevolution 1917 wurde er
als Vertreter der Trudoviki in das EK des Petrograder Sowjets kooptiert . Er wurde
von der Provisorischen Regierung zum Kommissar an der Nordfront ernannt. Spä­
ter war er Kommissar im Hauptquartier. Nach der Oktoberrevolution ging er in die
Emigration.

140 V. B. Stankevic: Vospominanija 1914-1919 g. Berl in 1920. $. 68.



LUTZ-DIETER BEHRENDT

Zur Historiographie des Kriegskommunismus

Als Kriegskommunismus wird das gesellschaftspoli tische System in Sow­
jetrussland während des Bürgerkr ieges und der ausländischen Intervention
bezeichnet. Er war charakter isiert durch vollständige Verstaatli chung von
Industrie und Banken, Nationali sierung des gesamten Grund und Bodens,
totale Ablieferungspfli cht für landwirtschaftl iche Produkte, Entfachung des
Klassenkampfes auf dem Lande, Ernährungsdiktatur, Abschaffung des freien
Handels und weitgehende Aufhebung der Ware-Geld-Beziehungen und deren
Ersatz durch staatli che Verteilung der grundlegenden Nahrungsgüter und In­
dustr ieprodukte auf niedr igstem Niveau, allgemeine Arbeitspfli cht, maximale
Zentralisierung der Leitung und immenses Wachstum der Bürokratie, umfas­
sende Anwendung staatli chen Zwangs und außerordentli cher Machtorgane,
Mil itarisierung in allen Lebensbereichen einschli eßlich der Partei. Ziel war
die Mobili sierung aller Reserven für den Bürgerkrieg und die Sicherung der
Macht der bolschewisti schen Sowjetregierung, bis die erwartete Revolution
im Westen begönne.

Bis heute gehen die Auseinandersetzungen bei der histor isch-theoretischen
Einschätzung des Kriegskommunismus darum, ob es sich dabei um den ge­
planten Versuch eines sprunghaften, sofortigen Übergangs zum Kommunis­
mus handelte oder ob er nur ein durch den erbitt er ten Oberl ebenskampf im
Bürgerkrieg der bolschewistischen Sowjetregierung aufgezwungenes, prag­
matisches Vorgehen war. Das ist um so wichtiger, als es auch in anderen Län­
dern und unter anderen Bedingungen Versuche eines sofortigen, überstürzten
Übergangs zum Kommunismus mit ähnli chen Methoden gegeben hat, z.B. den
»Großen Sprung nach vorn« in der Volksrepublik China zwischen 1958 und
1961, der allerdings nur äußerliche Ähnli chkeiten zum Kriegskommunismus
aufweist, sich durch das Fehlen von Kriegsbedingungen und die Volkskommu-
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nen davon unterscheidet und daher besser als »Kasernenhofkommunismus«'
zu bezeichnen wäre.

Werfen wir deshalb zuerst einen Bli ck auf die Entstehung und Entwicklung
des Kriegskommunismus. Das als Kr iegskommunismus bezeichnete System
hatt e sich ab Mai 1918 ohne einen vorgefassten Plan schr ittweise, aber doch in
schnellem Tempo herausgebildet und war in den Bürgerkr iegsjahren ständig
vertieft worden. Es stand im Widerspruch zu den in der Broschüre »Die nächs­
ten Aufgaben der Sowjetmacht« im März/ April 1918 skizzier ten Vorstellungen
Lenins über die Poli ti k in der Übergangsperiode, die auf eine Verl angsamung
des Tempos der Verstaatli chungen, die Beendigung der »rotgardisti schen At­
tacke auf das Kapital«, die Nutzung der verschiedenen Eigentumsformen, die
Verbindung zu den Mitt elschichten, die breite Ausnutzung bürgerli cher Spezi­
ali sten und des Staatskapitali smus, auf Rechnungsführung und Kontroll e und
die Heranziehung der Massen zur Verwaltung abzielten.

Im Frühjahr 1918 hatt e die durch den Weltkr ieg und die wirtschaft li che
Zerrütt ung Russlands hervorgerufene Ernährungskrise infolge der Besetzung
wichtiger Agrargebiete durch die deutschen Truppen und durch den Getrei­
destreik der von den Bolschewiki als Kulaken bezeichneten wohlhabenderen
Bauern äußerst gefährl iche Ausmaße für den Bestand der neuen Macht an­
genommen. Mit Dekreten des Zentralexekutivkomitees vom 9. und 27. Mai
1918 wurde deshalb die Err ichtung der Lebensmitt eldiktatur eingeleitet. Es
wurden das Getreidemonopol des Staates proklamiert, der freie Handel mit
Lebensmitt eln verboten und die Obergabe aller Getreideüberschüsse zu festen
Preisen an den Sowjetstaat angeordnet. Zur Durchsetzung des Getreidemo­
nopols wurden Lebensmitt elbeschaffungsabteilungen aus Industr iearbeitern
gebildet, die unter Androhung oder Anwendung von Waffengewalt das Ge­
treide in den Dörfern eintr ieben. Zur Unterstützung der Lebensmitt elrequi­
r ierungsarmee wurden ab Juni 1918 Komitees der Dorfarmut gegründet. In
den Getreideanbaugebieten durften ab August Industr iegüter nur noch gegen
Getreide abgegeben werden (obligator ischer Warenaustausch). Am 11. Januar
1919 folgte die Abli eferungspfli cht, bei der die Abli eferungsmenge entspre­
chend den staatli chen Bedürfnissen ohne Berücksichtigung des Eigenbedarfs
der Bauern zentral festgelegt wurde. Weitergehende Maßnahmen zur sozia-

1 Anton Pam: Kriegskommunismus in Russland und China. Gemeinsamkeiten und
Unterschiede. In: grundrisse. Zeitschrift für linke theor ie & debatt e. 4(2005)13. S. 11-
22.

2 W.I. Lenin: Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht. In: Werke. Bd. 27, S. 229ff.
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li stischen Umstruktur ierung der Landwirtschaft im Winter 1918/1 9 (gemein­
same Bodenbearbeitung, Bildung von Kommunen und Sowjetwir tschaften)
mussten bald zurückgenommen werden.

In den anderen Wirtschaftszweigen wurden 1918 die gesamte Grundstoff­
und Schwerindustr ie, die Genossenschaftsbanken, große Teil e der mitt elgro­
ßen Betr iebe, das Transportwesen und der städtische Hausbesitz nationali ­
siert. Der Oberste Volkswirtschaftsrat übernahm von August 1918 an die
gesamte Leitung von Produktion und Verteilung. Die in der Deklaration der
Rechte des werktätigen und ausgebeuteten Volkes vom Januar 1918 festgelegte
allgemeine Arbeitspfli cht wurde durchgesetzt. Ein Dekret vom 5. Oktober1918
machte die Lebensmitt elversorgung für »bourgeoise« und andere »nichtwerk­
täti ge« Elemente von der Erfüll ung der Arbeitspfli cht abhängig. Es galt das
Prinzip »Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen« (Artikel 18 der Verfassung
der RSFSR?), das der russischen Bevölkerung schon aus der chr istli chen Über­
li eferung bekannt war' . Die Gewerkschaften unterlagen einer schleichenden
Verstaatli chung. Ab Januar 1920 begann die Aufstellung von Arbeit sarme­
en zum schwerpunktmäßigen Einsatz in Industr iebetr ieben, bei Bauarbeiten
usw.

Am 21. November 1918 wurde die Verteil ung der Lebensmitt el und Indus­
tr iewaren beim Volkskommissariat für Ernähungswesen konzentr iert, das
die Konsumgenossenschaften zu seinen Hilfsorganen degradierte. Die Mit­
gli edschaft in den Konsumgenossenschaften wurde für die gesamte Bevölke­
rung obligator isch. Die Versorgung erfolgte über ein Kartensystem, das nach
Klassenmerkmalen differenziert war. In der Entlohnung, die mehr und mehr
Naturalcharakter (Versorgungsgutscheine) annahm, gab es kaum einen Un­
terschied zwischen quali fizierter und wenig quali fizierter Arbeit.

Ende 1920/Anfang 1921, als außer im Fernen Osten der Bürgerkr ieg been­
det und somit die Notwendigkeit außerordentli cher Maßnahmen nicht mehr
gegeben war, wurde die Poli tik des Kriegskommunismus weiter verschärft .
Der Sieg im Bürgerkr ieg in zwei Jahren nährte die Hoffnung, dass der wir t­
schaft li che Aufbau genau so schnell gehen werde. »Man müsse nur mili tär i-

3 UdSSR. Staat, Demokratie, Leitung. Dokumente. Hrsg. v. Wolfgang Lungwitz. Berlin
1975. S. 81.

4 Die andere Epistel S. Pauli an dieThessalonicher 3, 10. In: DasNeueTestament un­
sers Herrn und Heilandes Jesu Christi nach der deutschen Obersetzung D. Martin
Luthers. Berlin 1898. S. 248.
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sehe Methoden in Gang setzen«', schil derte M. Pokrovskij rückbli ckend die
Erwartungen. Am 29. November 1920 wurde die Nationalisierung der Indust­
r ie auf die Kleinbetr iebe ausgedehnt. Der 8. Gesamtrussische Sowjetkongress
Ende Dezember 1920 ging von der Beibehaltung der Ablieferungspfli cht und
der Verstärkung des staatli chen Zwanges in der Landwir tschaft aus. Dekre­
te im Dezember 1920 verfügten die kostenlose Ausgabe von Lebensmitt eln
und anderen Konsumgütern an die Bevölkerung. Es folgten Dekrete über die
Abschaffung der Bezahlung von Brennstoffen sowie über die unentgeltli che
Nutzung von Wohnraum, Wasser, Kanali sation, Gas und Elektr izität durch
Arbeiter und Angestell te. Am 3. Februar 1921 wurde die Abschaffung der
Geldsteuern beschlossen. Die Sowjetregierung hofft e also, »die Reglementie­
rungsmethoden auf direktem Wege zu einem Planwirtschaftssystem in der
Verteilung und Produktion zu entwickeln. Mit anderen Worten: Vom »Kriegs­
kommunismus« gedachte sie allmähli ch, aber ohne das System zu verletzen,
zum echten Kommunismus überzugehen«.*

In der gesamten Periode des Kriegskommunismus, dessen zeitli cher Rah­
men von Mitt e 1918 bis Frühjahr 1921 reicht, waren immer zwei Seiten vor­
handen, einerseits der durch die schwere Lage des Interventions- und Bürger­
kr ieges hervorgerufene Druck, andererseits die revolutionäre Theorie und das
revolutionäre Streben, möglichst schnell weit reichende Veränderungen der
Gesell schaft in Richtung Kommunismus zu erreichen, wobei viele außeror­
dentli che Maßnahmen und Zwangsmitt el gerade als adäquate Mitt el dazu an­
gesehen wurden. Wenn anfangs die objekti ve Seite in diesem Faktorengeflecht
überwog, so verselbständigten sich doch mit for tschreitender Entwicklung des
Bürgerkrieges die theoretischen Erwartungen der Bolschewiki an den schnel­
len Obergang zum Kommunismus immer mehr.

Die innenpoli tische Krise durch die Missern te 1920, die sich zuspitzende
Brennstoffk r ise, der Rückgang der Industr ieproduktion auf ein Siebentel des
Vorkriegsstandes, der Zusammenbruch des Transportwesens, der trotz Verbo­
tes blühende Schwarzhandel, die rapide Geldentwertung durch eine Hyperin­
flati on, Bauernaufstände und nicht zuletzt der durch die Unzufr iedenheit der
Bauern und eines Teils der Arbeiter hervorgerufene Kronstädter Aufstand,
aber auch wachsende Unzufr iedenheit in der Partei und im Staatsapparat er-

5 M.N. Pokrovski j : Sovetskaj a glava nasej istori i. In: M. N. Pokrovski j . : Oktj abr'skaj a
revolj ucij a. Sbomik stat ej 1917-1927. Moskau 1927. S. 375.

6 Leo Trotz ki : Verr atene Revolut ion. Was ist die Sowj etunion und wohin tr eibt sie?
1936. Essen 1990. S. 39.
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zwangen schließli ch im März 1921 ein Abgehen vom Kriegskommunismus
und die Proklamierung der Neuen Okonomischen Poli tik (NOP). Die Bauern
waren nach dem Sieg über die Weißen, der die Gefahr einer Rückgabe der
Gutsbesitzerländereien endgült ig beseiti gte, nicht mehr bereit, ihre Erzeugnis­
se ohne Gegenleistung an den Staat abzugeben.

In dieser Krisensituation führte Lenin den Begriff »Kriegskommunismus«
in die poli tische Praxis ein, um den Obergang von der in ihrer äußeren Form
als kommunistisch empfundenen Wirtschaftspoli ti k während des Bürgerkr ie­
ges zur NOP ideologisch abzusichern. Bis 1921 war dieser Terminus in Sow­
jetrussland nicht gebräuchli ch. Selbst auf dem X. Parteitag der KPR(B) (8.-16.
März 1921), der die Wende der poli tischen Strategie zur NOP beschloss, war
vom Kriegskommunismus noch nicht die Rede. In der Zeit der NOP wurde
er dann aber zur offiziellen Bezeichnung für die Poli tik Sowjetrusslands im
Bürgerkrieg.

Kriegskommunismus ist kein wissenschaft li cher, sondern ein ideologischer
und propagandistischer Terminus. Erstmals verwendet wurde der Begriff
von A. Bogdanov Ende 1917/Anfang 1918. In einem Brief an A. Lunacarskij
vom 19.11. (2.12.) 1917' und in der Schrift »Fragen des Soziali smus« (1918) di­
agnostizierte er für all e kr iegführenden Länder beim Obergang vom Krieg
zum Frieden in Konsumtionsfragen »eine gigantische Entwicklung des
Kriegskommunismus«*. Bogdanov betonte auch, Lenin kr itisierend, dass
dieser, »an der Spitze der Regierung stehend, die »sozialistische Revolution<
verkündet«, in der Tat aber »eine kriegskommunisti sche durchzuführen ver­
sucht«, was seine Position noch utopischer mache.'

Unter den Bedingungen des Poli tikwechsels betonte Lenin den erzwunge­
nen Charakter der bisherigen Politik. Im Plan zu seiner Rede auf dem X. Par­
teitag umschrieb er die bisherige Poli tik mit den Worten: »Unser allzu über­
stürzter, geradli niger, unvorbereiteter »Kommunismus< war durch den Krieg
hervorgerufen und dadurch, dass weder Waren beschafft noch Fabriken in
Gang gebracht werden konnten.«"° In der Broschüre »Über die Naturalsteuer«,
in der Lenin erstmals den Begriff »Kriegskommunismus« offi ziell gebrauchte,

7 Abgedruckt in:. A. A. Bogdanov: Voprosy socializma. Raboty raznych Jet Moskau
1990. s. 352.

8 Vgl. das Kapitel »Voennyj kommunizm i gosudarstvennyj kapitali zm« in ebenda. S.
335-344.

9 Ebenda. S. 348 (Fußnote).
10 W. I. Lenin: Plan der Rede für den X. Part eitag der KPR(B) über die Ersetzung der

Ablieferungspfli cht dur ch die Steuer. In: Werke. Bd. 36. S. 526.
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erklärte er : »Der Kriegskommunismus< war durch Kr ieg und Ruin erzwun­
gen. Er war keine Poli tik, die den wirtschaft li chen Aufgaben des Proletar iats
entsprach, und konnte es auch nicht sein. Er war eine zeitweili ge Maßnahme.
Die richtige Poli ti k des Proletar iats, das seine Diktatur in einem kleinbäuerli ­
chen Lande ausübt, ist der Austausch von Getreide gegen Industr ieerzeugnis­
se, die der Bauer braucht.«'

Andererseits gestand Lenin ein, dass dieser Poli tik des Kriegskommunis­
mus überzogene Vorstell ungen über das mögli che Tempo gesell schaft li cher
Umgestaltungen, theoretische Auffassungen und Unerfahrenheit zu Grun­
de lagen: »Wir rechneten darauf - viell eicht wäre es richtiger zu sagen: Wir
nahmen an, ohne genügend zu rechnen -, dass wir durch unmitt elbare Be­
fehle des proletar ischen Staates die staatli che Produktion und die staatli che
Verteilung der Güter in einem kleinbäuerl ichen Land kommunistisch regeln
könnten. Das Leben hat unseren Fehler gezeigt. Es bedarf einer Reihe von
Obergangsstufen: Staatskapitalismus und Soziali smus, um den Übergang zum
Kommunismus vorzubereiten, ihn durch die Arbeit einer langen Reihe von
Jahren vorzubereiten.«12 An anderer Stelle verwies er darauf, dass man das
Verhältnis der Wir tschaft zu Markt und Handel nicht berücksichtigt habe.'*
Von der Überzeugung ausgehend, »fr eier Handel, das heißt frei Kapitali sten
züchten«' , war die Abschaffung des freien Handels und der Obergang vom
Geld zum geldlosen Produktenaustausch ein logischer Schr itt ".

Die Praxis des Kr iegskommunismus stand in enger Wechselbeziehung mit
der theoretischen und programmatischen Arbeit der KPR(B). Das zeigten so­
wohl das 1919 beschlossene Parteiprogramm als auch solche propagandisti ­
schen bzw. theoretischen Arbeiten wie N. Buchar ins und E. Preobrazenskijs
»ABC des Kommunismus« (1919) und Bucharins »Ökonomik der Transforma­
tionsperiode« (1920), die durch die Praxis des Kriegskommunismus beeinflusst
waren und ihn zugleich theoretisch zu untermauern suchten. Theoretische
Begründungen lieferten auch die Schriften L. Trockijs über die revolutionäre
Gewalt und über die Mili tar isierung der Arbeit, N. Mescerjakovs über das
Genossenschaftswesen, Ju. Larins über das staatli che Verteilungssystem, G.

11 W.I. Lenin: Uber die Naturalsteuer. In: Werke. Bd. 32. $. 355.
12 W. I. Lenin: Zum vierten Jahrestag der Oktoberrevolution. In: Werke. Bd. 33. S. 38.
13 W. I. Lenin: VII. Moskauer Gouvernements-Parteikonferenz. 29.-31. Oktober 1921.

Ober die Neue Okonomische Poli tik. Referat in der Sitzung am 29. Oktober 1921. In:
Werke. Bd. 33. S. 69.

14 W. I. Lenin: Erfolge und Schwierigkeiten der Sowjetmacht. In: Werke. Bd. 29. S. 62.
15 W. 1. Lenin: An S. J. Tschuzkajew. In: W. 1. Lenin. Briefe. Bd. 7. S. 23.
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Krzizanovskijs über die zentrali sier te Planung, N. Osinskijs über die Agrar­
poli tik, A. Cjurupas und A. Sli chters über das System der staatli chen Beschaf­
fung." Das Parteiprogramm forderte, »den Handel durch die planmäßige, im
gesamtstaatli chen Maßstab organisierte Verteil ung der Produkte zu ersetzen«.
Die Abschaffung des Geldes wurde zwar, »solange die kommunistische Pro­
duktion und Verteilung der Produkte noch nicht restlos organisiert ist«, für
unmögli ch gehalten, aber gleichzeitig sah das Programm eine Reihe von Maß­
nahmen vor, »die das Gebiet der geldlosen Verr echnung erweitern und die
Abschaffung des Geldes vorbereiten«."" Für Bucharin ergab sich »die faktische
Verstaatli chung aller Massenorganisationen des Proletar iats« aus der »Logik
des Transformationsprozesses«.'* Er widmete ein ganzes Kapitel seiner Arbeit
dem Problem des »außerökonomischen Zwangs« in der Übergangsperiode
und gelangte darin »vom Standpunkt eines größeren histor ischen Maßsta­
bes aus« zu dem Schluss: »Der proletar ische Zwang in allen seinen Formen,
angefangen von Erschießungen und endend mit der Arbeitspfl icht, ist - so
paradox es auch kli ngt - eine Methode zur Herausarbeitung der kommunisti­
schen Menschheit aus dem Menschenmaterial der kapitali stischen Epoche«."
Er sah ein schnelles Verschwinden der Ware-Geld-Beziehungen und forderte
deshalb in der Wirtschaftstheor ie den Übergang zum »natural-wirtschaft li­
chen Denken«,3

Seit Januar 1920 unterbreitete Vorschläge von Ju. Lar in, L. Trockij, N. Bog­
danov u.a. die Ablieferungspfli cht aufzuheben und durch eine Naturalsteuer
zu ersetzen, hatt en daher bis zur die Sowjetmacht bedrohenden poli tischen
und wir tschaft li chen Krise von Frühjahr 1921 keine Chance auf Akzeptanz
und Verwirklichung.*' Und auch nach dem Übergang zur Naturalsteuer und
der Erlaubnis, Agrarüberschüsse im lokalen Rahmen zu vermarkten, dauerte
es bis zum Herbst 1921, bis in der Parteiführung die Notwendigkeit der Wie-

16 Vgl. dazu V. P. Dmitr enko: »Voennyj kommunizm«, NEP. In: Istor ija SSSR. 34(1990)3.
s. 8.

17 Programm der Kommunistischen Partei Rußlands (Bolschewiki). Angenommen vom
VIII. Parteit ag der KPR(B) (Moskau, 18.-23. März 1919). In: Beit räge zur Geschichte
der Arbeiterbewegung. 14(1972)6. $. 952f.

18 N. I. Bucharin: Ekonomika perechodnaja per ioda. Maj 1920 g. In: N. I. Buchar in:
Problemy teor ii i praktiki socializma. Moskau 1989. S. 111.

19 Ebenda. S. 168.
20 Ebenda. S. 160.
21 Vgl. I. B. Berchin: Tak cto ze takoe »voennyj kommunizm«. In: Istor ija SSSR.

34(1990)3. S. 137f.
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derzulassung des freien Handels über die örtliche Ebene hinaus und der Wie­
dererr ichtung der Geldzirkulation erkannt wurde. »Es wurde vorausgesetzt,
daß im ganzen Staat die Industr ieerzeugnisse gegen die landwirtschaft li chen
Produkte mehr oder minder soziali stisch ausgetauscht werden und daß durch
diesen Warenaustausch die Großindustrie als die einzige Grundlage der sozi­
ali stischen Organisation wiederaufgebaut wird.« Aber der »Warenaustausch
war ein Fehlschlag, der Privatmarkt hat sich als stärker erwiesen als wir, und
statt des Warenaustausches ist gewöhnli cher Kauf und Verkauf, ist Handel
zustande gekommen«,'

Das Abgehen von kriegskommunistischen Vorstellungen und der Über­
gang zur NOP erfolgte nur schr ittweise und - wie der XII. Parteitag der
KPR(B) (April 1923) eingestand - »in bedeutendem Maße mit Methoden des
Kriegskommunismus«"*. Da allgemein in der Partei die Erwartung vorge­
herrscht hatt e, man könne »unmitt elbar zum Soziali smus übergehen«, wurde
das Scheitern des Kriegskommunismus unter den Bedingungen der Friedens­
periode als »schwere ökonomische Niederlage« empfunden. Mit mili tär ischen
Beispielen, die am Ausgang des Bürgerkr ieges jedem plausibel waren, begrün­
dete Lenin deshalb die NOP als »strategischen Rückzug«, um nach dem ge­
scheiterten »Frontalangriff« auf den Kapitali smus jetzt durch »Umgehung«,
»Belagerung und Minierarbeit»" den Soziali smus dennoch zum Sieg zu füh­
ren.

Bucharin, der von Anfang an im Gegensatz zu seinen früheren Ansichten
die Einführung der NOP unterstützte, zog einen Vergleich zu den von ihm
mitgetragenen Auffassungen der »li nken« Kommunisten im Zusammenhang
mit dem Brester Frieden. Ebenso wie damals hätten diejenigen, die Einwände
gegen die NOP vorbrachten - etwa nach den Grenzen des Rückzuges oder von
der Gefahr der kleinbürgerli chen Entartung der Partei - den »Plan der stra-

22 W. 1. Lenin: VII . Moskauer Gouvernements-Parteikonferenz. 29.-31. Oktober 1921.
Ober die Neue Okonomische Poli tik. Referat in der Sitzung am 29. Oktober 1921. In:
Werke. Bd. 33. S. 76f.

23 KPSS v rezoljucijach i resenijach s-ezdov, konferencij i plenumov CK. Bd. 2: 1917-
1924. Moskau 1970. S. 418.

24 W. 1. Lenin: Die Neue Okonomische Poli tik und die Aufgaben der Ausschüsse für
poli ti sch-kulturelle Aufklärung. Referat auf dem II . gesamtrussischen Kongreß der
Ausschüsse für poli tisch-kulturelle Aufklärung 17. Oktober 1921. In: Werke. Bd. 33.
s. 50.
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tegischen Operati on« nicht begriffen.** Die Wirtschaftspoli ti k des Kr iegskom­
munismus »konnte keine auf die Entwicklung der Produktivkräfte gerichtete
Poli ti k sein«. Ihr Ziel sei »der unverzügli che Erhalt des Produktes, auch um
den Preis einer Zerstörung der Produktivkräfte« gewesen.* Buchar in wandte
sich 1925 auch gegen das Weiterbestehen von Bedingungen auf dem Dorfe,
»wie sie in der Zeit des Kriegskommunismus herrschten«, nämli ch eine At­
mosphäre der Angst, die die Mitt elbauern und Kulaken hinderten, in die Ver­
besserung ihrer Wirtschaft zu investieren."' Auf verschiedenen ZK-Tagungen,
auf der XIV. Parteikonferenz und auf dem XIV. Parteitag der KPdSU(B) wurde
1925 die entschiedene Beseitigung von »Überresten« des Kr iegskommunismus
auf dem Dorfe sowohl auf wirtschaft li chem Gebiet (administratives Vorgehen
gegen den freien Handel) als auch in der poli tischen Arbeit gefordert und vor
der »Wiedergeburt von Methoden des Kriegskommunismus« in den Gewerk­
schaften gewarnt.

In den zwanziger Jahren existierte unter sowjetischen Autoren eine relativ
große Vielfalt von Auffassungen über das Wesen des Kriegskommunismus
und seine Ursachen." Die einen (Ju. Larin) verbanden die Poli tik des Kriegs­
kommunismus mit den Hoffnungen auf die proletar ische Revolution in West­
europa, andere (K. Radek, D. Kuzovkov, V. Sarab'janov) sahen in ihm nur
Maßnahmen zur Mobili sierung für den Kr ieg und keine sozialistische Poli tik,
wenn auch »die Partei als Ganzes die Epoche des Kr iegskommunismus als
Epoche des direkten Weges zum entfalteten Kommunismus eingeschätzt«
habe. Unterschiedli che Ansichten existierten über die zeitli che Einordnung
des Kriegskommunismus. Während A. Sestakov die gesamte Zeit seit der
Oktoberr evolution bis zur NOP unter den Begriff Kriegskommunismus zu­
sammenfasste, wertete M. Pokrovskij nur die volle Ausprägung des gesamten
Systems in den Jahren 1920/ 21 als Kr iegskommunismus.

25 N. I. Bucharin: Novyj kurs ekonomiceskoj poli tiki 1921 g. In: N. I. Bucharin: Izbran­
nye proizvedenija. Moskau 1988. S. 32.

26 Ebenda. S. 24.
27 Zitiert nach: Sowjetmacht und Bauern. Dokumente zur Agrarpoli tik und zur Ent­

wicklung der Landwirtschaft während des »Kriegskommunismus« und der Neuen
Okonomischen Politik. Hrsg. von Stephan Merl. Berli n 1993. S. 154.

28 KPSS v rezoljucijach i resenijach s-ezdov, konferencij i plenumov CK. Bd. 3: 1924.1927.
Moskau 1970. S. 160, 174, 231, 250.

29 Vgl. dazu E. G. Gimpel'son: »Voennyj kommunizm«: poli tika, praktika, ideologija.
Moskau 1973. S. 242ff .

30 V. Sarab'janov: Ekonomika i ekonomiceskaja poli tika SSSR. Moskau 1925. $. 274.
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Die erste umfassende und in der Sowjetunion bald scharf kr itisierte Ana­
lyse des Kr iegskommunismus. stammt von L. Kr icman, geschr ieben 1922 bis
1924. Der Titel seiner Arbeit »Die heroische Periode der großen russischen
Revolution« drückte den allgemeinen Stolz aller Bolschewiki auf diese Zeit
aus, auch derjenigen, die später Methoden des Kriegskommunismus verwar­
fen. Kricman leitete den Kriegskommunismus aus dem Verl auf der russi­
schen Revoluti on und aus der relativen Rückständigkeit der kapitali stischen
Entwicklung Russlands ab: »Je stärker der Widerstand der gegenrevoluti onä­
ren Kräfte ist, in desto größerem Umfange geht auch die Wir tschaftspoli tik
der Revolution über den Rahmen des wirtschaftl ich unmitt elbar Zweckmä­
ßigen hinaus. Das wirtschaft li ch Unzweckmäßige wird zur revolutionären
Notwendigkeit.«" Für ihn »war die Organisation der Volkswir tschaft Sowjet­
russlands in den Jahren 1918 bis 1920 (der sogenannte »Kriegskommunismus),
soweit sie durch den Krieg bedingt war, eine proletar ische Organisation der
Produktion (und Reproduktion), nicht unter den Bedingungen des Kr ieges im
allgemeinen, sondern unter den Bedingungen des Bürgerkr ieges. Aber der
Bürgerkr ieg ist nichts anderes als der Höhepunkt der Revolution, in diesem
Falle der proletar ischen Revolution, und zwar der entscheidenden Periode der
Revolution; er war deshalb - seinem Wesen nach - nichts, was der Revoluti on
von außen her aufgezwungen worden wäre.« Da Kr icman den Sozialismus
als Naturalwirtschaft betrachtete, war der Kriegskommunismus für ihn »der
erste gewalt ige Versuch einer proletar ischen Naturalwir tschaft , ein Versuch
der ersten Schr itt e des Übergangs zum Soziali smus. In seinen Grundgedanken
stell te er keineswegs eine Verirrung von Personen oder einer Klasse dar; er
war - wenn auch nicht in reiner Form, sondern mit gewissen Entstell ungen -
eine Vorausahnung der Zukunft .«'1 Die Entstellung dieser Naturalwir tschaft
habe in der fehlenden volkswirtschaft li chen Planmäßigkeit, in der Anarchie
der Versorgung und in der »Dringli chkeitswirtschaft« bestanden." Die wäh­
rend des Kriegskommunismus vorgenommene Expropriation von Konsum­
mitt eln gehöre zwar nicht zum Wesen der proletarischen Revolution, »aber
der Verbraucherkommunismus, die Expropriation von Wohnungen, Möbeln,
Hausrat, Bett wäsche (Decken usw.), Kleidung, Wäsche usw. mit Hilfe von Ex-

31 Lev Kr itsman: Die heroische Per iode der großen russischen Revolution. Ein Versuch
der Analyse des sogenannten »Kriegskommunismus«. Veröffentlichungen der Kom­
munistischen Akademie in Moskau. Bd. 3. Wien/ Berli n 1929. $. 93.

32 Ebenda. S. 122f.
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Zur Historiographie des Kriegskommunismus 135

mitt ierungen. Konfiskationen und einmalige Beschlagnahmen (Naturalabga­
ben) war bei dem katastrophalen Rückgang der Produktivkräfte ein Mittel
zur Aufrechterhaltung der wichtigsten Produktivkraft der Gesellschaft und
ein Mitt el der Selbsterhaltung der Hauptt r iebkraft der Revolution, des Pro­
letariats«. Positive Auswirkungen dieses Verbraucherkommunismus erblickte
Kricman in einer »Revolution der Lebensweise«, die in der »Vernichtung der
Ungleichheit der Klassen« zum Ausdruck kam.«" Auch Clara Zetkin sah eine
Voraussetzung für die Opferbereitschaft der sowjett reuen Massen während
des Bürgerkrieges darin, dass ein gewisser »grobschlächtiger Kommunismus
des Verbrauchs geschaffen wurde«.*

In der internationalen kommunisti schen Bewegung kam es bei der Diskus­
sion über den Entwurf des Programms der Kommunistischen Internationale
zu Auseinandersetzungen um die Frage, ob der Kriegskommunismus eine ge­
setzmäßige Etappe im Verlaufe der soziali stischen Revolution darstelle. Auf
dem V. KI-Kongress 1924 vertrat August Thalheimer als Sprecher eines Teil s
der Programmkommission die Auffassung, dass eine mehr oder weniger lange
Periode des Kriegskommunismus zur Niederschlagung des Widerstandes der
Bourgeoisie notwendig sei, während im Programmentwurf nur von der »Mög­
li chkeit« einer Phase des Kriegskommunismus in einem etwaigen Bürgerkr ieg
gesprochen wurde. Im Gegensatz zu einigen Diskussionsteilnehmern, die vor
allem in Europa eine Phase des Kriegskommunismus nach der Err ichtung der
Diktatur des Proletariats nicht für notwendig erachteten, begründete Eugen
Varga 1928 mit den Erfahrungen der Ungarischen Räterepublik, wo ebenfalls
kriegskommunistische Methoden im Verhältnis zur Bauernschaft (keine Bo­
denzuteilung, aber umfangreiche Requirierungen) und zu den kleinbürgerli ­
chen Schichten der Städte (Androhung der Todesstrafe für Ladenbesitzer) ange­
wandt wurden, die Notwendigkeit des Kriegskommunismus. Seiner Meinung
nach sei »der Kriegskommunismus die Regel, und die NOP die Ausnahme«.
Bucharin setzte durch, dass im Programm nicht von der »Unausweichli chkeit«
des Kriegskommunismus, sondern von seiner »Wahrscheinli chkeit« in einigen
Ländern bei bestimmten Voraussetzungen gesprochen wurde. Es werde »kei-

34 Ebenda. S. 290f.
35 Clara Zetkin: Fünf Jahre russische Revolution und die Perspektiven der Weltrevo­

lution. Rede auf dem IV. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale. 13./ 14.
November 1922. In: Clara Zetkin: Zur Theorie und Praxis der kommunistischen Be­
wegung. Leipzig 1974. S. 108.

36 Vgl. dazu E. G. Gimpel'son: »Voennyj kommunizm«. S. 254f.
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ne einfache Reprodukti on des ,Kriegskommunismus' in der UdSSR« geben.
Man solle sich auch nicht die Hände binden, ob der Kr iegskommunismus zu
Beginn oder in einer späteren Phase des soziali stischen Aufbaus notwendig
sein könne. In Russland habe man mit der NOP begonnen, sei zum Kriegs­
kommunismus übergegangen und dann zur NOP zurückgekehrt."" In diesen
Auseinandersetzungen spiegelten sich auch die Vorgänge in der UdSSR wider,
wo Stali n im Verhältnis zu den Kulaken und bei der Vorbereitung der Kollek­
tivierung wieder zu kr iegskommunistischen Methoden griff und von der NOP
abging, Bucharin aber die NOP vehement verteidigte.

Während bei Lenin die beiden sich widersprechenden Beurteil ungen des
Kriegskommunismus als erzwungene Notwendigkeit bzw. als Ausfluss the­
oretischer Auffassungen vorhanden waren und abhängig von der poli tischen
Zweckmäßigkeit unterschiedli ch gewichtet wurden und auch sowjetische Au­
toren der zwanziger Jahre in der Regel auf die theoretischen und poli tischen
Wurzeln des Kriegskommunismus verwiesen, wurde im von Stali n 1938 redi­
gierten »Kurzen Lehrgang der Geschichte der KPdSU(B)« der Kr iegskommu­
nismus einseitig als »durch den Krieg, durch die Intervention erzwungen»"
charakterisiert. Sehr vereinfachend hieß es hier : »Die Sowjetregierung führte
den Kr iegskommunismus ein«", als ob das als ausgewogenes System zu einem
bestimmten Zeitpunkt erfolgte.

Mit den sozialökonomischen und poli tischen Reformbestrebungen nach
dem XX. Parteitag der KPdSU setzte sich in der sowjetischen Geschichtswis­
senschaft wieder eine differenzierte Sicht auf den Kr iegskommunismus durch,
die im Wesentli chen den Einschätzungen Lenins Anfang 1918 und nach dem
Übergang zur NOP folgte, wobei sich aber bei der Wertung seiner unter­
schiedli chen Äußerungen die Grenzen einer kr it ischen Neuorientierung zeig­
ten. Theoretische Vorstell ungen, die den Kriegskommunismus als allgemeines
Konzept begünstigten, wurden in der Regel nicht näher behandelt oder ein­
seitig den ehemaligen »linken« Kommunisten um Bucharin zugeschr ieben,
die damit Massensti mmungen gefolgt seien. Bucharins spätere Anschauun-

37 N. I. Bucharin: Programmnyj vopros na VI kongresse Kommunisticeskogo Interna­
cionala. Doklad. 9 avgusta. Zakljucitel'noe slovo. 14 avgusta 1928 g. In: N. I. Bucha­
rin: Problemy teorii i praktik i socializma. Moskau 1989. S. 213f., 248-250.

38 Geschichte der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (Bolschewiki). Kurzer
Lehrgang. Unter Redaktion einer Kommission des Zentralkomitees der KPdSU(B).
Gebill igt vom ZK der KPdSU(B) 1938. Berlin o. J. (1946). S. 336.
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gen wurden unterschlagen, da er weiterhin als Unperson galt.*® Ebenso blieb
das Verdikt über Kricman bestehen. I. Berchin wertete den Kr iegskommunis­
mus in erster Linie als »Antwort auf den mili tär ischen Widerstand der ka­
pitali stischen Elemente gegen die soziali stische Umgestaltung der Okonomik
des Landes«. Gleichzeitig räumte er ein, »in dem Maße, wie sich die Poli tik
entwickelt e und positi ve Resultate brachte«, habe sich auch die Vorstellung
ausgeprägt, »dass mit Hil fe dieser Poli tik ein beschleunigter Obergang zur
kommunistischen Produktion und Verteilung zu verwirkli chen wäre«.* E.
Gimpel' son, der wie die meisten seiner sowjetischen Kollegen den Kriegs­
kommunismus nur sehr eingeschränkt als »Wir tschaftspoli t ik der Per iode der
ausländischen Revolution und des Bürgerkr ieges«"" bezeichnete, erklärte die
Vertiefung des Kr iegskommunismus nach Beendigung des Bürgerkr iegs aus
psychologischen Faktoren wie Gewöhnung an den Kriegskommunismus und
Furcht vor Änderungen sowie aus objektiven Schwierigkeiten, während der
ti ef greifenden Wirtschaftskr ise des Landes die Polit ik grundlegend zu än­
dern. Jede Oberlegung, dass dem das Streben zum schnell sten und unmitt el­
baren Übergang zum Soziali smus und Kommunismus zu Grunde gelegen ha­
ben könnte, schloss er als prominentester Vertreter der Mehrheitsmeinung der
sowjetischen Historiker und Ökonomen aus.* Er verwies auf einzelne Aspekte
der sowjetischen Wir tschaftspoli ti k in dieser Zeit, die seiner Auffassung nach
nicht mit dem Kriegskommunismus übereinstimmten, wie das Dekret über
die Konzessionen vom 23.1.1920, das Gesetz über die Naturalprämierung oder
die Ausarbeitung des GOELRO-Plans zur Elektr ifizierung Sowjetrusslands.'
Die »kriegskommunisti sche« Ideologie, deren Vorhandensein er ja nicht leug­
nen konnte, habe es zwar in den Massen gegeben und hätt e Auswirkungen
auf die praktische Tätigkeit vieler Staatsorgane gehabt, sie habe aber nie die
Parteipoli tik bestimmt oder gar Lenins Auffassungen beeinflusst.*

In der DDR-Geschichtswissenschaft wurde der Kriegskommunismus lange
nur als »System der verschiedenen Maßnahmen, die der Verteidigung der Sow­
jetmacht dienten«, aufgefasst. Die KPR(B) habe »diese aus der Not geborene
Maßnahme auch nur als eine zeitweili ge und nie als ein System« angesehen,

40 Vgl. z. B. E. G. Gimpel'son: »Voennyj kommunizm«. S. 197.
41 I. B. Berchin: Voennyj kommunizm. In: Sovetskaja istoriceskaja enciklopedija. Bd. 3.
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45 Ebenda. S. 198, 202, 214.
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»durch das der unmittelbare Obergang zum Kommunismus vollzogen werden
sollte«.' Der Wirtschaftshistoriker K. Leciejewski versuchte in einem Diskus­
sionsbeitrag zur zeitli chen und inhalt li chen Differenzierung des Kriegskom­
munismus dieses starre Schema aufzulockern. Er unterschied zwei Perioden
des Kriegskommunismus, die erste vom Sommer 1918 bis Ende 1919, als die
Wirtschaft , durch Intervention und Bürgerkr ieg gezwungen, auf die Bedürf­
nisse des Krieges umgestell t wurde, und die zweite, das Jahr 1920 umfassend,
als kr iegskommunistische Maßnahmen auf alle Gebiete ausgedehnt und mit
dem Ziel verti eft wurden, die Warenproduktion abzuschaffen.*

In der westli chen Historiographie, die durchaus auch die äußeren Aspekte
des Kriegskommunismus berücksichtigte, wurde er jedoch generell stärker als
ein Wesenszug des Systems herausgestell t. Die Poli tik des Kriegskommunis­
mus sei »nicht allein »von den Umständen diktiert«« worden. Unter diesem
Begriff sei »ja keineswegs der »Kommunismus während der Kriegszeit zu
verstehen, sondern die Strategie des direkten Aufbaus des Kommunismus, die
sich auf »kriegsmäßige« Methoden, Begriffe und Organisationsformen stütz­
te«. Die Konzeption des Kriegskommunismus habe vorgesehen, »auf der Basis
der verstaatlichten und zentral verwalteten Wirtschaft ein System der Wirt­
schaftsplanung aufzubauen, das die weitere Entwicklung bewußt beeinflus­
sen soll te«. Mit dem GOELRO-Plan sei ein Programm vorgelegt worden, »das
auf diesen Prinzipien basierte«.'' Bei »aller Widersprüchli chkeit, bei allen
Verzerrungen durch den Krieg, bei allen Schwankungen« sei die Poli tik des
Kriegskommunismus »das einheitli che Konzept der Kommunistischen Partei
Russlands« gewesen.* Für P. Boett ke bilden die ersten drei Jahre des bolsche­
wistischen Regimes den »Versuch, das marxistische Ideal der umfassenden
zentralen Planung zu verwirklichen«. Die desaströsen Resultate bewiesen,
dass das marxistische Ideal unvermeidli ch mit den Reali täten in Konfli kt ge­
raten müsse.* Auch S. Malle unterstr ich die Realitätsferne vieler kriegskom-
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wart . Berli n 1976. S. 275.
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munistischer Maßnahmen gerade in der Landwirtschaft .* M. Levin arbeite­
te besonders heraus, dass die Identifizierung von Staat und Soziali smus, die
überr agende Rolle des Staates im sowjetischen System auf den Kr iegskommu­
nismus zurückgehe.*

Mit der Perestrojka begann, initiiert von Schriftstellern und Publi zisten,
seit dem Frühjahr 1988 zunehmend auch unter den sowjetischen Fachhisto­
rikern und Philosophen, eine kritischere Betrachtung der Entwicklung nach
der Oktoberr evolution und damit auch der Bedeutung des Kr iegskommu­
nismus, wobei all e Diskussionen durch die aktuell e poli tische Lage und das
Verhältnis der Autoren zu den Mögli chkeiten einer Reform des Soziali smus
beeinflusst waren**. Die einen bli eben bei ihrer bisherigen Auffassung von der
entscheidenden Rolle des Bürgerkr iegs für die Herausbildung des Kr iegskom­
munismus, räumten jedoch nunmehr ein, dass nach den damaligen ideologi­
sche Vorstellungen die Maßnahmen des Kriegskommunismus »in die richti­
ge Richtung«'* gingen. Die bolschewistische Führung einschli eßlich Lenins
habe das Provisorische für das Allgemeingültige, das von den Verhältnissen
Erzwungene für gesetzmäßig gehalten, das Konkrethistor ische verabsolutiert
und zum Prinzip erklärt. Der Kriegskommunismus sei keine in sich geschlos­
sene Theorie, sondern ein Konglomerat divergierender Elemente gewesen. Da
keine ausgewogene Theorie der Übergangsperiode existiert habe, sei die Ein­
schätzung des Kriegskommunismus erst nach seiner Ablösung durch die NOP
mögli ch gewesen.** Berchin stell te demgegenüber eine größere Planmäßig­
keit bei der Einführung des Kr iegskommunismus durch die Orienti erung an
marxistischen Grundthesen und am Parteiprogramm von 1919 heraus. Er sei
keine völl ige Negierung der vorhergehenden Poli ti k, sondern eine Etappe bei
der Schaffung der ökonomischen Basis des Soziali smus gewesen. Die letzten
Maßnahmen nach Ende des Bürgerkr iegs beruhten auf der Fehleinschätzung,
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Produktion und Verteil ung sofort nach kommunistischen Prinzipien organi­
sieren zu können.*

Andere erklärten den Einfluss des Bürgerkr ieges auf die Einführung des
Kriegskommunismus für zweitrangig und stell ten damit bisherige Leitsätze
der Einschätzung des Kriegskommunismus wesentlich stärker in Frage. Die­
ses Ereignis hätte nach V. Sirotkin zwar eine Rolle gespielt, entscheidend sei
aber das Bestreben zur »sofortigen Umsetzung der Theorie streng nach Marx
(aus der »Kritik des Gothaer Programms) und nach Engels (aus dem »Anti­
Dühring?). Der Bürgerkrieg war hier eher eine »Folie« für die vulgarisierte
Theorie«. Die ersten entsprechenden Dekrete seien schon vor Ausbruch des
Bürgerkr ieges, die letzten erst nach seinem Ende beschlossen worden. In der
Führung der Bolschewiki hätten sich während des Kr iegskommunismus die
Doktrinäre gegen die Pragmatiker durchgesetzt. Der katastrophale Zustand
der Wirtschaft zu Beginn der NOP sei einzig und allein Folge des Kriegskom­
munismus.17 Nach Auffassung L. Spir ins förderte die »linksler isch«-dogmati­
sche Poli tik der KPR(B) die Verschärfung des Bürgerkr iegs durch die künstli­
che Forcierung des Klassenkampfes über die Komitees der Dorfarmut und die
Getreiderequir ierung." V. Kabanov verband den Kriegskommunismus unmit­
telbar mit der für jede Revolution typischen Ideologie »der Flucht nach vorn«.
Von der Ill usion ausgehend, die erste Etappe der proletarischen Weltrevoluti on
habe begonnen, soll te mit außerordentli chen Maßnahmen, die sich unweiger­
li ch gegen die Bauernschaft als der überwältigen Mehrheit der Bevölkerung
richten mussten, bis zum Sieg der Revolution in anderen Ländern durchgehal­
ten werden. Die kr iegskommunistischen Maßnahmen verstand er als eine Mi­
schung von durch den Bürgerkr ieg bedingten Elementen (Ablieferungspfli cht)
und Elementen des »soziali stischen Sturmes« (überstürzte Bildung von Kol­
chosen und Sowchosen).* Heute ist in der russischen Geschichtswissenschaft
die vorherr schende Auffassung, dass der Bürgerkrieg ein Ergebnis der ersten
Maßnahmen der Poli tik des durch bolschewistische Theorie und Ideologie vor­
herbestimmten Kriegskommunismus war.

56 I. B. Berchin: Tak cto ze takoe »voennyj kommunizm«. In: Istorija SSSR 34(1990)3. S.
131f.

57 V. Sirotkin: Uroki NEPa. In: Izvestija. Moskau. 9.3.1989. S. 3; 11.3.1989. S. 3.
58 L. Spir in: Part ija bol'sevikov v grazdanskoj vojny. In: Kommunist. 67(1990)14. $. 95.
59 V. V. Kabanov: Krest' janskoe chozjajstvo v uslovijach »voennogo kommunizma«.

Moskau 1988. S. 276.
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Stärker als in der Vergangenheit wurden die langfr istigen Folgen des
Kriegskommunismus für die sowjetische Entwicklung herausgearbeitet. Auch
in der Periode der NOP seien zwei Grundtendenzen des Kr iegskommunismus
wirksam geblieben: das »administrati ve Kommandosystem« als Kern des po­
li ti schen Systems und die kr iegskommunistische Ideologie, die bei all en theo­
retischen Diskussionen besonders zur Agrarpoli tik ihre Wirkung entfaltete.
Die NOP habe die »ti efen Deformationen des Kr iegskommunismus in der po­
li ti schen Sphäre« nicht überwunden. Der Philosoph A. S. Cipko betonte, dass
die Stali nsche Kollektivierung und Befehlswir tschaft ihren Ursprung in der
Ideologie und Praxis des Kr iegskommunismus habe, die ihrerseits auf Marx·
Utopie zurückgehe, ein freiheitli cher, demokratischer Soziali smus könne auf
der Grundlage einer markt- und warenfreien Wirtschaft err ichtet werden.*
Ähnlich betrachtete der Philosoph 1. Kljamkin den Stalinismus als »zweite,
verbesserte und ergänzte Stali nsche Ausgabe des Kriegskommunismus«.

In diesem Zusammenhang wurde der zeitli che Rahmen des Kriegskom­
munismus diskutiert. Während Berchin* meinte, der Kr iegskommunismus
habe nicht während des gesamten Bürgerkr ieges, sondern erst Ende 1918

begonnen, bli eb die Mehrheit bei der bisherigen Datierung des Beginns mit
Mai/Juni 1918. S. Pavljucenkov betonte demgegenüber: »Die Maßnahmen zur
Einschränkung des Privateigentums und des Marktes nahmen dann den Sta­
tus des Kriegskommunismus an, als sie von einer Poli tik, die durch äußere
Bedingungen aufgezwungen war, sich zum Prinzip des Gesell schaftsaufbaus
verwandelten.« Und das sei »automatisch« unmitt elbar nach der Machtüber­
nahme der Bolschewiki mit solchen Maßnahmen wie Einführung der Arbei­
terkontrolle, der spontanen Nati onali sierung von Industr iebetr ieben und der
Nationali sierung der Banken, also bereits 1917 sowie dem ersten Versuch der
Ernährungsdiktatur vom Februar 1918 geschehen. Lenins Arbeit »Die nächs­
ten Aufgaben der Sowjetmacht« sei kein Gegenargument. Diese Schr ift stehe
im Widerspruch zum Entwurf des Parteiprogramms und habe den Kompro­
miss gegenüber der Bourgeoisie mit dem harten Vorgehen gegen die Bauern-

60 V. P. Dmitrenko: »Voennyj kommunizm« S. 11; G. A. Bordjugov / V. A. Kozlov:
Dialektika teorii i praktiki socialisticeskogo stroitel'stva. K voprosy o deformacijach
socializma. In: lstorija SSSR 33(1989)6. S. 6.

61 A. Zipko: Die Philosophie der Perestroika. Die Grundlagen der Reformpoli tik Michail
Gorbatschows. München 1990. S. 41.

62 I. M. Kljamkin: Pocemu trudno gpovorit' pravdu. In: Novyj mir 1989/2. 219f.
63 1. B. Berchin: Tak cto ze takoe »voennyj kommunizm«. S. 139.
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schaft verbunden.** Auch Merl fasst »die gesamte Phase zwischen dem Okto­
berumsturz 1917 und der Einführung der Naturalsteuer Anfang 1921«** unter
den Begriff Kriegskommunismus.

In neueren Arbeiten wurde auch darauf verwiesen, dass die Sowjetre­
gierung bei ihren außerordentli chen Maßnahmen sowohl Erfahrungen aus
dem vorrevolutionären Russland als auch aus der Kr iegswir tschaft der im­
periali stischen Länder, besonders Deutschlands, genutzt habe. Als Beispiele
dafür wurden die Einführung der Getreideablieferungspfli cht durch den za­
ristischen Landwirtschaftsminister A. A. Ritt ich im Herbst 1916 oder die Ver­
kündung des Getreidemonopols, die Einführung von Festpreisen und einer
normierten Versorgung der Bevölkerung durch die Provisorische Regierung
angeführt." Lenins Auffassung, dass es zwischen dem staatmonopolistischen
Kapitali smus und dem Sozialismus »keinerl ei Zwischenstufen mehr«" gebe,
man deshalb den Staatskapitali smus der Deutschen übernehmen müsse und
dabei »diktatorische Methoden«* nicht scheuen dürfe, habe bei der Einfüh­
rung der kr iegskommunistischen Zwangsmaßnahmen eine Rolle gespielt. Für
Pavljucenkov war der Kriegskommunismus »das originelle russische Modell
des deutschen Kriegssoziali smus oder Staatskapitali smus«. Als System von
Wirtschaftsbeziehungen »war er analog dem deutschen Staatskapitalismus,
nur mit dem wesentli chen Unterschied, dass es den Bolschewiki gelang, ihn
mit Eisen und Blut, mit barbar ischen Mitteln« durchzusetzen, wobei das
durch den Schleier der kommunisti schen Ideologie verdeckt wurde«. Folge­
richtig betrachtete Pavljucenkov die ersten Maßnahmen der Sowjetregierung
zur Beschränkung des Privateigentums ledigli ch als Fortsetzung der Poli ti k
des Zarismus und der Provisorischen Regierung und die Oktoberrevolution
als »Umsturz der Oberschichten« nur als einen Schr itt zur Oberwindung der
durch den Krieg verschärften nationalen Krise.

In der russischen Geschichtswissenschaft der neunziger Jahre wurde auch
darum gestr itt en, ob man den Begriff Kr iegskommunismus in Anführungs-

64 S. A. Pavljucenkov: Voennyj kommunizm v Rossii : vlast' i massy. .Moskau 1997. S.
24~.

65 Sowjetmacht und Bauern. S. 29.
66 V. P. Dmitrenko: »Voennyj kommunizm«. S. 6.
67 W. I. Lenin: Die drohende Katastrophe und wie man sie bekämpfen soll . In Werke.

Bd. 25. S. 370.

68 W. 1. Lenin: Über »linke« Kinderei und über Kleinbürgerli chkeit. In: Werke. Bd. 27.
s. 333.

69 S. A. Pavljucenkov: Voennyj kommunizm v Rossii . S. 51ff.
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str iche setzen müsse oder nicht. Abgesehen davon, dass bei einigen Autoren,
darunter auch Lenin, beide Schreibweisen vorkommen und selbst im »Kur­
zen Lehrgang der KPdSU(B)« die Anführungszeichen fehlen, ist das nur
eine abgeleitete Frage aus der grundsätzli chen Einschätzung des Phänomens
Kriegskommunismus. Wer natürli ch versucht, den Kr iegskommunismus von
der kommunistischen Ideologie zu lösen und ihn als rein erzwungene Poli ­
tik darzustellen, findet Anführungszeichen natürli ch hil fr eich. Der histor isch
eingebürgerte Begriff Kr iegskommunismus wurde jedoch von keiner Seite in
Frage gestell t.

Zusammenfassend kann gesagt werden: Trotz anfängli cher, unausgereifter
Überlegungen und Pläne, behutsam den Obergang zur neuen Gesell schafts­
ordnung, u. a. durch Ausnutzung des Staatskapitali smus, zu vollziehen, wurde
durch den revoluti onären Enthusiasmus der Massen, die die Enteignungen for­
cier ten, und durch den bereits in den ersten Wochen nach der Revolution auf­
flammenden Bürgerkr ieg und die Intervention von 14 ausländischen Mächten,
durch die totale Einkreisung und Reduzierung des von den Bolschewiki be­
herrschten Gebietes auf Zentralrussland die Sowjetregierung im Interesse der
Bündelung der Abwehrkräfte zur Zentrali sierung aller Ressourcen und damit
zu erhöhtem Tempo gezwungen. Mehr und mehr betrachteten die Bolschewiki
die »rotgardistische Attacke auf das Kapital« als den gesetzmäßigen Weg zum
Kommunismus, hielten den Sieg des Kommunismus in wenigen Jahren für
möglich. Dabei spielten auch einige theoretische Auffassungen, etwa über das
schnelle Absterben des Geldes und der Ware-Geld-Beziehungen im Übergang
zum Kommunismus, eine Rolle. Der Erfolg im Bürger- und Interventions­
kr ieg mit der Poli tik des Kr iegskommunismus schien ihnen Recht zu geben.
Ende 1920 war das allgemeine Auffassung in der Partei des Bolschewiki, ein­
schließli ch ihres Führers Lenin. Daher erreichten die kr iegskommunistischen
Maßnahmen auch erst nach Beendigung des Bürgerkr iegs ihren Höhepunkt.
Gerade deshalb musste Lenin beim Übergang zur NOP vom »strategischen
Rückzug« sprechen.

Die Poli ti k des Kriegskommunismus hatt e bleibende Auswirkungen auf
die Psychologie und Mentali tät der bolschewisti schen Führungskader und der
Partei insgesamt, die sich vor allem in der Vorli ebe für administrative, mi­
li tär ische Methoden, außerordentli che Maßnahmen, straffe Zentralisierung,
Anwendung staatli chen Zwangs und sprunghaftes, beschleunigtes Vorgehen
bei gesell schaft li chen Umgestaltungen (»Methode des Sturms«), in der Ver­
wendung starrer Klassenkampfformeln des »Wer nicht für uns ist, ist gegen



144 Lutz-Dieter Behrendt

uns«, in der Ablehnung sozialer Kompromisse, in der Missachtung der De·
mokratie und der Rechte der individuellen Persönli chkeit sowie in der Verab­
solutierung des Kollektivs zeigen. Auch der Hang zu Ausdrücken aus der Mi­
li tärsprache im poli tisch-ideologischen Sprachgebrauch (»Wir tschaftsfront«,
»Arbeitsfr ont«, »Getreidefront«, »ideologische Front«, »histor ische Front«,
»philosophische Front« usw.) ist darauf zurückzuführen. Letztlich trug der
Kr iegskommunismus zur Herausbil dung der Bedingungen und Voraussetzun­
gen für die Durchsetzung des Stali nismus in der Sowjetunion bei. Kr iegskom­
munistische Methoden traten deshalb nicht zufäll ig in schwier igen Perioden
der Sowjetmacht immer wieder auf, so während des Abrückens von der NOP
durch die Zwangsmaßnahmen gegen die Bauern bei der Getreidebeschaffung
Anfang 1928, bei der Kollektivierung der Landwir tschaft (außerordentli che
Kommissionen zur Getreidebeschaffung Herbst 1932) oder während des Zwei­
ten Weltkrieges (Arbeitsarmeen), ja selbst noch unter Gorbacev (Abholzen der
Rebstöcke in der Antialkoholkampagne).

Die histor ischen Erfahrungen haben bewiesen, dass die Poli tik des Kr iegs­
kommunismus zwar die Abwehr einer äußeren Bedrohung organisieren, aber
keinen erfolgreichen, dauerhaften Weg zur Überwindung des Kapitali smus
sichern kann. Sie war für den fr iedli chen Aufbau wegen der völl igen Missach­
tung der mater iell en Interessen der Bauernschaft und anderer Bevölkerungs­
schichten und der unrealistischen Einführung kommunistischer Verteil ungs­
prinzipien völl ig ungeeignet.



WILLI BEITZ

Chancen der Kultur.
Das sowjetische Kunstkomitee und das Kulturleben in
Kriegs- und Nachkriegszeiten

In den vergangenen Jahren ist die Offentli chkeit mit vielen Dokumenten be­
kannt gemacht worden, die gravierende Defizite des »Realsozialismus« bloß­
legten. Das tr ifft auch für die meisten Publi kationen zur Kulturpolitik in der
UdSSR zu, in denen z.B. die Tätigkeit der verschiedenen Zensoren und deren
Auswirkungen auf Literatur und Künste dokumentiert wurden. Hier soll von
einer Dokumentation anderen Charakters die Rede sein - nämli ch einer, bei
deren Lektüre der Leser weniger auf Freiheitsbeschneidungen und Missbräu­
che als vielmehr auf die Nutzung kulturpoli tischer Spielräume und kultureller
Gestalt ungsmögli chkeiten hingelenkt wird. Das hat prinzipielle Bedeutung:
denn es zeigt, dass in jener untergegangenen Gesellschaft zu allen Zeiten
Kräfte wirkten, die sozusagen den Soziali smus beim Wort nahmen.

Eben dies kann man aus der Geschichte des 1936 gegründeten »All unions­
komiteefür Kunstangelegenheiten« (WKI), das faktisch einem Kulturministe­
rium entsprach, erfahren. Es gilt jedenfall s für dieJahre 1939 bis 1948, in denen
das Komitee von Michail Borissowitsch Chraptschenko geleitet wurde - einem
Mann, der sich in späteren Jahren auch als Literaturwissenschaftl er und als
Präsident der Internationalen Assoziation der Russischlehrkräfte (MAPRJaL)
Anerkennung erwarb. In einem unlängst erschienenen umfangreichen Band
wird der Briefwechsel zwischen dem Genannten und Persönlichkeiten des
Kulturl ebens aus seiner Zeit als Vorsitzender des WKI dokumentiert. Der Her­
ausgeber, WW.Perchin, hat dazu eine umfangreiche Einleitung geschr ieben, in
der die Vorgänge in der Kommission und in ihrem Einflußbereich eingehend
dargestell t werden.' Diese Studie besitzt dank sachlich-kritischer Sichtung
reichhalt igen Aktenmaterials einen hohen Informationswert. Immerhin wur-

1 Siehe Dejateli russkogo iskusstva i M.B. Chrapcenko, predsedatel' Vsesojuznogo ko­
miteta po delam iskusstv . Aprel' 1939 - janvar ' 1948. Svod pisem. Izdanie podgotovil
V. V. Perchin. Moskau 2007.
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de im Komitee und seinem Umfeld (z.B. in dem ihm beigeordneten Komitee
für die Stali npreise auf künstler ischem Gebiet) mit Persönli chkeiten aus der
künstlerischen Eli te des Landes über kunstgemäße Maßstäbe und Entschei­
dungen freimütig debatt iert - wie es nach den poli tischen Maßgaben der da­
maligen Machthaber kaum zu erwarten war. Erst nachdem Chraptschenko auf
Betreiben von Andrej Shdanow und Konsorten im Januar 1948 abgelöst und
durch einen gewissen P. Lebedew (der aus seiner Inkompetenz in Kunstfr agen
kein Hehl machte) ersetzt worden war, kam es zu einem sichtli chen Niveauab­
fall , der sich auch in der Preisverleihung an etli che rein konjunkturell or ien­
ti erte, künstler isch wertlose Werke zeigte.

Doch was wäre das WKI in seinen besseren Jahren gewesen - ohne die Qua­
li täten seines Vorsitzenden? W. Perchin merkt an, dass Chraptschenko nie sei­
ne einfache bäuerli che Herkunft aus der Smolensker Region verl eugnete. Nicht
unproblematisch sei der Beginn seiner Karr iere als Literaturwissenschaftl er
gewesen - nämli ch als Lehrkraft für russische Literatur, ja als Lehrstuhllei­
ter am Institut der Roten Professur, wo die im Parteiapparat tätigen Kader
ihre Ausbil dung erhielten. Vulgärsoziologische Deutungsweisen und scharfe
Polemik mit Andersdenkenden gehörten zu dem hier gepflegten Geistesgut.
Chraptschenko blieb nicht frei davon, doch verfügte er, wie Perchin betont,
über mehr als nur das Geschick, dem poli t ischen Fingerzeig der »Prawda«
zu folgen: »er besaß das Talent, der künstler ischen Wahrheit auf die Spur zu
kommen und erkannte daher - noch bevor darauf in einem »Prawda«-Artikel
verwiesen wurde - die gravierenden Mängel des Vulgärsoziologismus«. Im
Gegensatz zu seinem Vorgänger an der Spitze des WKI, Platon Kershenzew,
der sich als Befehlsempfänger seiner hohen poli ti schen Auft raggeber verstand,
gab es von seiten Chraptschenkos schon bald nach seinem Amtsantr itt deutli ­
che Zeichen eines Kurswechsels. Auf einer Tagung von Moskauer Bühnenau­
toren im Januar 1939 legte er Wert auf die Feststellung, dass die Formali smus­
Debatt e für das Theater nichts gebracht habe, weil sie zu »administrativen,
bürokratischen Methoden« führte. Das Komitee stehe vielmehr dafür, dass
das Theaterkollektiv ein »selbständiger schöpferischer Organismus« sein müs­
se.* Der Komiteevorsitzende ergänzte diese mit Beifall bedachte Grundsatz­
erklärung durch die Forderung, es müsse eine »öffentli che Meinung« durch
die in der Sache kundigen Schriftsteller geschaffen werden, von denen er die

2 VV. Perchin: M.B.Chrapcenko i dejateli russkogo iskusstva (aprel' 1939 - janvar '
1948). In: Ebenda. S. 10.

3 Ebenda. S.15.
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Bekämpfung von »Banali tät, Anpassertum, Dramen nach Schema« erwarte.*
Gegenüber solchen ermutigenden Neuansätzen nahm man ein paar alte Hüte
in Chraptschenkos Referat - wie sein Bestehen auf thematischen Prioritäten
- in Kauf. Für das positive Echo der Schriftsteller kann eine Äußerung Alexej
Tolstojs auf einem Treffen mit Dramenautoren am 17.März 1940 stehen. Man
hatt e gerade in scharfer Kontroverse über Sinn und Unsinn von Auft ragswer­
ken debatt ier t und keineswegs in allem zu einem Konsens gefunden. Dennoch
betonte Tolstoj: »Ich habe begriffen, dass mich eine freundschaft li che Atmo­
sphäre empfängt.«'

Unter diesen Vorzeichen konnte die von Chraptschenko geleitete Kunstkom­
mission unter den Augen der im ZK-Apparat der Partei täti gen ideologischen
Kontrolleure eine nützli che Arbeit leisten. Es heißt, Stali n habe Chraptschen­
ko wegen seiner organisator ischen Fähigkeiten geschätzt, und dies ermögli chte
ihm für etli che Jahre gewisse Freiheiten (Perchin spr icht von »Autonomie«)*
gegenüber der Abteilung Agitprop im ZK der Partei. Und er verfügte über eine
große Machtfüll e. Ihm (der faktisch die Stellung eines Ministers für Kultur
innehatt e) unterstanden: die Theater und Musiktheater, ferner die auf dem
Gebiet der Bildenden Künste tätigen Personen, Lehranstalten und Verlage; seit
1940 verfügte er auch über die finanziellen Mitt el des Literaturfonds. Er ver­
trat die Regierung im Stali npreis-Komitee sowie im Präsidium der Gewerk­
schaft der Kunstschaffenden. Unter seiner Leitung arbeitete der Künstl er ische
Rat für Theaterwesen und Dramenschaffen. Manche hätt en Chraptschenko
»Marschall der Sowjetkunst« tituliert, so Perchin.7 Um so umfassender wirkte
sich aus, dass sich die Tätigkeit des WKI im Sinne der Nutzung und Stärkung
des demokratischen Elements im Kultur leben entwickelte - was dem Vorsit­
zenden den Groll der Apparatgewaltigen einbrachte und schli eßli ch zu seiner
Ablösung führte.

An dieser Stelle seien ein paar Wort e zu meiner weit späteren persönli chen
Bekanntschaft mit Akademiemitgli ed Chraptschenko eingefügt - nämli ch aus
der Zeit, als er Präsident der Internationalen Assoziation der Lehrkräfte für
russische Sprache und Kultur (MAPRJaL) war. Er hatt e sich als ein solide ar­
beitender Literaturwissenschaft ler, vor allem durch Arbeiten zur klassischen
russischen Literatur, Anerkennung erworben - auch wenn seine Sichtweise

4 Ebenda. S. 16.
5 Ebenda. S. 22.
6 Ebenda. S.73
7 Ebenda.
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etwas konservativ war. Doch die Art, wie er Tagungen der MAPRJaL leitete,
war untadeli g korrekt und lud zur offenen Debatt e ein. An dieser Stelle er­
laube ich mir, eine persönli che Erinnerung an Michail Borissowitsch Chrap­
tschenko einzufügen. Vor dem IV. Internationalen MAPRJaL-Kongress 1979
in Berli n (DDR) wurde ich gebeten, ihm den Entwurf eines der Plenarreferate
über »Wechselbeziehungen zwischen der Literatur der DDR und der Sowjet­
li teratur« vorzulegen, den ich mit Unterstützung von zwei Germanisten er­
arbeitet hatt e. Er wurde von ihm ohne Änderungswünsche akzeptier t und
gutgeheißen. Es gab bei dieser kurzen Begegnung ein charakter isti sches De­
tail. Ich hatt e mich etwa eine Viertelstunde vor dem angesetzten Termin im
Vorzimmer seines Arbeitszimmers in der Akademie der Wissenschaften in
Moskau eingefunden. Es hieß, er sei noch nicht im Hause, werde aber zur ver­
einbarten Zeit erwartet. Und in der Tat: Die Viertelstunde verstr ich, und auf
die Minute genau ging die Tür auf, und herein trat Michail Borissowitsch. Ein
verlässli cher Mann mit »preußischen« Tugenden ...

Die Kompetenz des noch jungen »Kulturministers« wuchs rasch mit der Aus­
übung seines Amtes: schli eßli ch erwiesen sich die Debatt en unter ausgewie­
senen »Kulturschaffenden« im Komitee als ergiebiger Lernstoff. Dadurch ge­
wann der Vorsitzende wiederum die Unterstützung namhafter Künstler, die
in ihm ein ums andere Mal ihren lnteressenwalter erkannten - auch wenn
ihnen gelegentli che Enttäuschungen über sein »Versagen« (in Fällen, wo er
sich dem Will en der Machthaber fügen musste, oder wo sich die Grenzen sei­
nes Liberali smus zeigten) nicht erspart bli eben. Am ehesten konnte man sich
mit ihm beim Austr icksen inkompetenter und anmaßender »Apparatschiks«
wie Georgi Alexandrow (damals Leiter der Agitprop-Abteil ung im ZK) oder
wie sein Stell vertreter Alexander Jegolin, solidar isch zusammenfinden und
gegenseit ig den Rücken stärken (was dem Kommissionsvorsitzenden natürl ich
die unversöhnliche Feindschaft jener Hardli ner einbrachte).

In den Jahren von Chraptschenkos Tätigkeit an der Spitze des WKI gab es
jedenfall s Chancen für die Kultur . Nach dem Alptraum des Großen Terrors
(1937/38) war innenpoli tisch eine gewisse Beruhigung eingetreten. Und die
nachfolgende, bis an die Grenzen der poli tischen und mili tär ischen Belastbar­
keit gehende Phase des Kr ieges (1941/45) bewirkte nicht nur - im Interesse des
Zusammenschlusses aller Kräfte gegen den faschistischen Todfeind der UdSSR
- die Zunahme liberali sierender Tendenzen im innersowjetischen Kultur le-
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ben, sondern auch eine stärkere Offnung gegenüber verbündeten Kräften im
Ausland, darunter denen der russischen Emigration.

Natürli ch brachten die katastrophalen Kriegsverhältnisse mit der Evaku­
ierung {und späteren Re-Evakuierung) nicht nur einzelner Personen und Fa­
mili en, sondern der Verpflanzung ganzer Theater- oder Operensembles aus
den bedrohten Metropolen in weiter östli ch (in Kasachstan, Sibir ien oder am
Ural) gelegene Städte es mit sich, dass Chraptschenko sich um zahlreiche exis­
tenti ell e Fragen und elementare Nöte, Bedrängnisse, Zumutungen kümmern
musste. Auch dabei bewies er - wie beispielsweise der Br iefwechsel mit dem
berühmten Theatermann Alexander Tairow oder dem Regisseur und Schau­
spieler Ruben Simonow oder ein Brief Chraptschenkos an Molotow in Sachen
Schostakowitsch zeigen - seine professionellen und menschli chen Qualitäten.

Diese zeigen sich, in der Rückschau betrachtet, nicht nur in dem, was er mit
Hil fe seiner Kommission durchzusetzen verstand, sondern auch darin, wofür
er sich eingesetzt hatt e. Um einen solchen Fall handelte es sich bei Leonid Le­
onows Drama »Schneesturm«, das ihn bei einer Lesung des Autors im Jahre
1939 stark beeindruckte und danach bereits auf mehreren Bühnen des Lan­
des gespielt wurde. Doch ehe die Theater der beiden Metropolen Moskau und
Leningrad das Stück übernehmen konnten, griffen die ständig wachsamen
Akteure aus der Spitze des Parteiapparats ein - wahrscheinli ch durch den
Hinweis von Rezensenten, dass in dem Stück die Reali tät der Jahre 1937/ 38
wahrheitsgemäß dargestell t sei, hellhörig geworden - und sorgten für ein
umgehendes Aufführungsverbot und sogar einen entsprechenden Poli tbüro­
Beschluß. In diesem wurde das für solche Fäll e vorgesehene brandmarkende
Sprachetikett »kleveta«, also »Verl eumdung« der sowjetischen Wirkli chkeit
angewendet - was zur Folge hatt e, dass man in einschlägigen Publi kationen
der Leonow-Forschung (auch in der DDR) auf Jahrzehnte hinaus dieses Werk
nicht zu behandeln, ja oft nicht einmal zu erwähnen wagte. Chraptschenko
aber hatt e sich durch sein Engagement nicht nur bei Leonow, sondern auch
bei den in seiner Kommission vertretenen Autoren Sympathien erworben. Im
Parteiapparat stand er spätestens von da an unter misstrauischer Observati­
on.

Auch ein zweiter von W. Perchin geschil derter Fall gibt Aufschluß über
Chraptschenkos Bewegli chkeit in konzeptionellen Kunstfr agen. Obwohl An­
hänger eines eher traditionsorientier ten Reali smus, sprach er sich doch im Sta­
linpreis-Komitee eindeutig für die Prämiierung eines Porträt-Bildes von Pjotr
P. Kontschalowski aus - eines Künstlers, der einst der 1910 gegründeten , an
die westeuropäische Modeme anschli eßenden Gruppe »Karo-Bube« angehört
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hatt e und diese Herkunft auch in der Malweise des debatt ier ten Porträts eines
sowjetischen Piloten nicht verl eugnete. Der Stali npreis konnte dem Künstler
zwar erst 1943 für sein Gesamtwerk verliehen werden, doch der genannte
Streitfall zeigte, wie weit sich der Kommissionsvorsitzende über das in der
damaligen Zeit argwöhnisch bewachte Kunstdogma hinauswagte. Und dieses
bli eb, wie Perchin dokumentiert, keine Ausnahme. Ganz auf Traditionsbe­
wahrung und auf poli tische Kunst (mit viel Histor ienmalerei und häufiger
Porträtierung des führenden sowjetischen Personals) eingestell te Maler wie
Alexander Gerassimow oder Valentin Serow wurden deshalb entschiedene
Opponenten der von Chraptschenko verfolgten Kunstpoli ti k. Gerassimow äu­
ßerte in einem Brief am 9.2.1945 seine Entt äuschung darüber, dass dieser sich
auf einer gesamtrussischen Tagung zu Kunstfragen nicht für den Kampf gegen
den »Formali smus« engagiert habe, obwohl dort der Symboli smus und die
Kunst eines Picasso (!) positive Erwähnung gefunden hätt en.* Chraptschen­
ko sprach sich seinerseits 1946 gegen einen Stali npreis für Serow aus, dessen
Historienbil der zu jener Art Darstellungen gehörten, von denen es in einem
damals nicht zur Veröffentli chung zugelassenen Arti kel hieß, sie böten gegen­
über einem Zeitungsartikel nichts Neues*... Die verhärtete Position Serows
tr itt drastisch in einer Äußerung zutage, die ein Zeitgenosse überli efert hat:
»... nicht die höll ische Arbeit Paul Cezannes muß uns begeistern und erfr euen,
sondern die Oktoberrevolution!«!

Im Briefwechsel mit Schr ift stell ern (im vorli egenden Band sind dies u.a.
Wikenti Weressajew, Wsewolod Wischnewski, Michail Soschtschenko, Michail
Issakowski, Weniamin Kawer in, Valentin Katajew, Leonid Leonow, Bor is Pas­
ternak, Nikolai Pogodin, Alexej Tolstoj, Jur i Tynjanow, Konstantin Fedin und
Kornej Tschukowski) kommen zwar grundlegende Orientierungsfragen der
Kunst nur mehr oder weniger vermitt elt zur Sprache, dennoch standen häufig
wichtige Entscheidungen - wie die Genehmigung einer Theaterauffführung
oder die Zuerkennung eines Stalinpreises - zur Debatt e, von denen nicht nur
Ruhm und Ehre eines Autors, sondern auch die Sicherung elementarer Exis­
tenzbedingungen abhingen.

In den Br iefen Bor is Pasternaks geht es wiederholt um eine fachkundige
und gerechte Beurteilung seiner Shakespeare-Übersetzungen. Im Hintergrund
steht dabei der von Perchin geschil derte Streit im Stalinpreiskomitee, ob man

8 Ebenda. S. 664.
9 Siehe ebenda. S. 83.
10 Ebenda. S. 82, Fußnote 341.
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generell eine Übersetzungsleistung wie eine andere künstlerische Arbeit prä­
miieren könne. Von Alexej Tolstoj wurde dies mit der Begründung, dies sei
keine schöpfer ische Leistung, entschieden verneint. Nach den ZK-Beschlüssen
von 1946, in denen Schriftsteller wie Anna Achmatowa oder Michail Soscht­
schenko diskr iminier t wurden, und die weitere Diskriminierungen anderer
Autoren nach sich zogen, kam es darüber hinaus zu grotesken Vorfällen - wie
etwa dem anmaßenden Auftr eten einer für die Verwaltung der Schr iftstel­
lerhäuser in Peredelkino verantwortlichen Person, wovon Nikolai Pogodin in
einem Brief (vom 16.6.47) an Chraptschenko berichtet: Obwohl sich das von
Pasternak bewohnte Haus in einem beklagenswerten Zustand befinde, habe
der Betreffende nach dem Erscheinen eines kr itischen Zeitschriftenartikels
über den Dichter geäußert: er verbiete es, in dessen Haus auch nur einen ein­
zigen Nagel einzuschlagen" ...

In dem Briefwechsel zwischen Chraptschenko und Alexej Tolstoj spiegelt
sich die schwier ige Geschichte von dessen zweiteiligem Drama über Iwan
Grosny und seine Inszenierung am Moskauer Maly-Theater - schwierig vor
allem deshalb, weil es dar in immerhin um eine histor ische Figur ging, in de­
ren Glanz sich Stali n gern selber spiegelte und sonnte. Der Autor bekam es
hier also nicht nur mit den Äußerungen der Rezensenten und literarischen
Kollegen zu tun, sondern mit den mehr oder weniger direkt übermitt elten
Erwartungen der höchsten Führung. Perchin deutet Chraptschenkos Rolle bei
dem ganzen Vorgang (der nach zweijähr iger Umarbeitung der Stücke nicht
lange vor dem Tod Tolstojs zu einem guten Ende kam) als schwier igen Ver­
mitt lungsversuch, der auch mit dem Verlust an freundschaft li cher Nähe er­
kauft werden musste...

Ein anderer Vorgang, bei dem sowohl das Hick-Hack zwischen verschie­
den positionierten Schr iftstellern und Parteifunktionären als auch der en­
gagierte Lernprozeß bei Chraptschenko verfolgt werden können, waren die
Debatt en um Alexander Twardowskis Poem »Wassili Tjorkin«, das als eines
der Spitzenwerke aus den Kriegsjahren gelten kann - nicht zuletzt wegen der
wahrhaft volkstümli chen und unter Sowjetsoldaten ungemein beli ebten Ti­
telfigur. Im Stali npreis-Komitee sahen einige das ganz anders: sie stießen sich
an einigen »unziemli chen« Details (wie einer Dose Sprott en als Beutestück
aus Deutschland), fanden die Sprache des Poems zu banal und »flügellahm«,
und mancher gab überhaupt den Versen Simonows den Vorzug. Chraptschen­
ko hielt sich in der Debatt e zurück, stimmte aber zu, als das Poem (im März

11 Ebenda. S. 208.
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1943) letztli ch doch zum Stalinpreis vorgeschlagen wurde. Die Ablehnung der
Regierung ließ nicht auf sich warten, und auf einer Schr iftstellertagung lie­
ferte Nikolai Tichonow die Begründung nach: Tjorkin besitze zwar viele tra­
diti onelle Eigenschaften des russischen Soldaten, doch zuwenig solche eines
»Sowjetmenschen«.'' Das war eine Niederlage für Chraptschenko. Als daher
das Poem im Frühjahr 1945 nochmals für einen Stali npreis kandidierte, ging
er taktisch klug zu Werke, indem er zunächst alle mögli chen Einwände de­
batt ieren ließ - um sie dann von dem einflussreichen Fadejew mit Nachdruck
widerl egen zu lassen: Twardowskis Poem sei vermutli ch das »herausragendste
poetische Werk« der Kriegszeit.'

Was Chraptschenko in seiner einflussreichen Position zu bewegen ver­
mochte, und wo sich seine Grenzen zeigten - das offenbart sich deutli ch am
Beispiel des Musiklebens. Ihm lagen das neue sowjetische Liedschaffen und
die Pflege des russischen Volkslieds am Herzen (und in dieser Präferenz traf er
sich mit den Machthabern). Daher gab er z. B. den Anstoß zur Gründung des
nach seinem Dir igenten benannten Sweschnikow-Chores, der bald im In- und
Ausland große Erfolge feierte. Doch die Liebe zum Lied verführte Chrapt­
schenko nicht dazu, eine Oper wie »Der still e Don«, die Iwan Dsershinski
nach Scholochows gleichnamigem Roman geschaffen hatt e, überzubewerten -
nur weil sich der Komponist in starkem Maße auf kosakisches Liedgut stützte.
Vielmehr wurde dieses Werk - zur Enttäuschung des Komponisten - in eine
(wie damals üblich als »pr ikaz« herausgegebene) Empfehlungsliste für Insze­
nierungen an Opernbühnen nicht aufgenommen. Hingegen erwärmte sich
Chraptschenko zunehmend für das kompositorische Schaffen des schon 1933
aus der Emigration zurückgekehrten Sergej Prokofjew. Eine gewisse Distanz,
die anfängli ch noch zu bemerken war, wich echter Begeisterung nach dem
Erl ebnis der »Siebenten Klaviersonate« (Frühjahr 1943). Jahre danach, 1948,
stand der Name von Prokofjew neben dem von Chraptschenko in dem letzten
der unrühmli chen ZK-Beschlüsse der »Shdanow-Ara« - nämlich dem über
Vanno Muradeli s Oper »Die große Freundschaft« (1948). In der einschlägigen
Rede Shdanows hieß es, das Komitee für Kunstangelegenheiten habe, »indem
es eine schlechte Oper für eine gute ausgab, sich nicht nur bei der Anleitung
des künstler ischen Schaffens als unfähig erwiesen ..., sondern darüber hinaus
auch eine Verantwortungslosigkeit an den Tag ... (gelegt), die dem Staat gro­
ße, nicht zu rechtfertigende Geldausgaben verursachte«. Das Komitee habe

12 Ebenda. S. 48f.
13 Ebenda. S. 49.



Chancen der Kultur 153

überhaupt im Kunstleben »eine überaus unschöne Rolle gespielt. Während
es sich den Anschein gab, mit Leib und Seele für eine realistische Richtung in
der Musik einzutreten«, habe es »die formali stische Richtung mit der größten
Nachsicht« behandelt." Dieses Urteil bedeutete faktisch ein Lob für die Bemü­
hungen Michail Chraptschenkos um ein vielseitiges, nicht von engstirn igen
Dogmen beherrschtes Musikleben. Es setzte freili ch seiner Tätigkeit an der
Spitze des Komitees für Kunstangelegenheiten ein Ende.

Das Shdanow-Zitat haben wir einer Dissertation von Robert Enz aus dem
Jahre 2006 entnommen. Der Verfasser hat darin die sowjetische Repertoire­
poli tik der Stali nzeit untersucht und mit immensem Fleiß die einschlägigen
Archiv-Dokumente ausgewertet. Dies hat ihn zur Bekräfti gung der schon Jah­
re zuvor von W. G. Hahn geäußerten These geführt, die »ideologischen Nach­
kr iegskampagnen« seien nicht einer besonders mili tanten Position Andrej
Shdanows geschuldet, sondern fänden ihre Erklärung in dem »persönli chen
Antagonismus« der ZK-Sekretäre Shdanow und Malenkow.'* Die Argumente
von Enz für diese These entbehren nicht der Plausibili tät, doch dürfte wohl
der größere poli tische Kontext, der nach 1945 dem relativ moderaten innen­
poli tischen Kurs der Kr iegsjahre ein Ende setzte, eine weit gewichtigere Rolle
gespielt haben, als dies bei Enz zum Ausdruck kommt.

•••

Wir wollen nun den Dokumenten der Chraptschenko-Kommission und den
einschlägigen Kommentaren von W. Perchin einige Tagebuch-Eintragungen
von zwei Zeitgenossen aus etwa den gleichen Jahren gegenüberstellen. Ta­
gebuchnotizen sind - was sich von selbst versteht - nicht nur subjektiver als
br iefli che Äußerungen (noch dazu, wenn es sich beim Adressaten um einem
Staatsfunktionär handelt ), sondern auch radikaler im Urteil. Kein Wunder:
in der o.g. Kommission und dem von ihr und im besonderen von ihrem Vor­
sitzenden verwalt eten Umfeld ging es um Dinge, die im staatli ch-poli tischen
Rahmen verhandelbar und mehr oder weniger reguli erbar waren. Dem Tage­
buch hingegen wurden Gedanken anvertraut, die an die Wurzel der Verhält­
nisse gingen und nach dem humanen Grundbestand der Kultur fragten - also

14 Siehe Robert Enz: Sowjetische Repertoirepolitik in der Stalinzeit am Beispiel Mos­
kauer und Leningrader Opern- und Balletttheater wie Philharmonien. Diss. Heidel­
berg 2006. S. 188. FN 492.

15 Sieheebenda. S. 140.
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danach, wohin das Stali nregime die kulturellen Verhältnisse letztli ch gebracht
hatt e. Beide Sichtweisen können sich, wenn man sie zusammen in den Bli ck
nimmt, gegenseiti g ergänzen: während die eine auf real Mögli ches und Ver­
wirkli chtes aufmerksam macht, warn t die andere (durch den Verweis auf ele­
mentare kult urelle Defizite) vor einer Oberbewertung positiver Tatbestände.

Die Tagebucheintragungen des Schr iftstellers Wsewolod Iwanow (1895-1963)
sind die eines Mannes, der die ganze Sowjetgeschichte durchlebt hat und nach
dem frühen Erfolg seiner Erzählungen aus dem Bürgerkr ieg zwar manchen
Rückschlag hinnehmen musste, sich aber dennoch nicht all zusehr von künst­
ler ischen Tageslosungen und dogmatischen Vorschriften beeindrucken ließ.
Vielmehr verweist er im Gespräch mit einem Schr iftsteller-Kollegen, wo von
der »Schwäche der Kunst« die Rede ist, auf ihre »schlechte propagandistische
Rolle«." Ja, mit besonderer Schärfe wird die Anmaßung des Staates att ackiert,
Urheber der Kunst zu sein. Zum Vergleich wird auf die griechische Antike ver­
wiesen. Nicht das griechische Staatswesen - so heißt es in pointi er ter Zuspit­
zung - habe einen Aristoteles hervorgebracht, sondern umgekehrt: der große
Philosoph habe Griechenland »erschaffen« und der Nachwelt überli efert. Der
Staat hingegen handle »blind« und »ohne Verstand«". Iwanower hakt bei
seinem Gesprächspartner mit der etwas provokanten Frage nach, ob hinter
solchen Behauptungen vielleicht Dostojewski-Lektüre stehe. Die ist bei ihm
selber gerade aktuell : er li est den Roman »Die Dämonen« ...

Damit sind Präferenzen lwanows angedeutet: kein Wunder, dass er das
Bedürfnis verspürt, seinen Reali smus von dem seines li terar ischen Förderers
Maxim Gorki abzugrenzen. Dieser hätt e das junge Erzähltalent gern in sei­
nem Fahrwasser gehabt, in dem es vielleicht ruhiger, fürsorglicher zugegangen
wäre. Doch zum Glück sei er , Iwanow, von anderer Art und wolle es auch blei­
ben: »widersprüchli ch, paradox, ehrgeizig und bescheiden ...«" (Solche Worte
lassen ahnen, dass Iwanow die gesell schaft li che Reali tät allgemein wie auch
die Literatur nicht mit kleinlichem Maß und verengtem Bli ck abgeschätzt wis­
sen wil l. »Heute tr ifft man all e Extreme an: größten Heroismus, größte Feig­
heit, größte Lüge ...«, äußert er in der Situation des Kr ieges. Und das Begreifen
von alledem erfordere innere Größe. Höchst besorgte Töne werden laut, wenn
die Langzeitwirkung des künstlerischen Daseins in einem Staatswesen mit
all umfassendem Führungsanspruch zur Sprache kommt: »Ich fürchte, dass ich

16 Vsevolod Ivanov: Dnevnik i. Moskva 2001. S. 208.
17 Ebenda. S. 247.
18 Ebenda. S. 301.



Chancen der Kultur 155

aus Respekt vor der Sowjetmacht und aus dem Wunsch heraus, ihr zu nutzen,
meinen ganzen künstlerischen Apparat verdorben habe ...«"

Bei dem zweiten Tagebuchverfasser, Leonid Timofejew (1903-1984), handelt
es sich um einen Moskauer Literaturwissenschaftl er, der als Verfasser von
Arbeiten zur Literatur- und zur Verstheorie sowie als Mitautor li teraturge­
schichtli cher Kompendien zur Sowjetliteratur internationale Bekanntheit er­
langte. Wegen seiner Gehbehinderung durfte er im Kr iege auch während der
kr iti schsten Monate in der Hauptstadt bleiben. Wie bei lwanow verbindet sich
bei ihm die tiefe Verbundenheit mit seinem Land mit äußerst kr it ischer Diag­
nose der Verhältnisse auf kulturellem Gebiet.

In seinen vor der Mitwelt geheim gehaltenen Notizen kommt Timofejew ein
paar Mal auf ein Grundproblem sowjetischer Kulturentwicklung zu sprechen:
den Widerspruch zwischen Breite und Tiefe. Aufmerksam nimmt er daher
den Gedanken eines höheren Offi ziers auf, der als Referent vor Schr iftstellern
den Gedanken äußerte, viele Offiziersschüler seien rasch - und daher ohne
die erforderli che menschli che Reife - auf hohe Posten gelangt. Die »Unifizie­
rung« des Landes sei auf Kosten der »selbständig Denkenden« erfolgt - ein
Tatbestand mit ungewissen Folgen für die Zukunft .'° (NM 6/02, 148) Dieser
Beobachtung aus dem ersten Kr iegsjahr entspricht eine weitere vom Januar
1943. Sie ergibt sich aus den Eindrücken, die Timofejew von einer Sitzung in
der Agitpropabteil ung des ZK unter Leitung des oben erwähnten Alexandrow
mitnahm. Dort wurde gefordert, dass die Literaturzeitschr iften noch stärker
kontrolli er t werden müßten. Das beunruhigende Symptom dieser Sitzung
besage, »dass wir nichts gelern t haben, und dass bis hin zur Führungsspit­
ze die Kultur mit einer Verpflegungsrati on verwechselt wird, die jeder Ver­
kaufsstellenleiter austeilen kann.«21 Solche bedrückenden Feststell ungen wird
Timofejew später mit dem Bli ck auf die ganze russische Kultur bekräfti gen.
Den Anstoß gibt eine Konferenz des Schr iftsteilerverbands zum histor ischen
Roman, auf der eine »selten unkultivierte und talentlose Debatt e« statt fand.
Timofejews Fazit: die »Frage der russischen Literatur« sei im Grunde entschie­
den, wie auch immer sich die weitere Entw icklung gestalte. »Wir haben jene
Kultur zerstört, die vom 19. Jahrhundert erschaffen wurde. Diese war sehr tief
angelegt, doch nicht in der Breite. D.h. inmitt en der nahezu kulturlosen Mas-

19 Ebenda. S. 196.

20 Siehe Leonid Timofeev: Dnevnik voennych let. (Publ. 0. L. Timofeevoj). In: Znamja
2002. H . 6. $. 148.

21 Znamja 2003. H . 12. S. 151.



156 Will i Beitz

sen gab es eine kleine Insel von Menschen mit überragender und vielseitiger
geisti ger Kultur [ ...] Jetzt hingegen gewinnt die Kultur zwar an Breite, doch
gleichzeit ig wird sie flacher ... Wir werden kaum jenen Menschentyp wieder­
erschaffen können, dessen Restbestände ich in meiner Jugendzeit in der Person
von W. Brjussow, W. Iwanow, G. Tschulkow, G. Ratschinski oder S. Solowjow
wahrnehmen konnte [...] In der Tat: es gibt kein Land mit einem tragischeren
Schicksal als Russland.«?'

Das ist eine wahrhaft radikale Kritik, wie man sie von einem an offi ziell en
Großprojekten (wie mehrbändigen Literaturgeschichten) Beteil igten kaum er­
wartet hätt e. Doch wie immer man die Distanz zwischen dem, was Timofejew
in jenen Projekten zu Papier brachte, und diesen Tagebuchnotizen auch beur­
teilen mag - sie deutet auf jeden Fall auf ungenutzte Reserven an Erkenntnis.
Die Blockierung solcher Reserven, die immerhin den Lebensnerv des Sozi­
ali smus berührte, war auch eine der Ursachen für den Untergang der unter
diesem Namen und mit diesem Anspruch geschaffenen Gesellschaft .

22 Siehe ebenda. S. 158.
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Sieg und Befreiung. Aktuelle Wahrnehmungen in Russland
zum Großen Vaterländischen Krieg'

ERINNERUNGAN DIE UNMITTELBARE SICHT DER AKTEURE

Kurz nach Kriegsende, am 12. Mai 1945, schr ieb der Rotarmist Iwan Andr ia­
nowitsch S. an seine Mutter und Schwestern :

»Einen Gruß aus der Tschechoslowakei! Guten Tag, meine liebe Mutt er und
meine teuren Schwestern Awa und Walja! Ich eile, euch meinen herzlichen
Gruß zu übermitt eln! ... Jetzt ziehe ich über Dörfer und Städte der Tschecho­
slowakei. Wir befr eien das uns brüderli ch verbundene Volk. Die ganze Bevöl­
kerung der Dörfer und Städte begegnet jubelnd ihren Befreiern ! Uns! Zu Ehren
des historischen Tages der Befreiung wurden an den Häusern die Staatsflag­
gen der Tschechoslowakei und der Sowjetunion gehißt. Es gab unvergessliche,
aufregende Begegnungen! Fröhli che Worte und Hochrufe zu Ehren des gro­
ßen Stali n, zu Ehren der Roten Armee und des russischen Volkes hörte man

Dieser Beitrag ist aus Oberl egungen, Vortr ägen und Veröffentli chungen entstanden,
die der Verf. im Zusammenhang mit dem 60. und 65. Jahrestag des Sieges der So­
wjetunion im Großen Vaterl ändischen Krieg und der Befreiung Deutschlands vom
Hitlerfaschismus der Offentl ichkeit unterbreitet hat. Sie wurden mit Verw eis auf die
entsprechende Literatur zusammengefasst in der Publi kation: Der »Große Vater­
ländische Kri eg«. Neue Sichten und Einsichten in Russland und seiner Geschichts­
schreibung. Pankower Vort räge. Heft 143. »Helle Panke« e.V. Berli n 2010. 67 S. Im
Beitr ag wird zumeist auf darüber hinausgehende Literatur verw iesen. - Er deckt
sich in Vielem mit: Der »Große Vaterl ändische Krieg« - Wahrnehmungen in Rus­
sland. In: Die dr itt e Schuld. Der Westen ist totalitär geworden. Festschr ift für Profes­
sor Gerhard Fischer zum 80. Geburts tag. Gesell schaft zum Schutz von Bürgerrecht
und Menschenwürde e.V. GBM. Berl in 2010. S. 103ff. - Siehe zuletzt von russischer
Seite Sergej Kudrjasov: V poiskach istor ii vojny. Interpretacii Veli koj Otecestvennoj
i novye dokumenty iz Archiva Prezidenta RF. In: Rodina. Moskau( 2010)5. S. 4ff. Er
schr ieb auch die gleichlautende Einleitung »V poiskach istor ii vojny« in dem reich
ill ustr iert en Dokumentenband: Vojna 1941 - 1945. Vestnik Archiva Prezidenta Ros­
sijskoj Federacii. Moskau 2010. S. 12ff.
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von allen Seiten! Uns drückt man die Hände, überschütt et uns mit Blumen .
... Warm und herzlich begegnet uns das tschechische Volk. Ich werde diese
Begegnungen nie vergessen Jetzt ist es hier sehr warm. überall wachsen
Blumen .... Wie schön es ist. Es gibt keine Worte für meine Freude! Endli ch
ist Schluß mit dem verfluchten Krieg! Man möchte singen! Und lachen! Und
leben! Leben!«

Einen Tag vorher, am 11. Mai, sandte Wladimir Dmitr ijewil sch T. einen
Brief an Verwandte: »Deutschland, 11. 5. 1945. Guten Tag, meine Lieben! Heu­
te Nacht hat das Radio uns die frohe Nachr icht gebracht. Sieg, voller und end­
gültiger Sieg! Es ist schwer, die Gefühle zu beschreiben, die mich in dieser
Minute überfielen ... Denn um dieses eine Wort zu hören, haben wir einen
schweren Weg des Kampfes zurückgelegt. ... Ich habe Ruinen russischer Städ­
te und Dörfer gesehen. Ich habe die Tränen sowjetischer Menschen gesehen,
ich habe aber auch die Agonie Deutschlands erl ebt. Ich habe die Tränen der
Deutschen gesehen, die obdachlos durch Deutschland zogen.... Jetzt haben
wir Erinnerungen fürs ganze Leben.... Wir leben jetzt fast wie Grenzsoldaten
in einem deutschen Dörfchen. Wir haben alles, was das Herz begehrt, sogar
eigene Kühe und Hühner. Und trotzdem zieht es uns stark in die Heimat. ...
Die Deutschen haben vor uns große Angst. Sie fühlen ihre Schuld vor unserem
Volk und zitt ern um ihr Leben.«

Am 15. Mai schr ieb Hauptmann Wassili Petrowitsch W. an seine Famili e:
»Ich gratuli ere euch zum Ende des Kr ieges.... Wir beginnen jetzt, uns an die
Friedenszeit zu gewöhnen .... Die Deutschen sind auch fröhlicher geworden.
Sie sind zufr ieden, daß kein Krieg mehr ist. Die letzte Zeit war es für sie sehr
schwer. Jetzt versammeln sie sich häufig um unsere Küche, wenn die Solda­
ten zu Mitt ag essen, und gehen mit einem freudigen Lächeln, wenn es ihnen
gelingt, die Reste der Suppe oder Brot zu bekommen, und das geschieht sehr
häufig. Unsere Soldaten haben ihre Wut schon vergessen und teil en gern mit
den hungernden Deutschen. Die Deutschen haben schon gelern t, viele Worte
russisch auszusprechen, an erster Stell e die Worte Brot, Papirosy, Tabak. Be­
sonders viele Kinder laufen den Soldaten hinterher. Dieses Völkchen ist in­
ternational, und ihr Verhalten ist überall gleich. Die, die kleiner sind, wollen
auf den Arm, wer größer ist, macht Dummheiten oder bemüht sich, irgend­
wie zu helfen. Und im allgemeinen ist das Leben eintöniger und vielleicht ein
wenig langweil ig geworden.... Jetzt sehen wir Ereignissen von internationa-
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lem Maßstab entgegen, die in San Francisco und im Femen Osten eintreten
werden.«

Ohne hier die Aussagekraft von Briefzeugnissen zu erörtern,' ist in der
Wahrnehmung des Sieges im Großen Vater ländischen Krieg und der Befrei­
ung Europas und Deutschlands vom Hitlerfaschismus durch die Akteure deut­
li ch: Der Sieg im Großen Vaterl ändischen Kr ieg erfüll te sie mit unsäglicher
Freude und großem Stolz und bedeutete für sie der entscheidende Schr itt zur
Rückkehr in die Heimat und zur Famili e. Die Zerschlagung der faschistischen
Wehrmacht verband sich für sie mit Vergeltung für die Leiden, die die ihr igen
erli tt en hatt en. Sie sahen und fühlten sich als Befreier der Menschen und Völ­
ker, die Hitlerdeutschland unterjocht hatt e, und wurden von diesen vielfach
auch so verstanden und gewürdigt. Sie kamen nach Deutschland und Berlin,
um die »faschistische Besti e in ihrer Höhle auszuräuchern«, um den Aggres­
sor auf eigenem Boden endgült ig zu vern ichten, den »verfluchten Kr ieg« zu
beenden und den Frieden herbeizuführen. Sie beherrschte nicht der Gedanke,
Befreier des deutschen Volkes vom Faschismus zu sein, doch sie schlossen sich
auf gegenüber dem Leid und dem Lebenswill en der ihnen so fremden Deut­
schen.

Dem Jubel der Sieger am 9. Mai entsprach ein Erlass des Präsidiums des
Obersten Sowjets der UdSSR vom 8. Mai 1945, den 9. Mai als arbeitsfreien
staatli chen »Feiertag des Sieges« zu begehen.* Doch wurde er dann unter Sta­
li n und Chruschtschow zum Gedenktag zurückgestuft , zu dem es auch viele
Würdigungen, Veranstaltungen und Publi kationen gab. Unter Breshnew wur­
de zum 20. Jahrestag der 9. Mai 1965 wieder zum großen staatli chen, arbeits­
freien Feiertag mit entsprechenden ehrenden Veranstalt ungen, die auch Stali n
einschlossen, aufgewertet. Heute ist der 9. Mai der letzte bedeutende sowjeti­
sche Feiertag, der im postsowjeti schen Russland aufwendig als Tag des Sieges
im Großen Vaterl ändischen Krieg begangen wird. 1995 - unter Präsident Boris
Jelzin - geschah dies wieder nach Jahren der Abstinenz unter Herausstell ung
der hervorragenden Rolle Marschall Georgi Shukows auf hohem internatio­
nalem Niveau mit entsprechenden Gästen. Das war auch im Jahre 2000 unter

2 Rotarmisten schreiben aus Deutschland. Br iefe von der Front (1945) und histor ische
Analysen. Hrsg. von Elke Scherstjanoi. Texte und Mater ialien zur Zeitgeschichte, Bd.
14. Hrsg. vom Instit ut für Zeitgeschichte. München 2004. S. 176f., 175f., 179f.

3 Siehe Elke Scherstjanoi: Sowjetische Feldpostbr iefe vom Ende des Großen Vater län­
dischen Krieges als Quelle für histor ische Forschung. In: Ebenda. S. 3f .

4 Siehe den Erl ass. In: Imeni Pobedy. Polkovodcy i voenacal'niki Veli koj Otecestvennoj
vojny 1941 - 1945. 65 let Veli koj Pobedy. Moskau 2010. S. 18.
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Präsident Wladimir Puti n der Fall . Erstmals war ein deutscher Kanzler, Ger­
hard Schröder, dabei.* Im Jahre 2010 wurden darüber hinaus neue Akzente
unter der Losung »Wir siegten gemeinsam« - eine Geste des guten Will ens
des Kreml, doch für viele eine Zumutung - mit der Teilnahme von Abordnun­
gen der ehemaligen Westall iierten, der USA, Großbritanniens, Frankr eichs
und auch Polens, - NATO-Mitgli edsländer - sowie der GUS Staaten an der
traditi onellen Mil itärparade in Moskau gesetzt. Der russische Staat gab für die
Feierl ichkeiten zum 65. Jahrestag des Sieges über 30 Milli onen Euro aus.'

Die Sicht der Akteure von 1945 und die Würdigungen danach führen in
aktuelle Wahrnehmungen des Krieges, des Sieges und der Befreiung.

Am Vorabend des 65. Jahrestages des Sieges der Sowjetunion und ihrer
All iierten über Hitler-Deutschland und seine Verbündeten entbrannte in Mos­
kau und darüber hinaus in Russland ein hefti ger Streit um die Aufstellung
von großflächigen Stali n-Bil dern - zusammen mit denen anderer Heerführer
- in der Stadt. Die Medien berichteten darüber. Menschenrechtler empörten
sich, dass das Bild eines »Massenmörders« die russische Hauptstadt bei der
Parade am 9. Mai schmücken solle. Kr iegsveteranen verwiesen auf die Ver­
dienste Stali ns als Mili tärführer und dass man den Sieg nicht feiern könne,
ohne an ihn zu er innern . Parl amentspräsident Boris Gryslow sagte, der Sieg
sei nicht Stali n zuzuschreiben, sondern der Bevölkerung. Er forderte, die Ge­
nehmigung dieser Plakatierung zurückzunehmen. Bürgermeister Jur i Lush­
kow begründete diese damit, dass Stalin als Oberster Befehlshaber der Roten
Armee im Zweiten Weltkr ieg den Sieg über Hitler errungen habe. Er bli eb
zunächst bei seiner Erlaubnis und machte schli eßli ch unter Druck des Kremls
einen Rückzieher.'

Ein aktueller poli tischer Eklat, doch in seinen Argumentmustern schon
jahrelang in der Auseinandersetzung in Russland über den Großen Vaterlän­
dischen Krieg und die Roll e Stali ns vorhanden.

Dieser Krieg wird mitt lerweile von der großen Mehrheit der Bevölkerung
als das bedeutendste Ereignis der russischen Geschichte überhaupt gesehen.
Und Stali n hat dabei seinen festen Platz als zwiespältige, aber doch hoch ange­
sehene Persönli chkeit im Bewusstsein breiter Bevölkerungsschichten. Fast 70

5 Siehe »Neues Deutschland« und »Berliner Zeitung« vom 10. Mai 2010.
6 Siehe Wladimir Miljutenko: Das unauslöschli che Licht des Sieges. Zum 9. Mai 2010.

In: Wostok. Berlin (2010)2. S. 66ff.
7 Siehe ebenda. S. 68f.
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Prozent der Bürger/I nnen sind laut Umfragen Stolz auf den Sieg im »Großen
Vaterländischen Krieg« unter der Führung Stali ns.

Ende 2008 wurde Stali n in einer über sechs Monate dauernden umstr itt e­
nen Medienakti on »Der Name Russlands«, an der sich mehr als 50 Mill ionen
Menschen beteiligt haben sollen, als bedeutende Persönli chkeit der russischen
Geschichte auf Platz drei gesetzt - nach Alexander Newski und Pjotr Stoly­
pin.*

68 Prozent der Befragten waren 2008 mit der Feststell ung einverstanden:
Welche Fehler und Laster Stali n auch zugeschr ieben werden, das wichtigste
bleibt, dass unter seiner Führung unser Volk als Sieger aus dem Großen Va­
terländischen Krieg hervorging. 19 Prozent waren dagegen und 13 Prozent
fanden es schwer, darauf zu antworten. 68 Prozent sahen dabei Stali n als
grausamen, unmenschlichen Tyrannen, schuldig für die Vern ichtung von Mil ­
lionen Unschuldiger, 19 Prozent waren damit nicht einverstanden, 13 Prozent
entzogen sich der Antwort.' Das sind bezeichnende Schlagli chter !

Der Große Vaterl ändische Kr ieg von 1941 bis 1945 mit seiner Vorgeschichte
war zweifellos das zentrale Thema der russischen Histor iographie und histor i­
sierenden Publizistik der letzten beiden Jahrzehnte, in denen sich ein Paradig­
menwechsel von der formationsgeschichtli chen zur zivili sationsgeschichtli chen
Herangehensweise voll zog und eine negative Darstellung der Sowjetunion als
»totali tärer« Staat, als »stalinisti sche Diktatur« in den Vordergrund trat.'
Das war nicht unproblematisch, wie der Histor iker Sergei Kudrjaschow ver­
deutli chte. Er ist einer der wenigen Gesell schaftswissenschaftl er in Russland,
die sich kr itisch-ablehnend mit der Totali tar ismus-Doktr in und ihrer Aufnah­
me in Russland auseinandersetzen. Er erfasst die Totali tar ismusdoktr in als

8 Siehe »Berli ner Zeitung« vom 30. Dezember 2008.
9 Siehe Novoe vremja / Tue New Times. Moskau. 21. Dezember 2009. S. 86ff. (nach

Befr agungsergebnissen des Moskauer Lewada-Instituts).
10 Siehe Horst Schützler / Sonja Str iegnit z: Die gegenwärti ge russische Histor iographie

zur Geschichte Russlands und der Sowjetunion: methodologische Aspekte, Rahmen·
bedingungen, ausgewählte Probleme. In: Osteuropa in Tradition und Wandel. Leip­
ziger Jahrbücher. Hrsg. Von Ernstger t Kalbe, Wolfgang Geier und Holger Poli tt . Bd.
2(7). Leipzig 2000. S. 273ff. - Horst Schützler : Einbli cke. Zur »Totalitar ismus«-Sicht
und -Diskussion in der russischen Histor iographie (90er Jahre). In: Alfr ed Loesdau /
Helmut Meyer (Hrsg.): Zur Geschichte der Histor iographie nach 1945. Beitr äge eines
Kolloquiums zum 75. Geburts tag von Gerhard Lozek. »Gesellschaft - Geschichte
- Gegenwart «. Schr iftenreihe des Vereins »Gesell schaftswissenschaftl iches Forum
e. V.«. Bd. 26. Berli n 2001. S. 115ff.
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»amorphe theoretische Konstruktion, im Westen in den Jahren 1930-1940 zur
Diskreditierung der sowjetischen Gesell schaftsordnung erdacht«" und geht
in kr itischer Distanz den Gründen für ihre Verbreitung als Erklärungsmodell
der Sowjetgesell schaft nach.'' Die Demontage des sowjetischen Systems war
nach seiner Sicht mit der Suche nach einer neuen Ideologie verbunden, die von
Anfang an nur schwer mit den heroischen Werten der jüngsten Vergangen­
heit, den Leistungen im Großen Vaterländischen Krieg, zu verbinden war. Die
»Bestell ung« einer »anderen Geschichte« durch die neue Machteli te erforderte
das Suchen nach einem »anderen Kr ieg«. Ohne den Großen Vaterl ändischen
Krieg ließ sich die sowjetische Geschichte leicht in den abstoßenden Rahmen
des Totali tar ismus einordnen. Aber der schwer errungene Sieg, die morali ­
sche Stärke des Volkes, der Patr iotismus, Heroismus und die Selbstaufopfe­
rung sowie die Rolle der Kommunisten lassen sich nicht mit dem Abbil d einer
unsitt li chen Gesell schaftskonstruktion verbinden. Deshalb wurde vielfach die
Geschichte des Krieges nach dem primitiven totali tären Schema dargeboten:
Stali n woll te mit Hitler zusammenarbeiten; indem er den Pakt unterschr ieb,
provozierte der Generalsekretär den Zweiten Weltkr ieg; zwei verbrecherische
Regime prall ten aufeinander; als Deutschland die Sowjetunion überfiel, woll ­
ten die Rotarmisten nicht kämpfen und gingen in Massen in die Gefangen­
schaft ; nur die nazistische Poli tik des Genozids zwang die Massen, Stali n zu
folgen; Kommissare und Auffangabteilungen brachten die Rote Armee dazu
zu kämpfen; im Hinterland wurde ein drakonisches Regime verwirkli cht, das
die Menschen mit Terror zwang, zu arbeiten usw. Gegen diese diffamierende
Darstellung der Lebensleistung von Mill ionen habe es Auflehnung gegeben.
Um die Jahrtausendwende sei begriffen worden, dass der Nihilismus gegen­
über der Vergangenheit, aus der auch die heutigen Führer Russlands kom­
men, wie ein Bumerang auf die wichtigsten Institutionen des Staates - Armee,
Bildungswesen und Kult ur - zurückschlägt. Es sei schwer, von den Bürgern
Patr iotismus zu fordern, wenn ihnen lange suggeriert wurde, dass sie in einer
sitt enlosen Gesell schaft ohne heroische Symbole aufgewachsen seien. In dieser
Situati on habe der Staat mit bestimmten Maßnahmen reagiert; die Bürger
woll ten »die ganze Wahrheit über den Kr ieg« wissen; bestimmte Gruppierun­
gen ihre Interessen wahrnehmen.'

11 Siehe Sergej Kudrjasov: V poiskach istori i vojny. S. 7ff .

12 Siehe Sergej Kudrjasov:: Pugalo dlja nekrofilov. Kriticeskie zametki o doktrine tota­
li tarizma. In: Rodina. Moskau (2008)1. S. 23ff .

13 Siehe ebenda. S. 8f.
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Die Publi kationen wurden zahlreicher, wenn auch zumeist nicht tiefgrün­
diger, die Auseinandersetzungen härter, in der Polemik billi ger, der Drang
nach Sensationen und Geldverdienen maßloser.

Drastisch beschreibt Kudrjaschow die Situation: Auf dem russischen Markt
für historische Literatur herrscht ein aggressiver Dilettantismus. Für die
Analyse vieler »Bücher« ist eher ein Psychiater als ein Histor iker nötig. In
der Jagd nach Profit sind Verlage bereit, jedes beli ebige Buch als »in der Welt
erstmalige Forschung« anzupreisen. All das bringt eine riesige Zahl von Er­
findungen und bodenlosen Urteilen hervor, die man nicht überprüfen kann.
Sich in dieser pseudowissenschaft li chen Literatur zurechtzufinden, ist für den
einfachen Leser außerordentlich schwer. Er weiß nicht und kann nicht wis­
sen: wer hat recht und wem soll man glauben. Angesichts dieser Situation
fordert der Autor, den Einfall der Scharl atane, Graphologen und Kompilato­
ren in die Geschichtsschreibung zu unterbinden. Dazu sei keine Zensur oder
die Begrenzung der Schaffensfreiheit erforderli ch. Nötig sei einfach die Ein­
führung einer elementaren Ordnung im Verl ags- und Informationsgeschäft .
Buchhändler, Verl eger und Redakteure müssten die Verantwortung tragen,
wenn sie belletr istische Erfindungen als »neue Wahrheit über den Kr ieg« de­
klar ieren. Autoren ohne speziell e Ausbildung soll te es nicht gestatt et sein, sich
öffentli ch als »Histor iker« zu tituli eren. Notwendig sei mit geeigneten Maß­
nahmen die Ausbildung quali fizierter Historiker. Erforderli ch für die weitere
kr iegsgeschichtli che Forschung sei auch die Offnung entsprechender Archive.
Russland sei das einzige Land, in dem ein großer Teil der Mil itärarchive nach
wie vor den Forschern nicht zugänglich ist.'

In all den Veränderungen bli eb das von Stali n geprägte Begriffsbild des
»Großen Vaterländischen Krieges« - Synonym für einen umfassenden, ge­
rechten Volkskr ieg zur Verteidigung des »soziali stischen« Vaterl andes - mit
seinem Gehalt erhalt en. Es wurde jedoch vielfach als »Mythos« interpretiert
und »neuen Wahrheiten« über einen »anderen Krieg« der »totali tären, stali ­
nistischen« Sowjetunion das Wort geredet.

Die Untersuchung, Darstell ung und Debatt e erfasste den ganzen Kr ieg,
hatt e aber ihre Schwerpunkte und Problemfelder.

Einen Schwerpunkt bildete der Vorabend des Krieges mit der Problematik
des deutsch-sowjetischen Nichtangr iffsvertrages vom 23. August 1939 (dem
sog. »Hitler-Stalin-Pakt« oder »Molotow-Ribbentrop-Pakt«) und den damit
verbundenen hefti gen wissenschaft li chen und poli ti schen Debatt en über Po-

14 Siehe ebenda.
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li t ik und Moral, nationale Interessen und Völkerrecht. Sie wurden besonders
zu den Jahrestagen sehr hefti g ausgetragen, wie jüngst im Zusammenhang
mit dem 70. Jahrestag des Beginns des Zweiten Weltkr ieges, des Oberfall s
Hitler-Deutschlands auf Polen am 1. September 1939. Einerseits wurde dabei
Stali n, der Sowjetunion, in Obereinstimmung mit Meinungen im Ausland,
die Mitschuld am Ausbruch des Zweiten Weltkr ieges zugewiesen, andererseits
das nationale Interesse betont.

Der Direktor des Instituts für Allgemeine Geschichte der Russischen Aka­
demie der Wissenschaften, Akademiemitgli ed A. O. Tschubarjan, zog ein be­
hutsames Fazit der Diskussionen über die Ereignisse am Vorabend des Großen
Vaterl ändischen Krieges. Er verwies darauf, dass das Handeln der UdSSR im
Zusammenhang mit der Unterzeichnung des Paktes und den Ereignissen da­
nach von einem ganzen Komplex von Gründen diktier t wurde, sowohl objek­
tiven als auch subjektiven Charakters. Hier verschmolzen sowohl Aufgaben
der Gewährleistung der Sicherheit des Landes als auch taktische Fehlrech­
nungen der poli tischen Führung bei ihrer Realisierung, Einbußen, die mit der
Ablehnung des Vertrages mit dem faschistischen Regime durch die öffentli che
Meinung in der Welt verbunden waren, das Einwirken des totali tären Stali n­
sehen Systems der Macht auf die Außenpolitik, das unrechtsmäßige und amo­
rali sche Handeln in Bezug zu Ländern , die in die sowjetische Interessensphäre
eingeordnet wurden.'

Kontrovers waren Äußerungen von hochrangigen russischen Poli ti kern .
Am 20. August 2009 sagte der Stell v. Vorsitzende des Auswärtigen Ausschus­
ses der Staatsduma Juli j Kwizinski, Mitgli ed der kommunistischen Fraktion,
ehemaliger Botschafter in der Bundesrepubli k Deutschland: »Der Pakt kam
zur rechten Zeit, war nötig, und unter jenen Bedingungen durchaus legitim
und vom Standpunkt der poli tischen Strategie sehr reali stisch«. Er war »ein
Meisterstück Stali ns, wodurch die Sowjetunion viele für sie vorteilhafte Ziele
erreichen konnte. ... Wir brauchen nichts zu bereuen«.' Dem stand die Auffas­
sung von Ministerpräsident Wladimir Putin direkt entgegen. Er traf anläss-

15 Siehe Mezdunarodnyj krizis 1939 - 1941gg.: ot sovetsko-germanskich dogovorov
1939 g. do napadenija Germanii na SSSR. Materialy mezdunarodnoj konferencii ...
Moskva, 3 - 4 fevralja 2005. Moskau 2006. S. 6f. - Siehe auch A. O. Cubar'jan: Ka­
nun tragedii : Stalin i mezdunaronyj krizis: sentjabr' 1939 - ijun' 1941g0da. Moskau
2008.

16 Interview mit der Russischen Nachrichtenagentur RIA Novosti. Wiedergabe in: Welt
Trends - Zeitschrift für internationale Polit ik. Potsdam. Nr. 69. November/Dezember
2009. S. 69, 74.
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li eh des Kriegsbeginns vor 70 Jahren in einem Beitrag in der polnischen Zei­
tung »Gazeta Wyborcza« am 31. August 2009 folgende Kernaussagen: »Ohne
Zweifel kann man den im August 1939 abgeschlossenen Molotow-Ribbentrop­
Pakt mit vollem Recht verurteil en.... Heute verstehen wir , dass jede Form
von Abkommen mit dem nazisti schen Regime aus morali scher Sicht unan­
nehmbar war und keinerl ei Aussichten auf prakti sche Reali sierung hatt e....
Im Rückbli ck auf die Vergangenheit sollten wir all e unbedingt daran denken,
zu welchen Tragödien Kleinmut, Kabinett spoli tik hinter den Kuli ssen und das
Streben führen, Sicherheit und nationale Interessen auf Kosten anderer zu ga­
rantieren. Es kann keine vernünfti ge, verantwortungsvolle Poli tik außerhalb
morali scher und rechtli cher Rahmen geben«.'' Es bleibt abzuwarten, in welche
Richtung der Zeiger poli tischer Deutung geschichtli cher Ereignisse dauerhaft
ausschlagen wird.

Die schwere Anfangsetappe des Kr ieges, das Jahr 1941, war absoluter
Schwerpunkt der Publi kation und wurde mit konträren Meinungen als die
»Große Vaterländische Katastrophe«"*, so ein Buchtitel des letzten Jahres,
erörtert. Verheerende mili tär ische Niederlagen, ungeheure menschli che und
mater iell e Verluste, Verhalt ensweisen der Soldaten, der mili tär ischen und
staatli chen Führung, vorhandener und erwachender Widerstandswill e mit
ersten Erfolgen werden in ihren Ursachen unterschiedli ch - oft sehr polemisch
- gedeutet.

Der weitere, für die Sowjetunion nach Stali ngrad günstige Kriegsverlauf
bis hin zur Schlacht um Berli n wurde in zahlreichen Darstellungen mit un­
terschiedli chen Wertungen verfolgt, wobei Misserfolge und auch Gewaltt ä­
tigkeiten im Umgang mit der deutschen Zivilbevölkerung nicht übergangen
wurden.

Der Chronologie des Krieges folgten eine Anzahl vielschreibender Autoren
mit unterschiedli chen Positionen - W. W. Beschanow, I. W. Mostschanski, A.
W. Issajew, A. W. Martirosjan, B. W. Sokolow u.a. -, indem sie in schnell er

17 Ober Poli t ik und Moral vor dem Zweiten Weltkr ieg. Aus Wladimir Put ins Beitrag für
die Warschauer »Gazeta Wyborcza«. In: »Neues Deutschland« vom 5./ 6. September
2009. S. 24.

18 Siehe 1941. Velikaja Otecestvennaja katastrofa. Itogi diskussii. Moskau 2009. Hier
handelt es sich weniger um die Ergebnisse der langwährenden Diskussion zur An­
fangsetappe des Kr ieges als vielmehr um 16 Beiträge von Autoren, die sich bekämp­
fen.
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Folge, besonders in den Jahren 2008/ 9, für jedes Jahr ein Buch produzierten"
- oft als Korrektur früherer sowjetischer Sichten. Dem stell ten sich andere
entgegen wie Arsen Martirosjan, der in einem fünfbändigen Projekt »200 Le­
genden über den Großen Vaterländischen Krieg« entgegentrat.*

Blickt man über die Chronologie des Kr ieges mit den vielen mili tärge­
schichtli chen Büchern unterschiedlicher Qualität hinaus auf die sachli chen
Problemfelder, so ergibt sich für die letzten Jahre: dem Wechselverhältnis von
Krieg, Gesell schaft , Mensch und diktator ischer Macht wurde zunehmende
Aufmerksamkeit gewidmet, dabei insbesondere dem »All tag« und der »Psy­
che« der »einfachen« Menschen und Soldaten.21

Die aktive Teilnahme jüdischer Bürger am Krieg, ihre Leiden, ihre Ermor­
dung unter faschistischer Okkupation erfuhren verstärkte Beachtung. Im Jah·
re 2009 erschien die monumentale Enzyklopädie »Der Holocaust auf dem Ter­
r itor ium der UdSSR«"". Sie bringt das Genozid an der jüdischen Bevölkerung
auf dem von Hitlerdeutschland okkupierten Terr itor ium der UdSSR durch die
Faschisten und ihre Helfer und den jüdischen Widerstand gegen diese Ausrot­
tungspoli tik mit unwiderlegbaren Tatsachen zur Darstellung.

19 Siehe V. V. Besanov: Tankovy pogrom 1941 goda. (Kuda iscezli 28 tysjac sovetskich
tankov?). Minsk 2000, Moskau 2001. - God 1942 - »ucebny«. Minsk 2002. - God
1943 - »perelomny«. Moskau 2008. - Decjat' stalinskich udarov. Moskau 2002,
Minsk 2004. - God 1944 - »pobedny«. Moskau 2009. - A. V. Isaev: 1943-j ... Ot
tragedii Char'kova do Kurskogo proryva. Moskau 2008. - 1945. Poslednij krug ada.
Moskau 2008. - 1945-j ... Triumf v nastuplenii i v oborone: ot Vislo-Oderskoj do Ba­
latona. Moskau 2009. - I. B. Moscanski j : 1941-j ... Ot tragedii Vjaz'my do pobedy pod
Moskvoj. Moskau 2009. - 1942-j ... Ot tragedii Kryma do pobedy pod Stali ngradom.
Moskau 2008. - 1944-j ... Ot Korsuni do Belgrada. Moskau 2008.

20 Siehe A. B. Martirosjan: Tragedija 1941 goda. Moskau 2008. - Ders.: K resajuscim
bitvam. Moskau 2008. - Ders.: Na puti k pobede. Moskau 2008. - Ders.: Stalin: bio­
grafi ja vozdja. Moskau 2008. - Ders.: Za porogom pobedy. Moskau 2009. - Siehe
auch A. Isaev/M. Morozov: Mify Veli koj Otecestvennnoj. Moskau 2008.

21 Siehe Elena Senjavskaja: 2 maja 1945.V Berl ine nastupala tisina. In: Mezdunarodnaja
zizn' / International affairs. Moskau (2010)5. S. 78ff . - Aufschlüsse geben zahlreiche
Erinnerungen von Teilnehmern am Zweiten Weltkrieg. In: Ot soldata do generala.
Vospominanija o vojne. Tom 1 -12. Moskau 2000 - 2008 (Bd. 11 enthält Erinnerungen
an den Afghanistan-Krieg).

22 Cholokost na territorii SSSR: Enziklopedija. GI. red. I. A. Al'tman. Moskau. Naucno­
prosvetitel'nyi centr »Cholokost«. 2009. 1143 S. Ill ustriert. Karten. Großformat.
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Stark gewürdigt wurde die Hil fe der Verbündeten - Lend-lease"* - als das
große Beispiel der Zusammenarbeit der All iier ten; problematisier t die späte
Eröffnung der Zweiten Front.

Endli ch wurde auch »Katyn«, die Ermordung Tausender polnischer Off­
ziere durch NKWD-Einheiten im April/ Mai 1940 durch Publi kationen, Doku­
mentenübergaben an Polen und Film öffentli ch. Andrzej Wajdas Film »Das
Massaker von Katyn« wurde im Sommer 2010 in Russland gezeigt. Am 26.
November des gleichen Jahres verurteilt e die Russische Staatsduma erstmals
in einer offi ziellen Erklärung das Verbrechen. Nach den Kränkungen und dem
Misstrauen der Vergangenheit wolle man nun Polen die Hand der Freund­
schaft reichen.~'

Dem schweren Schicksal der Mill ionen sowjeti schen Kriegsgefangenen
und Zwangsarbeiter in Deutschland? - auch nach der oft diskr iminierenden,
freudlosen Heimkehr der überl ebenden in die Heimat - und auch der deut­
schen Kr iegsgefangenen in der Sowjetunion wurde nachgegangen.

Große Beachtung fand das Leben unter faschisti scher Okkupation - über 60
Milli onen Sowjetbürger waren betroffen - mit den Komponenten Besatzungs­
poli tik, Partisanenbewegung und Kollaborati on. Letztere wurde hinsichtlich
ihrer diffi zilen Ursachen - Ablehnung der Sowjetmacht, Annahme der Okku­
panten als Befreier ; Zwang zum überleben u. a. - und zivilen, nationalen und
mil itär ischen Erscheinungsformen sehr differenziert, aber widersprüchli ch
- auch verständnisvoll - erfasst." In der Fragestell ung: »Antistali nistischer
Patr iot« oder »Verräter der Heimat« fand dieser »Patr iot« in der Bevölkerung
wenig Verständnis - zu Recht.

23 Hingewiesen sei hier besonders auf die gründli che Untersuchung mit aufschlussrei­
chen Tabellen von V. N. Krasnov / I. V. Krasnov: Lend-li z dlja SSSR. 1941 - 1945.
Moskau 2008.

24 Siehe Duma verurt eilt Katyn-Massaker. In: »Neues Deutschland« vom 27./ 28. No­
vember 2010. S. 6.

25 Hervorhebenswert die Übersetzung von Christi an Streits Standardwerk: Keine Ka­
meraden. Die Wehrmacht und die sowjetischen Kriegsgefangenen 1941 - 1945. -
Kr istian Strajt: „Oni nam ne tovarisci ... Vermacht i sovetskie voennoplennye v 1941
- 1945 gg- Moskau 2009.

26 Siehe Igor ' Ermolov: Tri goda bez Stalina. Okkupacija. Sovetskie grazdane mezdu na­
cistami i bol'sevikami. 1941 - 1944. Moskau 2010. - Kollaboracionizm i predadel' stvo
vo Vtoroj mirovoj vojne. Vlasov i vlasovscina (Moskva, 12 nojabrja 2009 goda): ma­
ter ialy mezdunarodnogo Kruglogo stola. Moskau 2010.
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Immer wieder nachgedacht und gestr itt en wurde im Fazit des Kr ieges über
die Quellen, den Preis und die Früchte des Sieges, die Folgen und Lehren des
Krieges.~' Während die einen den großen Sieg würdigten und den hohen Preis
für notwendig hielten, sahen andere zwar die Bedeutung des Sieges, erachte­
ten aber die Opfer als zu hoch und dem stali nistischen System geschuldet, das
durch den Sieg gestärkt wurde.

Der Krieg wurde vielfach aus der Perspekti ve des Sieges rückerinnert. Die
überragende Leistung, die zum Sieg führte, dessen weltgeschichtli che Bedeu­
tung und die dafür erbrachten Opfer wurden zu Recht gewürdigt. Doch ist
angesichts dessen die Gefahr latent, offensichtli che mili tär ische Misserfolge,
Fehlleistungen und Niederl agen, hohe Verl uste an Menschen und Material
und Stali nsche Brutali täten verblassen zu lassen. Manche übten sich im Ge­
genzug in der Hochrechnung solcher Misserfolge und Verl uste, schr ieben sie
dem stali nisti schen System zu und behaupteten, der Sieg sei »unverhältnis­
mäßig«, ein »Pyrrhussieg« gewesen, der aber den Stali nismus gestärkt, den
Zusammenbruch des Kommunismus hinausgeschoben und so »regressive«
Bedeutung besitze, das Begriffsbil d »Großer Vaterländischer Kr ieg« habe sich
überlebt.3

Die Sicht auf den Sieg schli eßt den Blick auf die Sieger, die Mill ionen Sow­
jetsoldaten und ihre Befehlshaber - oft patr iotisch stimuliert"® - und die Leis­
tungen der Bevölkerung des Hinter landes mit ein.

27 Siehe V. P. Popov: Bol'saja nic'ja. SSSR ot Pobedy do raspada. Moskau 2005. S. 57ff.
Der Autor kennzeichnet die gängigen Meinungen zum Großen Vaterländischen
Krieg und setzt seine Auffassung hinzu bzw. dagegen. - Jur i Muchin: Armija pobedy.
Moskau 2010. - Ders.: Uroki Velikoj Otecestvennoj. Moskau 2010.

28 Siehe V. P. Popov. Bol'saja nic'ja. S. 45ff.
29 Siehe Horst Schutzler : Im Visier - Generäle, Marschäll e und der Generali smus (im

Großen Vaterländischen Kr ieg). In: Detlef Nakath / Lothar Schröter (Hrsg.): Mil i­
tärgeschichte - Erfahrung und Nutzen. Beiträge zum 80. Geburtstag von Reinhard
Brühl. Beiträge zur Mil itärgeschichte und Mili tärpoli tik. Bd. 6. Schkeuditz 2005. S.
109ff. - Imeni Pobedy. Polkovodcy i voenacal'niki Veli koj Otecestvennoj vojny 1941
- 1945. 65 let Veli koj Pobedy. Moskau 2010. Dieser repräsentati ve, in Samt gebunde­
ne Band würdigt 24 Feldherr en und Heerführer des Großen Vater ländischen Krie­
ges Stali n, Zukov, Vasilevskij, Konev, Rokossovskij u.a. Er wurde von der Stiftung
»Zum Gedenken der Feldherr en des Sieges«, die im Jahre 2002 deren Nachkommen
in Moskau err ichtet hatt en, mit Unterstützung der beim Präsidenten der Russischen
Föderation gebil deten »Kommission zur Verhinderung von Bestrebungen, die Ge­
schichte zum Nachteil der Interessen Russlands zu verfälschen« im Moskauer Verlag
»Patr iot« mit einer Auflage von 5.000 Exemplaren herausgebracht.
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Zu Recht ist die große Mehrheit der Bürger, darunter auch Histor iker, stolz
auf den Sieg und die Leistungen der Sieger im Großen Vaterl ändischen Krieg.
Doch einige Histor iker und Publi zisten mit öffentli cher Resonanz missdeu­
teten die Mill ionenzahl der sowjetischen Kriegsgefangenen, die große Zahl
der Desertierten und die beträchtli che Zahl der Kollaborateure als fehlen­
de Kampfmoral, als Unwillen für die Sowjetmacht, für das »kannibali sche
Stalinsche System« unter unfähigen Befehlshabern zu kämpfen und zu ster­
ben, als »verspäteten, verdeckten Bürgerkr ieg«, als Antisowjetismus.'

Wahrlich hoch war der viel diskutierte »Preis des Sieges«, der mit »viel
Blut«" errungen wurde, nicht immer mit mili tär ischen Notwendigkeiten zu
erklären und manchen zu niedrig angesetzt ist. Dabei wurde übergangen, dass
Mill ionen Sowjetbürger, Kr iegsgefangene und Zivil isten in den okkupierten
Gebieten, von deutscher Seite umgebracht wurden, und nicht bedacht, um wie
viel höher der »Preis der Niederl age« gewesen wäre.

Nach Feststellungen Ende der 80er Jahre, die auch heute gelten, aber wohl
nicht endgültig sind, verlor die Sowjetunion mehr als 27 Mill ionen Menschen,
darunter 8.668.400 Mili tärangehörige - etwa 12 Prozent der Bevölkerung. (Po­
len - 17,2, Jugoslawien - 11, Großbritannien - 0,9, USA - 0,3, Deutschland
mehr als 9 %) und ein Dritt el ihrer materiellen Werte. Dabei darf nicht über­
gangen werden, was die Sowjetunion für den Kriegsverbrauch und nicht für
den fr iedlichen Aufbau produzierte und verl or.

Nicht zu übersehen sind die Mill ionen Invaliden und Waisen als Opfer des
Krieges, die oft aus dem Blickfeld genommen wurden und jetzt in Leistung
und Leiden einbezogen werden.

Ober die mili tär ischen Fähigkeiten des »Obersten Befehlshabers« Stali n
und seinen Anteil am Sieg wurde seit Jahren polar gestr itt en - zuletzt ve­
hement, wie schon genannt, im Zusammenhang mit dem 65. Jahrestag des
Sieges.

Die eine Seite brachte der Publizist Leonid Mletschin zum Ausdruck: »Den
Krieg gewann nicht Stalin. Die Wehrmacht zerschlugen solche Feldherren wie

30 Siehe Vtoraja mirovaja: inoj vzgljad.Istor iceskaja publi cisti ka zurnala »Posev«. Mos­
kau 2008. S. 10ff. - 1941 Veli kaja Otecestvennaja katastrofa. S. 435, 608. - V. P. Popov:
Bol'saja nic'ja. S. 36f.

31 Sowjetische Mili tärdoktr in vor dem Krieg war es, bei einem feindli chen Angriff den
Gegner zurückzudrängen und im eigenen Land mit »wenig Blut«, d.h. geringen
eigenen Verl usten zu schlagen. Im Großen Vater ländischen Krieg musste dagegen
angesichts der kompliziert en Umstände und Bedingungen der starke Gegner mit
»viel Blut« geschlagen, aus den Lande getr ieben und vern ichtet werden.
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Shukow, Wassil jewski, Rokossowski, Konew, Gorbatow.... Und wenn man es
noch genauer sagt, so gewannen den Krieg die Kämpfer und Kommandeure,
die die Wehrmacht aufhielten und dann zurück jagten. Sie kämpften nicht für
Stali n, sondern für ihr Land und ihre Famili e. Und wenn an der Spitze des
Landes ein anderer Mensch gestanden hätt e, so hätt e es den Sieg nicht für
solch einen teuren Preis gegeben.«" Die andere Seite wurde schon aus dem
Titel eines Buches von Konstantin Romanenko deutli ch: »Der Große Kr ieg
Stali ns. Triumph des Obersten Befehlshabers.« »

Stali n war und ist für viele - auch durch den jahrzehntelangen Kult um
seine Person - im Vergleich zur heutigen Situation - in Konzedierung seiner
Verbrechen - der Partei- und Staatsführer, der die Sowjetunion/ Russland zu
Macht, Aufblühen und Ansehen brachte und unter dessen Führung das Volk
den welthistor ischen Sieg errang. Die Hinwendung zu ihm in rehabili ti eren­
den Publikationen"* und Medienbeiträgen als »effektiven Manager« sehen Pu­
blizisten und Historiker als eine Wiederbelebung des Stali nismus.

Anfang Dezember 2008 fand in Moskau eine internationale wissenschaft ­
li che Konferenz statt , die sich mit der Geschichte des Stali nismus und den
Ursachen einer Wiederaufwertung Stali ns und des Stali nismus beschäfti gte.
Beides wurde mit der Krise der nationalen Identität im postsowjetischen Russ­
land, den Wirkungen des jahrzehntelangen Stali nkults, dem Mangel an russi­
scher demokratischer Tradition, der Sehnsucht nach einer »starken Hand« und
dem Wunsch nach imperialer Größe Russlands in Verbindung gebracht. Die
Mitgli eder des Organisati onskomitees und Sektionsleiter der Konferenz nah­
men eine Resolution an, in der sie vor einer Wiederbelebung des Stali nismus
warnten und ein intensives Studium der Geschichte des Stali nismus und seine
entsprechende Darstellung forderten. Dem soll die Verwirkli chung eines auf
zunächst einhundert Bände angelegten Projekts »Geschichte des Stali nismus«
dienen.11 Mehr als 60 Bände - darunter eine beträchtli che Zahl von auslän­
dischen, auch deutschen Autoren - waren bereits Mitt e 2010 erschienen und

32 L. M. Mlecin:lossif Stalin, ego marsaly i generaly. Moskau 2004. S. 812.
33 K. K. Romanenko: Velikaja vojna Stalina. TriumfVerchovnogo Glavnokomanduscego.

Moskau 2008.
34 Siehe zuletzt Boris Bessonov: I. V. Stalin. Vozd' oklevetannoj epochi. Rostov-na-Do­

nu 2010. - Vladimir Busin: Za rodinu! Za Stalina! Moskau 2010. - Ricard Kosolapov:
Slovo tovariscu Stalinu! Moskau 2009.

35 Siehe Istorija stalinizma: itogi i problemy izucenija. Mezdunarodnaja naucnaja kon­
ferencij a. In: Rossijskaja istorija. Moskau (2009)5. $.189ff . - Rodina. Moskau(2009)3.
s. 50.
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kostenlos in viele Bibli otheken gegangen. Viele sind dem stalinistischen Terror
gewidmet. Dem entspr icht als Beitrag zur »Ent-Stali nisierung der russischen
Gesellschaft« die gekürzte Ausgabe von Literaturnobelpreisträger Alexander
Solschenizyns Monumentalwerk »Archipel Gulag« als Schulbuch im Oktober
2010.

Mit dem Sieg verbindet sich die Befreiung. In seiner ersten öffentli chen
Rede am 3. Juli 1941, 14 Tage nach dem faschistischen überfall , sagte Stali n:
»Dieser Vaterländische Volkskr ieg gegen die faschisti schen Unterdrücker hat
nicht nur das Ziel, die über unser Land heraufgezogene Gefahr zu beseitigen,
sondern auch all en Völkern Europas zu helfen, die unter dem Joch des deut­
schen Faschismus stöhnen. In diesem Befreiungskrieg werden wir nicht allein
dastehen. In diesem großen Befreiungskr ieg werden wir treue Verbündete an
den Völkern Europas und Amerikas haben, darunter auch am deutschen Volk,
das von den faschistischen Machthabern versklavt ist.«?'

Die Hoffnung auf das deutsche Volk zerschlug sich schnell , kehrte sich in
das Gegenteil ; die Erwartungen an Amerika ließen in ihrer Erfüll ung auf sich
warten.

Zunächst galt dieser Befreiungskrieg in Umkehr des Kriegsverlaufs 1943/ 44
den über 50 Mill ionen Sowjetbürgern , in der Mehrzahl nichtrussischer Natio­
nali tät, Ukrainer, Belorussen, Moldawier, Litauer, Lett en, Esten u.a., die nach
faschistischer Okkupation noch lebten. Sie gingen nach der Befreiung unter
schwier igsten Bedingungen an den Wiederaufbau; Kollaborateure wurden für
ihr Verhalt en und ihre Taten zur Verantwortung gezogen; etwa eine Mill ion
Männer, darunter viele Partisanen, wurden zur Roten Armee einberufen. Die­
se begann 1944 nach dem Erreichen der westli chen sowjetischen Staatsgrenze
ihre zu Sowjetzeiten sogenannte »Befreiungsmission«" gegenüber den von
Hitlerdeutschland und seinen faschistischen Verbündeten versklavten Völ­
kern, die zur »Befreiung« Warschaus und »Befreiung« Prags führte.

Diese Befreiung schloss im Verl aufe des Vormarsches der Roten Armee
bis in das Innere Deutschlands die Befreiung einiger Mill ionen sowjetischer
Kriegsgefangener, Zwangsarbeiter verschiedener Länder, Häft li nge von Ge­
fängnissen und Konzentrati onslagern , darunter Juden, Sinti und Roma sowie

36 Siehe »Neues Deutschland« vom 28. Oktober 2010. S. 15.
37 J. Stali n. Ober den Grossen Vaterländischen Kr ieg der Sowjetunion. Berli n 1945. S.

10.
38 Siehe Osvoboditel'naja missija Sovetskich Vooruzennjch Sil v Evrope vo Vtoroj mi­

rovoj vojne: Dokumenty i materialy. Moskau 1985.
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deutsche Antifaschisten, ein. Gewiss unvergessli ch, wenn auch das zumeist
schwere Schicksal der in die Heimat zurückkehrenden 4,2 Mill ionen Sowjet­
bürger (2,35 Mil li onen hatt en die Westalli ier ten befreit) mitgedacht werden
muss. Stimmen in Russland, die Rote Armee hätt e an der Westgrenze der So­
wjetunion Halt machen müssen, die Befreiung anderer Länder sei nicht Auf­
gabe des Großen Vaterländischen Kr ieges gewesen und mit dem Feldzug in
andere Länder habe sich der Charakter des Kr ieges verändert, gingen an den
Reali täten des Kr ieges vorbei. Diesen folgte die Rote Armee mit der endgül­
tigen Zerschlagung der Armeen Hitlerdeutschlands und seiner Verbündeten,
mit der »Besetzung« dieser Länder und der »Einnahme« / »Eroberung« von
Budapest, Wien und Berlin."

Das Begriffsbild »Befreiung des deutschen Volkes vom Hitlerfaschismus«
fand in nachfolgenden Jahren Eingang in den poli tischen Sprachgebrauch.

Nach der Gründung der DDR wurde ab 1950 der 8. Mai als »Tag der Be­
freiung vom Hitlerfaschismus« staatli ch-feierl ich-festli ch begangen. Die Re­
präsentanten der DDR, Präsident Wilhelm Pieck, Ministerpräsident Ott o
Grotewohl und Volkskammerpräsident Johannes Dieckmann, drückten in
Grußbotschaften an die Repräsentanten der UdSSR anlässli ch des 5. Jahres­
tages ihren Dank für die Befreiung des deutschen Volkes vom Faschismus
aus.* Stali n bedankte sich als Vorsitzender des Ministerrates der UdSSR am
11. Mai für diese Grußadressen aus Anlass des fünften Jahrestages »der Be­
freiung des deutschen Volkes von der Tyrannei des Faschismus«. Er drückte
seine Überzeugung aus, dass die »fr eundschaftl ichen Beziehungen zwischen
der Deutschen Demokratischen Republi k und der Sowjetunion sich auch wei­
terhin erfolgreich entwickeln werden«.

Die Sicht auf Sieg, Befreiung und Zerschlagung des Aggressors impliziert
den Bli ck auf Oberlegungen und Festlegungen der poli t ischen Führung um
Stali n hinsichtli ch der befreiten Länder und Völker, des geschlagenen Fein­
des und der Nachkr iegsgestalt ung Deutschlands, Europas und der Welt. Diese
komplexe Thematik kann hier nicht behandelt werden. Hingewiesen sei nur
darauf, dass die entsprechende Literatur nach meiner Kenntnis in Russland

39 Siehe Ricard Portugal'skij / Valentin Runov: 1945. Bli ckrig Krasnoj Armii. Moskau
2010. - Dies.: »Kotly« 45-go. Moskau 2010.

40 Siehe Beziehungen DDR - UdSSR 1949 bis 1955. Dokumentensammlung. 1. Halb­
band. Berli n 1975. S. 180ff .

41 Ebenda. S. 187.
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nicht sehr reich ist.* In der Grundproblematik geht es darum, ob die sowje­
tische Führung im Zusammenhang mit ihrer wachsenden Macht und neuen
weltpoli tischen Stellung nach Kr iegsende welt revolutionären Zielstellungen
anhing und zu verwirkli chen suchte oder ob es ihr in einem Paradigmen­
wechsel um die Sicherung spezifischer »nationaler« Interessen im Rahmenei­
ner »normalen« imperialen Großmachtpoli tik ging, die ihr eine ungefährdete
internationale Stell ung als Großmacht mit deutli chem Einfluss auf den Gang
der Entwicklung in der gesamten Welt ermögli chte. Letzteres ist auch die Auf­
fassung meines Kollegen Eckart Mehls, die er in diesem Jahrbuch explizit zum
Ausdruck gebracht hat.*

Versuche die Geschichte zu verfälschen, wurden in letzter Zeit im In- und
Ausland hefti ger, bösartiger, aggressiver und unerträgli cher bis hin, dass man
in Russland sagt: »Es reicht!«

In Russland wird am Begriffsbil d der Befreiung vieler Völker vom Faschis­
mus im Verl aufe des Kr ieges als tatsächli chen Sachverhalt zumeist festgehal­
ten. Hier sind viele Bürger - nicht nur Kriegsveteranen - ungehalten, erbost
und erschütt ert, wie im Westen, in ehemaligen Sowjetrepubli ken, wie den
baltischen, der Westukraine sowie Polen, Ungarn u.a. Ländern der Große
Vaterländische Krieg und die Befreiung vom Faschismus aus der nationalen
Erinnerung verdrängt, missdeutet und ver leumdet werden, dass dort staat­
li che »Okkupationsmuseen« (Riga, Talli nn u. a. Städte) einger ichtet wurden,
Kollaborateuren gehuldigt wird, Denkmäler der gefall enen Sowjetsoldaten
geschleift und von den drei balt ischen Ländern gegenüber Russland Entschä­
digungen für die Jahre der »sowjetischen Okkupation« von insgesamt 395,5
Mil liarden US-Dollar verl angt wurden.' Die weitgehende Reduktion der Ge­
schichte Litauens, Lett lands und Estlands im 20. Jahrhundert auf zwei Dikta-

42 Siehe für die Deutschlandproblematik A. M. Fili tov: Germanija v sovetskom
vnesnepolit iceskom planirovanii 1941 - 1990. Moskau 2009. - Dazu aus deutscher
Sicht Jochen Laufer : Pax Sovietica. Stali n, die Westmächte und die deutsche Frage.
Köln / Weimar / Wien 2009.

43 Siehe Eckar t Mehls: Weltrepubli k der Sowjets oder sozialistische Staatengemein­
schaft? Visionen und Reali täten des »Soziali smus in Weltmaßstab«. Ein überblick.
In: Osteuropa in Tradition. Bd. 5. Leipzig 2003. S. 11ff. - Ders.: Einführung in die
Maiski-Denkschr ift »zum künft igen Fr ieden und zur Nachkr iegsordnung« vom 10.
Januar 1944. In: Ebenda. S. 163ff.

44 Siehe Karl Heinz Gräfe: Vom Donnerkr euz zum Hakenkr euz. Die balt ischen Staaten
zwischen Diktatur und Okkupation. Bull eti n für Faschismus- und Welt kr iegsfor­
schung. Beiheft 6. Berli n 2010. S. 349ff.
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turen und zwei Okkupationen - charakter istisch für die vom Staat verordnete
Geschichts- und Denkmalpolitik - wird nicht hingenommen.

Hingegen wird mit Sympathie wahrgenommen, dass sich das Nati onalge­
fühl und -bewusstsein in Belarus ganz erhebli ch aus dem Erlebnis des »Gro­
ßen Vaterländischen Krieges« mit dem Widerstand weiter Teile der Bevölke­
rung und einer breiten Partisanenbewegung gegen die deutsche Okkupation
und nicht anti russisch speist.

Am 15. Mai 2009 berief der Präsident der Russischen Föderati on Dmitr i
Medwedjew eine Kommission, die »Verfälschungen der Geschichte zum Nach­
teil der Interessen Russlands« feststellen, prüfen und Maßnahmen zu ihrer
Ahndung dem Präsidenten vorschlagen soll.' In das hochrangig besetzte Gre­
mium unter Vorsitz des Leiters der Administration des Präsidenten, Sergei
Naryschkin, wurden 28 Mitgli eder berufen, darunter A. N. Sacharow. Direk­
tor des Instituts für Russische Geschichte der Akademie der Wissenschaften
der Russischen Föderation, und A. 0. Tschubarjan, Direktor des Insti tuts für
Allgemeine Geschichte dieser Akademie. Der Erl ass richtet sich offensichtli ch
sowohl gegen von außen kommende als auch im Lande vorhandene Tenden­
zen und Absichten, insbesondere zum Großen Vaterl ändischen Krieg. Dieser
bil det den Schwerpunkt als »sehr wunder Punkt unserer Geschichte«' , wie
Tschubarjan in Erl äuterung des Erl asses feststellte.

Zum Erlass wurden zustimmende als auch besorgte und ablehnende Sti m­
men laut. Die Gefahr einer Zensur und die Schwierigkeiten seiner Verwirkli ­
chung wurden angesprochen.* Die Verwirkli chung des Erlasses entzieht sich
(November 2010) meiner Kenntnis, sie wird, wie mir scheint, eine kompli zier­
te, wohl mit staatli chen Mitt eln schwer zu lösende Aufgabe.

Sie korr espondiert mit dem staatli chen Bestreben, zur Konsolidierung der
Gesell schaft und zur Festi gung des Staates die patr iotische Erziehung der
Staatsbürger zu intensivieren. Der Sieg im Großen Vaterländischen Krieg ist
wichtiges Identifikationssymbol und wesentli che positive Stütze für das na­
tionale Selbstbewusstsein der Gesell schaft . So spielen Maßnahmen zur Dar­
stell ung des Großen Vaterländischen Krieges als patr ioti sches Element eine

45 Siehe Ukaz Prezidenta Rossijskoj Federaci. 0 Komissii pri Prezdente Rossijskoj Fe­
deracii po protivodejstviju popytkam fal'sifikacii istorii v uscerb interesam Rossii.
In: »Rossijskaja gazeta«. Moskau. 20. Mai 2010. S. 9.

46 Ebenda.
47 Siehe Novoe vremja / The New Times. Moskau vom 25. Mai 2009. S. 22ff. - Obscee

sobranie otdelenija istoriko-filologiceskich nauk RAN. In: Novaja i novejsaja istorija.
Moskau (2009)5. S. 3.
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bedeutende Rolle.** Nina Kondakowa und Walentin Main haben dazu eine
spezielle Anleitung bis hin zu Kontroll fr agen verfasst: »Der Große Vaterländi­
sche Kr ieg 1941-1945 in der patr ioti schen Erziehung der Staatsbürger«.*

Dazu gehören Lehrbücher. Sie waren im ersten Jahrzehnt nach dem Zer­
fall der UdSSR in großer Zahl mit sehr unterschiedli cher Darstellung der Ge­
schichte, besonders der Sowjetper iode, in Russland erschienen. Zunehmend
wurde dann über Inhalt und Gestaltung von »stabil en Lehrbüchern für ein
stabiles Russland«* diskuti ert - auch über bereits erschienene. Dabei wurde
eine Rückkehr der russischen Schule zu »sowjetischen Schemata«, eine »schul­
histor ische Konterrevolution«' geortet. Andrei Sacharow dagegen postuli erte,
dass es bei all er Anerkennung von Errungenschaften, die im Stali nisti schen
System erreicht wurden, keine Rückkehr zum »Kratki Kurs«(Kurzer Lehrgang
der Geschichte der KPdSU - H. S.) geben werde.* Der Darstell ung des Gro­
ßen Vaterländischen Kr ieges wurde in der Diskussion große Beachtung ge­
schenkt.

Der Große Vaterländische Krieg spielt im famil iären Gedächtnis eine ganz
bedeutende Rolle. Er erfasst b:s heute mehr oder weniger all e Famili en. Es
sind die Kinder und Enkel der Gefallenen oder jener, die in diesem Krieg
gekämpft haben. Deswegen ist seine Wahrnehmung nicht nur das Ergebnis
staatlicher Propaganda, schuli scher Bildung und medialer Darstellung, son­
dern auch einer Erziehung in der Famili e. Der Stolz auf die Leistungen der
Famili enangehörigen wird weitergegeben.

Bei all den Problemen, Schwier igkeiten, Niederlagen und Siegen, die in
der Geschichtsschreibung, Publizistik und Volksmeinung angesprochen und
diskutiert wurden, sind in der Gesamtsicht des Kr ieges in vielfacher Ober­
einstimmung für den Sieg folgende Aspekte deutli ch: Besti mmend war auf

48 Siehe Tatjana Timofeeva: Histor isches Gedenken oder Er innerungskultur am Bei­
spiel der Kriegsdenkmäler in der UdSSR/ Russland. In: Er innerungen an den 8. Mai
1945. Internationale Konferenz aus Anlass des 65. Jahrestages der Befreiung. Panko­
wer Vort räge. Heft 145. »Hell e Panke« e. V. Ber li n 2010. S. 18ff.

49 Siehe N. I. Kondakova, V. V. Main: Veli kaja Otecestvennaja vojna 1941-1945 gg. v
sovremennom patr ioticeskom vospitanii grazdan. Moskau 2008. Das Buch hat nur
eine sehr bescheidene Auflage von 2.000 Exemplaren.

50 Siehe entsprechende Diskussionen. In: Rodina. Moskau (2008)1 und 2.
51 Siehe Novoe vremja / The New Times. Moskau. 24. August 2009. $. 26f.
52 Siehe Rodina. Moskau (2008)2. S. 2ff.
53 Siehe »Ucitelskaja gazeta«. Moskau. 10. Februar und 2. März 2004. - Otecestvennaja

istor ija. Moskau (2002)3. S. 3ff. Rodina. Moskau (2002)6. S. 9f.



176 Horst Schützler

sowjetischer Seite der Will e der großen Mehrheit der Bevölkerung, die Heimat
- gleichwohl ob »soziali stisch« oder »national-vater ländisch« erfasst - aufop­
ferungsvoll gegen den Aggressor, der nicht als »Befreier« umzuwerten war,
zu verteidigen, diesen für seine Untaten büßen zu lassen und zu vern ichten.
Dazu kam die wachsende Fähigkeit der sowjetischen Führungsorgane, das
Land und seine Bevölkerung - nicht zuletzt mit der Symbolfigur Stali n - für
die Kriegführung umfassend zu mobili sieren. Die Einbeziehung der Kirche
mit ihren Gläubigen war dabei ein wirksamer morali scher Faktor. Auch die
Unterstützung der Verbündeten in der Anti-Hitler-Koali tion war ein wichtiger
Beitrag. Unübersehbar ist zudem das Element des Zwanges und der Gewalt,
das in jedem Krieg zur Anwendung kommt, das aber dem stali nisti schen
System eigen war und nun wirkungsvoll für die Ziele des Kr ieges eingesetzt
wurde.

Bei der Gesamtsicht des Kr ieges sollt e die »logische Fortsetzung des Großen
Vaterländischen Kr ieges«" im Osten nicht übergangen werden. Am 9. August
1945 trat die Sowjetunion nach Umgruppierung ihrer mili tär ischen Kräfte in
den Krieg gegen Japan ein. Divisionen der Roten Armee zerschlugen im Zu­
sammenwirken mit sowjetischen Flotteneinheiten und Verbänden der Mon­
goli schen Revolutionären Volksarmee die japanische Guandong (Kwantung)­
Armee und befreiten Nordostchina, Nordkorea sowie Südsachalin und die
Kurilen-Inseln. 36.456 Angehörige der sowjeti schen Armee und Flott e ließen
dabei ihr Leben. Am 2. September kapituli erte Japan vor den Repräsentanten
der All i ier ten. Der Zweite Weltkr ieg war zu Ende.

Dieser Tag des gemeinsamen Sieges der All iier ten stand in der Sowjetunion
und Russland immer im Schatt en des 9. Mai. Ende Juni 2010 verfügte der Prä­
sident der Russischen Föderation Dmitr i Medwedjew eine Gesetzesänderung,
mit der der 2. September als Tag der Beendigung des Zweiten Weltkr ieges in
den Rang eines staatli chen Feiertages erhoben wurde. Dementsprechend wur­
de er besonders in den fernöstli chen Regionen des Landes festli ch begangen.*

Am Vorabend des 65. Jahrestages des Sieges, am 7. Mai 2010, äußerte sich
Präsident Dmitr i Medwedjew in einem aufschlussreichen Interview sehr aus-

54 Siehe Veli kaja Otecestvennaja vojna 1941 - 1945. Sobytija, Ljudi. Dokumenty. Krat­
kij istoriceski j spravocnik . Moskau 1990. S. 19.

55 Siehe Rodina. Moskau(2010)9. S. 24 und 40f. Als »Tag des Sieges über Japan«" galt
laut Erlass des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 2. September 1945
zunächst der 3. September als arbeitsfreier Feiertag. Siehe das entsprechende Doku­
ment. In: Ebenda. S. 52. - »Rossijskaja gazeta«. Moskau. 2. September 2010. - Parti­
tura Vtoroj mirovoj. Groza na Vostoke. Sbornik. Moskau 2010.
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führli ch und eindr inglich sowohl als Präsident als auch persönli ch in Reaktion
auf die vielen Diskussionen in einer Art Zusammenfassung über Kr ieg, Sieg
und Befreiung sowie über die Sowjetunion.**

Mit dem Bli ck auf die Kr iegserl ebnisse seiner Famili e stell te er fest, dass
sich sein Verhältnis zu den Ereignissen dieser Jahre nicht radikal geändert
habe.... Der Präsident verwahrte sich energisch gegen ein Geschichtsbild, das
die Opfer der Sowjetunion im Krieg herunterspielt , die Befreiung anderer Völ­
ker vom Faschismus durch die Rote Armee verunglimpft und die Sowjetunion
und das faschistische Deutschland auf eine Stufe stell t : »Natürli ch, jedes Land
hat seine Geschichte. Und es ist sinnlos, so zu reden als hätt en die Ereignisse
der Nachkr iegsperiode allen befreiten Ländern nur Wohlergehen gebracht. ...
Wir müssen begreifen: Wenn nicht die Sowjetunion gemeinsam mit anderen
Ländern der Antihitlerkoali t ion Europa befreit hätt e, Europa wäre ein anderes
- ein großes Konzentrationslager, das nur für einen Staat arbeiten würde....
Die Sowjetunion war ein sehr komplizierter Staat. Wenn man es direkt sagt,
so kann man das Regime, das sich in der UdSSR herausbildete, nicht anders
als totali tär nennen. Leider war das ein Regime, das elementare Rechte und
Freiheiten unterdrückte und nicht nur bei den eigenen Menschen. Das war
auch so in anderen Ländern des soziali stischen Lagers. Und natürli ch, aus der
Geschichte kann man das nicht streichen«. Doch wer die Rote Armee und die
faschistischen Eroberer auf eine Stufe stell t, »begeht ein morali sches Verbre­
chen«.

Hinsichtli ch der Diskussionen um Filme und Lehrbücher verwies er darauf,
dass man neue Filme und Lehrbücher schaffen müsse. Die Hauptsache sei,
dass sie die Wahrheit erzählen.

Das beziehe sich auch auf die Darstell ung Stali ns und seiner Rolle beim
Sieg. »Es ist absolut offensichtli ch - den Großen Vaterl ändischen Krieg ge­
wann unser Volk, nicht Stalin, ihn gewannen auch nicht die Heerführer, bei
aller Wichtigkeit dessen, was sie unternahmen.... in dieser Zeit gewannen
die Menschen den Krieg dank unermessli cher Anstrengungen, um den Preis
des Lebens einer gewalt igen Zahl von Menschen.« Stali n könne man unter­
schiedli ch erfassen. Der eine bewerte die Rolle des Obersten Befehlshabers als
»außerordentli ch«, der andere entgegengesetzt. Doch komme es darauf an,
wie man Stali n im Ganzen beurteile. Wenn man dies aus staatli cher Sicht

56 Siehe Dmitrij Medvedev: »Nam ne nadostesnjat'sa rasskazyvat' pravdu o vojne- tu
pravdu, kotoruju my vystradali«. In: »Izvestija«. Moskau. 7. Mai 2010 (URL: http://
www.izvestia.ru/pobeda/article3141617/; Download 100507).
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tue, so sei hier die Bewertung offensichtlich: »Stali n beging eine Vielzahl von
Verbrechen gegen sein Volk. Und ungeachtet dessen, dass er viel arbeitete, dass
unter seiner Führung das Land Erfolge erreichte, ist das, was er gegenüber sei­
nem Volk tat, unverzeihli ch ....Menschen, die Stali n li eben oder hassen, haben
ein Recht auf ihren Standpunkt. Und dass sich viele Veteranen, Menschen der
Generation der Sieger, gut zu Stali n verhalten, ist nicht verwunderl ich.... Je­
der Mensch hat das Recht auf eine eigene Meinung. Etwas anderes ist es, dass
solche persönli chen Haltungen nicht die staatli chen Wertungen beeinflussen
dürfen«.

Gegenüber früher spreche man heute plötzli ch von einer »Renaissance des
Stalinismus«. Historische Figuren können zum Objekt der Vergötterung und
Verehrung werden. Und dies geschehe des Ofteren. »Aber in keinen Fall dürfe
man davon sprechen, dass der Stali nismus in unser all tägli ches Leben zurück­
kehr t ... Das ist nicht so und wird nicht so sein. Das ist absolut ausgeschlossen.
Darin liegt ... die gegenwärtige Staatsideologie und meine Haltung als Präsi­
dent der Russischen Föderati on«.

Dmitr i Medwedjew ging auf die viele ältere Bürger bewegende, von den
Poli tikern in den letzten zwanzigJahren nicht beantwortete, bitt ere Frage ein,
warum die Sieger schlechter leben als die Besiegten. Er sei nicht verantwort­
li ch für das, was in der Sowjetunion nach dem Ende des Krieges geschah,
sondern juristisch und morali sch nur für jene Periode als ihm die Ehre und
Verantwortung der Führung des Staates zufiel. Doch als Mensch, der in der
Sowjetunion lebte und in Russland lebt, habe er eine Meinung: Die Sowjetuni­
on konnte sehr wichtige Ziele in der Zeit des Krieges erreichen - den mäch­
tigen Feind niederr ingen, ihn vern ichten und Bedingungen für die freie Ent­
wicklung Europas schaffen. Sie tat das mit dem Preis kolossaler Opfer. Dann
ging sie ihren weiteren Weg als im Wesen totalitäre Gesell schaft , die vielen
ökonomischen Prozessen und den Menschen nicht die Mögli chkeit zur Ent­
wicklung gab. Die Nachkr iegsperiode war die Zeit beachtlicher Leistungen,
aber auch schwerer Prüfungen und großer Probleme. Daher die Unterschiede
im Lebensniveau und im Lebensgefühl der Menschen. Es bringe nichts, diese
Periode schwarz zu malen: damals lebten und arbeiteten unsere Väter und
Großväter, wir lebten in dieser Zeit. Es gab auch viele helle Seiten. Aber wir
vermochten nicht, eine ganze Reihe von Aufgaben zu lösen. Und damit ist
in vielem der Untergang der Sowjetunion verbunden. Wenn sich die Sowje­
tunion konkurrenzfähiger erwiesen hätt e, wenn es in ihr Bedingungen für
die Entwicklung der Persönli chkeit und für eine Wirtschaft nach modernen
Prinzipien gegeben hätt e, dann wäre für sie ein anderes Schicksal mögli ch
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gewesen, sie wäre viel anziehender für die Menschen gewesen. Und dann hät­
ten sich nicht jene dramatischen Ereignisse Ende der achtziger /Anfang der
neunziger Jahre ereignet.

Der Präsident verwies auf die beachtli chen Leistungen des Staates für die
Veteranen des Krieges in seiner Amtszeit und sicherte ihnen, »die uns den so
mühsamen Sieg ermögli chten«, weitere Unterstützung zu.

Die Lehren des Krieges und Sieges fasste er in der Feststellung zusammen,
dass gemeinsam mit anderen Staaten der internati onalen Gemeinschaft al­
les getan werden müsse, um heraufziehende Friedensbedrohungen zu verei­
teln. Die Menschheit habe nach dem Zweiten Weltkr ieg ernste Lehren mit
der Schaffung der Vereinten Nationen und internati onaler Gerichtsinstanzen,
mit vielen internati onalen Konventi onen, die sich gegen Verbrechen gegen die
Menschheit r ichten, gezogen. Doch das heuti ge System der internati onalen Si­
cherheit sei nicht voll kommen. Deshalb habe er die Idee zur Schaffung einer
neuen europäischen Sicherheitskonstruktion - Vertrag über europäische Si­
cherheit - unterbreitet. Darum werde nun gerungen.

Das Leitmotiv der sehr aufschlussreichen, aber Widerspruch nicht aus­
schließenden Ausführungen des Präsidenten war die Sentenz: »Wir müssen
uns nicht schämen, die Wahrheit über den Krieg zu sagen - jene Wahrheit, die
wir erli tt en«. Sei es so.



HORST RICHTER

Eine russische Variante der ursprünglichen Akkumulation

Als an mich die Bitt e herangetragen wurde, einen Beitrag zu diesem für Prof.
Dr. Ernstgert Kalbe gewidmeten Band zu schreiben, habe ich ohne Zögern
zugestimmt. Kenne ich doch den nunmehr Achtzigjährigen seit fast einem
halben Jahrhundert. Meine erste Begegnung mit ihm ist mir noch gut in Erin­
nerung. Vielleicht hat Ernstgert Kalbe sie vergessen. Für ihn war sie sicherli ch
unbedeutend. Für mich dagegen nicht.

Mitt e der sechziger Jahre hatt en meine Frau und ich die Absicht, den Url aub
in Bulgarien zu verbringen. Um näheres über dieses Land zu erfahren, wollt en
wir uns das notwendige Wissen bei einem Fachmann holen. Empfohlen wurde
uns Ernstgert Kalbe. Er war damals Oberassistent am Institut für Geschichte
der volksdemokratischen Länder Europas. Wir vereinbarten ein Treffen im
Haus der Wissenschaftl er der Karl-Marx-Universität.

Eindrucksvoll vermitt elte er uns ein Bild über Geschichte, Land und Leute
Bulgar iens.

Am Franz-Mehring-Institut, dessen Direktor ich von 1976-1991 war, hielt
er in jedem Weiterbildungslehrgang Vorl esungen zur Geschichte der Länder
Südosteuropas und zur Sowjetunion. Es war Tradition am Institut, dass nach
jedem 5-Monate-Lehrgang die Lehrveranstaltungen beurteil t und bewertet
wurden. Prof. Kalbe schnitt dabei immer gut ab. Ein vorderer Platz war ihm
stets sicher. Die Kenntnis slawischer Sprachen befähigte ihn, aus Quellen zu
schöpfen, die nicht jedermann zugängli ch waren.

Aus der Feder Ernstgert Kalbes stammen viele Publi kationen. Sie zeugen
von einer gediegenen und umfangreichen Forschung. Verdienstvoll ist sein
Engagement für die Osteuropa-Forschung in der Rosa-Luxemburg-Stiftung
Sachsen sowie für die Herausgabe der Jahrbücher »Osteuropa in Tradition
und Wandel«.

Ich bin Ernstgert Kalbe dankbar dafür, dass er mir die Gelegenheit gab, mit
Vorträgen in seinem Arbeitskreis zur Osteuropa-Forschung aufzutreten und in
dem von ihnen herausgegebenen Jahrbüchern zu publi zieren.
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Für seinen weiteren Lebensweg wünsche ich dem Jubilar gute Gesundheit
und geisti ge Vitali tät, die ihn stets auszeichnen.

Nun zum eigentli chen Thema. Ernstgert Kalbe, der die Geschichte der Sow­
jetunion gut kannte, mit den Vorzügen und Schwächen der Sowjetordnung
vertraut war, ihm wäre in den aufregendsten Träumen nicht in den Sinn ge­
kommen, dass die Sowjetunion einmal von der Landkarte verschwinden, in
Einzelstaaten zerfallen und dass in diesen Staaten der Kapitali smus, die ka­
pitali stische Wirtschaftsordnung, Fuß fassen werde. Doch die Geschichte hat
diesen Weg eingeschlagen.

Mit dem Zerfall der Sowjetunion erweiterte das weltweit dominierende Fi­
nanzkapital sein Imperium um 250 Mill ionen Menschen. Es nahm an Umfang
und Stärke zu.

Russland war das Kernland der Sowjetunion. Es zählt e 150 Milli onen Ein­
wohner. Das Land verfügte über unvorstellbare Bodenschätze. Es ist reich
an Kohle, Erdöl, Gas, Erzen, Holz u. ä. Es besitzt ein gewalt iges industr iel­
les Potenzial. Kunst und Kultur, Literatur, Musik, Malerei, Architektur und
Wissenschaft prägen Geschichte und Antli tz des Landes. Das Reich zwischen
dem Sachali ner Gouvernement im Osten und der Grenze zu Weißrussland im
Westen begab sich Anfang der neunziger Jahre auf den Weg einer kapitali sti­
schen Ordnung. Es trat in eine Übergangsperiode ein, in der ökonomische und
gesellschaftl iche Verhältnisse grundlegend umgewälzt, ehemals sowjetische
in kapitali stische Verhältnisse transformiert wurden.

Ober die Entstehung der kapitali stischen Produktion schreibt Marx im
»Kapital«, Erster Band: »Die ökonomische Struktur der kapitali stischen Ge­
sellschaft ist hervorgegangen aus der ökonomischen Struktur der feudalen Ge­
sell schaft . Die Auflösung dieser hat die Elemente jener freigesetzt.«'

Eine bemerkenswerte Feststellung. Wie heutige Analysen zeigen, sind Ele­
mente des Kapitals bereits während der Sowjetordnung entstanden, als an
ihre Auflösung noch gar nicht zu denken war. D. h., der Beginn des Zerfall s
der Sowjetunion, vornehmlich seiner Wirtschaftsordnung, reicht weit in die
Zeit vor der Gorbatschowschen Poli tik der Perestroika zurück. Unter der Ober­
flächefand ein schleichender Prozess des Aufkeimens kapitali stischer Verhält­
nisse statt .

Elemente des Kapitals waren schon damals: Schattenwirtschaft , Verun­
treuung von Staatseigentum, Verfil zung von Wirtschafts-, Partei- und Staats-

1 Karl Marx: Das Kapital. Erster Band. In: MEW. Bd. 23. S. 743.
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nomenklatura, Devisenspekulationen, kr iminelle Aneignung von Vermögen
durch Korruption, Drogenhandel, Prostitution u.a. Diese Elemente erfuhren
vor all em in der Breschnew-Zeit (1964-1982) eine Belebung. Der damalige Gene­
ralsekretär, Andropow (1982-1984), sagte diesen Elementen zwar den entschie­
denen Kampf an, doch sie waren in der Gesell schaft schon so fest verwurzelt,
dass sie diesen Kampf überl ebten. Ein typisches Beispiel dafür ist die Schat­
tenwir tschaft . Nach dem Tod Stali ns (1953) wurden die drakonischen Strafen
gegen kr iminell e Handlungen in der Wir tschaft (Diebstahl von Staatseigen­
tum) gemil dert. Das ermunterte nicht wenige, den chronischen Waren- und
Dienstleistungsmangel zum eigenen Vorteil zu nutzen. Auf ill egalen Märkten
wurden zu Schwarzmarktpreisen defizitäre Gebrauchsgüter und Leistungen
angeboten, wodurch hohe Summen an nichterarbeiteten Einkommen entstan­
den. Die Schatt enwir tschaft nahm im Laufe der Jahre gewaltige Dimensionen
an. Sie wurde zum Bestandteil der Volkswir tschaft . Selbst offi ziell registr ier­
te Betr iebe waren nicht selten auf die Schatt enwirtschaft angewiesen. Schon
1988 hatt e sie einen Jahresumsatz von 70-80 Mrd. Rubel. Nach vorsichti gen
Schätzungen betrug ihr Anteil am Brutt oinlandprodukt (BIP) in der Zeit von
1990 bis 2000 fünfzig Prozent. D. h., die Hälfte der volkswir tschaft li chen Ge­
samtleistung stammte aus der Schatt enwirtschaft . Sie hat während der Gor­
batschow-Zeit Tausende Mill ionäre hervorgebracht.

Schatt enwirtschaft ist ungezügelter Kapitali smus, ist ungestümes Wirken
der Profit gesetze, ist Betrug und Vorteilnahme auf Kosten anderer. Schatt en­
wir tschaft bedeutet, dass Geld am Fiskus vorbei fli eßt, dass dem Hauhalt eine
gewaltige Summe an Einnahmen (Steuern ) verl oren geht.

Zahlungsmitt el in der Schatt enwir tschaft sind: Schwarzgeld, Devisen und
Tauschobjekte (Ware gegen Ware).

In der Endphase der Perestroika wurden schatt enwir tschaft li che Transakti­
onen legali siert. Vorgänge, die bisher im Dunklen vonstatt en gingen, spielten
sich nunmehr bei Tagesli cht ab. Die Kluft zwischen Angebot und Nachfra­
ge für Güter und Leistungen des tägli chen Bedarfs vergrößerte sich immer
mehr. Die Staatsbetr iebe waren nicht in der Lage, diese Kluft zu schließen.
Die Staatsführung sah sich gezwungen, Beschlüsse zu fassen, die es erlaubten,
»Kooperativen« zu bil den, die auf der Grundlage der »individuellen« Arbeit
(Umschreibung für pr ivates Wirtschaften) das Angebotsdefizit schli eßen soll ­
ten. Es soll ten nur kleine Betr iebe sein, um die lokale Marktlage zu verbes­
sern . überall im Land entstanden Bäckereien, Reparaturwerkstätt en, Drucke­
reien, Restaurants aber auch Finanzgesell schaften und Wechselstuben. Allein
im Jahr 1989 wurden ca. 200.000 Kooperativen gebil det.
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Für die Herstell ung von Gütern und Leistungen in den Kooperati ven wur­
den vom Staat Gebäude, Maschinen, Geräte und Material bereitgestell t. Fak­
tisch gratis, nur gegen eine geringe Gebühr konnten die Kooperativen kons­
tantes und zirkuli erendes Staatsvermögen (Kapital) nutzen.

Sogar innerhalb von Staatsfir men wurden Kooperativen gegründet. Unter
der Hand verwandelt e sich auf diese Weise Staatseigentum in pr ivates Eigen­
tum.

Es entstand ein prosperierender pr ivater Markt, der durch Konkurrenz und
Preistreiberei gekennzeichnet war. Er war eine ergiebige Geldquelle, die später
den Kapitalstock für den Erwerb von Staatseigentum bildete. Die Regierung
unternahm ergebnislos den Versuch, die Auswüchse des Marktes in den Griff
zu bekommen.

Die Bevölkerung lehnte sich gegen die Praktiken der Kooperativen auf; sie
hatt e keinen sozialen Schutz. Aber die Kraft des Marktes war stärker als der
soziale Widerstand.

Besonders bevorzugt bei der Bil dung von Kooperati ven wurde der Jugend­
verband »Komsomol«. Mitglieder und Gruppen gründeten Cafes, Diskothe­
ken, Bars, Reisebüros u.a. Dienstleistungseinr ichtungen. Finanziert wurden
sie durch Mitt el des »Komsomol« oder durch staatli che Kredite. Die erwirt­
schafteten Gewinne verbli eben in den »Komsomol-Firmen«. Kapitali stische
Geschäftspraktiken gehörten zu ihrem Handwerk.

Die Kooperative des Jugendverbandes »Komsomol« waren mit Keimzellen,
aus denen sich später Mill ionäre und Mill iardäre (wie z.B. der Olmill iardär
Michael Chodorkowski) generierten.

In der Schatt enwirtschaft gab es nicht nur Spekulanten und Kriminelle. In
ihr gab es auch kreative Personen. Sie nutzten den Warenmangel um neue,
modische Erzeugnisse auf den Markt zu bringen.

Hier einige Beispiele aktiver unternehmerischer Tätigkeit in der Schatt en­
wirtschaft zu Sowjetzeiten:

Klimin, Anatole - er produzierte für den Schwarzmarkt T-Shir ts und ge­
fälschte Markenarti kel. Begabt war er als Designer. 1991 gründete er einen
Handelskonzern und machte als Modeschöpfer sich einen Namen.

Melnikow, Wladimir - als klassischer Unternehmer produzierte er Jeans,
die auf dem Markt gefr agt waren. Wegen Schwarzmarktgeschäften saß er 9
Jahre im Gefängnis. Heute ist er als erfolgreicher Textil industr ieller tätig.

Panikin, Alexander - als ehemaliger Theaterdirektor produzierte er schon
in den 80er Jahren Konsumgüter all er Art, vor all em Erzeugnisse für Heim-
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werker. Später gründete er den Textil konzern PANINTER, der heute eines der
größten Textilunternehmens Russlands ist.

Guschin, Jur i - er saß wegen groben Verstößen 23 Jahre in Haft . Zur Last
gelegt wurden ihm Waffenhandel, Währungsvergehen, Diebstahl und Betrug.
1991 gründete er eine Privatbank, die Ende der 90er Jahre die Finanzkr ise in
Russland überstand.

Bryntsalov, Wladimir - wegen unwürdigem Verhalten wurde er 1980 aus
der KPdSU ausgeschlossen. 1987 gründete er Kooperativen. Heute zählt er zu
den führenden Pharmaproduzenten des Landes.

Smolenski, Alexander - er druckte ill egal Bibeln. 1981 wurde er zu 6 Jahren
Haft verur teilt. Sein Start zum Oligarchen begann er mit einer kleinen Baubri­
gade. Heute baut er Häuser für die Eli ten Russlands.

Der neue russische Kapitalismus war somit nicht wie Phönix aus der Asche
entstanden, seine Wurzeln (Elemente) reichten vielmehr tief in die Geschich­
te der Sowjetunion zurück. Schon zu Sowjetzeiten begann der Prozess einer
ursprüngli chen Akkumulati on des Kapitals, wenn auch in einer besonderen
russischen Variante.

URSPRÜNGLICHE AKKUMULATION UND EIGENTUM

Nach Karl Marx ist die ursprüngli che Akkumulation nichts anderes als der
historische Scheidungsprozess von Produzent und Produktionsmitt el. Sie ist
die Vorgeschichte des Kapitals und der ihm entsprechenden Produktionswei­
se.

Der Haupti nhalt dieses Prozesses ist die Veränderung der Eigentumsver­
hältnisse. Im Unterschied zur von Marx analysierten ursprüngli chen Ak­
kumulation ging es im postsowjetischen Russland nicht darum, auf eigener
Arbeit beruhendes Eigentum aufzulösen, sondern Staatseigentum, vom Volk
geschaffenes Eigentum, zu pr ivatisieren.

Das Staatseigentum wurde als Hauptursache für den desolaten Zustand der
Wirtschaft und Gesell schaft angesehen. Damit die Wir tschaft aus der Kr ise
geführt, wiederbelebt wird, sei es erforderli ch, Staatseigentum aufzulösen, es
zu pr ivatisieren.

Privatisierung war die Zauberformel. Wie früher das Privateigentum, so
wurde jetzt das Staatseigentum stigmatisiert. Im Privatisierungsrausch wur-

2 Vgl. ebenda. S. 742.
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den keinerlei Oberlegungen angestell t, statt Staatseigentum zu privatisieren,
es zu reformieren, es in die Hände jener zu legen, die es geschaffen haben.

Eigentum ist das Recht auf Aneignung, ist das Recht auf Aneignung des Er­
trags, der auf der Grundlage der jeweili gen Eigentumsform geschaffen worden
ist. Die Form des Eigentums bestimmt darüber, wer sich den wir tschaft li chen
Ertrag aneignet, wem vor allem der Mehrertrag, der Gewinn, zufli eßt. Ist es
der Produzent als Eigentümer (Miteigentümer) oder der von der Produktion
getrennte Eigentümer (Aktienbesitzer), ist es das Volk oder der private Kapi­
tali st?

Das Staatseigentum war nicht schlechthin Ursache für den Krisenzustand
der Wirtschaft . Es war vielmehr seine falsche Realisierung, seine - ohne de­
mokratische Kontroll e - zentrali stische Handhabung, seine ungenügende
Verbindung von Eigentum und Arbeit, die ungenügende Teilhabe des Pro­
duzenten an der Aneignung. Das Staatseigentum war monopoli siert. Es war
Monopoleigentum. Damit wohnten dieser Eigentumsform jene negati ven Ei­
genschaften inne, die jedes Monopol hat.

Monopoli siertes Eigentum ist in der Wirtschaft eine Fessel. Es hemmt die
Entwicklung der Produktivkräfte. Im monopoli sierten Eigentum fehlen die für
den Fortschr itt in Wissenschaft und Gesell schaft erforderli chen Anreiz- und
Sti muli erungssysteme. Es fehlt die Motivation für den Menschen als Haupt­
produktivkraft . Teilnahmslosigkeit und Desinteresse sind die Folgen. Allein
poli t ische und morali sche Appelle sind kein Ersatz für die nicht vorhandenen
inneren Triebkräfte im monopoli sierten Eigentum.

Staatseigentum ist nicht gleich Monopoleigentum. Es ist ebenso konzedent,
wie andere Eigentumsformen, z. B. das Privateigentum, das Genossenschafts­
eigentum, das Kommunaleigentum u.a. Damit Staatseigentum nicht zu mo­
nopoli sierendem Eigentum wird, müssen andere Eigentumsformen vorhanden
sein. Nicht all e Eigentumsobjekte gehören in staatli che Hand. Dabei wird die
Eigentumsform vom Grad der Vergesell schaftung, vom jeweil igen Stand der
Produktivkräfte bestimmt. Kleinproduktion, auf eigener Arbeit beruhender
Produktion, erfordert eine andere Eigentumsform als Massenproduktion, die
auf maschineller Grundlage statt findet.

Das Privateigentum kann sich dem objektiven Prozess der Vergesell schaf­
tung nicht entziehen. Privatkapital wird mehr und mehr Gesellschaftskapital.
Einzelunternehmen sind nicht mehr in der Lage, die gewalt igen Mitt el auf­
zubringen, die für Investiti onen zur Ausdehnung der Produktion erforderli ch
sind. Aktiengesell schaften bringen diese Mitt el auf. Mit ihrer Bildung entsteht
Kapital »direkt assozii erter Individuen« und Unternehmen treten nicht mehr
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als Privatunternehmen auf, sondern als Gesell schaftsunternehmung. »Es ist
die Aufhebung des Kapitals als Privateigentum innerhalb der Grenzen der
kapitalistischen Produktionsweise selbst.«'

Als nicht monopoli sierte staatliche Unternehmen müssen sie sich ebenso der
Konkurrenz, dem Wett bewerb stell en, wie Unternehmen anderer Eigentums­
formen. Sie müssen sich am Markt or ientieren und rentabel wir tschaften. Die
Marktgesetze sind auch für die Ware-Geld-Beziehungen für die Geschäftstä­
tigkeit der statt li chen Unternehmen relevant. Durch Eingriffe des Staates kön­
nen allerdings die Marktgesetze für staatli che Unternehmen gezügelt werden.
Dass Staatseigentum eine Eigentumsform ist, die für den Staat und das Volk
von Nutzen ist, zeigt die Verstaatli chung von Industr iezweigen (Erdöl- und
Gasfelder, Bergwerken, Banken u.a.) in Ländern Lateinamerikas.*

Die Privatisierung des Staatseigentums begann in Russland Anfang der
90er Jahre. Auf die Privati sierung wurde Druck von innen und außen ausge­
übt.

Im Inneren des Landes standen die Staatsnomenklatura, die Spekulanten
u.a. schon Gewehr bei Fuß, um Staatseigentum zu erwerben. Eli ten des Staa­
tes woll ten vom Kuchen des Staates ein großes Stück abbekommen. Ihre Gier
war unersätt li ch. Sie langten dann bei der Aufteil ung auch kräfti g zu. Selbst
Präsident Jelzin sowie seine Famili e nahmen sich dabei nicht aus.

Als die Sowjetunion als Staat auseinanderbrach, riefJelzin den Präsidenten
der ehemaligen Sowjetrepubli ken zu: Nehmt euch soviel Souveränität wie ihr
verkraften könnt. Das war auch das Leitmotiv für die Pr ivatisierung.

3 Karl Marx : Das Kapital. Dr itt er Band. In: MEW. Bd. 25. S. 452.
4 Am 21. Januar 2006 wurde in Boli vien Evo Morales, der erste indianische Präsident

Südamer ikas, in sein Amt eingeführ t. In seiner Antr itt srede erklär te er : »Die Kon­
zentration des Kapitals in wenigen Händen (ist) keine Lösung für die Armen der
ganzen Welt ... Wir haben die Verp fli chtung, die Wirt schaftsprobleme zu lösen, die
durch die Privatisierung und Versteigerung unserer natür li chen Ressourcen herge­
rufen wurden.« Um die energiewirtschaft li che Souveränität Boli viens wieder her­
zustellen - Boli vien besitzt die bedeutendsten Gasvorkommen ganz Lateinamerikas
und Olvorkommen, die denen von Venezuela nicht nachstehen - legte Morales durch
eine Regierungsverordnung fest, dass for tan all e Ol- und Gasfelder zu verstaatl ichen
sind. Ein Jahr später feier ten die Boli vianer den 1. Mai mit Losungen, die lauteten:
»Verstaatl ichung heißt gut leben«, »Die Verstaatlichung - wir wollen sie alle«. Sie­
he: Jean Ziegler : Der Hass auf den Westen. Wie sich die armen Völker gegen den
wir tschaftl ichen Welt kr ieg wehren. München 2009. S. 195, 237.
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Von Außen wurde Druck mit der Vergabe von Krediten ausgeübt. Der in­
ternationale Währungsfonds, die Weltbank und die US-Administration mach­
ten ihre Kreditzusagen für Russland von den Fortschr itt en abhängig, die bei
der Privati sierung von Staatseigentum erreicht worden sind. Es bewahrheitete
sich die Feststellung von Marx, dass die öffentli che Schuld einer der ener­
gischsten Hebel der ursprüngli chen Akkumulation ist.*

Die Entstaatli chung der Eigentumsverhältnisse begann bereits unter der
Präsidentschaft von Gorbatschow. Der Staatshaushalt wies ein großes Defizit
aus. In der Endphase war der Sowjetstaat nicht mehr in der Lage, die notwen­
digen Ausgaben, z.B. die Zahlung von Gehältern für die Armee, zu finanzie­
ren. Der Staat benötigte dringend Kredite aus dem Ausland. Das internationa­
le Finanzkapital war nur dann bereit, der Sowjetunion Kredite zu gewähren,
wenn staatli ches Eigentum privatisiert wird. In einer persönli chen Botschaft
an die Regierungshäupter der Teilnehmer des Treffens der »Sieben« in London
vom 11. Juli 1991 teilt e Gorbatschow mit: »Beim Übergang zur Marktwir t­
schaft sehen wir die Entstaatli chung und Privati sierung des Eigentums sowie
die Entmonopoli sierung der Wirtschaft als entscheidende Bedingung an.«

In dieser Botschaft ist von einer »kleinen« und »großen« Privatisierung
die Rede. Die »kleine« Privati sierung betraf in der Hauptsache staatli che Ge­
schäfte, Restaurants, Dienstleistungseinr ichtung, kleine Unternehmen und
Produktionsstätt en, während es bei der »großen« Privatisierung um die Um­
wandlung von großen Konzernen ging.6

Nachdem für die Privatisierung grünes Licht gegeben war, brach in Russland
eine Privatisierungseuphorie aus. In einer großangelegten Kampagne wurden
Betr iebe, Hütt en, Bergwerke, Gas- und Olfelder, Sanator ien, Kulturpaläste,
Hotels, Warenhäuser u. a. Staatsbesitz pr ivatisier t. Vielerorts erfolgte sie mit
kr iminellen Mitt eln und Methoden. Der Feldzug gegen das Staatseigentum
erinnert in vielerl ei Hinsicht an die ursprüngli che Akkumulation des Kapi­
tals, die Marx im »Kapital« eindrucksvoll beschreibt: »Die Expropriati on ...
wird mit schonungslosem Vandali smus und unter dem Trieb der einfachsten,
schmutzigsten, kleinli chst gehässigsten Leidenschaften voll bracht.«7

5 Vgl. Karl Marx: Das Kapital. Erster Band. S. 782.
6 Vgl. Im Poli tbüro des ZK der KPDSU. Nach den Aufzeichnungen von Anatoly

Tschernajew, Wadim Medwedjew und Georgi Schachnasarow. Moskau 2006. S. 590
(russ.).

7 Karl Marx: Das Kapital. Erster Band. S. 790.
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Der neue Kapitali smus in Russland wurde mit Raub und Diebstahl aus der
Taufe gehoben.

Im Wort Pr ivatisierung steckt das lateinische »private«« - berauben. Der
Staat wurde beraubt.

Im Lande herrschten Gesetzlosigkeit und Will kür.
Das Staatsoberhaupt, Jelzin, li eß sich sogar mit vom Parlament gebill igten

Sondervollmachten ausstatt en, um gegen geltendes Recht die Privati sierung
des Staatseigentums durchzusetzen. Er gab vor, mit diesen Vollmachten durch
Privatisierung das Land aus der Krise zu führen. Er versprach dem Volk, in­
nerhalb von sechs Monaten Wohlstand zu schaffen. Dieses Versprechen war
allerdings nur ein Deckmantel, unter dem Jelzin versuchte, die Sympathie der
Bevölkerung für die großangelegte Privatisierungskampagne zu gewinnen.

Jeder Eigentumswechsel erfolgt in der Regel durch Kauf und Verkauf, sieht
man von Schenkungen, Erbschaften u.a. ab. Beim Kauf entr ichtet der Käufer
an den Verkäufer ein Entgelt, dessen Höhe durch den Preis bestimmt wird. Die
Preishöhe wiederum ist von mehreren Faktoren abhängig: Dem Wert, Ange­
bot und Nachfrage, Ort, Zeit u. a. Der Preis wird letztlich durch den Markt
bestimmt.

Die Privatisierung des staatli chen Eigentums erfolgte jedoch nach ganz an­
deren Regeln. Ein polnischer Abgeordneter schil derte den Erwerb von staat­
li chem Eigentum wie folgt: »Das ist nach unseren östlichen Bedingungen der
Verkauf von herrenlosem Vermögen mit unbekannten Wert an Leute, die kein
Geld besitzen.«*

Diese Schil derung tr ifft im Prinzip auch auf Russland zu.
Laut Plan war vorgesehen, von Dezember 1991 bis Ende 1992, d. h. in ei­

nem Jahr, über 20% und bis 1994 die Hälfte des industr iellen Staatsvermögens
zu privatisieren. Der Plan wurde eingehalt en. Mitt e 1993 stammte tatsächli ch
ein Viertel der industr iellen Produktion aus dem Privatsektor. Die Entstaatli ­
chung des Eigentums erfolgte im hohen Tempo. Sie fand im Wesentli chen in
zwei Etappen statt :

In der ersten Etappe wurde Staatseigentum durch Anteilscheine - Voucher -
pr ivatisier t. Bereits in der Endphase der Perestroika-Poli tik, im Juli 1990, hatt e
der Ministerrat der UdSSR eine Rechtsordnung über Aktiengesell schaften und
Gesell schaften mit beschränkter Haftung (GmbH) erl assen, mit der die Priva­
ti sierung rechtli ch untermauert wurde. Es war somit rechtens, Staatseigentum

8 Hans Kalt: Zu Stalins langem Schatten. Zur Geschichte der Sowjetunion und zum
Scheitern desSowjetischen Modells. Köln 2010. S. 227.
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in Aktionärseigentum oder Eigentum von Gesellschaftern, d. h. in Privatei­
gentum umzuwandeln.

Die Voucher soll ten eine Art Volksakti e sein. Jeder Bürger der russischen
Föderation - vom Kind bis zum Greis - bekam ab Oktober 1992 gegen eine
geringe Gebühr einen Eigentumsgutschein im Nominalwert von 10.000 Rubel
(30 Euro). »Staatseigentum wurde unter das Volk verteilt «. In Wirklichkeit war
das eine Farce. Bedingt durch die Notlage - die Freigabe der Preise im Herbst
1991 entwertete das Geld - war die Mehrheit der Bevölkerung gezwungen, die
Anteil scheine zu verkaufen.

Aufgekauft wurden sie von neu gegründeten Investmentgesell schaften,
bzw. auf dem »schwarzen« Markt gehandelt . Die neuen Besit zer der Anteil ­
scheine lösten sie gegen Akti en der Unternehmen ein und wurden auf diese
Weise Miteigentümer von Aktiengesell schaften.

Bereits in der Endphase der Perestroika-Poli tik im Juli 1990 hat der Mi­
nisterrat der UdSSR eine Rechtsordnung über Aktiengesell schaften (AG) und
Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH) erl assen, mit der es rechtens
war, Staatseigentum in Aktionärseigentum oder Eigentum von Gesell schaften
umzuwandeln.

Für die Aufr echterhalt ung der Produktion in den Betr ieben war das alte
Führungspersonal unverzichtbar. Ohne die »Roten« Direktoren wäre die Wirt­
schaft endgült ig zusammengebrochen. Nicht wenige von ihnen wandten sich
gegen die Auflösung von Staatseigentum. Um ihren Widerstand zu brechen,
wurden ihnen Präferenzen eingeräumt; sie erhielten das Recht, im Prozess der
Umwandlung von Staatseigentum in Privatgesell schaften 51 % der Anteile zu
erwerben. Das Geld, das sie für den Erwerb benötigten, war Firmengeld, d. h.
mit Staatsgeld wurden private Anteilscheine finanziert.

Die alte Wir tschaftseli te war der Gewinner der ersten Etappe der Privati­
sierung. Sie mutierte zur Klasse der neuen russischen Bourgeoisie. Die Mas­
se der Bevölkerung blieb trotz Voucher, trotz Anteil scheine eigentumslos. Sie
wurde im großen Stil enteignet.

Der österr eichische Autor, Hans Kalt , traf die Feststell ung: »Es hat in der
Wirtschaftsgeschichte noch keine Enteignungsakti on gegen so Viele, von sol­
chem Umfang und so eindeutig zugunsten einer offenkundig kriminellen
Minderheit gegeben.«

Die zweit e Etappe der Privatisierung war die Hauptetappe. In ihr fand die
eigentli che »ursprüngli che Akkumulation« statt . In dieser Etappe ging es um

9 Ebenda.
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die Inbesitznahme der Filetstücke des Staatseigentums. Es war die Etappe der
»großen« Privatisierung. Sie begann Ende 1994, wobei der Rahmen schon
1992/93 geschaffen wurde. In diese Etappe fäll t auch die Wahl des russischen
Präsidenten im Jahr 1996. Die Pr ivatisierung hatt e einen entscheidenden Ein­
fluss auf den Ausgang der Wahlen, denn die Wiederwahl Jelzins als Präsi­
dent war gefährdet. In dieser Etappe konsolidierten sich die Oligarchen, die
letztendli ch die Wiederwahl Jelzins sicherten und die Poli tik Russlands stark
beeinflussten.

DIE GRÜNDUNG VON PRIVATBANKEN

Bereits in der Frühphase der Pr ivatisierung wurde in Russland eine Vielzahl
pr ivater Banken gegründet. In kurzer Zeit soll en zweitausend Banken entstan­
den sein. Eine Wirtschaft kann ohne Banken nicht funktionieren. Sie versorgt
die Wir tschaft mit Zahlungsmitt el, bietet Sparmögli chkeiten und betreibt di­
verse Geldgeschäfte. Die Banken sind ein geeignetes Medium für Spekulation
mit Geld und Finanzen.

Die Gründung der Privatbanken erfolgte mit Rückendeckung der Regie­
rung und hohen Staatsbeamten. Ehemalige Wirtschaftsfunktionäre, Manager
von Unternehmen, Staatsbeamte, Kriminelle und Spekulanten nutzten die
Gunst der Stunde und hoben Privatbanken aus der Taufe. Mitunter genügte
ein Raum im Keller, ein Computer und eine Sekretär in, um eine Bank zu
gründen. Selbst ein Einstiegskapital war nicht erforderl ich.

Der Geld- und Finanzverkehr floss nicht mehr über staatli che Banken, son­
dern über Pr ivatbanken.

Mit Gründung der Pr ivatbanken begannen auch im Bankensektor und im
Finanzsystem die Marktgesetze zu wirken. Profit und Konkurrenz beherr­
schen den Geld- und Kreditmarkt. Industr iekonzerne, die noch nicht pr ivati­
siert waren, erhielten das Recht, ihre Privatbank auszuwählen. Die Privatban­
ken waren ihrerseits bemüht, durch lukrative Angebote die Industr iefi rmen,
samt ihrer Depositen, anzulocken.

Kennzeichnend für die Pr ivatbanken waren nicht die Kreditgeschäfte - die
Banken vergaben kaum Kredite an Privatpersonen oder Industr iefir men -
sondern sie investierten in profit able Bereiche, bzw. sie betr ieben Währungs­
spekulationen. Geldwäsche gehört mit zu ihrem Geschäft . Die Banker gehören
heute mit zur russischen »Eli te«.
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Da das Defizit im russischen Staatshaushalt immer größer wurde, der Staat
seinen finanziellen Verpfli chtungen nicht nachkommen konnte, waren Privat­
banken bereit, ihm dringend benötigte Kredite zu gewähren. Die Kreditver­
gabe war aber an eine Bedingung geknüpft : »Aktien für Kredit«. Diese Bedin­
gung bedeutete faktisch: Erpressung des Staates durch Privatbanken.

Der Sache nach ging es bei der Forderung »Aktien für Kredit« um folgen­
des: Nach einem Plan von dem Banker und Oligarchen Wladimir Potanin,
den er Ende März 1995 der Kremlführung vorlegte, war ein Bankenkonsor­
ti um bereit, dem Staat einen Kredit in Höhe von 1,8 Mrd. Dollar anzubieten.
Die Absicherung soll te aber durch Anteile an Staatskonzernen erfolgen. Die
Laufzeit des Kredits betrug ein Jahr. War der Staat nicht der Lage, die Anteile
in dieser Zeit zurückzukaufen. Die Anteile soll ten endgültig bei den Banken
verbleiben. Die Verschuldung des Staates war so groß, dass der Rückkauf nicht
mögli ch war. Die Anteil e blieben in den Händen der Banker. Auf diese Weise
wurden sie Anteil seigner am Staatsvermögen.

AUKTIONEN - EIN MITTEL ZUR AUFLOSUNGVON STAATSEIGENTUM

Staatseigentum wurde im großen Stil durch Auktionen pr ivatisiert. Eine gro­
ße Rolle spielten dabei die Banken.

Auktionen sind öffentli che Veranstaltungen, auf denen im Bieterverfahren
diverse Gegenstände (Häuser, Maschinen, Geräte, Kunstgegenstände, Brief­
marken u.a.) verkauft werden. Vor dem Bieten des zu verkaufenden Gegen­
stands wird ein Mindestpreis festgelegt. Der Meistbietende erwirbt den zu
versteigernden Gegenstand.

Die Auktionen zur Veräußerung von Staatsvermögen, bei denen es vorwie­
gend um die Veräußerung lukrativer Wirtschaftszweige und Betr iebe ging,
fanden jedoch nach einem anderen Muster statt . Sie waren manipuli ert und
skandalös. Der Teil nehmerkreis war ausgesucht. Er wurde von hohen Staats­
beamten und der »Jelzin-Family« besti mmt. Es waren vorwiegend Banker,
die an den Auktionen teilnahmen. Ausländern wurde grundsätzli ch die Teil ­
nahme verweigert. Es galt ihnen gegenüber das Prinzip: »Erst wir , dann ihr.«
Da man unter sich war, wurde der Bieterpreis äußerst niedr ig festgelegt. Die
der »Jelzin-Family« nahestehenden Oligarchen erhielten zu Spott preisen die
lukrativen staatli chen Unternehmen und Fil etstücke der Wir tschaft .

Es wird eingeschätzt, dass der Preis für das zu ersteigernde Vermögen ein
Fünftel (20 Prozent!) des tatsächlich ökonomischen Werts entsprach. Meis-
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tens lag der Kaufpreis nur knapp über dem niedr ig angesetzten Angebots­
mindestpreis. Die Staatsverwalter, die die Auktionen durchführten, ließ das
unberührt. Sie waren ja nur die Verwalter und nicht die Eigentümer des zu
versteigernden Staatsvermögens. Oft wurden sie korr umpiert, um das Min­
destangebot so niedr ig wie möglich zu halten. Durch die Auktionen wurde
der Staat um Mill iarden betrogen. Der Erfinder des Plans »Aktien für Kredit«,
Potanin, in der Zwischenzeit zum Stell vertreter des Ministers aufgerückt, war
einer der großen Gewinner der Auktionen.

Wichtige Objekte des Staatsbesitzes gelangten in seine Hände. Bei der Pri­
vatisierung des weltgrößten Metall produzenten »Noril sk Nickel« konnte er
sich einen Anteil von 38 Prozent für nur 171 Mill ionen Dollar sichern . Die­
ser Preis lag nur 100.000 Dollar über dem Mindestpreis des Auktionators. Ein
Konkurrent war bereit, den doppelten Preis zu zahlen. Die Potanin-Bank, die
mit der Auktion beauftr agt war, erkannte mitt els jur istischer Spitzfindigkei­
ten das hohe Angebot nicht an.

»Nor ilsk Nickel« ist der größte Platin- und Palladiumproduzent der Welt.
Er kontroll ier t 20 Prozent des Weltmarktes für Nickel. Die Profit e des Kon­
zerns erreichten pro Jahr 1,5 Mill iarden Dollar .

Die Asymetr ie zwischen bezahltem Preis und tatsächli chem Wert der er­
steigerten Objekte zeigen auch folgende Beispiele: Die Anteile von 51 % des
Olr iesen »Sidanka« kosteten nur 130 Mil li onen Dollar ; zwei Jahre später war
dieser Unternehmensanteil auf dem internationalen Markt 2,8 Mill iarden
Dollar wert. Eine große Waffenfabrik wurde für 3 Mill ionen Dollar verkauft ,
so viel kostet ein Fer ienhaus im US-amerikanischen Aspen. Die Verschleude­
rung des Staatsvermögens zu einem Bruchteil seines eigentli chen Werts ist
nur die eine Seite. Die andere besteht dar in, dass das Geld dafür aus öffentli ­
chen Mitt eln stammt. Mit dem Geld des Volkes eigneten sich die Banker das
Staatsvermögen an. Mit der Pr ivati sierung von Staatsvermögen war das Fun­
dament gelegt für eine neue Wirtschaftsordnung in Russland. Voll kommen
neue Eigentumsverhältnisse waren entstanden. Die russische Var iante der
ursprünglichen Akkumulation hat sie hervorgebracht. Am Horizont leuchtete
die Morgenröte des anbrechenden Kapitali smus.
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OLIGARCHEN - AUSWUCHS DER PRIVATISIERUNG IN RUSSLAND

Russland als größte Republi k der Sowjetunion hatt e zwar ein niedr iges, aber
ein mehr oder weniger ausgegli chenes Lebensniveau. Die Einkommensunter­
schiede waren gering. Der Faktor zwischen »arm« und »reich« betrug 1:10.

Mit der Pr ivatisierung von Staatseigentum entstand eine Gruppe von Mil ­
liardären, es entstanden die Oligarchen.

Was sind Oligarchen, und wo kamen sie her? Aus welchen Bevölkerungs­
schichten stammen sie?

Das Wort Oligarch ist aus dem griechischen Wort Oligarchie abgeleitet. Oli ­
goi bedeutet wenige und archein herrschen. Oligarchie ist die Herrschaft von
Wenigen. Oligarchen entstehen unter nicht normalen Bedingungen; d. h. unter
Bedingungen, die durch Missstände gekennzeichnet sind.

Die Macht der Oligarchen beruht auf Besitz, auf Reichtum. Kennzeichnend
für Oligarchen ist ihre Gier, ihr Egoismus. Rücksichtslos stellen sie ihre In­
teressen in den Vordergrund. Mit dem Übergang zur marktwirtschaft li chen
Wirtschaftsordnung in Russland waren alle Voraussetzungen vorhanden, dass
Oligarchen entstehen konnten. Aus ökonomischer und poli tischer Sicht sind
Oligarchen für die Gesell schaft überflüssig. Sie haben keinerl ei Funktion für
den reibungslosen Ablauf des gesell schaft li chen und wirtschaftl ichen Lebens.
Sie partizipieren vielmehr vom Reichtum der Gesell schaft , ohne dafür eine
Gegenleistung zu erbringen. Sie sind eine parasitäre Schicht.

Das Antlitz Russlands (wie übrigens auch das anderer ehemaliger Sowjet­
republi ken) wird heute mit von den Oligarchen bestimmt. Auf der Liste der
reichsten Menschen der Welt standen 2003 siebzehn Russen. Bereits in der
Endphase der Gorbatschowära begann ihr Aufstieg. Unter Jelzins Präsident­
schaft etablierten sie sich. In Wirtschaft und Poli tik nahmen sie einen festen
Platz ein. Nicht wenige von ihnen waren Günstli nge von Jelzin. Sie gehörten
zur sogenannten »Jelzin-Family«. Der Kreis der »Family« bestand u. a. aus
den Namen:
- Jegor Gaidar (Ministerpräsident 1991/1992, Milli ardär),
- Anatoli Tschubai (Cheforganisator der Privatisierung und Jelzins Wahlma-

nager),
- Boris Beresowski (Oligarch Nr. 1, Finanzier des Wahlkampfes für Jelzin im

Jahr 1996),

- Wladimir Gussinski_(Oligarch Nr. 2, stell te beispiellos seine Medien zur
Wiederwahl Jelzins zur Verfügung),

- Pawel Borodin_(Vermögensverwalter der Präsidialverwalt ung),
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- Roman Abramowitsch_(Oligarch),
- Alexander Mamut_(Bankier, Finanzier der »Family«),
- Alexander Woroschin (Leiter der Präsidialkanzlei).

Die »Jelzin-Family« war eine Art »Kamarilla«, d.h., eine integrierte Hof­
partei, deren Protektorin die Tochter von Jelzin, Tatjana Djaschenko, war. Die
Kamarilla griff direkt in die Belange der Regierung ein und war durch und
durch korrupt. Macht, Posten, Staatsvermögen, Ämter und große Mengen an
Geld wurden untereinander zugeschoben.

Jelzin, der aus gesundheitli chen Gründen und wegen seiner Trunksucht
nicht mehr in der Lage war, in voller Verantwortung seine Amtsgeschäfte
auszuüben, begab sich unter dasJoch der Oligarchen. Der Russlandkenner und
bekannte Publizist, Peter Scholl -Latour, stellt e treffend fest: »Die Regentschaft
Jelzins wird durch zwei Faktoren gekennzeichnet: Der Einfluss der »Familyk
und die Macht der »Oligarchen.«" Das Netzwerk funktionierte: Die Oligar­
chen hielten Jelzin an der Macht, der wiederum verhalf ihnen zu ihrem Reich­
tum.

Die Oligarchen rekrutieren sich aus den unterschiedli chsten Schichten der
Gesell schaft . Zwei Beispiele sollen das belegen. Aus der Nomenklatura stieg
Viktor Tschernomyrdin zum Oligarchen auf, während aus der Dissidentensze­
ne Wladimir Gussinski zu einem der reichsten Männer Russlands wurde.

Tschernomyrdin war viele Jahre Abteilungsleiter für Wirtschaft im Zent­
ralkomitee der KPdSU. Gorbatschow ernannte ihn 1985 zum Minister für Gas­
industr ie. Jelzin berief ihn 1992 zum Ministerpräsidenten Russlands. Das Amt
des Regierungschefs übte er bis 1998 aus. Als Premier legte er nicht nur seine
schützende Hand über die kriminelle Privatisierung, sondern er bereicherte
sich selbst dabei. Drei Mill iarden Dollar flossen in seine Tasche. Das Geld
überwies er auf eine ausländische Bank und deponierte es dort.

Gussinski war Mathematikprofessor. Er stammte aus einer jüdischen Fa­
mili e, deren Mitglieder der stali nschen Repression ausgesetzt waren. Er hatt e
ein distanziertes und kr itisches Verhältnis zur Sowjetmacht. Seine Existenz
sicherte er sich nicht als Hochschullehrer, sondern durch die Ausübung an­
derer Tätigkeiten verschiedenster Art. Er organisierte Theateraufführungen,
veranstalt ete Konzerte und schr ieb Texte für Theater. Zum Oligarchen sti eg
er mit der Gründung einer eigenen Bank, der Most-Bank, auf. Diese Bank
finanzierte vor allem Handels- und Baugeschäfte. Außerdem wickelte sie mit

10 Peter Scholl -Latour: Russland im Zangengriff. Puti ns Imperium zwischen Nato, Chi­
na und Islam. Berlin 2006. S. 176.
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Unterstützung des damaligen Bürgermeisters von Moskau, Luschkow, die f­
nanziellen Transaktionen der russischen Hauptstadt ab. Parallel zu seiner Tä­
tigkeit als Banker entdeckte er die Medienbranche. Im Jahr 1993 gab er eine
eigene Tageszeitung heraus. Mit Hil fe Luschkows gelang es ihm, die Kontrolle
über die Fernsehgesell schaft »Kanal 4« zu erhalten. Mit seinen Medien ver­
half er Jelzin zu dessen Wiederwahl als Präsident Russlands. Gussinski wurde
Medienmogul des Landes.

Bis zur Zwietracht mit der »Jelzin-Famil y« gehörte er zu deren einfluss­
reichsten Mitgli edern . Wegen finanzieller Unstimmigkeiten wurde er mehrere
Tage in Haft genommen. Nach seiner Freilassung flüchtete er ins Exil nach
Israel.

Als Jude war Gussinski Vorsitzender der jüdischen Gemeinde Russlands
und Stellvertreter des Präsidenten der jüdischen Weltorganisation.

Oligarchen sind ebenfall s aus den untersten Schichten der Gesell schaft her­
vorgegangen. Ein Beispiel dafür ist der heutige mehrfache Mill iardär Roman
Abramowitsch. Als Waisenkind aufgewachsen, ohne Schulabschluss, heute in
England lebend, verfügt er über einen unglaubli chen Reichtum. Selbst der re­
nommierte Fußball -Club Chelsea in London gehört zu seinem Eigentum.

Im Volksmund heißt es: Geld (Reichtum) allein macht nicht glückli ch. Es
ist fragli ch, ob die Oligarchen glückli ch, mit ihrem Leben zufr ieden sind. Es
kann sie nicht unberühr t lassen, dass sie über Reichtum verfügen, den sie un­
redli ch, kr iminell angeeignet haben. Es kann ihnen nicht egal sein, dass »ihr«
Eigentum nicht die Frucht ihrer Leistung, sondern Raubgut von Gemeinbesitz
ist. Sie haben Furcht vor dem Zorn des Volkes. Nicht ohne Grund leben sie
abgeschott et von der Offentli chkeit. Ihre Kontaktarmut »entwirkli cht« sie als
Mensch. Ihre Umwelt-Prachtvill en mit modernsten Sicherheitsanlagen - hohe
Zäune und Mauern um ihre Grundstücke, zusätzli ch gesichert mit Wachper­
sonal und Bodygards, Luxuslimousinen mit abgedunkelten Scheiben u. a. - ist
eine »entfremdete« Wirkli chkeit. Ihr Dasein ohne Pfli chterfüllung gleicht ei­
nem sinnentleerten Leben, einem Leben wie in einem goldenen Käfig.

Die Oligarchen trüben das Bild vom postsowjetischen Russland. Sie sind
eine Frucht der russischen Variante der ursprüngli chen Akkumulation des
Kapitals.



DIETMAR ENDLER

Bulgarische Literatur in der DDR
- ein abgeschlossenes Sammelgebiet?

Von 1952 bis 1990 sind in den Verl agen der DDR ca. 250 bulgarische Buchti tel
- Romane, Erzähl- und Gedichtbände, Reisebeschreibungen, Bühnenwerke,
Memoiren, Anthologien - erschienen', nicht gezählt die Nachauflagen, die Ge­
dichte und Erzählungen in Periodika und gemischten Anthologien. Als Hoch­
schullehrer, der zur bulgarischen Literaturgeschichte forschte und lehrte, hat
der Verfasser dieses Aufsatzes diese Entwicklung aufmerksam verfolgt und
sie ab und an mit Verl agsgutachten und Rezensionen in der Tagespresse zu
unterstützen versucht. Bulgarische Literatur in deutscher Obersetzung in der
DDR - das ist ein Thema, das gründli ch untersucht werden sollt e; im Folgen­
den dazu einige Beobachtungen, soweit dies ohne Einsicht in Verlagsarchive
mögli ch ist.

Die strategische Einbindung der DDR in das Bündnis mit der UdSSR und
den damals Volksdemokratien genannten Länder Mitt elost- und Südosteuro­
pas, aber auch historische Erfahrungen machten die Herausgabe von Literatur
aus diesen Ländern von Anfang an zum Schwerpunkt der Kultur- und Ver­
lagspoli tik in der DDR. Der vorgefundene Bekanntheitsgrad dieser Literatu­
ren war unterschiedli ch. Egon Hartmann, einer der ersten Obersetzer aus dem
Bulgarischen, schr ieb 1954: »Die Verbundenheit mit den Volksdemokratien hat
dazu geführt, daß wir uns in starkem Maße mit ihren Literaturen beschäfti ­
gen. Dadurch wurde das Interesse an Nationall iteraturen geweckt, die bei uns
bisher kaum beachtet wurden, obwohl sie über eine lange reali stische Traditi­
on verfügen.« Neben der rumänischen sei »vor allem die bulgarische Literatur
dem deutschen Leser recht fremd« geblieben. »Es ist daher eine dankenswerte
Aufgabe für die Verl age, auch die Freundschaft mit diesen Völkern durch die

1 Bulgar ische Bell etr istik. 1945-1987. Zusammengestell t von Ingr id Kuhn. Deutsche
Staatsbibli othek. Bibliographische Mitt eil ungen 32. Berl in 1988; ergänzende pr ivate
Obersicht des Verf. 1988-1990.
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Obersetzung ihrer besten belletr isti schen Erzeugnisse zu festigen und dadurch
einen Einbli ck in ihre Lebensweise zu vermitt eln.«'

Nach Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen der DDR und der
VR Bulgarien wurden periodisch Kulturabkommen abgeschlossen, die u.a.
auch die Förderung von Literaturübersetzungen und die Entsendung von Uni­
versitätslektoren und Studenten vorsahen. Zugleich oblag nach dem Selbst­
verständnis (real)soziali stischer Kulturpoli tik dem Verlagswesen eine erzie­
herische und bewusstseinsbildende Rolle auf der Grundlage der Poli tik der
führenden Staatspartei, die somit ihre ideologischen und auch aktuell -poli ti­
schen Kriter ien auf zu übersetzende Bücher und Autoren aus »Bruderländern«
(ein seinerzeit inflationär verwendetes Wort) angewandt wissen woll te. Da
waren selbst bei grundsätzlicher Obereinstimmung Konfli kte vorprogram­
miert, spätestens beim »Druckerl aubnisverfahren«, sofern nicht schon vorher
Selbstzensur geübt wurde. Auch darf nicht übersehen werden, dass die im
Prinzip zu begrüßende Öffnung für ost- und südosteuropäische Literaturen
bei allem Bemühen um Weltoffenheit im »Leseland DDR« immer wieder mit
einer Verengung des Bli ckwinkels auf Literaturen im »Westen« einherging.
Dem Soziali smus-Projekt haben Einengungen aller Art letzten Endes gescha­
det. Doch ohne das Widersprüchli che der Zeit zu übersehen sind die Leistun­
gen bei der Obersetzung bulgar ischer Literatur beeindruckend.

Nach der Zerschlagung des Hitlerfaschismus war in Ostdeutschland im
Kontext mit Bulgarien zuerst allein der Name Georgi Dimitroffs gegenwärtig.'
Hinweise auf Literatur waren sporadisch. Die von der Sowjetischen Mili tär­
administration herausgegebene »lll ustr ierte Rundschau« druckte im Mai 1947
zum 10. Todestag von Jordan Jovkov die Erzählung »Schibil«, übersetzt aus
dem Russischen (!). An den 75. Todestag von Christo Botev erinnerten 1951
die Zeitschriften »Sinn und Form« (Heft 4) mit dem Gedicht »Auf den Tod
von Wassil Lewski«, deutsch von Martin Remane, und »Aufbau« (Heft 6) mit
»Mein Gebet«, deutsch von Paul Wiens.

Der erste Buchtitel erschien 1952 - »Gedichte« von Nikola Vapcarov, beglei­
tet von einer landesweiten Ehrung des Dichters anlässli ch seines 10.Todestages
am 23. Juli. Nikola Vapcarov (1909-1942) war wegen Teilnahme am illegalen
Widerstandskampf gegen das mit Hitlerdeutschland verbündete Regime in

2 Egon Hart mann: Aus der neuen bulgarischen Literatur. Georgi Karaslawow »Die
Schwiegert ochter«. In: Heute und morgen. Schwerin. Heft 9/ 1954. $. 549-550

3 Ernst Fischer: Der Sieger von Leipzig. In: »Aufbau«. Heft 1. September 1945. $. 64-
83.
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Bulgar ien 1942 von einem Mili tärger icht zum Tode verurteil t und hinger ich­
tet worden. Seine bald sensiblen, bald zupackenden Gedichte, die den Dialog
mit dem Leser oder Zuhörer suchen, erneuerten Sprache und Menschenbil d
in der bulgarischen Dichtkunst. Die deutsche Ausgabe enthält 48 Gedichte
(von insgesamt ca. 60), übertragen von Alfr ed Edgar Thoß und dem Sofio­
ter Germanisten Stefan Stancev (Stantscheff) , damals Gastprofessor an der
Humboldt-Universität Berlin. Diese Ausgabe war geeignet, dem deutschen
Leser einen ersten Zugang zu Vapcarov zu gewähren. Vielleicht hat der da­
mals geläufige, aber keineswegs zutreffende Vergleich mit Majakovskij (»der
bulgarische Majakovskij«) Aufnahme und Übertragung beeinflusst, zumal
Thoß auch Majakovskij nachgedichtet hatt e: Die Natürli chkeit und Innigkeit
des Originals wird oft durch an Majakovskij gemahnende pathetische Über­
höhungen verdrängt.

Der 10. Todestag war Anlass, um koordinier t zwischen der UdSSR und den
Volksdemokratien Vapcarov mit Publi kationen, Obersetzungen und Ehrungen
im Sinne des Friedenskampfes und der soziali stischen Ideale zu popular isie­
ren; bald darauf wurde er posthum vom Weltfr iedensrat geehrt. Der Vorberei­
tung der Vapcarov-Ehrung in der DDR dienten Aufsätze sowjetischer und bul­
garischer Autoren, abgedruckt im »Bulletin der Bulgar ischen Diplomatischen
Mission in Berli n«, und die Gedichtausgabe. Die zentrale und regionale Presse
brachte Gedichte, Artikel, Berichte über Feierstunden mit bulgarischen Gäs­
ten in Berlin, Dresden, Unterwellenhorn und anderenorts. Dem damaligen
poli tisierten Literaturverständnis entsprechend wurde Vapcarov als »Dichter
der Arbeiterklasse«, als »monoli thische Persönli chkeit« vorgestell t, wurde die
»Einheit von politischem Kampf und Dichtung« betont und die Entwicklung
Bulgariens nach 1944 als »Verwirkli chung« von Vapcarovs Visionen darge­
stell t. Auf der zentralen Veranstaltung, organisier t von Schr iftstellerverband
und Kulturbund am 23. Juli 1952 in Berlin, sprach Ludwig Renn, Schr iftstell er
und lnterbr igadist im Spanienkrieg 1936/39; Gisela May und Herbert Trösch
rezitierten Vapcarov; der Schr iftsteller Rudolf Leonhard versicherte die bulga­
r ischen Gäste, dass man sich hierzulande mit dem Werk des Dichters beschäf­
tigen werde, »trotz der offenbar mangelhaften Übertragung der Gedichte in
die deutsche Sprache«'.

Der Festvortrag, den Stephan Hermli n (1915-1997) in Schwer in hielt, weist
über damals übli ches hinaus - er vergleicht Vapcarov mit Shelley und Byron,

4 A. H. Barkhoff: Ein Soldat der Freiheit. Feierstunde für den vor 10 Jahren ermordeten
Dichter. In: »Berl iner Zeitung« vom 26. Juli 1952. S. 3.
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Büchner und Leopardi, sieht geistige Fäden, die mit Puskin, Tolstoj, Gorki,
Majakovskij, Juli us Fucik, Jacques Decour, Frederico Garcia Lorca verbinden.
»Die Dichtung Bulgar iens ist von Westeuropa spät zur Kenntnis genommen
worden, aber über sie lässt sich von einem gewissen Zeitpunkt an nicht mehr
hinwegsehen - sie tr itt aus dem Kampf der Nation selbst her vor.« * Dieser Auf­
satz ist ein bemerkenswertes Dokument aus jener Zeit des Aufbruchs.

Die Vapcarov-Ehrung war eine gesteuerte politische Aktion in einer an­
gespannten Zeit. Zugleich war sie von Friedenskampf, Antifaschismus und
deutsch-bulgar ischem Kennenlernen geprägt. Sie zielt e darauf, Vapcarov dem
Leser in der DDR nahezubringen; mehrere Obersetzungen fanden den Weg in
Anthologien und Periodika. Was die Güte der Übersetzungen anlangt, muss­
ten 30 Jahre vergehen, bis der verdienstvolle Wolfgang Köppe gemeinsam mit
Uwe Berger und Günther Deicke 1983 in der Reihe »Poesiealbum« des Verlags
»Neues Leben« diesen weit über Bulgar ien hinaus bedeutsamen Dichter des
20. Jahrhunderts in subtileren und zeitgemäßen Übertragungen vorstell ten.

Die ersten Übersetzungen bulgar ischer Prosa in den fünfziger Jahren
wirkten zufäll ig. Zeitgleich mit Vapcarov erschien bei Rütt en & Loening das
Bändchen »Die Begegnung« mit zehn Geschichten des Meistererzählers Eli n
Peli n, eine ungelenke und die einzige Übertragung von Clara Hundsdörfer .
»Swetoslaw Terter«, ein weniger wichtiger Titel von Ivan Vazov, passte 1953
just in die Reihe »Histor ische Romane« bei Rütt en & Loening. Der Übersetzer
Angel Sladkarov (1892-1977) war Operett ensänger und -regisseur ; von 1944
bis 1962 lebte er in Deutschland bzw. in der DDR als Obersetzer. Beide Bücher
haben ein kompili ertes, sehr didaktisches Nachwort. Der politi schen Forde­
rung nach »Gegenwartsthemen« und »Aufbauromanen« entsprachen »Das
Mädchen vom Paß« von Stojan C. Daskalov und »MT-Station« von Andrej
Guljaski, zwei zu vernachlässigende Titel. Wichtig war 1954 die Übersetzung
des Romans »Die Schwiegertochter«* von Georgi Karaslavov (1904-1980), eine
psychologisch und sozial genaue Schil derung dörfl icher Verhältnisse. Der
Übersetzer Dimitär Stoevski (1902-1981), von Beruf Arzt, leistete viel für die
Übertragung deutscher Literatur ins Bulgar ische; er erprobte sich auch in der
bulgar isch-deutschen Übersetzung. Georgi Karaslavovs Roman »Der Stechap­
fel« (1938) folgte 1962 in einer Obersetzung von Bogislav Aleksiev im Leipziger

5 Stephan Hermlin: Nikola Wapzaroff . In: »Heute und Morgen«. Heft 9. Schwerin
1952. S. 530-535; ders.: Äußerungen 1944-1982. Berli n 1986. S. 139-146.

6 Georgi Karaslawow: Die Schwiegertochter. Deutsch von Dimitar Tscholakow-Stoew­
ski . Berli n: Volk und Welt. 1954. 3. Auflage 1961, als Roman-Zeitung 1967.
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Insel-Verlag, versehen mit einem Nachwort von Karl Gutschmidt. Eine Aus­
wahl aus den großartigen Humoresken von Cudomir (1890-1967) unter dem
Titel »Das Begräbnis und andere heitere Geschichten« wurde von Dimitär
Statkov (1924-2002) übersetzt (Volk und Welt 1962).

Für die Vermitt lung bulgarischer Literatur hat Egon Hartmann (1928-2005)
Bedeutendes geleistet. Er hatt e Kinder- und Schülerjahre in Bulgarien ver­
bracht, in Halle Germanistik, Angli stik und Hispanistik studier t und war frei­
schaffender Obersetzer aus dem Spanischen und Bulgar ischen. Im Jahre 1954
debütierte er mit »Eine Bulgarin und andere Erzählungen« von Ivan Vazov
in Reclams Universal-Bibliothek Nr. 5050. Schon 1908 waren an dieser Stelle
»Die Bulgarin und andere Novellen von Iwan Wasow« in der Obersetzung
von Maria Jonas von Szatänska erschienen, nun erneuerte Hartmann diese
Position in Auswahl, Übersetzung und Nachwort. Für viele Reclam-Leser war
dieses Reclam-Bändchen der erste Kontakt mit bulgarischer Literatur. Im Jah­
re 1959 folgte ebenfall s im Reclam-Verlag die Anthologie »Die Verfemten« mit
vier größeren Erzählungen, darunter Ivan Vazovs klassisches Werk »Nemili­
nedragi«, dessen Titel Hartmann treffend mit »Die Verfemten« übersetzte.
Ebenfall s 1959 legte Hartmann die satir ische Skizzenfolge »Baj Ganjo«' von
Aleko Konstantinov (1863-1897) vor, ein signifikantes Werk, das immer wieder
Diskussionen über die Physiognomie der Bulgaren auslöst, sowie eine Aus­
wahl aus den Meistererzählungen von Elin Peli n (1877-1945).* Egon Hartmann
verdanken wir auch Übersetzungen der Antikriegserzählungen von Ljudmil
Stojanov (1888-1973) aus den 1930er Jahren.° Hartmann wurde zu einem über­
aus aktiven Obersetzer.

Das Jahr 1957 brachte drei große bulgarische Romane in deutscher Ober­
setzung.

In der Reihe »Romane der Welt li teratur« erschien »Unter dem Joch«"°, den
Ivan Vazov (1859-1921) 1889 veröffentli cht hatt e und der in die Zeit der bulgar i­
schen Befreiungskämpfe während der 1870er Jahre führt. Bereits 1919 hatte es

7 Aleko Konstantinow: Der Rosenölhändler. Unwahrscheinli che Geschichten über ei­
nen bulgar ischen Zeitgenossen. Deutsch von E. Hartmann. Mit einem Nachwort von
M. Nikolo. Berlin: Aufbau Verl ag 1959 (bb Taschenbuch).

8 Eli n Pelin: Die Versuchung und andere Geschichten. Deutsch von E. Hart mann. Mit
einer Nachbemerkung von E. Kolm. Berlin: Aufbau Verlag 1959 (bb Taschenbuch).

9 Ljudmil Stojanoff: Cholera. Drei Erzählungen. Berlin: Aufbau Verlag 1957; ders.: Die
Barmherzigkeit des Mars. Erzählungen. Leipzig: Ver lag Phil ipp Reclam Jun.1958.

10 Iwan Wasow: Unter dem Joch. Mit einem Nachwort von Minko Nikolow. Berli n:
Rütten & Loening 1957.
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eine deutsche Übersetzung dieses Romans gegeben, doch sie war nur mühsam
lesbar und fand keine Aufmerksamkeit. Die nun vorli egende Ausgabe beruht
auf einer Obersetzung von Toma Topalov, die Norbert Randow gründli ch
bearbeitet hatt e. Minko Nikolov (1929-1966), der Verfasser des informativen
Nachworts, war damals Gastlektor an der Humboldt-Universität. Zehn Jah­
re später wurde diese Übersetzung im Verl ag Neues Leben wieder aufgelegt,
diesmal mit einem Vorwort des Dichters Erich Arendt und mit einem Nach­
wort von Norbert Randow. In verschiedenen Rezensionen war die naive Vor­
liebe Vazovs für das Abenteuerli che, für effektvoll -sensationelle Wendungen
in der Handlungsführung kritisch angemerkt worden. Arendt gibt gleichsam
eine Antwort darauf: Er fasst den Roman in seiner Ganzheit und charakte­
r isiert ihn als »naives Abbild einer naiven Epoche«, wobei jedoch der Autor
in der Rückschau »den nötigen reali stischen Bli ck« gewinne. »So herrscht ein
großer Reali smus im Roman, der nichts beschönigt, der das Warten des Ver­
rats im Winkel sonst aufr echter Herzen enthüllt .« Arendt vergleicht mit dem
Spanienkr ieg 1936/ 39, an dem er selbst teilgenommen hatt e, und hebt so die
allgemeinmenschli chen Dimensionen dieses Romans hervor - ein »authenti­
sches, echtes Werk, in seiner Verschmelzung von romantischer Naivität und
hartem Reali smus ...«' Diese Fassung des Romans wurde auch vom Sofioter
Fremdsprachenverlag übernommen.

Im Jahre 1957, fünf Jahre nach dem Erscheinen in Bulgar ien, lag die Ober­
setzung des Romans »Der eiserne Leuchter«"" von Dimitär Talev (1998-1966)
vor ; es folgten »Die Glocken von Prespa« (1959) und »Der Eliastag« (1963); der
vierte Band dieser Tetralogie »Glasovete vi cuvam« (Ich höre eure Stimmen)
bli eb unübersetzt, wohl aus außenpoli tischen Rücksichten, da inzwischen die
sog. Makedonien-Problematik Polemiken ausgelöst hatt e. Diese Romane be­
fassen sich mit dem Leben und den Freiheitskämpfen der Bulgaren in dem
von den Osmanen beherrschten Makedonien von den 1860er Jahren bis zum
Aufstand vom Eliastag 1903. Vor allem »Der eiserne Leuchter« überzeugt mit
seinen scharf profi li erten Romanfiguren und der Darstellung des vielschichti­
gen Allt ags, der geistigen, sozialen und poli ti schen Bestrebungen in dem von
mehreren Ethnien bewohnten Makedonien. Hilde Grantscharowa hat mit viel

11 Erich Arendt: Einführung. In: Iwan Wasow. Unter dem Joch. Berlin: Verlag Neues
Leben 1957. S. 8f.

12 Dimiter Taleff: Der Eiserne Leuchter. Deutsch von HildeGrantscharowa. Berlin: Rüt­
ten & Loening 1957.
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Sorgfalt eine gut lesbare Obersetzung geschaffen, die 1960eine zweite Auflage
erfuhr.

Im Gesell schaftsroman »Tabak«"* überschaut Dimitär Dimov (1909-1966)
bulgar isches Leben von den dreißiger Jahren bis 1944. Die Obersetzung hatt e
sechs Auflagen; dazu mag auch eine bulgar ische Verfil mung 1962 und eine
fünfteili ge Hörfolge 1971 bei Radio DDR beigetragen haben. Der Übersetzer
Josef Klein (1896-1971), ein Osterr eicher, hatt e sich nach dem Ersten Weltkr ieg
in Bulgarien niedergelassen, als Gustav Heinse schr ieb er Gedichte und über­
trug bulgarische Lyrik ins Deutsche. »Tabak« ist seine einzige größere Prosa­
übersetzung.

Der Roman wurde bei seinem Erscheinen 1951 im Bulgar ischen Schr iftstel­
lerverband hefti g att ackiert, weil er die revolutionären Kräfte vernachlässige,
worauf ihn Dimov überarbeitete und insbesondere erweiter te. Es wurde dann
in Bulgar ien nur die neue Fassung gedruckt, sie lag selbstredend auch der
Obersetzung in der DDR zugrunde. Die Überarbeitung war vor allem insofern
eine beachtli che Leistung, als die neuen Figuren und Handlungsstränge sich
überr aschend gut in die Gesamtkomposition einfügen. Um 1980 wurde darü­
ber diskutiert, ob man zur ersten Fassung zurückkehren bzw. beide Fassungen
drucken solle. In diesem Kontext erinnerte sich Liljana Dimova, Witwe des
Schr iftstellers, dass der Autor mit beiden Fassungen nicht zufr ieden gewesen
sei, die erste sei ihm zu unvoll ständig, die zweite zu überladen gewesen, er
habe darauf gehofft , Zeit für eine dr itt e Fassung zu finden". Daran hinderte
ihn sein früher Tod. Inzwischen (1991) wurde in Sofia wieder die erste Fassung
aufgelegt. - Gut aufgenommen wurde auch der von Egon Hartmann über­
setzte Roman »Verdammte Seelen« (Volk und Welt, 1971), der im Spanischen
Bürgerkrieg spielt ; das Buch hatt e drei Auflagen; den Erfolg mag auch hier
eine bemerkenswerte Verfil mung gefördert haben.

Deutlich wurde um 1960 das Bestreben, Schr itt für Schr itt die wichtigsten
Werke aus dem li terar ischen Erbe der Bulgaren zu erschließen. So lag 1959 end­
li ch einer der bekanntesten bulgar ischen Titel vor - die »Balkanlegenden«'*
aus dem Jahre 1927 von Jordan Jovkov (1880-1937), ein Erzählzyklus um Moti-

13 Dimiter Dimow: Tabak. Deutsch von J. Klein. Berli n: Verlag Volk und Welt 1957. 6.
Auflage 1981. Bibli othek der Welt literatur. Mit einem Nachwort von D. Endler.

14 Li ljana Dimova: Koe predpocitase Dimitär Dimovon. In: Li teraturen front. Sofia.
7.10.1982. s. 8.

15 Jordan Jowkow: Balkanlegenden. Deutsch von Zivka Dragnewa. Holzstiche von
Heinz Rodewald. Berlin: Verlag Volk und Welt 1959.
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ve aus Volksliedern, Überlieferungen, alten Inschriften, vornehmlich aus der
Türkenzeit. In den sprachvollendeten Geschichten agieren Menschen aus dem
Volk, die fähig sind zu starken Leidenschaften, die seelische Größe ausstrah­
len.

Die Übersetzerin Zivka Dragneva (1885-1959) hatte in Zürich Germanistik
und Romanistik studier t und 1909 promoviert; später war sie Deutschlektorin
an der Sofioter Universität und Obersetzerin aus dem Deutschen, Engli schen
und Französischen. Sie hatte schon in den 1930er Jahren drei der »Legenden«
ins Deutsche übertragen." Mit dem Erscheinen des Erzählzyklus krönten sich
ihre Bemühungen um Jovkov. Im Vergleich zu ihren Obersetzungen aus den
1930er Jahren war der Text nun stark überarbeitet, es ist nicht ausgeschlos­
sen, dass auch der Verlag daran Anteil hat, was damals nicht selten war. Die
Obersetzung ist gut lesbar, wenngleich erst spätere Jovkov-Obersetzungen von
Hartmut Herboth eine Vorstellung von der Schönheit des Originals vermitteln.
Doch Dragnevas Übersetzung ist bis heute die einzige geschlossene Ausgabe
dieses Zyklus im deutschen Sprachraum. Im Jahr 1965 wurde die Überset­
zung noch einmal in Reclams Universal-Bibliothek aufgelegt. Das hier enthal­
tene Nachwort von Wolfgang Köppe polemisiert mit Auffassungen mancher
Rezensenten hierzulande, Jovkov habe nach dem Beispiel der Romantik alte
Überlieferungen nacherzählt, und betont, dass jede Legende für sich wie auch
der Zyklus als Ganzes den Charakter eigenständiger Kunstwerke besäßen."

Die erste Buchausgabe im deutschsprachigen Raum mit Werken von Chris­
to Botev (1849-1876) erschien 1964 - »Der Balkan singt sein wildes Lied. Ge­
dichte und Publizistik«". Sie ist Wolfgang Köppe (geb. 1936) zu verdanken.
Er hatt e in Leipzig Slawistik und Theaterwissenschaft studiert. Die Ausga­
be beinhaltet 19 Gedichte (von 20), 26 Artikel, Satir en, Feuill etons, die Botev
in Zeitungen wie »Duma na bälgarskite emigranti«, »Zname« u. a. gedruckt
hatte. Das informative Vorwort und die sachkundigen Anmerkungen zur Pu­
blizistik entsprachen der damaligen Botev-Forschung, auch ihren Schwächen.
Indes wurde die Ausgabe mit viel Sorgfalt besorgt, ohne das verbreitete Pa­
thos, mit dem man damals über Botev schrieb. Zehn Jahre später, zum 100.

16 In Nazideutschland wurden mehrere Titel von Jovkov übersetzt, den man im Sinne
der Blut-und-Boden-Ideologie zu vereinnahmen suchte.

17 Jordan Jowkow: Balkanlegenden. Mit einem Nachwort von Wolfgang Köppe. Leip­
zig: Reclam Verlag 1965. (RUB 238) S. 148.

18 Christo Botew: Der Balkan singt sein wildes Lied. Gedichte, Publizistik und Briefe.
Nachdichtungen Franz Fühmann. Deutsch von Wolfgang Köppe u. Inge Kuschel. Mit
einem Vorwort von W. Köppe.
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Todestag Botevs, legt Köppe auf der Grundlage dieser Ausgabe den Reclam­
Band »Schwarz wie eine Wolke« vor, mit 18 Gedichten, davon einige zwei­
sprachig, 16 Prosatexten und Ill ustrationen aus Botevs Zeitungen; statt eines
Nach- oder Vorworts finden wir hier eine chronologische Tabelle zur Biografie
und zur Zeit Botevs. Die Gedichte wurden von Franz Fühmann (1922-1984)

ins Deutsche übertragen. Fühmann, ein namhafter Nachdichter ungarischer
und tschechischer Lyr ik, stützte sich auf eine Interl inearübersetzung des Her­
ausgebers. Gekonnt gibt er den Rhythmus des Originals wieder. Er verzichtet
zudem auf eine zusätzli che Poetisierung und »Rundung« der Verse, er strebt
nach der beherrschten Sprache Botevs, vertraut der Kraft des Wortes. Leider
wurden diese Botev-Nachdichtungen nicht in die Gesammelten Werke Franz
Fühmanns aufgenommen; in einer Anmerkung wird erl äutert, dass nur jene
Übersetzungen aus dem Tschechischen und Ungarischen aufgenommen wur­
den, die auch als Übersetzung wahrhafte Dichtung seien." - »Der Balkan
singt sein wildes Lied« war die erste Buchausgabe von Wolfgang Köppe, der
sich in der Folgezeit vor allem der bulgar ischer Lyrik und Dramatik widmen
wird, aber auch gute Prosaübersetzungen (Vera Mutafcieva) vorl egte.

Als Übersetzer erschloss Norbert Randow (geb. 1929) schon 1959 mit ei­
ner Auswahl aus den schaurig-ironischen Erzählungen von Svetoslav Minkov
(1902-1966) unter dem Titel »Die Dame mit den Röntgenaugen« dem deutschen
Leser eine ihm bis dahin unbekannte Facette bulgarischer Prosa. Im Jahre
1961 nun gab er die Anthologie »Bulgarische Erzähler« °° heraus. Sie umfasst
im Ergebnis sorgfältiger Suche 36 Erzählungen von 26 Autoren, vielfältig in
Thema und Erzählweise, entstanden zwischen 1805 und 1944 - von Sofroni
von Vraza über Ljuben Karavelov, Ivan Vazov, Penco Slavejkov bis zu Dimitär
Talev. Randow versah die Ausgabe mit Kurzbiografien und einem Nachwort,
das Wesenszüge der bulgarischen Literatur präzise skizzierte. Die gediege­
nen Übersetzungen sind vom Herausgeber, von Hartmut Herboth, Egon Hart­
mann, Karl Gutschmidt, Mechthil d Ender, Eduard Bayer u. a. Atanas Natev
(1929-1998), der damals zur Speziali sierung in Leipzig und Berlin weilte, später
ein namhafter Wissenschaftl er, verfasste eine begeisterte Rezension im »Sonn­
tag« (1961, Nr.3). Er bejahte, dass das Nachwort Eli n Peli n und Jordan Jov­
kov neben Maupassant und Cechov stell t, und fügte hinzu, dass diese beiden
Bulgaren um einige Jahrzehnte zu spät den Weg in die europäischen Lexika

19 Franz Fühmann: GesammelteWerke. II . Gedichte und Nachdichtungen. Berli n 1993.
20 Bulgarische Erzähler. Hrsg. u. mit einem Nachwort von Norbert Randow. Berli n:

Verlag Neues Leben 1961.
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gefunden haben. Die Erzählungen, so Natev, böten dem heutigen Leser einen
großen Reichtum an Problemen, Gedanken, Stimmungen; kennzeichnend für
sie seien Einfachheit der Aussage und Humor, sei dieser bitt er oder harm­
los, spött isch oder verschmitzt. Der Rezensent bescheinigte dem Herausgeber
tiefe Kenntnis, seltene Liebe und beneidenswertes Einfühlungsvermögen für
die eigenarti ge Welt der bulgar ischen Literatur . Norbert Randow hatt e an der
Humboldt-Universität Slawisti k studiert und ging 1953 für drei Jahre zur Spe­
ziali sierung nach Bulgarien. Eine seiner ersten wissenschaft li chen Arbeiten
galt Georg Adam (1874-1948), mit dessen Wirken um 1900 die kompetente,
ästhetisch anspruchsvolle Rezeption bulgarischer Literatur in Deutschland
begann. Randow nahm auch Übersetzungen von Georg Adam in die »Bul­
gar ischen Erzähler« auf. Im Jahre 1962 wurde Norbert Randow für drei Jahre
aus poli ti schen Gründen inhafti er t - beschämend für die DDR. Danach war er
freischaffender Übersetzer. Er leistete auch Bedeutendes für die Übersetzung
und Herausgabe weißrussischer Literatur in der DDR.

Schon vor Randows Anthologie hatt e 1959 der Verlag Volk und Wissen ein
Lesebuch unter dem Titel »Bulgarien erzählt«" herausgegeben, zusammen­
gestell t von Ljubomir Ognjanow, Germanistik-Professor in Sofia, und Horst
Görsch, damals Lektor beim Verl ag Volk und Wissen, später Gastdozent für
Germanistik an der Sofioter Kliment-Ochridski-Universität. Es war der 8.
und letzte Band in der zur Verwendung an den Schulen bestimmten Reihe
»Literatur der Volksdemokratien«. Aufgenommen wurden teilweise veralte­
te Übertragungen von Gedichten (Roda Roda, 1918) und Volksli edern (Georg
Rosen, 1879, Adolf Strausz, 1895), einzelne gute Nachdichtungen aus aktuellen
Periodika, Ausschnitt e aus neuen Romanübertragungen und viele Texte in
der Übersetzung von Barbara Sparing bzw. Nachdichtungen nach ihren In­
terli nearübersetzungen. Die Auswahl insgesamt erweckte den Eindruck des
Zufäll igen. Doch Anthologien entsprachen damals und auch später einer Er­
wartungshalt ung, denn sie vermochten - mit Nachwort und Kommentar ver­
sehen - an eine Literatur heranzuführen, über die noch relativ wenig bei der
Hand war. Insgesamt erschienen in der DDR 16 Anthologien. Dazu gehört die
von Hartmut Herboth besorgte Anthologie »Baba Donka und die Kuppler«22,

21 Bulgarien erzählt. Ein Einblick in die bulgarische Literatur. Ausgewählt u. zusam­
mengestell t von Dr. Ljubomir Ognjanow u. Horst Görsch. Berlin: Verlag Volk und
Wissen 1959.

22 BabaTonka und die Kuppler. Erzählungen. Mit einem Nachwort u. biographisch-li ­
terarischen Bemerkungen von Hartmut Herboth. Obersetzer Egon Hartmann, Hart-



206 Dietmar Endler

die Prosa zwischen 1864 bis 1899 erschli eßt: Ljuben Karavelovs humorvolle
Erzählung »Bulgaren der alten Zeit«, Ivan Vazovs heiter-satir isches Sittenbild
»Cicovci«, hier deutsch »Die Kleinstädter«, zwei Ausschnitt e aus den »Auf­
zeichnungen über die bulgarischen Aufstände« von Zachari Stojanov, Kons­
tanti n Veli ckovs autobiografische Erzählung »Im Kerker« und ein Ausschnitt
aus den »Erinnerungen an die Konstantinopeler Kerker« von Svetoslav Mila­
rov; der zuletzt genannte Text war nur in der bis dahin einzigen bulgar ischen
Ausgabe von 1881 zugängig. Die humoristischen Erzählungen von Karavelov
und besonders von Vazov bereiteten den Übersetzern manche Schwierigkei­
ten, doch das Ergebnis ist akzeptabel. Eine unveränderte zweite Auflage des
Buches 1966 bekam den Titel »Bulgaren der alten Zeit«; offenbar hatte es auf
bulgar ischer Seite Missfallen ausgelöst, dass Baba Tonka, Mutter bulgarischer
Nationalrevolutionäre und selbst auch konspirativ tätig, in einem Atemzug
mit »Kupplern« genannt wurde. Weitere Anthologien waren u.a. »Bulgari­
sche Dramatik«, mit sieben Stücken von P. J.Javorov bis Nedjalko Jordanov,
herausgegeben von Wolfgang Köppe (Henschel Verlag 1974), sowie »Bulgar i­
sche Lyrik des zwanzigsten Jahrhunderts«, eine vom Bulgarischen Schriftstel­
lerverband in Zusammenarbeit mit Wolfgang Köppe besorgte Ausgabe (Ver­
lag Volk und Welt 1984), wobei der Schriftstellerverband die Auswahl nach
dem kulturpoli tischen Kanon bestimmt hat, z.B. fehlt Konstanti n Pavlov, der
damals in Bulgar ien in Ungnade gefallen war.

Um die Erschli eßung älterer bulgarischer Literatur machte sich Norbert
Randow sehr verdient, wobei er sich auf welt literarisch Relevantes konzent­
r ierte. Im weitesten Sinn geht es ihm um die Geschichte der Bulgaren in ihrer
Literatur" ' wie auch um die prägenden Texte in der Geschichte dieser Lite­
ratur. So erschien 1972 in der Insel-Bücherei die autobiografische Erzählung
»Leben und Leiden des sündigen Sofroni«" von Sofroni Vracanski (1739-1813),
die um 1805 entstand und am Anfang der neubulgarischen künstler ischen
Prosa steht. Der deutsche Leser ist von der Frische und Unmitt elbarkeit die­
ser sorgfältig übersetzten Erzählung beeindruckt, während das Original dem

mut Herboth, Kar l Gutschmidt. Berli n: Buchver lag Der Morgen 1964. 2. Auflage 1966
unter dem Titel »Bulgaren der alten Zeit«.

23 Norber t Randow: Die neuere bulgar ische Geschichte im Spiegel der Literatur . Ho­
mepage der Deutsch-Bulgar ischen Gesell schaft Hamburg e. V. URL: htt p:// www .
deutsch-bulgari sche-gesellschaft -hamburg.de/

24 Sofr oni von Wraza: Leben und Leiden des sündigen Sofr oni. Übersetzt, hrsg. u. kom­
mentier t von Norber t Randow. Mit 20 Holzschnitten von Iwan Koshucharow. (Insel­
Bücherei Nr. 965). Leipzig: Insel Verl ag 1972. 2. Auflage 1979 (11-25 Tsd.).
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heutigen Bulgaren auf Grund des archaischen Zustandes des Bulgarischen zur
Entstehungszeit wohl manche Schwierigkeit bereiten mag. Ebenfall s in der
Insel-Bücherei legt Randow 1984 die deutsche Obersetzung der »Slavjanobol­
garska istorija« von Paisi Chilendarski" (1722-1773) vor, eine 1762 entstande­
ne, vom aufkommenden Nationalbewusstsein der Bulgaren kündende Schr ift ,
die programmatischen Charakter für die Wiedergeburt, d. h. für die moderne
Nationwerdung der Bulgaren erl angte. Für diese wissenschaft li ch akr ibische,
sorgfältig kommentierte Arbeit wurde Randow 1984 von der Bulgar ischen
Akademie der Wissenschaften ausgezeichnet. Nicht minder verdienstvoll war
die Obersetzung und Herausgabe der kulturgeschichtli ch bedeutsamen »Pan­
nonischen Legenden«", der ältesten überl ieferten Viten über die Begründer
des slawischen Schrift tums Kyrill und Method. Schli eßli ch unternahm Ran­
dow im Jahre 1974 eine weitere deutschsprachige Ausgabe des »Baj Ganju«,
die auf einem Übersetzungs-Fragment aus dem Nachlass von Georg Adam
beruht.~' Auch die Volksweisheiten im Sprichwort interessier ten ihn, wie der
Spruchbeutel »Mach dich nicht zum Gürtel fremder Hosen« (Eulenspiegel Ver­
lag, Berli n 1978) belegt.

Zugleich wandte sich Randow herausragenden Autoren in der neueren Lite­
ratur zu. Er übersetzte und edierte 1976 eine Auswahl aus Lyr ik und Prosa von
Christo Smirnenski (1898-1923)°*. Große Verdienste erwarb er sich jedoch ins­
besondere um die Dichtung von Atanas Dalcev (1908-1978). Dieser war in den
zwanziger Jahren mit Gedichten von strenger Objektivität und Gegenständ­
li chkeit in der Bil dsprache und universal in ihrem Gehalt hervorgetreten; im
realsoziali stischen Bulgar ien wurde er anfangs in die Formali smus-Debatt en
verwickelt und lebte längere Zeit zurückgezogen, wirkte vor allem als heraus-

25 Paissi von Chil endar : Slawobulgar ische Geschichte. Übersetzt, kommentiert u. mit
einem Nachwort von Norbert Randow. (Insel-Bücherei 683). Leipzig Insel Verl ag
Leipzig 1984.

26 Die Pannonischen Legenden. übersetzt, hrsg. u. mit einem Nachwort von Norbert
Randow. Mit 12 Farbholzschnitt en von Mar ia Hispanska-Neumann. Berl in: Union­
Ver lag 1972. 3. Auflage 1977.

27 Baj Ganju, der Rosenölhändler . Hrsg. Von Norbert Randow. Deutsch von G. Adam,
H. Herboth und N. Randow. Leipzig: Verl ag Philipp Reclam jun. 1974.

28 Chr isto Smirn enski : Feur iger Weg. Gedichte und kleine Prosa. Hrsg. u. aus dem Bul­
gar ischen übersetzt von Norbert Randow. Nachdichtungen von Martin Remane. Das
Gedicht »Karl Liebknecht« wurde von Kuba nachgedichtet. Mit einem Nachwort
von Dietmar Endler . Mit sechs Holzschnitt en von Barbara Lechner. Ber li n - Weimar :
Aufbau-Verl ag 1976.
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ragender Nachdichter aus dem Französischen, Deutschen, Russischen, Spani­
schen; erst nach den 1950er Jahren schr ieb er wieder selbst Gedichte. Bereits
1968 lenkte Randow in der Wochenzeitung »Sonntag« (Nr. 19 und 24) die Auf­
merksamkeit auf Dalcevs Lyrik und auf sein neues Buch »Fragmente« (Sofia
1967). Das dann 1975 von Randow herausgegebene Bändchen »Gedichte«
bringt in der sensiblen Nachdichtung von Adolf Endler und Uwe Grüning
ca. 70 von den insgesamt nur wenig mehr als 100 Gedichten dieses Autors.
Eine begeisterte Zeitungsrezension überschr ieb der Verfasser dieser Zeilen da­
mals unter Verweis auf einen etwas ironischen Ausspruch des Dichters: »Ich
schreibe nur die guten Gedichte«; er bezweifelt e allerdings die in Randows
Nachwort akzentuierte »Schlüsselstellung« Dalcevs in der bulgarischen Lyrik;
nun - Randow wusste es besser. Die deutsche Ausgabe der Sammlung »Frag­
mente« ", um neuere Texte erweitert, folgte 1980. Es sind knappe Texte, Tage­
buchnotizen, Aphorismen von ungewöhnli cher sprachli cher und gedankli cher
Dichte, entstanden seit 1939; sie kreisen um Leben, Literatur, Kunst, Sprache,
Wissenschaft , Moral: »Der Reali smus ist eher ein ethischer als ein ästhetischer
Begriff.« - Einem Nachruf von Wolfgang Schneider zum Ableben Dalcevs im
»Sonntag« vom 19.2.1978 ist ein Gedicht in der Übertragung von Uwe Grü­
ning beigefügt - »Jagdschloß Moritzburg. Für N. R.«

In der Literatur der 1960er Jahre und danach vollzogen sich Wandlungen.
Das Aprilplenum 1956 der Bulgarischen Kommunistischen Partei, das in An­
lehnung an den 20. Parteitags der KPdSU eine Erneuerung der Sozialismus
versprochen hatte, verkam zwar bald zum Schlagwort, auch gab es weiterhin
ideologische Verdikte oder Druckverbote, doch andrerseits wurden Freiräume
behauptet, die Literatur wurde vielseitiger, problembewusster und kr itischer,
sie suchte neue künstler ische Wege.

Einbli ck in die neue bulgarische Lyrik gewährte damals die von Paul Wiens
edierte Anthologie »Blaue Feuer« (Volk und Welt 1966) mit 81 Gedichten von
41 Dichtern - von Dora Gabe und Blaga Dimitrova bis Konstantin Pavlov
und Vanja Petkova; an den Nachdichtungen beteil igten sich namhafte Auto­
ren. Hartmut Herboths Anthologie »Der Mandelzweig. Modeme bulgarische
Prosa« (Aufbau Verlag 1969) stell te neue Namen aus dem vorangegangenen

29 Atanas Daltschew; Gedichte. Zusammengestell t u. mit einem Nachwort versehen
von Norbert Randow. Deutsch von Adolf Endler u. Uwe Grüning. (Insel-Bücherei
567). Leipzig: Insel Verlag 1975.

30 Atanas Daltschew: Fragmente. Hrsg. u. Deutsch von Norbert Randow. Leipzig: Ver­
lag Phil ipp Reclam jun. 1980. 2. Auflage 1982.
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Jahrzehnt vor, darunter Aleksandär Gerov, Nikolai Chaitov, Georgi Markov,
Vasil Popov, Ivajlo Petrov, Jordan Radickov, Pavel Vezinov, Georgi Misev, Boris
Aprilov u. a. Der Schr iftsteller Eberhard Hil scher (1927-2005), der schon zuvor
im »Sonntag« (3/ 1968, 24/ 1968) Ljuben Dilov und Kamen Kalcev vorgestell t
hatt e, würdigte die Anthologie als »überbli ck über die jüngste bulgar ische Er­
zählkunst«, an der er die »reali stische, psychologische, oftmals humoristi sche
Schil derung« von All tag und Lebensproblemen hervorhob. (Neues Deutsch­
land, Literaturbeilage 1/1 970).

Als »originell ste Erscheinung« in der bulgarischen Literatur wurde Jordan
Radickov (1929-2004) berühmt. Gleichsam aus der Sicht seiner Landsleute im
nordwestlichen Bulgarien erzählt er phantasievoll, spött elnd, mit scharfem
Bli ck für das Groteske aus derem »unwahrscheinli chen« All tag. Seine poeti­
sche Welt, die anfangs den Umbruch des patr iarchali schen Dorfes reflektiert
hatt e, erl angte bald ein Eigenleben mit allgemeinmenschlichen Dimensionen.
Größere Prosaarbeiten, übersetzt von Egon Hartmann, wurden in »Heißer
Mitt ag« (1970) und »Die fli egende Kreissäge« (1977, beide Volk und Welt) ge­
boten. Hartmut Herboth brachte 1973 im Kinderbuchverl ag die auch für Er­
wachsene wunderschönen Geschichten »Wir Spatzen« und 1989 im Eulenspie­
gel-Verlag »Die Ente und andere Erzählungen« heraus. Andreas Tretner (geb.
1959) vereinte in »Dem Herr gott vom Wagen gefallen« (Reclam Verlag 1987)
Kurzgeschichten der 1960er Jahre in der Obersetzung von Egon Hartmann,
Hartmut Herboth und eigene Obersetzungen und fügte ein unkonventionell
anregendes Nachwort hinzu. Dieses Debüt Tretners, der sich inzwischen auch
als vorzügli cher Obersetzer aus dem Russischen und Tschechischen auswies,
besticht sowohl als Edition sowie mit der Mögli chkeit des Vergleichs von
übersetzerischen Herangehensweisen: Hartmut Herboth nähert sich der fa­
bulier freudigen, burlesken Erzählweise Radickovs mit den syntaktischen und
intonatorischen Mögli chkeiten der deutschen Hochsprache, Egon Hartmann
lässt behutsam Umgangssprachli ches ankli ngen, Andreas Tretner begibt
sich auf eine Gratwanderung und raut Lexik und grammatisch-syntaktische
Strukturen umgangssprachli ch auf. - Radickovs Bühnenwerke »Januar« und
»Versuch zu fli egen«, übersetzt von Wolfgang Köppe, wurden erfolgreich an
verschiedenen Bühnen der DDR gespielt, »Lasar iza oder der Mann auf dem
Birnbaum« wurde als Hörspiel gesendet.

Größtes li terar isches Gewicht kommt Hartmut Herboths Übersetzungen
»Wilde Geschichten« (Aufbau-Verl ag 1973) von Nikolai Chaitov und »Der An­
tichr ist« (Rütt en & Loening 1974) von Emili jan Stanev zu. Hartmut Herboth
(1927-2000) hatt e an der Humboldt-Universität Slawistik studiert, war Lektor



210 Dietmar Endler

im Verlag Rütten & Loening, weil te zur Speziali sierung in Sofia, war dort
später Verl agslektor, dann in Berlin freischaffender Obersetzer für bulga­
rische und russische Literatur. Auf den vieldiskutierten Erzählband von N.
Chaitov (1919-2002) hatt e T. N. Braron (Norbert Randow) bald nach dem Er­
scheinen 1967 im »Sonntag« (Nr. 44, 1968) aufmerksam gemacht. In den 17
Geschichten begegnet der Leser Gebirglern aus den Rhodopen, die sich durch
Gefühlsstärke, Schönheits- und Gerechtigkeitssinn auszeichnen. Von Emili jan
Stanev (1907-1979) waren bereits die Meisternovelle »Der Pfrsichdieb« (1967)
sowie mehrere Bände mit Tier- und Jagdgeschichten übersetzt worden. Nun
überraschte er mit einem geschichtsphil osophischen Roman, gestaltet als Ich­
Erzählung eines ehemaligen Mönches von seinen Irrwegen und Leiden im
Bulgarien des 14. Jahrhunderts. Das Buch ist ein Gleichnis vom Widerstehen
gegen Fanatismus und von der Suche nach der »grausamen Wahrheit«. Hier
setzte die Obersetzungskunst Herboths Maßstäbe. Ihm gelangen überzeugen­
de Lösungen sowohl für die Wiedergabe der expressiven, von Mentali tät und
Ausdrucksweise seiner Gebirgsbewohner aufgefr ischten Sprache in den »Wil ­
den Geschichten«, wie auch für die Wiedergabe der philosophisch-reflexiven
Sprache Stanevs, die in mitt elalterli che Gedankenwelt führt und hagiographi­
sche Schriften assoziiert.

Eine weitere herausragende Leistung Herboths in jenem Jahrzehnt war die
deutsche Ausgabe der »Zapiski po bälgarskite västanija« von Zachari Stoja­
nov, die 1978 unter dem Titel »Der Aufbruch der Fliegenden Schar« in zwei
Bänden erschienen," eine Chronik des Aprilaufstandes 1876 nach eigenem
Erleben des Autors und nach Berichten von Zeitgenossen - und zugleich ein
sprachgewaltiges Kunstwerk. Meisterl ich hat Herboth diesen schwierigen, an
volkstümli chen Idioms, bulgarischen Realien und an Turzismen reichen Text
in ein adäquates Deutsch übertragen. Die Ausgabe ist vorbildlich kommentiert
und mit zeitgenössischem Bildmaterial ausgestatt et. Angesichts der chroni­
schen Papierknappheit in der DDR war es gewiss nicht einfach, diese Buchaus­
gabe von fast 950 Seiten durchzusetzen, der 100. Jahrestag der Unabhängigkeit
Bulgariens 1978 mag da nachgeholfen haben.?

31 Sachari Stojanow: Die Fli egende Schar. Chronik der bulgarischen Aufstände. Deutsch
und mit einer Einleitung von Hartmut Herboth. 2 Bde. Berli n: Rütten & Loening
1978.

32 Vgl. Norbert Randow: Die bulgarische Li teratur in deutscher Obersetzung. In: Rein­
hard Lauer (Hrsg.): Die bulgarische Li teratur in alter und neuer Sicht. Wiesbaden
1997. S. 130.
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In den 1970er und 1980er Jahren wurde die Erkundung der Literatur frühe­
rer Jahrzehnte fortgesetzt. Hilde Grantscharowa übersetzte den Roman »Der
jüngste Tag« (Verlag der Nation 1934) von Stojan Zagorcinov (1889-1969), den
der Autor im Widerstreit gegen gefährl iche Entwicklungen in den 1930er Jahren
als »nationalen historischen Roman ohne waffenkli rrenden Nationalismus«
charakterisiert hatte. Unbekanntes aus der Kurzprosa Ivan Vazovs vermittelte
1978 Norbert Randow mit »Die brennenden Garben« (Insel Verlag 1976). Hart­
mut Herboth übersetzte fast komplett die Reisebilder Vazovs; ein Nachwort
des Schriftstellers Werner Heiduczek, der mehrere Jahre als Lehrer in Burgas
tätig war, überdenkt dazu eigenes Erleben, »Anderssein« und Toleranz*. Eine
Entdeckung waren Romane von Konstantin Petkanov (1891-1952): der mutige
Antikriegsroman »Ein purpurroter Stern«, der historische Roman »Die Hei­
ducken« und der sozialpsychologische Roman »Das Lehmziegelhaus«."' Pet­
kanovs Bezugspunkt war das patriarchali sche Dorf, weswegen er lange als
konservativ galt , doch seine Romane sind von gestalterischer Kraft und huma­
nistischem Impetus, sie bleiben lesenswert. Die Obersetzungen und ihr Erfolg
erregten in Bulgarien Aufsehen und Anerkennung" und gaben wohl hier auch
Impulse für die erneute Hinwendung zu Petkanovs Büchern.

Barbara Antkowiak vom Verlag Volk und Welt bat Ende der 1960er Jahre
den Verfasser dieser Zeilen um ein Gutachten zu »Pätuvane käm sebe si«,
dem Romandebüt von Blaga Dimitrova (1922-200), zog aber bald die Anfrage
zurück - sie war auf Dimitrovas Roman »Otklonenie« (1967) gestoßen, den sie
übersetzte und 1969 unter dem Titel »Liebe auf Umwegen« herausgab. Dieser
psychologisch präzise Roman, der auf Selbstverständigung drängend, einstige
ideale im Persönlichen wie Gesellschaft li chen kriti sch hinterfragt, wurde drei
Mal (auch unter dem Titel »Auf Umwegen«) aufgelegt, ebenso lief eine bulga-

33 Iwan Wasow: Im Schoße der Rhodopen. Wanderungen durch Bulgarien. Deutsch von
H. Herboth. Mit einem Nachwort von Werner Heiduczek. Ill. von Felix Kanitz aus
dessen Buch »Donau-Bulgarien und der Balkan« 1882. Berlin. Rütten & Loening
1982:

34 Konstantin Petkanow. Ein purpurr oter Stern. Roman. Deutsch von Hartmut Her­
both. Nachwort von Norbert Randow. Berlin. Verlag der Nation 1975; Die Heiducken.
Roman. Deutsch von Hildegard Grantscharowa. Berlin. Verlag der Nation 1980; Die
Haiducken. Mit einem Nachwort von Norbert Randow. Taschenbuchausgabe. Berlin:
Verl ag der Nation 1982; Das Lehmziegelhaus. Deutsch von Hartmut Herboth. Berlin:
Verlag der Nation 1982.

35 Donka Petkanova. Bälgarskata li teratura dnes v GDR. In: »Literaturna misäl«. Heft
7/1978. S. 145.
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rische Verfilmung nach dem Drehbuch von Blaga Dimitrova in unseren Kinos.
Barbara Antkowiak (1933-2004; Übersetzername Barbara Sparing) hatte wäh­
rend ihres Slawistikstudiums in Leipzig bei Dr. Peter Rankoff Grundkennt­
nisse im Bulgarischen erworben (Brief vom 23.6.1989), die sie als Lektor am
Verlag Volk und Welt vertiefte. Im Jahre 1963 erschien in ihrer Obersetzung
der erste Teil des Romans »lvan Kondarev« von Emili jan Stanev unter dem
Titel »Heißer Sommer«, 1964 folgte die Obersetzung eines frühen Romans
von lvajlo Petrov; 1977 brachte sie eine »Wie der Teufel die Messe las« beti tel­
te Auswahl humoristischer Geschichten von Vasil Conev (1925-2002) heraus.
Sie verfasste auch ein feinsinniges Nachwort zur Gedichtausgabe von Blaga
Dimitrova »Fenster der Hoffnung«" in der Nachdichtung von Wolfgang Köp­
pe (1986), wobei sie den moralischen Rigorismus der Dichterin würdigt. Auf­
merksam verfolgte Antkowiak das Schaffen der jüngeren Erzählergeneration;
neue Texte, teilweise auch von ihr übersetzt, vereinte sie in »Erkundungen.
18 bulgarische Erzähler« (Volk und Welt 1974). Von dem hier erstmals ver­
tretenen Dimitär Korudziev (geb. 1941) übersetzte sie 1987 die psychologische
Erzählung »Der Garten mit den Amseln« für die Spektrum-Reihe ihres Verla­
ges. Es waren wiederum für gesellschaftl iche Widersprüche sensibili sierte Au­
toren der jüngeren Generation, die sie für die von Hartmut Herboth übersetzte
Sammlung »Elegie« (1986) auswählte.' - Barbara Antkowiak hat sich große
Verdienste um die Obersetzung kroatischer und serbischer Literatur erworben
und dafür hohe Ehrungen erfahren.

In der DDR entwickelte sich auch die Lyrikübersetzung aus dem Bulgari­
schen, zu der Wolfgang Köppe, Norbert Randow, später auch Barbara Beyer
beigetragen haben, wobei immer wieder namhafte Lyriker für die Mitarbeit
auf der Grundlage von Interlinearübersetzungen gewonnen werden konnten
(Martin Remane, Uwe Grünung, Adolf Endler, Uwe Kolbe, Heiner Müller u. a.).
Es erschienen mehrere eigenständige Ausgaben bulgarischer Lyriker, meist
schmale, aber ansprechend gestaltete Bändchen, darunter in der viel gelesenen
Reihe »Poesiealbum«, so von Ljubomir Levcev (1970, 1981), Aleksandär Gerov
(1980), Nikolai Kancev (1987); besonders gelungen waren die von Wolfgang

36 Blaga Dimitr owa: Fenster zur Hoffnung. Gedichte. Hrsg. u. nachgedichtet von Wolf­
gang Köppe. Mit einem Nachwort von Barbara Antkowiak. Berlin: Volk und Welt
1986.

37 Elegie. Junge bulgarische Prosa. Deutsch von Hartmut Herboth. Ausgewählt von
Barbara Antkowiak. Berlin - Weimar: Aufbau-Verlag 1986. (Alexander Tomow, Ew­
geni Kusmanow, Christo Kaltschew, Nikolai Stojanow, Slatomir Slatanow, Iwailo
Ditschew, Krassimir Damjanow).
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Köppe besorgte Geo Milev-Ausgabe »Tag des Zorns« (1975) und der erwähnte
Gedichtband von Blaga Dimitrova (1986) in der Weißen Reihe des Verlages
Volk und Welt.

Das Schwergewicht lag freili ch auf der Prosali teratur. Es wurden seit den
1960er Jahren zahlreiche zeitgenössische Romane übersetzt. Der Roman »Zeit
im Gepäck« (Originaltitel »Mäze«; Neues Leben 1965) von Georgi Markov
(1929-1978), der dem Lebensanspruch junger Menschen nachspürt, fand seiner­
zeit sogar Eingang in die fakultative Leseli ste des Deutsch-Lehrplans für die
Erweiterte Oberschule der DDR. Später emigrierte Markov und fiel in London
einem Attentat zum Opfer, für den der KGB und der bulgarische Geheim­
dienst verantwortli ch gemacht werden; der Roman wurde »vergessen«.

Anton Doncev erzählt in »Schwur unterm Halbmond« (Neues Leben 1969)
romantisch überhöht von gewaltsamer lslamisierung der Bulgaren in den
Rhodopen im 17. Jahrhundert; der reißerische Titel verdrängte das originale
»Vreme razdelno« - Zeit der Trennung. Von Vera Mutafcieva (1929-2009) wur­
den vier Romane übersetzt - »Spielball zwischen Kirche und Thron« (Origi­
naltitel »Slucajat Dzem«; Rütten & Loening 1971, 3. Auflage 1980); »Belote zu
zweit« (Aufbau Verl ag 1977). »Alkibiades der Große« (1981) und »Alkibiades
der Kleine« (1984; beide Rütten & Loening). Des Weiteren erschienen »Die
Welt am Abend, die Welt am Morgen« (1975) von Atanas Nakovski (geb. 1925);
»Schatten über dem Fluß« (1978) von Diko Fucedziev (1928-2005); »Eine Liebe
und so viele Sterne« (1976) von Dimitär Nacev (geb. 1928), »Die Sterne über
uns« (1978) und »Nachts mit den weißen Pferden« (1979) von Pavel Vezinov
(1914-1983), »Der schlaue Peter« (1981) von Georgi Markovski (1941-1999). Zwi­
schen Erscheinen des Originals und der Übersetzung lagen oft nur zwei, drei
Jahre; verschiedentli ch dauerte es allerdings länger, bei dem Roman »Der Preis
des Goldes« (1985) von Genco Stoev (1925-2002) waren es zwanzig und beim
Roman »Die Lawine« (1981) von Blaga Dimitrova zehn Jahre.

Die von Barbara Bayer zusammengestell te und von Hartmut Herboth über­
setzte Erzählauswahl »Denn sie weiden kein Gras« (1988) wurde in Anwe­
senheit des Autors Aleksandär Tomov (geb. 1944) im Januar 1989 im Leipzi­
ger »Klub der Bulgar isten« vorgestell t und löste eine lebhafte Debatt e über
Missstände aus, die nicht nur im bulgarischen Realsozialismus existierten. Im
Herbst 1989 erschien in der Obersetzung von Egon Hartmann der große Ro­
man »Wolfsjagd«, in dem lvajlo Petrov (1923-2005) rückschauend schonungslos
die Kollektivierung der bulgar ischen Landwirtschaft und die damit ausgelös­
ten Verwerfungen durchdenkt. Der Roman hatt e bei seinem Erscheinen in
Bulgar ien 1986 kontroverse Diskussionen ausgelöst. In der Noch-DDR wurde
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das Buch dann schon als »Dokument über vierzig und mehr Jahre totali tärer
Unterdrückung« (»Sonntag, Nr. 26, 1990) apostrophiert ...

Obgleich auch für die Literatur in Bulgar ien realsoziali stische Verhältnisse
galten, gab es in der DDR für manchen Titel keine Druckgenehmigung. Nor­
bert Randow beklagte sich, dass seine Obersetzung der Novellen »Unruhiges
Gewissen« von Aleksandär Gerov (1919-1997) nicht gedruckt wurde."* Der
Verfasser dieser Zeilen gehörte 1964 zu den Gutachtern, die Kamen Kalcevs
Roman »Zwei in der neuen Stadt« befürworteten, doch die fertige Überset­
zung durfte dann bis 1988 (!) nicht erscheinen. Ebenso wäre es undenkbar
gewesen Jordan Radickovs ungeschminkten Reisebericht über Sibir ien »Neos­
veteni dvorove« (Unbeleuchtete Höfe) herauszubringen. Diesen Texten ist ge­
meinsam, dass sie sich mit dem sog. Personenkult, d. h. mit der Stalinschen
Gewaltherrschaft befassten oder freimütig und wahrheitsgetreu Verhältnisse
in der UdSSR darstellt en - in der DDR Tabu-Themen, in Bulgar ien war man
da etwas großzügiger. Die deutschen Obersetzungen der Novellen Gerovs er­
schienen dann im Sofioter Fremdsprachenverlag und man konnte sie in deut­
scher Sprache kaufen ...Einwände gab es auch in der DDR gegen Texte, die die
sog. Makedonienproblematik, eine die Beziehungen zwischen Bulgarien und
der damaligen Soziali stischen Föderativen" Republi k Jugoslawien bzw. deren
Teilrepubli k Makedonien berührende Problematik, betrafen.

Natürl ich wurde manches Buch übersetzt, das nicht von Bestand ist. Diffe­
renzierende Betrachtung ist geboten, weniger Subsummierung unter »poli ti ­
scher Konjunkturliteratur«' ,

Eine überschauende Betrachtung der Literatur im Realsoziali smus wird oh­
nehin noch lange umstr itt en sein. Außerdem hat auch Unterhaltungsli teratur
ihre Leser und ihre Berechtigung. Erst recht gilt dies für Abenteuer-, Spiona­
ge- und Kriminalromane, wie sie ebenfall s aus dem Bulgarischen übersetzt
und oft als Taschenbücher gedruckt wurden (Pavel Vezinov, Andrej Guljaski,
Bogomil Rajnov u. a.). Selbstverständli ch sind Lücken geblieben. Aber unbe­
streitbar ist dies: Die DDR war der einzige deutschsprachige Staat, in dem
schr ittweise ein repräsentativer Fundus guter Obersetzungen aus dem Bulga­
rischen geschaffen und in dem auf vielfältige Weise in den Medien über diese
Literatur informiert und für sie geworben wurde. Diese Bücher wurden ange­
nommen, weil sie den Lesern Einbli ck gewährten in das Leben eines anderen

38 Norbert Randow: Die bulgarische Literatur in deutscher Obersetzung. S. 135~.
39 Vgl. ebenda. S. 137.
40 Ebenda.
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Volkes, weil sie dessen Erfahrungvermittelten. Und sie wurden angenommen,
weil die Leser im Fremden, besser - im Andersartigen die eigenen individuel­
len, konkret-gesellschaftlichen wie existenziellen Lebensfragen erkannten. Ist
die bulgarische Literatur in der DDR ein abgeschlossenes Sammelgebiet? Die
Obersetzungen liegen vor, die besten von ihnen können und soll ten gelesen,
könnten auch wieder aufgelegt werden. In der DDR hatte sich eine Maßstäbe
setzende Übersetzerschule herausgebildet, deren Impulse nach 1989 fortwir­
ken. Es ist erfreulich, dass heute im deutschsprachigen Raum wieder Überset­
zer gute Bücher aus dem Bulgarischen erschließen.
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Ein Dokument aus der Frühgeschichte der revolutionären
Bewegung Albaniens: »Thesen über die unmittelbaren
Aufgaben der Albanischen Kommunistischen Gruppe in der
Sowjetunion« (Oktober 1929)

EINLEITUNG

Wenngleich die Geschichte der revolutionären Bewegung als Gegenstand
historischer Forschung gegenwärtig in Albanien zugunsten der vorkommu­
nistischen Vergangenheit in den Hintergrund geraten ist', bleibt sie dennoch
Bestandteil der Gesamtentwicklung und wesentliches Anli egen für die Be­
schäfti gung mit der Landesgeschichte. Ein unvoreingenommenes Herangehen
verdeutli cht, dass die über nahezu fünf Jahrzehnte währende von der 1941
entstandenen KPA geprägte Periode einschli eßli ch ihrer in die zwanziger Jah­
re des vergangenen Jahrhunderts zurückreichenden Vorgeschichte nicht vor
Umdeutungen gefeit ist.

Die soziali stische Geschichtsschreibung vor 1991/ 92 - ausschließli ch fokus­
siert auf die ideologischen Vorgaben in den Arbeiten des langjährigen Par­
teiführers Enver Hoxha - beschränkte sich im Grunde genommen darauf,
dessen alleinige Rolle respektive »Verdienste«, oft im Widerspruch zu den
Fakten, überschwängli ch zu belegen. Bei der Betrachtung der revolutionären
Anfangsphase ging es hauptsächli ch darum zu bestimmen, ob richtig oder
falsch gehandelt wurde oder wem Schuld zuzuschreiben ist. In der offiziellen
Parteigeschichte der KPA, seit 1948 Partei der Arbeit Albaniens, wurde zwar
die Wirksamkeit der verschiedenen kommunistischen Gruppen, namentlich
in den dreißiger und vierziger Jahren gewürdigt, dennoch erscheinen die im
Lande sich vollziehenden Prozesse losgelöst von den Vorgängen außerhalb.

Peter Danylow: Sieg und Niederlage der Internationale. Die Sowjetisierung der
Kommunistischen Partei in Albanien. In: Stefan Creuzberger / Manfred Görtemaker
(Hrsg.} : Gleichschaltung unter Stalin? Die Entwicklung der Parteien im östli chen
Europa 1944-1949. Paderborn 2002. S. 234.
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Der Reifegrad der inneren Entwicklung wirkt dadurch überhöht. Der Einwir­
kung äußerer Einflüsse und der Verflechtung mit der internationalen revo­
lutionären Bewegung, die sich bereits in vorhergehenden Perioden abzeich­
nete, wurde kaum in differenzierender Weise nachgegangen.2 Es gab neben
der Parteigeschichte und von der Parteiführung bestätigten und ausgewählten
Dokumenteneditionen keine speziellen Untersuchungen, Monografien oder
Veröffentli chungen historischer Quellen.

Dieses Defizit ist nach der poli tischen Wende zu Beginn der neunziger
Jahre bisher nicht ausgeglichen worden. Hauptanliegen systemkritischer al­
banischer Darstellungen ist, zumeist ohne eine tiefere historische Analyse
vorzunehmen, die Durchsetzung und Behauptung kommunistischer Macht
nachzuweisen. Den albanischen Kommunisten wird jegliches histor isches
Verdienst abgesprochen und die KPA wird als eine antinationale, lediglich von
»außen« durch die KPJugoslawiens bzw. die Komintern gesteuerte Kraft , dis­
qualifiziert.' Einer ähnlichen Diktion folgen Publi kationen nichtalbanischer
Autoren, in denen die Entwicklung der kommunistischen Bewegung im Land
vordergründig unter dem Gesichtspunkt der ideologischen Gleichschaltung
und Sowjetisierung interpretiert wird.

Die Geschichte des albanischen Kommunismus von seinem Ende, d. h. von
den Fehlern und Entartungen seiner damaligen poli tischen Führungskräfte
her, aufzuzäumen, erscheint unhistorisch, weil kein reales, sondern ein einsei­
tiges Geschichtsbild vermittelt wird, das desorientierend wirkt. Erst in jüngster
Zeit sind ernstzunehmende Versuche festzuhalten, die Geschichte der linken
und darin eingeschlossen der kommunistischen Bewegung Albaniens in einen
längeren historischen Prozess einzuordnen und der Wechselwirkung von na­
tionalen und internationalen Faktoren anhand neuer, nunmehr zugänglicher
Quellen nachzugehen.*

Das vorliegende Dokument stammt aus einer Zeit, die geprägt war von
Auseinandersetzungen und Umbrüchen im Gefolge der russischen Oktober­
revolution 1917, als revolutionäre Arbeiter und progressive linke und demo-

2 Historia e Part ise se Punes te Shqiperise (Geschichte der Partei der Arbeit Albani­
ens). Tirana 1968. S. 26-70.

3 Genannt sei als Beispiel Uran Butka: Lufta Civile ne Shqiper i 1943-1945 (Der Bürger­
kr ieg in Albanien). Tirana 2006. 626 S.

4 Peter Danylow: Sieg und Niederlage der Internationale. S. 241ff.
5 Kristo Frasheri: Histori a e levizjes se majte ne Shqiperi dhe e themelimit te PKSH-se

1878-1941(Die Geschichte der linken Bewegung in Albanien und der Gründung der
KPA). Tirana 2006. 471 S.



218 Erwin Lewin

kratische Kräfte nach dem Ersten Weltkrieg einen Ausweg aus der kapitali sti ­
schen Krise suchten. Das betraf nicht nur entwickelte Industr ie-, sondern auch
rückständige Länder an der Peripherie Europas. Albanien, das nach 500-jäh­
riger osmanischer Herr schaft erst 1912 seine Unabhängigkeit erreicht hatt e
und danach strebte, Anschluss an das wir tschaft li ch und kulturell entwickelte
Europa zu finden, zählte dazu. Das am Ostufer der Adria gelegene Land hat­
te wegen seiner strategisch günstigen Lage und der vorwiegend bäuerl ichen
Struktur und vorkapitalistischen Entwicklungsstufe bereits im 19.Jahrhundert
Interesse und Begehrli chkeiten bei europäischen Großmächten wie Osterreich­
Ungarn und Italien geweckt. Es geriet in den Strudel der Widersprüche, die
der Imperiali smus innen- und außenpoli tisch mit sich brachte. Die Besetzung
durch Truppen der feindli chen Kriegsblöcke führte im Verlauf des Ersten Welt­
kr ieges zu Kampfhandlungen zwischen den italienischen und österreichisch­
ungarischen Armeen auf albanischem Terr itorium. Das bewirkte zum einen
viele Opfer und eine Zerrütt ung der ohnehin rückständigen Wirtschaft , ver­
stärkte andererseits Verarmungs- und Differenzierungsprozesse in der Gesell ­
schaft . Während die Masse der bäuerli chen Bevölkerung verarmte, konnten
sich nicht wenige Vertreter der Grundbesitzer und auch bürgerl iche, vor allem
mit dem Handel beschäfti gte Kreise, bereichern. Es entstanden in stärkerem
Maße Mögli chkeiten, die während des Krieges angehäuften Mitt el produktiv
in industr iellen Unternehmen oder Aktiengesell schaften anzulegen.

So führten festere Verbindungen zum internationalen Markt nach dem
Krieg dazu, dass sich die wir tschaft li che Struktur allmähli ch zu verändern
begann und Ansätze industr ieller Herstellung sichtbar wurden, beispielsweise
in der Tabak- und Olverarbeitung, der Err ichtung von Reismühlen und Tex­
tilmanufakturen. Zudem bedingte der Zustrom ausländischer Waren auf den
albanischen Markt die ökonomische Vernichtung des Handwerks. Mit der,
wenn auch geringen, kapitali stischen Produkti on war ein Anwachsen der
Arbeiterschaft verbunden. Das blieb auch zeitgenössischen Beobachtern nicht
verborgen, wie aus einem Bericht des seinerzeit bekannten Blattes »Vossische
Zeitung« hervorgeht. Darin wurde unter dem Titel »Soziale Faktoren der al­
banesischen Revolution« auf das städtische Proletar iat als einen im Entstehen
begriffenen »neuen Stand« verwiesen, dessen Herausbildung »als Folge der
enormen Preissteigerung von Wohnung und Lebensmitteln« erfolgen werde*.
Die Anzahl der Arbeiter bli eb nach wie vor gering; mit Ausnahme der Gruben
von Selenica (Bitumen) und Puka (Kupfer), die sich in den Händen ausländi-

6 »Vossische Zeitung«. Berl in. 25.4.1914.
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scher Gesell schaften befanden, war die Mehrzahl der albanischen Arbeiter in
kleinen Betr ieben beschäft igt.'

Als 1919 in Veröffentlichungen albanischer Emigranten in den USA erst­
mals über die Notwendigkeit geschrieben wurde, auch in Albanien soziali sti­
sche Ideen zu verbreiten und durchzusetzen, um die Lebensbedingungen für
die Bevölkerung zu verbessern', war der Boden für eine revolutionäre marxis­
tische Theorie und Bewegung im Lande noch nicht bereitet. Dennoch blieb das
keineswegs eine messianische Botschaft . Vielmehr stimulierte die Veröffent­
li chung des Londoner Geheimvertrages von 1915 durch die Regierung Sow­
jetrusslands zu Beginn der zwanziger Jahre über die vorgesehene Aufteilung
Albaniens nachhaltig die nationale Befreiungsbewegung zur Verteidigung der
nati onalen Unabhängigkeit und terri tor ialen Integr ität. Die Festigung der Po­
sitionen des albanischen Staates, der 1920 in den Völkerbund aufgenommen
wurde, einerseits und die außerordentli ch schlechten Arbeits- und Lebensbe­
dingungen, niedr ige Löhne, ungenügender Arbeits- und Gesundheitsschutz
auf der anderen Seite bewirkten, dass im weiteren Verlauf zunehmend ge­
sell schaft li che Themen wie Beseitigung des großen Grundbesitzes und der
chronischen Arbeitslosigkeit, Erhöhung der Löhne und Gehälter, Einführung
sozialer Sicherungssysteme und Organisierung solidarischer Hil fsvereine so­
wie gewerkschaft li cher Verbände in den Vordergrund rückten.

Vor allem demokratisch gesinnte Intellektuelle, die in Westeuropa eine
Ausbildung erhalten hatten und sich mit dem progressiven Gedankengut der
Zeit vertraut machten, hofften, bestärkt durch die Wirkungen der russischen
Revolution, auf Veränderungen. Sie gingen daran, nach Antworten zu suchen,
wie die Herrschaft der Grundbesitzer und die Überreste des Feudalsystems zu
überwinden sind. In Korca und anderen Städten entstanden kleine Gruppen
von engagierten Intellektuellen und Arbeitern, in denen soziali stische Lite­
ratur aus dem Ausland Verbreitung fand. Zu den Hoffnungsträgern gehörte
Avni Rustemi (1895-1924), der in Rom studiert hatt e und als Lehrer in Vlora so­
wie Abgeordneter wirkte. Er organisierte im Oktober 1922 die demokratische
Gesell schaft »Bashkimi« (Die Vereinigung). »Bashkimi« beförderte in ent­
scheidendem Maße die Herausbildung einer Volksbewegung. die sich gegen

7 Ausführlicher siehe Erw in Lewin: Eine Originalquell e zur Entstehungs- und Wir ­
kungsgeschichte der KP Albaniens: »Bericht Koco Tashkos an die Kommunisti sche
Internationale vom Herbst 1942«. In: Osteuropa in Tradit ion und Wandel. Leipziger
Jahrbücher . 3(2) (2001). S. 196-200.

8 Kr isto Frasher i: Histor ia e levizjes se majte. S. 22f.
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die soziale und poli tische Instabili tät r ichtete sowie nach wir tschaft li cher und
kultureller Modern isierung und nach sozialen Reformen strebte. Ein enger
Mitstreiter Rustemis war Llazar Fundo (1898-1944), der 1922 sein Studium in
Paris beendete und in Korca 1923 den Versuch unternahm, eine Soziali stische
Partei auf den »reinen Prinzipien, die wirkli chen Fortschr itt und Glück für das
Volk verkörpern«', ins Leben zu rufen.

Die Bildung dieser Partei kam wegen der ungenügenden objektiven und
subjektiven Voraussetzungen nicht zustande, doch die Forderungen der spon­
tanen Massenbewegung nach freien und direkten Wahlen und Einführung
demokratischer Verhältnisse wurden von reformerischen bürgerl ichen Kräf­
ten um den orthodoxen Bischof Fan S. Noli (1882-1965) aufgegriffen. Im Juni
1924 brach nach dem tödli chen Attentat auf Avni Rustemi am 20. April ein
bewaffneter Aufstand aus, durch den die konservative Regierung unter ll jaz
Vrioni und ihrem »starken Mann« Ahmet Zogu (1895-1961) gestürzt wurde,
und Noli von der Demokrati schen Partei eine neue Regierung bilden konn­
te. Die in der Literatur als Junirevolution bezeichneten Ereignisse brachten
zwar keine grundlegende Veränderung der sozial-ökonomischen Verhältnis­
se, schufen aber Voraussetzungen, eine Entwicklung hin zu Demokratie und
Modernisierung einzuleiten. Die Noli -Regierung gab sich ein umfangreiches
Programm, in dem u.a. die Ausrottung des Feudali smus und Befreiung des
Volkes, Sicherung der Grundrechte. eine Verwaltungsreform, Reformen der
Justiz, im Gesundheits- sowie im Bildungswesen, Verringerung und Säube­
rung des Beamtenapparates, Änderung des Steuersystems zugunsten des Vol­
kes, Verbesserung der Lage der Bauern, freundschaft li che Beziehungen mit
allen Ländern vorgesehen waren.'

Die Umsetzung des Programms sti eß indessen auf den Widerstand konser­
vati ver Kräfte sowohl im Inneren als auch im Ausland; auch im Lager der am
Umsturz beteiligten Gruppen traten unterschiedli che Strömungen zutage. Fan
S. Noli wurde schon bald als »roter« Bischof stigmatisiert und jeder Versuch.
mit einer Verteilung von Land an die Bauern Grundbesitz zu beschneiden,
wurde als ein Schr itt , der zum »Bolschewismus« führe, abgelehnt. Unter sol­
chem Druck kam eine längst fäll ige Agrarreform nicht zustande und wur­
den auch keine grundlegenden Sozialreformen in Angriff genommen. Ahmet

9 Zitiert nach Kristo Frasheri: Histor ia e levizjes se majte. S. 26.
10 Michael Schmidt-Neke: Entstehung und Ausbau der Königsdiktatur in Albanien

(1912-1939). München 1987. $. 123.
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Zogu, der im Juni außer Landes geflohen war, stürzte bereits im Dezember
1924 mit mili tär ischer Unterstützung Jugoslawiens die Regierung Noli s und
err ichtete eine autoritäre Herrschaft , zunächst in Form eines Präsidialregimes
und ab 1928 als König einer Erbmonarchie.

Für die künfti ge Entwicklung Albaniens bedeutete die Niederschlagung der
Junirevolution einen liefen Einschnitt mit weit reichenden Folgen. Das Zogu­
Regime sicherte die Restauration nicht nur von der »legal-institutionellen«
Seite her, sondern sie ging einher mit der Verfolgung und Ausschaltung poli­
tischer Gegner. Das Land wurde mit Strafexpediti onen und einer Terror wel­
le überzogen und unzählige Menschen verhaftet und interniert. Gefährl iche
Gegner, wie Luigj Gurakuqi (1879-1925) und Bajram Curr i (1862-1925) wurden
physisch beseitigt. Demokratische Organisationen wie »Bashkimi« löste man
wegen ihrer angebli ch bolschewistischen Ziele auf. Jegli che regierungskriti ­
sche Aussage war verboten. Es gab keine legalen Möglichkeiten der Meinungs­
äußerung in oppositionellen Zeitungen oder Zeitschriften. Selbst ausländische
Presseerzeugnisse und deren Vertr ieb wurden zensiert. Anstelle der Polizei -
viele Polizisten und auch Armeeangehörige hatten sich am Aufstand beteiligt
- entstand eine regimetreue und dem mit einer außerordentli chen Machtfülle
ausgestatt eten Präsidenten direkt unterste1lte Gendarmerie. Das Kriegsminis­
ter ium wurde ebenso wie jenes für Bildung aufgelöst; viele Offi ziere kamen
vor ein Mili tärtr ibunal und wurden abgeurteil t. Zogu spielte sich als »Retter«
des Landes vor dem Bolschewismus auf.'

Ein Großteil der Teil nehmer an den Juniereignissen wie der oppositionel­
len politischen Führer, darunter der gestürzte Ministerpräsident Noli , konnte
sich nur durch Flucht ins Ausland rett en. Dennoch gedachten sie keineswegs,
sich mit der neuen Lage abzufinden. Ihrem Wirken ist es mit zu verdanken,
dass sich schon in den 1920er Jahren Protest gegen die repressive und poli tisch
vom Schwarz-Weiß-Denken geprägte Ordnung entfaltete. Zu denen, die in
Frankreich, Osterreich, in der Schweiz und in der Sowjetunion als poli tische
Emigranten wirkten und auch materielle Unterstützung fanden, gehörten de­
mokratisch orientierte bürgerli che und kleinbürgerl iche Gegner des Regimes,
Vertreter der Arbeiterschaft , Lehrer, Beamte, Teile der Streitkräfte bis hinein
in liberale feudale Kreise. Sie stimmten überein in der Ablehnung Zogus und
dessen persönli cher Ambiti onen, unterschieden sich hingegen in ihren ideolo­
gischen und poli tischen Vorstellungen hinsichtli ch der weiteren Entwicklung
des Landes.

11 Kristo Frasheri: Historia e levizjes se majte. S. 31.
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Das am 25. März 1925 unter Fan S. Noli s Leitung in Wien gebildete »Natio­
nal-Revolutionäre Komitee« (Komiteti Nacional-Revolucionar, KONARE) ver­
körperte die verschiedenen Schatt ierungen und im Wesentli chen eine plura­
li stische Zusammensetzung und sozial reformerische Orientierung. Mitgli eder
waren Funkti onsträger und ehemalige Abgeordnete des demokratischen Par­
laments sowie Aktivisten der Organisati on »Bashkimi«. Neben Noli zählt en
dazu Lana Borshi (1890-1965), der von 1929 bis 1933 in der Weimarer Republik
lebte, Kostandin Boshnjaku (1888-1953), Nush Bushati, Riza Cerova (1896-1935),
Qazim Koculi (1888-1943), Kol Tromara und andere. Ebenso schlossen sich dem
KONARE junge linksintell ektuelle Aktivisten, Künstler und Schr iftsteller an,
die sich für die russische Revolution interessierten und sich für ihre Ideen
begeister ten.'' Das Komitee umfasste auch Vertreter der kosovar ischen Oppo­
sition wie Bedri Pejani (1885-1946) und Ali Kelmendi (1900-1939) und Zogu­
Gegner aus konservativen Kreisen wie Mustafa (Merl ika) Kruja (1887-1958),
der später während des Zweiten Weltkr ieges mit der itali enischen Besatzungs­
macht kollaborierte.

In einem Minimalprogramm sprach sich das KONARE dafür aus, die Herr­
schaft der feudalen Grundbesitzer unter Zogu zu beseitigen, eine demokrati­
sche Republi k zu err ichten, eine Agrarreform im Interesse der Bauernschaft
durchzuführen, die nach den Balkankriegen verloren gegangenen ethnischen
Gebiete wiederzugewinnen und für freundschaft li che Beziehungen mit den
Nachbarl ändern sowie mit der Sowjetunion einzutreten.!* Große Hoffnungen
setzten die poli tischen Emigranten in die UdSSR, die man als »natürli chen
Verbündeten aller unterdrückten Völker« ansah. In einer Petit ion an die sow­
jetische Regierung äußerte das »National-Revolutionäre Komitee« die Bitt e,
»dem albanischen Volk die größtmögli che Hilfe zu erweisen, um die Befrei­
ung vom Joch der Usurpatoren zu erleichtern«' .

Die Forderung nach einer Agrarreform und die öffentli ch bekundete Sym­
pathie für den Sowjetstaat stießen im konservativen Lager auf Ablehnung.
Neben Emigranten wie Spiro J. Koleka (1880-1940), Bahr i Omar i und anderen,
die sich abwartend verhielten, trat eine Anzahl von Zogu-Gegnern dem KO-

12 Zu den bekanntesten gehörten Llazar Fundo, Demir Godell i (1896-1971), Reshat Kel­
lici (1900-1966), Sejfulla Maleshova (1901-1971), Nolis persönlicher Sekretär, Selim
Shpuza(1895-1982), Haki Stermili (1895-1953), Halim Xhelo (1894-1937), Tajar Zava­
lani (1903-1966).

13 Historia e Shqiperise. Vellimi i Trete (1912-1944) (Geschichte Albaniens. Dritter
Band). Tirana 1984. $. 340M.

14 Zitiert nach Kristo Frasheri: Historiae levizjesse majte. S. 33.
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NARE nicht bei, sondern bil dete 1925 gleichfall s in Wien die Gruppe »Bashki­
mi Kombetar« (Nationale Vereinigung). Diese wandte sich zwar gegen Zogu,
wies jedoch die Verbreitung »bolschewistischer« Ideen auf innenpoli tischer
Ebene wie in der Außenpolitik zurück. Deren Wortführer waren Ali Kelcy­
ra (1891-1963), Soti r Peci (1873-1932), Xhemal Bushati, Sejfi Vllamasi. Sie ver­
traten antisowjetische Positionen und setzten auf eine Unterstützung durch
Frankreich bzw. Jugoslawien. Im Herbst 1927 sprach sich Fan S. Noli anlässli ch
des 10. Jahrestages der Oktoberrevolution in Moskau für die Bildung einer
Balkanföderation der Arbeiter- und Bauernrepubliken nach dem Vorbild der
UdSSR als einzigen Weg für die Befreiung Albaniens aus. »Die unterdrückten
und Kolonialvölker müssen dem Beispiel der revolutionären Arbeiter folgen.
Sie können nur ihre Kett en verl ieren«, erklär te er.'* Daraufhin verli eßen Qa­
zim Koculi , Kol Tromara und weitere konservati ve Vertreter das KONARE
und schlossen sich »Bashkimi Kombetar« an.'

Andererseits voll zog sich im KONARE insbesondere unter dem Einfluss der
1920 aus der Sozialdemokratischen Arbeiterföderation des Balkans hervorge­
gangenen Kommunistischen Balkan-Föderati on, die in Wien angesiedelt war,
eine weitere Differenzierung. Anhänger eines revolutionär-demokratischen
Weges, die sich von der Entwicklung in der Sowjetunion angezogen fühlten
und für ein radikales Vorgehen gegen die autor itäre Zogu-Herrschaft eintra­
ten, hatt en bereits im Frühjahr 1925 eine eigene Vertretung unter dem Namen
»Komiteti i Clir imit Kombetar" (Komitee der Nationalen Befreiung) gebildet.
Dieses wirkte im Rahmen des KONARE und erhielt durch die Kommunis­
tische Balkan-Föderation bzw. das Balkansekretar iat des EKKI direkte Ver­
bindung mit der Komintern . Über sein Organ »Lir ia Kombetare« (Nationale
Freiheit), das in Genf von Omer Nishani (1887-1954), später von Halim Xhelo
herausgegeben wurde, verbreitete das Komitee ill egal seine alternativen poli ­
tischen Vorstellungen in Albanien.17 Auf seine Initiative ging noch im gleichen
Jahr eine Gruppe von Aktivisten der aufgelösten Organisation »Bashkimi«
zum Studium an sowjetische Hochschulen und Universitäten sowie Einr ich­
tungen der Komintern .

15 Die Balkan-Föderation. Organ der nationalen Minderheit en und unterdrückten Völ­
ker des Balkans. Wien 15. Januar 1928. Nr. 84. S. 1705.

16 Kr isto Frasher i: Histor ia e levizjes se majte. S. 36.
17 Ebenda. S. 33. Ober die Entstehung und die Wirkungsweise des Komitees der Nati o­

nalen Befr eiung gibt es in der Literatur unterschiedli che Angaben. Bisher galt das
Frü hjahr 1927 als Zeitpunkt seiner Bildung, und es war die Rede von einer Trennung
vom KONARE. Siehe Histor ia e Shqiper ise. S. 341.
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Ein gewichti ges Ereignis nicht nur für die poli t ische albanische Emigrati­
on war die Entstehung der ersten kommunisti schen albanischen Organisati­
on - der Albanischen Kommunistischen Gruppe in der Sowjetunion am 28.
August 1928"*. Die Mitgli eder rekrutier ten sich aus jenen Studenten, die an
sowjetischen und Bildungseinr ichtungen der Komintern studier ten. Die Grup­
pe setzte sich aus drei Zell en, und zwar in Moskau, Leningrad und Odessa
zusammen und ordnete sich in das »National-Revolutionäre Komitee« ein.
Sie suchte zugleich direkten Einfluss auf das KONARE, das »Komitee der Na­
tionalen Befreiung« und die von ihm herausgegebene »Lir ia Kombetare« zu
nehmen, um deren poli tische Richtung zu bestimmen." Dieser Führungsan­
spruch führte in der Folge auch zu Widersprüchen und Auseinandersetzun­
gen, wie sich im Briefwechsel zwischen Hali m Xhelo und Llazar Fundo Ende
1928 widerspiegelte.°

Die Sache wurde noch verzwickter dadurch, dass Fan S. Noli , der von Zeit­
genossen wie Faik Konica (1875-1942), dem albanischen Gesandten in Wa­
shington, als »tovar isc« Noli verspott et wurde, im Februar 1931 den Vorsitz
im KONARE aufgab. Er begründete seinen Rückzug zum einen damit , dass
das Komitee nach fünf Jahren keine »homogene Organisation« darstell te, weil
die Unterschiede und Gegensätze zwischen den ehemali gen Funktionären und
Offi zieren und den sogenannten Jungen, die mehr der »kommunistischen Dis­
zipli n« anhingen, nicht überwunden werden konnten. Ein weiteres Argument
war, dass mit dem »Thermidor« in der UdSSR die »russischen Freunde« die
finanziell e Unterstützung einstell en würden und das Komitee keine Rolle »im
poli ti schen Leben Albaniens« spielen könnte. Er selbst ging wieder in die
USA und trat an die Spitze der dortigen Autokephalen orthodoxen albani­
schen Kirche. Empörung darüber bli eb besonders bei mili tanten Akti visten

18 Zu den Gründern gehört en Rexhep Cami (1885-1969), Riza Doni, Llazar Fundo, De­
mir Godell i, Riza Haino, Sali Hidr i, Ali Kelmendi, Sejfulla Maleshova, Naum Prifti ,
Selim Shpuza und Tajar Zavalani. Siehe Kristo Frasheri: Histor ia e levizjes se majte.
S. 37. Das hier genannte Datum für die Entstehung der Gruppe am 27.8.1927 wird
nicht belegt. Dagegen stehen die Angaben von Llazar Fundo, der als Gründungs­
mit glied 1928 als Datum angibt. Siehe Russkij Gosudarstvennij Archiv Social'no­
Istor iceskoj Istor ii. Moskau F. 495. op. 86. d. 32. BI. 14; siehe auch Histor ia e Part ise
se Punes te Shqiper ise. S. 26.

19 Kristo Frasheri : Histor ia e levizjes se majte. S. 37.
20 Ebenda. S. 46-48.
21 Arkivi Qendror Shteteror (Zentr ales Staatsarchiv). F. 15/ AP. V. 1931. D. 9. S. 84.
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des KONARE nicht aus. Das änderte indessen nichts daran, dass sich mit sei­
nem Ausscheiden die von ihm getroffene Voraussage tatsächlich bestätigte.

Der Albanischen Kommunistischen Gruppe kam zusammen mit weiteren
albanischen Kommunisten wie Koco Tashko (1899-1984) und Kostandin Bos­
hnjaku in Wien, Halim Xhelo in der Schweiz oder Riza Cerova, der zeitweise
KPD-Mitgli ed war, unbestr itt en eine aktive Rolle im Formierungsprozess der
kommunistischen Bewegung zu. Sie war ein hoffnungsvoller Aufbruch und
von ihr gingen nachhalt ige Impulse für die Veröffentli chung von Mater ialien
in albanischer Sprache zur Lage im Land, ebenso für das Zusammenwirken
der verschiedenen oppositionellen Kräfte aus. In Übereinstimmung mit der
Aufgabenstellung der Komintern , namentli ch der VII I. Konferenz der Kom­
munistischen Balkan-Föderation vom September 1928, beschränkten sich die
Akti visten der Gruppe nicht allein auf propagandistische Arbeit, sondern soll ­
ten zur polit ischen und organisator ischen Vorbereitung bei der Schaffung ei­
ner Kommunistischen Partei in Albanien beitragen.22 Mitglieder der Gruppe,
die 1930 reorganisiert wurde, kehrten - eine verkündete Amnestie nutzend
- nach Albanien und in andere Länder, darunter nach Frankreich zurück, um
besser wirken zu können.?

Die vorgestell ten Thesen widerspiegeln diese Bestrebungen nachdrücklich.
Sie beschreiben die Grundsituation des Landes durchaus zutreffend, jedoch
finden sich darin Wertungen und Aufgaben, die im Hinblick auf die konkre­
te innere Lage nicht immer mit der Reali tät übereinstimmten. Wir tschaft li ch
und poli tisch lehnte sich das Restaurati ons-Regime eng an Itali en an, was in
einer Poli tik der »Offenen Türen« Ausdruck fand. Die Konzessionsvergabe
erleichterte den ausländischen Unternehmen die Ausbeutung albanischer Res­
sourcen wie der Arbeitskräfte, trug aber wenig zum Aufbau einer heimischen
Industr ie bei. Infolgedessen trat die sich in Konkurrenz zur Herrschaft der feu­
dalen Grundbesitzer herausbildende bürgerli che Schicht zugleich als Stell ver­
treter ausländischer Investoren auf. Das bedingte eine zwiespält ige Haltung
der besitzenden Klassen und ihrer Beamtenschaft . So sehr sie die feudalen
Strukturen zu sprengen suchten und nicht von fremden Kapitaleignern er­
stickt werden woll ten, fühlten sie sich gleichzeitig bedroht von den unteren
Schichten, die weder wir tschaft li ch noch poli tisch von den beschr iebenen Ver­
änderungen profit ierten. Zudem fanden die Arbeiter trotz ihrer wachsenden
Zahl und der Versuche gewerkschaft li cher Organisierung keine ausreichenden

22 »Internationale Presse-Korrespondenz«. Berl in. 3. Mai 1929. S. 919.
23 Kristo Frasheri: Histor ia e levizjes se majte. S. 60.
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Entfaltungschancen und Anerkennung. Für die intellektuellen Vorkämpfer der
kommunistischen Bewegung erwuchs daraus, die mit der Wandlung des Lan­
des zu einem Bestandteil des imperialistischen Systems auft retenden diffizilen
Probleme zu erfassen und sich des in gewisser Weise »doppelten Gesichts« der
anzustrebenden revolutionären Umgestaltungen bewusst zu werden.

Die Schlussfolgerungen, die in den Thesen gezogen wurden, waren insge­
samt zu widersprüchli ch, um daraus eine angemessene Poli tik abzuleiten. In
der Debatte ging es darum, wie der wirtschaft li che und poli tische Entwick­
lungsstand Albaniens nach dem Muster, das der VI. Komintern-Kongress 1928
vorgab, zu bewerten ist - als der eines kapitalistischen oder halbkolonialen
und abhängigen Landes. In einer Resolution vom Dezember 1928 entwickelt e
die Gruppe die Auffassung, dass es sich bei Albanien trotz seiner überwiegend
bäuerli chen Bevölkerung und kaum vorhandener industr ieller Basis um ein
kapitali stisches Land handelt, in dem eine revolutionäre Arbeiterklasse vor­
handen ist. Es überwog die Auffassung, dass angesichts der großen Rückstän­
digkeit und der Unterdrückung der Bevölkerung eine kommunistische Revo­
lution an der Tagesordnung sei. Dementsprechend propagierte sie eine Poli tik
des unmittelbaren Kampfes für die proletar ische Revolution.' Die Annahme,
die wenigen im Lande wirkenden Aktivisten befänden sich auf der Spitze ei­
ner revolutionären Welle, erwies sich als unreal. Dagegen stellte Halim Xhelo
in der »Lir ia Kombetare« heraus, dass sich Albanien zu einer italienischen
Provinz entwickelt hat und Zogu zu einem »Präfekt Mussolinis« geworden
ist. Für die Kommunisten gehe es nicht um die soziali stische Revolution, son­
dern um ein Programm für die nationale Befreiung des Landes, gegen kolo­
niale Abhängigkeit, die Oberwindung der Überreste des Feudali smus und die
Err ichtung einer fortschritt li chen demokratischen Ordnung.*'

Solche Überlegungen fanden keinen Eingang in den von der Gruppe be­
schlossenen Text. Zwar werden die Vorstellungen dahingehend modifiziert,
dass sich die Kommunisten letztli ch für eine bürgerli ch-demokratische Revo­
lution engagieren müssten - allerdings unter der Bedingung, dass diese un­
verzügli ch zur soziali stischen weiter geführt wird. Unter dem Eindruck der
von der Komintern ausgegebenen Perspekti ve der Welt revolution orientierten
sich die Verfasser der Thesen mehr daran, die »revoluti onären« Ziele zu be­
stimmen als eine reali stisch-kritische Analyse der albanischen Gesellschaft
vorzunehmen. Einigen Mitbegründern der Gruppe wie Llazar Fundo oder

24 Ebenda. S. 42.
25 Ebenda. S. 44.
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Tajar Zavalani gelang es später die vorgegebenen Schranken zu überwinden,
doch eine reali stische Antwort auf die Frage nach der revolutionär-demokra­
tischen Perspektive zu geben, überstieg ihre Möglichkeiten. Mit dieser Ori en­
tierung und einer damit einhergehenden Isolierung nationaler bürgerli ch und
kleinbürgerli ch geprägter Organisationen, denen Opportunismus und diffu­
se Machtansprüche unterstell t wurden, begründete die Gruppe in zweierl ei
Richtung eine fehlerhafte Poli tik: Sie erschwerte das gemeinsame Vorgehen
unterschiedli cher poli tischer Kräfte gegen das monarchistische Regime und
die Ausli eferung des Landes an ausländische imperiali stische Monopole. Au­
ßerdem stell te sie maximali stische Ziele einer proletarischen Revolution, für
die keine Voraussetzungen vorhanden waren.

Dennoch bleiben die Thesen ein beeindruckendes Papier aus der Zwischen­
kriegszeit zur Geschichte der albanischen kommunistischen Bewegung. Es
belegt bei aller Einschränkung, dass die Protagonisten keine unbeteiligten
Zuschauer der Entwicklung waren, sondern aktiv nach einem Ausweg aus der
kapitali stischen Krise und nach Veränderungen strebten. Nicht zuletzt hat das
Wirken der Albanischen Kommunistischen Gruppe in der Sowjetunion dazu
beigetragen, ein sozialpoli tisches wie kulturelles Milieu in Albanien heraus­
zubilden, in dem sich radikale und linke Arbeiter, bürgerli che und kleinbür­
gerl iche Intellektuelle und Demokraten wiederfanden, und aus dem heraus
sich später in den vierziger Jahren die KPA als neue poli ti sche Kraft auch or­
ganisatorisch formieren konnte.

DOKUMENT

Die Vollversammlung der Albanischen Kommunistischen Gruppe hat, ge­
stützt auf den Bericht des Genossen Gurin**, die nachfolgenden Thesen ange­
nommen:

1. Das heutige Regime in Albanien vertr itt nicht nur, wie die kleinbürger­
li chen Poli tiker vorgeben, die Grundbesitzer, sondern auch die albanische

26 Sejful la Maleshova (1901-1971). Linker Intell ektu eller und Poet; emigr iert e nach der
Niederl age der bürger li ch-demokr atischen Bewegung 1924 nach Frankr eich, später
in die UdSSR. Er leitete die Gruppe zeitw eise und koordiniert e die Verbindung zum
EKKI. Maleshova spielt e eine aktive Roll e im antifaschist ischen Widerstandskampf;
nach der Befreiung wurde er von der Hoxha-Führung ausgeschaltet.
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Bourgeoisie. Letztere ist eng mit dem ausländischen Kapital verbunden, dem
gegenwärti g die Mehrheit der Firmen und der sogenannten albanischen Ge­
sell schaften gehört.

a) Die erste als »Triumph der Legalität«" bezeichnete Periode ging mit der Un­
terdrückung des Aufstandes in der Bergzone von Shkodra"* zu Ende, der 1926
ausgebrochen und von Itali en organisiert worden war, um den Begs zu de­
monstr ieren, dass sie sich ohne itali enische Unterstützung nicht an der Macht
halten können.

b) Die zweite Periode setzte mit der Unterzeichnung des Vertrages von Tira­
na* ein und reichte bis zur Ausrufung der Monarchie.? Albanien wurde in
dieser Zeit zur itali enischen Halbkolonie.

c) Die dr itt e Periode oder der »dr itt e Kurs« begann 1928, als Zogu" sich zum
König erklärte. Diese Phase wurde bestimmt von der Sozialreform, der An­
kündigung eines neuen Gesetzeswerkes, der Faschisierung des Staatsappara­
tes, der Vorbereitung einer Agrarreform usw. Auf poli tischem Gebiet zeich­
nete sie sich durch die Veränderung der sozialen Basis des Regimes sowie
das zunehmende Gewicht der Bourgeoisie an der Staatsmacht auf Kosten des
reaktionärsten Teil es der Gesell schaft , der Begs und Grundbesitzer, die nun

27 Damit wird der mit dem Sturz der Noli -Regierung am 24.12.1924 eingeleit ete Sieg
der Restauration in Albanien verbunden.

28 Am 20.11.1926 hatten sich katholische Bergbewohner von Dukagjin erhoben und
von der Regierung Zugeständnisse für eine eigene Verw altung gefordert. Der Auf­
stand wurde noch Ende November niedergeschlagen.

29 Der Abschluss des Freundschafts- und Sicherheitspaktes zwischen Albanien und Ita­
lien (27.11.1926) und des Defensivbündnisvert rages (22.11.1927) besiegelte die Poli ti k
des Ausverkaufs und der Preisgabe nati onaler Interessen.

30 Auf Beschluss der Konsti tuierenden Versammlung wurde am 1. September 1928 die
seit Januar 1925 bestehende Albanische Republi k zu einer parl amentar ischen Erb­
monarchie umgewandelt.

31 Ahmet Zogu (1895-1961). Feudaler Großgrundbesitzer; seit 1920 als Innenminister
und Ministerpräsident berufen, wurde im Juni 1924 gestürzt. Im Dezember 1924
Rückkehr an die Macht, im Februar 1925 zum Präsidenten gewählt und am 1.9.1928
zum »König der Albaner« ausgerufen. In einem Kommentar schr ieb Fan S. Noli :
»So wurde Albanien endlich unter der Königsherrschaft Ahmet Zogus ein zweit es
italienisches Somaliland.« (Die Balkanförderati on. 1. September 1928. Nr. 88/ 99. S.
2113.)
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in Opposition gerieten, aus. Das eigentli che Anliegen dieser Reformen besteht
darin, den alten Oberbau den Erfordernissen der kapitalistischen Entwicklung
und dem Vordr ingen italienischer Kapitalien in die Produktions- und Han­
delssphäre anzupassen. Praktisch erfolgen diese Veränderungen durch das
Einwirken des italienischen Kapitals, das danach strebt, die gesamte Wirt­
schaft des Landes in die Hände zu bekommen und Albanien hauptsächli ch
in ein Land für Rohstoffe und landwirtschaft li che Erzeugnisse für die italie­
nische Industr ie sowie in ein Aufmarschgebiet" im Falle eines Krieges gegen
Jugoslawien zu verwandeln.

Zutiefst falsch ist die Auffassung, dass die vollständige Herrschaft des ita­
li enischen Imperialismus in Albanien die Industrie des Landes mehr oder we­
niger ankurbeln würde. Die Entwicklung der Industrie wird in dem Maße und
in den Zweigen erfolgen, die für die italienische Industrie von Interesse sind,
mit einem Wort, es werden vor allem die Bergbauindustrie, die Erzeugung
landwirtschaft li cher Produkte sowie einige Zweige der Leichtindustrie geför­
dert. Zurückzuweisen ist die Ansicht der kleinbürgerli chen Poli tiker, wonach
es gegenwärtig keine Arbeiterklasse in Albanien gibt. Tatsächli ch besteht
nicht nur nicht eine Arbeiterklasse im Land, sondern diese hat bereits begon­
nen, als eine unabhängige Kraft auf das gesellschaft li che Leben einzuwirken
wie die Streiks in Durr es und Saranda" verdeutli chen. Gerade das Auftreten
der Arbeiterklasse als eine selbständige Kraft macht den Hauptfaktor der dr it­
ten Periode aus. Das wachsende Budget für militärische Ausgaben (rund 46%)
zeigt die Beunruhigung, die von ihr für das Regime ausgeht.

2. Die Revolution wird in Albanien künfti g die Agrarrevolution und den
Kampf gegen den ausländischen Imperiali smus umfassen. Die bürgerl ich-de­
mokrati sche Revolution wird unstritt ig eine selbständige Etappe der Revoluti­
on bilden. Wie schnell diese in eine soziali stische Revolution hinüber wächst,
wird von dem Kräfteverhältnis abhängen, das sich im lande herausbilden
wird, sowie von dem internationalen revolutionären Aufschwung.

32 Im Text: place d ärme (franz.).
33 Im größten Hafen Albaniens Durr es kam es 1928 zu Arbeitsniederl egungen bei der

italienischen Gesellschaft »Maxorana«, ebenso brachen Arbeitskämpfe in der süda!­
banischen Hafenstadt Saranda aus.

34 Bei der Einschätzung der Perspektiven des revolutionären Prozesses wurde die über­
zogene Vorstellung des VI. Komintern-Kongresses vom Sommer 1928 vom baldigen
Ende der kapitalistischen Stabilisierung sowie von der Unvermeidlichkeit des Zu-
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Die Bourgeoisie ging 1924 in das Lager der Konterrevolution über, daher
kann die albanische Revolution nicht mehr dem kemalistischen Weg" folgen.
Die Triebkräfte der Revolution werden das Proletar iat und die Bauernschaft
sein. Was die Agrarbourgeoisie betr ifft , so wird sie neutral bleiben, zumindest
in der ersten Etappe der Revoluti on. In Albanien, einem halbkolonialen Land,
in dem der nationale Faktor eine grundlegende Rolle spielen wird, können die
armen Schichten der Städte und die kleinbürgerli chen Intell ektuellen unter
dem Einfluss aktiver revoluti onärer Kräfte leicht in die erste Phase der Revo­
luti on einbezogen werden. Man darf jedoch nicht vergessen, dass unter den
Bedingungen der dr itt en Periode des Nachkriegskapitali smus die Schwankun­
gen der Kleinbourgeoisie angesichts der nahenden" soziali stischen Revoluti on
so gewichtig werden, dass wir uns nicht auf sie als eine aktive Kraft in der
Revolution stützen17 können. Wir werden uns allein auf das Proletar iat und
die grundlegenden Massen der Bauernschaft stützen"*. In Albanien wird es
nicht so sein wie 1917 in Russland, weil wir uns in der dr itt en Periode des
Nachkriegskapitalismus befinden.

3. Das Hauptziel der Albanischen Kommunistischen Gruppe besteht darin, die
Kommunistische Partei Albaniens zu schaffen. Um das zu err eichen, muss die
Aktivität der Gruppe in diese drei Richtungen gelenkt werden:

a) Organisierung der gewerkschaftl ichen Bewegung in Albanien und Bildung
kommunistischer Zellen im Land. Daher müssen so schnell wie möglich fä­
hige Akti visten entsandt werden, um diese Ziele zu err eichen. Ebenso muss
sich die Organisierung der Albaner in der Emigration diesem Vorhaben un­
terordnen.

b) Wir brauchen ein eigenes Presseorgan auch in Albanien selbst. Man muss
revolutionäre Literatur veröffentli chen, um die kommunistischen Ideen zu
verbreiten usw. usf.

sammenbruchs des Kapitalismus und des Sieges der sozialist ischen Weltrevoluti on in
der bevorstehenden Per iode übernommen.

35 Gemeint ist das poli t ische Programm Kemal Atatürks, der Kemalismus.
36 Im Text ergänzt: imminevu (fr anz.).
37 Im Text ergänzt: miser (fr anz.).
38 Im Text ergänzt: nous misons (fr anz.).
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c) Es sind Arbeiter auszubilden, die die Schule des revolutionären Klassen­
kampfes durchlaufen haben, mit dem Ziel, Führungskader der Partei zu wer­
den. Die Erfahrung unserer Gruppe hat gezeigt, dass leitende Kader nicht aus
der Studentenschaft rekrutiert werden können.

Ein weiteres Anliegen der Gruppe ist, die Führung der national-revolu­
tionären Organisationen zu sichern. Jedoch muss dies dem Hauptziel - der
Schaffung der Kommunisti schen Partei - untergeordnet werden. Mit allen
Mitteln ist gegen die Tendenz anzukämpfen (beispielsweise bei dem Genossen
Fundo"") die gesamte Aktivität der Gruppe gleichzusetzen mit der Arbeit zur
Organisierung der national-revolutionären Bewegung, d.h. mit dem Wirken
der kommunistischen Fraktionen in dieser Organisation. Objektiv führt diese
Neigung dazu, die Kommunistische Gruppe in eine Partei der Kleinbourgeoi­
sie umzuformen und sie vom Hauptziel abzulenken, eine unabhängige Partei
der Arbeiterklasse zu schaffen. Im Hinblick auf die national-revolutionären
Organisationen streben wir danach, diese zu Mitteln der kommunisti schen
Fraktionen umzuwandeln und sie zu Massenorganisationen zu gestalten. Wir
müssen dahingehend wirken, dass sie als Ganzes ihre Existenz als Komitees
oder Parteien aufgeben und wir umso leichter deren Führung übernehmen
können.

Energisch sind Auffassungen zu bekämpfen, dass diese Organisationen
ihr nationales Zentrum haben und über eine Parteidisziplin, ein poli tisches
Programm usw. verfügen müssen. Eine solche Vorstellung schließt ein, dass
wir selbst der Kleinbourgeoisie die Führung der revolutionären Bewegung
sichern. Bekanntli ch strebt das KONARE gegenwärtig als Partei mit einem
eigenen Zentrum, einer eigenen Disziplin (Angelegenheit H. Xhelo"), eige­
nem Programm und der Absicht danach, die Macht im Land zu übernehmen.

39 Llazar Fundo (1898-1944). Jurist, Aktivist der albanischen kommunistischen Bewe­
gung seit den zwanziger Jahren. Er gehörte zu den profi liert en Vertretern in der
Gruppe und trat dafür ein, die Wirksamkeit der Revolutionäre im Inneren an den
realen wirt schaft li chen und poli tischen Gegebenheiten auszurichten. In den dreißi­
ger Jahren geriet er, enttäuscht von den stalinistischen Säuberungen, in Konfli kt mit
der Gruppe und wurde als »Trotzkist« abgestempelt ; 1934 Flucht nach Paris, 1939
Rückkehr nach Albanien und Teilnahme am antifaschistischen Widerstandskampf.
1944 wegen seiner Zusammenarbeit mit der nationalisti schen Gruppe der Brüder
Kryeziu von kommunistischen Partisanen erschossen.

40 Halim Xhelo (1894-1937). Neben Fundo Mil itant der kommunistischen Bewegung
in Albanien. Studium der politischen Wissenschaften in Florenz. Mitbegründer des
KONARE und des »Komitees der Nationalen Befreiung« und Redakteur der »Lir ia
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Dürfen wir zulassen, dass diese Partei so wie sie ist ihren Einfluss auf die
Massen verstärken kann? Oder müssen wir sie nicht in eine Massenorganisa­
tion im Lande mit lokalem Charakter umbilden? Wenn wir dem Proletariat
die Hegemonie in der revolutionären Bewegung sichern wollen, müssen wir
unter all en Bedingungen darauf drängen, dass die national-revolutionären
Organisationen nicht kleinbürgerli che Parteien sondern Massenorganisati­
onen werden, die durch die Kommunisti sche Partei miteinander verbunden
und geführt werden.

Es bedarf keiner Diskussion, dass wir mit dem KONARE zusammenarbei­
ten müssen, aber das bedeutet nicht, dass wir das Komitee nicht bekämpfen.
»Zusammenarbeit und Kampf« bilden einen dialekti schen Widerspruch und
sind kein Nonsens wie einige meinen. Wir werden die Führung der Massen
nicht err eichen, wenn wir nicht gegen den Opportunismus der kleinbürgerli ­
chen Führer ankämpfen.

Unsere kommunistischen Fraktionen müssen überall mit den Massen sein
und diese durch ihren konsequenten revolutionären Geist der Aufopferung
für sich gewinnen. Mit all en Mitt eln müssen die bürokratischen Traditi onen
der bürgerli chen Poli tiker bekämpft werden.

4. Es ist unbedingt erforderli ch, dass die Gruppe, um diese Ziele zu verwirkli ­
chen, im Inneren über die Einheit des Denkens und Handelns verfügt. Da die
Mitglieder der Gruppe aus kleinbürgerli chen Kreisen hervorgegangen sind,
hängen ihr auf dem Felde der Organisation noch deren Traditionen an. Aus
diesem Grund finden sich in ihren Reihen oft Erscheinungen individuali sti­
scher und anarchistischer Neigungen..." Wir müssen uns mit Bli ck auf die
Schaffung einer bolschewistischen Partei in unserem Land die Prinzipien der
bolschewistischen Organisation aneignen. Wir dürfen nicht vergessen, dass
die Lehre von der Partei eine der Grundlagen des Leninismus darstell t. Die
Gruppe muss alles unternehmen, damit ihre Disziplin und ihre Autorität tief
in das Bewusstsein aller Mitgli eder eindringen. Die Gruppe muss jegli che Ak­
tivität von Mitgliedern einer Fraktion unterbinden, ohne ein Zugeständnis zu
machen. Diesbezügli ch kennzeichnet die Entschli eßung vom 6. August 1929

Kombetare«. Xhelo lehnte von der Gruppe ausgehende Vorgaben, die nach seiner
Auffassung nicht mit der Reali tät im Lande übereinstimmten, ab.

41 Auslassung in der Quelle - d. Vf.
42 Ober die Aufgaben zur Bolschewisierun g der Gruppe. Die programmatische Ori en­

tierun g auf die unmitt elbare sozialisti sche Revoluti on wurde dahingehend geändert ,
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eine Wende in der Geschichte unserer Gruppe. Darin wird festgestell t, dass
allein die verstärkte Aufnahme von Arbeitern° in die Gruppe und ihre Umbil­
dung in eine Partei, die fest in den proletarischen Massen verwurzelt ist, ihre
wirkli che Bolschewisierung sichern können. Jedoch auch wenn das geschieht,
müssen wir uns darum bemühen, die Gruppe in eine bolschewistische Orga­
nisation zu verwandeln. Die Gruppe hat seit dem 6. August 1929, als die Ent­
schli eßung gebill igt wurde, große Fortschr itt e gemacht. Wir müssen in diese
Richtung weiter arbeiten und beharrli ch jede Fraktionsbildung und jegli chen
Opportunismus bekämpfen. Die Aufgaben, die vor der Gruppe stehen, sowie
ihre Arbeitsbedingungen erfordern völl ige Einheit und eine eiserne Diszipli n.
Das ist eine uneingeschränkte Voraussetzung für den Erfolg.

Quelle: Arkivi Qendror Shteteror-Fondi Grupi Komunist Shqiptar ne B.R.S.S.
(Zentrales Staatsarchiv. Fond Albanische Kommunistische Gruppe in der
UdSSR). N r.16. L.1. D.30. S. 10-14.

dass sich die Kommunisten für die bürger li ch-demokratische Revoluti on engagieren,
diese Jedoch direkt in die sozialistische hinüber leiten müssen.

43 Im Text: l ouvrier isation (fr anz.).
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»Für Polen ist der 9. Mai kein Tag des Sieges««.
Polnische Sichten auf die Befreiung Polens von der
hitl erfaschistischen Okkupation

»Für Polen ist der 9. Mai kein Tag des Sieges««. So lautet die Überschr ift einer
redaktionellen Erklärung der polnischen katholi schen Zeitung »Nasz Dzien­
nik« in deren Wochenendausgabe vom 8./ 9. Mai 2010 aus Anlass der Teilnah­
me des Sejmmarschall s (in seiner Eigenschaft als amtierender Präsident) der
Republi k Polen und einer Einheit der Polnischen Armee an den in Moskau zum
65. Jahrestag des Sieges über das faschistische Deutschland statt findenden Fei­
er li chkeiten. Überschr ift und noch mehr der Inhalt dieser Erklärung, worauf
zurückzukommen sein wird, belegen mit nicht zu übersehender Deutli chkeit
die Vielschichtigkeit der sehr konträren polnischen Sichten auf das Ende des II .
Weltkr ieges und die sich daraus für Polen ergebenden Konsequenzen.

Vor der eigentlichen Skizzierung der unterschiedli chen Positionen und
Wertungen der Rolle der Befreiung Polens von der hitlerfaschistischen Ok­
kupation in der jüngsten Geschichte Polens und deren Entwicklung seit den
letzten Jahrzehnten des vor igen Jahrhunderts bis in die unmitt elbare Gegen­
wart sei zum besseren Verständnis der Schwierigkeiten des Umgangs mit der
angesprochenen Materie ausdrückli ch auf zwei Aspekte hingewiesen

Erstens ist zu beachten, dass sich die Situation zum Zeitpunkt des Über­
tr itt s der Roten Armee über die polnische Grenze im Sommer 1944 sowohl
unter außenpolitischen als auch innenpoli tischen Gesichtspunkten für Polen
überaus kompliziert darstellte. Um dies zu verdeutlichen, sei hier lediglich an­
gemerkt, dass es z.B. in den verschiedenen poli tischen Lagern Polens sehr kon­
träre Auffassungen über den Verl auf der »polnisch-sowjeti schen Grenze« gab
und gibt und daher auch der Zeitpunkt des Vordr ingens sowjetischer Truppen
auf polnisches Staatsgebiet unterschiedli ch interpretier t wurde und wird.

In gewissem Sinne erschwerend kommt zweitens bei der Behandlung des
hier zu betrachtenden Problemkreises hinzu, dass die jüngste polnische Ge­
schichte in einem fast unvorstellbaren Ausmaß zum Spielball auf dem Feld



238 Eckart Mehls:

erbitt erter aktueller poli t ischer Auseinandersetzungen geworden ist. Bereits
Mitt e der 1990er Jahre hat Krystyna Kersten in einem Beitrag zu einer breit
geführten Diskussion von Historikern und Publizisten unter dem Titel »Spör
o PRL« (Streit über die VRP) auf die Schwierigkeiten einer »Bilanz« aufmerk­
sam gemacht. Sie wies darauf hin, dass bei dem historischen Rückblick zumin­
dest drei Ebenen unterschieden werden müssten: erstens nämli ch die Wirk­
li chkeit jener Jahre, zweitens deren gegenwärtige subjektive gesell schaft li che
Wahrnehmung und dr itt ens »die zum Zwecke der Nutzung im gegenwärtigen
poli tischen Kampf von den Poli tikern instrumentell kreierte Sicht«'. Beson­
ders der zuletzt genannte dr itt e Aspekt hat bis in die jüngste Vergangenheit in
den poli ti schen Auseinandersetzungen in Polen an Gewicht und polemischer
Schärfe beständig zugenommen.

1. ZU EINIGEN SPEZIFISCHEN ASPEKTEN DER SITUATION POLENS
AM ENDE DES ZWEITEN WELTKRIEGES

Unter Verzicht auf weitere detaill ier te Ausführungen sei hier ledigli ch auf die
die Situation in ganz besonderem Maße charakterisierenden Aspekte hinge­
wiesen.

Polens Außenpoli tik und Lage vor dem überfall Hitlerdeutschlands auf Po­
len sind 2009 im Zusammenhang mit dem 70. Jahrestag der Entfesselung des
zweiten Weltkr ieges umfassend beschr ieben worden.' Etwas außerhalb des
Bli ckwinkels blieben dabei im Allgemeinen die innenpoli tischen und sozialge­
schichtli chen Entwicklungen, die für die scharfen Auseinandersetzungen der
polit ischen Kräfte am Ende des Krieges von großer Bedeutung waren. Ohne
hier auf den breit geführten Streit um den Charakter der II. Republi k detail­
li er ter eingehen zu können, sei hier nur darauf hingewiesen, dass Polen unter
der Ägide Jözef Pilsudskis von tiefen sozialen Widersprüchen, einer bei Wei­
tem nicht einheitli chen poli tischen Landschaft (bei aus verschiedenen Gründen
verursachter Schwäche der Linken), schwerwiegenden volkswir tschaft lichen
Problemen und einem mit dem Verfassungsgesetz vom 23.4.1935 geschaffe-

1 Krystyna Kersten: Bilans zamkniecia. In: Spör o PRL. Kraköw 1996. $. 17.
2 Vgl. u. a. Werner Röhr: Vom Annaberg nach Gleiwitz. Zur Vorgeschichte des deut­

schen Überfalls auf Polen am 1.September 1939. Berlin 2009; Stanislaw Zerko: Pols­
ka, Niemcy i geneza II Wojny Swiatowej. In: Przeglad Zachodni. Poznan 65( 2009)2.
S. 3-32.
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nen autoritativen (man könnte auch sagen diktatorischen) poli ti schen System
charakterisiert war. (Adam Krzeminski beschreibt das Pilsudski-Regime wie
folgt: »Ob sein [Pil sudskis - E.M.] Staatsstreich 1926 ein Wendepunkt in der
polnischen Zwischenkriegsgeschichte war oder nur eine hässli che Episode,
ist unter den Historikern bis heute str itt ig. Es folgte eine Zeit autor itärer Re­
gierungen, einer Diktatur, die »sanft < zu den Fügsamen, aber rüde gegen die
Widerborsti gen war«'.) Der in der Literatur vielfach beschr iebene Prozess der
»Dekomposition« des Sanacja-Regimes nach Pilsudskis Tod 1935 war zugleich
ein Prozess stetig geringer werdenden Rückhalt s des Regimes in den poli tisch
aktiven Schichten des Landes, von der Haltung der breiten Massen hier einmal
ganz abgesehen. Der Schock über das im Gegensatz zur kraftvoll geäußerten
Siegeszuversicht der Regierenden• erl itt ene mil itär ische Debakel in der ersten
Septemberhälfte 1939 unterminierte das Ansehen der die Geschicke des Staa­
tes leitenden Poli tiker und das Vertrauen in sie erheblich. Deren übertr itt über
die rumänische Grenze in der Nacht zum 18.9.1939, wo sie fast ausnahmslos
intern iert wurden, tat ein Übriges.

Am 17.9.1939 überschritt en sowjetische Truppen die 1921 im Rigaer Frie­
densvertrag festgelegte polnisch-sowjetische Grenze. Mit der in den frühen
Morgenstunden dieses Tages dem polnischen Botschafter in Moskau verle­
senen Note erklär te die Sowjetregierung, dass aus ihrer Sicht der polnische
Staat faktisch zu existieren aufgehört habe und daher all e zwischen beiden
Staaten bestehenden Verträge ihre Wirksamkeit ver loren hätt en. Die sowje­
tische Regierung halte es nun für ihre Pfl icht, die auf polnischem Gebiet le­
bende ukrainische und belorussische Bevölkerung und deren Eigentum nicht
einem ungewissen Schicksal zu überl assen. Sie habe daher der Roten Armee
den Befehl erteil t, die Grenze zu überschreiten und das Leben und Eigentum
der Bevölkerung der Westukraine und Westbelorusslands unter ihren Schutz
zu stellen.* Sowjetische Truppen besetzten von diesem Zeitpunkt an das in
dem geheimen Zusatzprotokoll zum deutsch-sowjetischen Nichtangriffsver­
trag vom 23.8.1939 als sowjetisches Interessengebiet deklar ier te Gebiet Polens.
Es wurde auf der Grundlage einer sodann durchgeführten Volksabstimmung

3 Adam Krzeminski: Polen im 20. Jahrhundert. München 1983. S. 69f.
4 Woj ciech Czuchnowski: »Z palcem na cynglu, z bronia u nogu. Wodzu, prowadz!«.

»Gazeta Wyborcza«. Warszawa. 1. September 2009. URL: htt p:/ / wyborcza.pl/ 1,75248,
6986361, Z_palcem_na_cynglu_ z_bronia_u_nogi_ Wodzu_prowadz. htm;
Download 090915.

5 Siehe Dokumenty i materi aly do historii stosunköw polsko-radzieckich. T. VII. War­
szawa 1973. Dole. 105. S. 197.
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in die Ukrainische bzw. Belorussische SSR eingegliedert. Die alsbald in Par is
gebil dete und später in London residierende polnische Exil regierung betrach­
tete dies als völkerrechtswidr igen Akt und erhob gegen die Okkupation polni­
schen Terr itor iums entschiedenen Protest. Aus der aus diesen Geschehnissen
resultierenden, zeitweil ig jähen Wendungen (Abkommen Majski-Sikorski,
Katyn) unterliegenden Situation faktischer »Nichtbeziehungen« ergaben sich
schließlich gegen Ende des Krieges, und darum geht es in diesem Zusammen­
hang vor allem, gewichtige Fragen nach den Modalit äten der Gestaltung des
Verhältnisses zwischen Polen und seiner sich als rechtmäßige Vertretung des
polnischen Staates betrachtenden Exil regierung in London (sowie deren im
Untergrund im Lande wirkenden Einr ichtungen und mil itär ischen Kräften)
einerseits und den auf die Grenzen des polnischen Staates sich zubewegenden
und diese überschreitenden sowjetischen Truppen. »Feinde unserer Feinde«,
»Verbündete unserer All iier ten« und ähnliche Formeln in Verl autbarungen
der polnischen Exilregierung in London und der sich zu ihr bekennenden
Strukturen in Polen stehen für die Kompliziertheit der Situation und daraus
abzuleitender Handlungsoptionen. Auch an dieser Stell e der Skizzierung der
Vorgeschichte muss auf weitergehende Darstell ungen verzichtet werden.*

Einige ganz wenige Bemerkungen schli eßlich noch zur viel und kontrovers
diskuti erten Frage der Haltung der UdSSR und speziell Stali ns zu Polen. Seit
dem für Sowjetrussland (und in gewisser Hinsicht auch für Polen) unter meh­
reren Gesichtspunkten ungünstigen Rigaer Fr ieden vom März 1921' war das
sowjetisch-polnische Verhältnis, ungeachtet bestimmter Anzeichen in Rich­
tung Normali sierung, außerordentli ch gespannt. Das intensive Bemühen des
die polnische Außenpoli tik von 1932 bis 1939 maßgebli ch bestimmenden Mi­
nisters Jözef Beck, die Sowjetunion mit allen Mitt eln aus den »europäischen
Angelegenheiten« herauszuhalten, war beredter Ausdruck dessen, wie auf der
anderen Seite die Bekundung des offensichtli chen Nichti nteresses der Sowje­
tunion an der Existenz eines polnischen Staates des damaligen poli tischen
und terr itor ialen Zuschnitt s in dem geheimen Zusatzprotokoll zum deutsch­
sowjetischen Nichtangriffsvertrag vom 23.8.1939. Die Erklärung des sowjeti -

6 Verw iesen sei hier auf die sehr instrukt ive zusammenfassende Darstellung dieses
kompli ziert en Zeitabschnitts der jüngeren polnischen Geschichte von Krystyna Ker­
sten: Narodziny systemu wladzy. Polska 1943 - 1948. Poznan 1990.

7 Siehe dazu auch Eckart Mehls: Der Rigaer Fr ieden und seine Verli erer : Pilsudski und
Lenin. In: Osteuropa in Tradit ion und Wandel. Leipziger Jahrbücher. Band 3(2). Leip­
zig 2001. S. 79-103.
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sehen Volkskommissars für Auswärtige Angelegenheiten, W.M. Molotow, vor
dem Obersten Sowjet der UdSSR am 31.10.1939, dass ein kurzer mili tär ischer
Schlag genügt habe, »damit von diesem missgestalteten Geschöpf des Versail ­
ler Vertrages, das von der Unterjochung der nichtpolnischen Nationali täten
lebte, nichts übr igblieb«*, war ein eindeutiger Beleg für die feindselige Hal­
tung der sowjetischen Führung gegenüber dem damaligen polnischen Staat.
Sie deckte sich voll ständig mit der bereits wenige Tage nach dem überfall
Hitlerdeutschlands auf Polen am 7.9.1939 von Georgi Dimitroff in seinem Ta­
gebuch festgehaltene Äußerung Stali ns in kleinem Kreise, der zu Folge Polen
ein faschistischer Staat sei, der Ukrainer, Weißrussen usw. knechtet und dass
»die Vern ichtung dieses Staates unter den gegenwärtigen Bedingungen einen
bourgeoisen faschistischen Staat weniger bedeuten« würde*.

Nach dem überfall Hitlerdeutschlands auf die UdSSR rückte die sowje­
tische Führung sehr schnell von dieser Position ab. Molotow gab in einem
Telegramm an den sowjetischen Botschafter in London, Iwan M. Majski, die
Formel von einem wieder herzustellenden »unabhängigen polnischen Staat in
den nationalen Grenzen Polens«, dessen innere Ordnung zu bestimmen Sache
der Polen selbst sei'°, vor. Allerdings war diese Sicht der sowjetischen Außen­
poli tik mit der Erwartung oder auch Forderung verknüpft , dass die »inne­
re Ordnung« Polens dessen freundschaft li che Haltung gegenüber der UdSSR
einschli eßen müsse. Wie unnachgiebig und schli eßli ch auch erfolgreich Stali n
diese Grundpositi on, zu der und deren Nuancierungen sich noch Vieles sagen
ließe, in dem diplomatischen bi- und mult il ateralen Ringen um ihre Akzep­
tanz und Durchsetzung verfolgte, ist bekannt.

Am 22.7.1944 trat das zuvor in Moskau gebildete und »freundschaft liche
Beziehungen« zur UdSSR garantierende Polnische Komitee der Nationalen
Befreiung (PKWN) mit dem nach dem überschreiten der polnischen Grenze
durch die Rote Armee verkündeten »Manifest des Polnischen Komitees der

8 W. Molotow: Ober die Aussenpoli tik der Sowjetunion. Bericht des Vorsitzenden des
Rates der Volkskommissare der UdSSR und Volkskommissars für Auswärtige An­
gelegenheiten auf der außerordentli chen fünften Tagung des Obersten Sowjets der
UdSSR am 31. Oktober 1939. Moskau 1939. S. 6

9 Georgi Dimitroff : Tagebücher 1933 - 1943. Bd. l. Berli n 2000. S. 274.
10 So formuliert im Telegramm des Volkskommissars für Auswärtige Angelegenhei­

ten der UdSSR vom 3.7.1941 an den sowjetischen Botschafter in England als Di­
rektive für das Auftreten auf der bevorstehenden Konferenz der Verbündeten. In:
Osvoboditel'naja missija Sovetskich Vooruzennych Sil v Evrope vo vtoroj mirovoj
vojne: Dokumenty i materialy. Moskva 1985. Dok. 3. S. 2.
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Nationalen Befreiung« (Lubliner Manifest) an die Offentli chkeit.11 Es erklärte
die »Exil regierung« in London für ill egal und deklar ier te sich zum legitimen
Vertreter Polens auf der Grundlage der Verfassung der Polnischen Republi k
vom 21.3.1921.' Wenige Tage später, am 26.7.1944, wurde in Moskau zwi­
schen dem von der UdSSR als legitime polnische Administration anerkannten
PKWN und der sowjeti schen Regierung eine Vereinbarung über die Bezie­
hungen zwischen dem Oberkommando der sowjetischen Streitkräfte und der
polnischen Administration nach dem Vorrücken der sowjetischen Streitkräfte
auf polnisches Terr itor ium unterzeichnet.! Parallel dazu veröffentli chte das
sowjetische Volkskommissariat für Auswärtige Angelegenheiten aus Anlass
des Überschreitens der polnischen Grenze durch die Rote Armee eine Erklä­
rung über die Beziehungen der UdSSR zu Polen, in der es u. a. heißt: »Die sow­
jetischen Truppen haben die Grenzen Polens überschritt en, erfüll t nur von der
Entschlossenheit - die feindli chen deutschen Armeen zu vernichten und dem
polnischen Volk bei seiner Befreiung vom Joch der deutschen Eroberer und der
Wiedererr ichtung eines unabhängigen, starken und demokratischen Polen zu
helfen«.' Bei allem berechtigten Diskussionsbedarf über die Bedeutung dieser
Erklärung, insbesondere auch angesichts der grundlegenden Veränderungen
in den strategischen Zielstellungen nach Ausbruch des Kalten Krieges,'* kann
mit Bestimmtheit festgestellt werden, dass es nach 1941 keine sowjetischen Er­
wägungen gegeben hat, von dem erklärten Ziel der Wiederherstellung polni­
scher Eigenstaatli chkeit abzugehen. Alle seit 70 Jahren bis in die unmitt elbare
Gegenwart in die Offentli chkeit lancierten Thesen von angebli chen sowjeti-

11 Manifest Polskiego Komitetu Wyzwolenia Narodowego. Dokumenty naszej tr adycji
1944. Lubli n 1979. S. 39-46.

12 Ebenda. S. 40.
13 Porozumienie miedzy Polskim Komitetem Wyzwolenia Narodowego a Rzadem

ZSSR o stosunkach miedzy radzieckim wodzem naczelnym a polska administracja
po wykr oczeniu wojsk radzieckich na tery torium Polski. In: Dokumenty i mater ialy
do histor ii stosunköw polsko-radzieckich, t.VIII (styczen 1944-grudzien 1945). Wars­
zawa 1974. (Im Folgenden: Dokumenty i materi aly VIII ). Dok 75. S. 158f.

14 Oswiadczenie Komisar iata Ludowego Spraw Zagranicznych ZSSR w sprawie sto­
sunku ZSSR do Polski. In: Dokumenty i mater ialy VIII . Dok. 74. S. 154f.

15 Zu einigen Aspekten unter der hier behandelten Fragestell ung siehe Eckart Mehls:
Einführung in die Maiski -Denkschr ift »zum künfti gen Frieden und zur Nachkr iegs­
ordnung« vom 10. Januar 1944. In: Osteuropa in Traditi on und Wandel. Leipziger
Jahrbücher . Band 5. Leipzig 2003. S. 163-168.
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sehen Absichten, den polnischen Staat in eine 17. Sowjetrepubli k umzugestal­
ten, entbehren ernst zu nehmender Grundlagen.

Somit ergab sich für Polen mit dem Beginn des Überschreitens der polni­
schen Grenze durch die Rote Armee und die in der UdSSR aufgestell ten polni­
schen bewaffneten Streitkräfte eine überaus komplizierte Situation. Den fest
auf die Londoner Exilregierung fixierten administrativen und mil itär ischen
Untergrundstrukturen im Lande standen anfangs poli tisch relativ schwache
Kräfte des Anti-London-Lagers gegenüber. Für Erstere galt die strategische
Orientierung, mögli chst unmitt elbar vor dem Eintreffen der »Feinde unseres
Feindes« an die Öffentli chkeit und damit den »Verbündeten unserer Verbün­
deten« als Hausherren gegenüberzutreten (Akti on »Burza«, Warschauer Auf­
stand). Andererseits hatt e das Sowjetische Oberkommando bereits mit dem
PKWN eine bindende Vereinbarung über die Regelung all er administrativen
Fragen im Hinterl and der Front getroffen. Die Absichten der Vertretungen der
Londoner Exil regierung in Polen wurden demgemäß ignor iert, alle darauf
abzielenden Aktionen unterbunden, mili tär ische und paramili tär ische Einhei­
ten als Unsicherheitsfaktoren im Fronthinter land, auch wenn sie sich in die
Wälder zurückzogen, um von dort aus einen bis in die S0er Jahre andauernden
bewaffneten Kampf gegen die neue Macht zu führen, verfolgt und gewaltsam
aufgelöst. Kurzum, die Lage in Polen war von erbitt erten Auseinandersetzun­
gen zweier poli tischer Lager gekennzeichnet. Die »fr eundschaft li che Bezie­
hungen« zur UdSSR und grundlegende gesell schaftl iche Reformen anstreben­
den Kräfte waren in ihren Bemühungen, den Einfluss der poli tischen Gegner
dieser Orientierung zurückzudrängen und zugleich wieder ein möglichst
normales Leben in den von den deutschen Okkupanten befreiten Gebieten in
Gang zu bringen, auf eine starke Unterstützung der Sowjetunion angewiesen,
die sie auch erhielten.

II . POLNISCHE SICHTEN AUF DIE »BEFREIUNG« GESTERN
UND HEUTE

Zum Problemkreis polnischer Sichten auf die »Befreiung« zur Zeit des Be­
stehens der Volksrepublik Polen braucht hier nicht viel gesagt zu werden. Es
dominierte in der VRP die Position, dass den Hauptanteil an der Zerschlagung
des faschistischen deutschen Staates und damit auch der Befreiung Polens
von der deutschen Okkupation die Sowjetunion geleistet hatt e. Damit seien
auch die wesentlichsten Voraussetzungen für umfassende Veränderungen der
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gesell schaftl ichen Verhältnisse in Polen, wie sie von breiten oppositionellen
Schichten bereits am Vorabend des Kr ieges als Forderungen erhoben worden
waren, entstanden. Dies wurde bei besonderer Betonung auch des Anteils der
polnischen mili tär ischen Einheiten umfassend und schließli ch wiederkehrend
und stark rituali siert gewürdigt.

Es nimmt jedoch nicht Wunder, dass als integraler Bestandteil der (bis in
die Gegenwart andauernden und sich dabei stetig zuspitzenden) poli tischen
Auseinandersetzungen um die Neugestalt ung der poli tischen Machtverhält­
nisse und Strukturen in Polen nach 1989, also der Gestalt ung der gemeinhin so
bezeichneten II I. Republi k, Bewertungen der Nachkr iegsgeschichte Polens eine
ständig größer werdende Rolle spielten. Dazu gehörte nicht zuletzt auch die
Neu- und Umbewertung der Ausgangslage Polens nach dem Ende des Kr ieges,
die selbst eine interessante, von jeweils aktuellen poli tischen Auseinanderset­
zungen geprägte Entwicklung aufweist.

Dabei stand im ersten Jahrzehnt der II I. Republi k unter polnischen His­
tor ikern ein Streit um den Begriff »Befreiung« nicht im Vordergrund. Sie
hielten sich mit vordergründig poli tisierenden Polemiken weitgehend zurück
und konzentr ierten sich auf die Analyse der nicht unkomplizierten poli tischen
Situati on des Landes. Fast hat es den Anschein, so z.B. in den bis zur Mit­
te der 90er Jahre erschienenen Publi kationen von Krystyna Kersten, Andrzej
Paczkowski, Jerzy Eisler oder Jerzy Holzer und seinen Mitautoren' , um nur
einige zu nennen, dass sie sich entweder vor einer eindeutigen Positionierung
scheuten oder der Bedeutung der konträren Auslegung des Begriffs der »Be­
freiung«, wie sie für die jüngere Zeit an Stellenwert gewann, keine beson­
dere Bedeutung zumaßen. In klarer Abgrenzung von den Hauptt rends der
Histor iographie der VRP legten sie zwar das Schwergewicht auf die ausführ­
li che Schil derung des realen Kräfteverhältnisses der sich in den poli tischen
Kämpfen als teilweise erbitt erte Gegner gegenüberstehenden Lager. Starke
Betonung fand dabei die Rolle der UdSSR und der sowjeti schen Streitkräfte in
Polen bei der auch gewaltsamen Zurückdrängung der Anhänger der Londoner
Exil regierung. Ungeachtet dessen gab es aber offensichtli ch auch (noch) das Be­
mühen, sich nüchtern und realitätsbezogen der kompli zierten Situati on jener
Jahre zu stellen. So schreibt z.B. Jerzy Eisler, dem man nicht besondere Sym-

16 Neben der bereits erwähnten Arbeit von Kry styna Kersten geht es vor all em um:
Andrzej Paczkowski: Pöl wi eku dziejöw Polski 1939-1989. Warszawa 1996; Jerzy Eis­
ler : Zary s dziejöw poli tycznych Polski 1944-1989. Warszawa 1992; Michal Tymowski
/ Jan Kieniewicz / Jerzy Holzer : Histor ia Polski . Warszawa 1990.
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pathien für die VRP nachsagen kann: »Man darf die Wirkli chkeit der ersten
Jahre Volkspolens nicht als dichotomisches System erfassen: eine geknebelte
und widerspenstige Gesell schaft und eine fremde, von außen aufgezwungene
Macht. Die Sache war erhebli ch komplizierter. Es gibt keinen Zweifel, dass im
Vergleich zum Hitlerterror der kommunistische (polnische und sowjetische)
einen bedeutend kleineren Teil des Volkes betraf. Ohne im Geringsten die
Verbrechen des NKWD und der Funkti onäre der Sicherheit zu rechtfertigen,
darf aber auch nicht übersehen werden, dass sich viele Dinge im Lande zum
Besseren wandelten. Es war mögli ch, sein Polentum offen zu bekennen (und
in bestimmten Fällen wurde dies sogar wohlwollend betrachtet), polnische
Schulen aller Stufen nahmen ihre Tätigkeit auf, Theater begannen klassisches
Repertoire zu spielen, im September 1944 wurde in Lubli n die Tätigkeit des
Schr iftsteil erverbandes Polens reakti viert ... Ab August 1944 begann das pol­
nische Radio seine Tätigkeit und erweiterte diese beständig. Herausgegeben
wurden polnische Presseorgane und polnische Bücher, Sportveranstaltungen,
vielfältige Vorstell ungen und Veranstaltungen fanden statt . Alles dies ist ty­
pisch für das Leben und Funktionieren einer normalen Gesell schaft - und
wie bekannt - waren den Polen unter der deutschen Okkupation fast 5 Jahre
hindurch in der Praxis all diese elementaren Rechte und Annehmli chkeiten
vorenthalten worden.«17 Und eine ähnli ch differenzierende Schilderung zu­
sammenfassend heißt es bei Tymowski/ Kieniewicz/ Holzer: »Es entstand ein
abhängiges Polen, aber mit eigener Staatli chkeit, in neuen Grenzen und als
ethnisch relativ einheitlicher Staat.«'*,

Seit Mitt e der 90er Jahre veränderte sich die Situation deutli ch und ste­
tig. Die Auseinandersetzungen um Wertungen der polnischen Geschichte der
neusten Zeit verschärften sich zunehmend, die »Geschichtspoli tik« der extrem
rechten Kräfte wurde zu einem ganz wesentli chen Instrument des poli tischen
Kampfes, der von ganz anderen Zielen als dem Ringen um histor ische Wahr­
heit bestimmt war.' Wichtige Marksteine sind die Verfassung vom 2.4.1997,
mit deren Präambel die Volksrepubli k Polen faktisch aus der polnischen Na­
ti onalgeschichte entsorgt wurde, sowie die mit dem Gesetz vom 19.12.1998
beschlossene Schaffung eines »Instituts für das nationale Gedenken« (IPN)

17 Jerzy Eisler : Zarys dziejöw poli tycznych Polski 1944-1989. S. 15f.
18 Michal Tymowski / Jan Kieniewicz / Jerzy Holzer : Histor ia Polski . S. 309.
19 Ausführli cher dazu Eckart Mehls: Geschichtspoli t ik in der Strategie der Gestalt ung

der »IV. Republi k« in Polen. In: Osteuropa in Tradition und Wandel. Leipziger Jahr­
bücher. Band 9. Leipzig 2007. S. 279-313.
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- als geschichtspoli ti sche Werkstatt der poli ti schen Rechten in Polen. Dessen
Wirken liegt die der Totali tarismus-Doktr in immanente Sicht auf die in sich
geschlossene Einheit des Zeitraumes 1939-1989 und die gleichermaßen als
Einheit zu betrachtenden und zu bekämpfenden Phänomene »Okkupation,
Nazismus und Kommunismus« zugrunde. Dies schließt die These ein, dass
von einer Befreiung Polens 1944/ 45 nicht die Rede sein könne, da zu diesem
Zeitpunkt kein unabhängiger polnischer Staat entstand, sondern es ledigli ch
einen Wechsel von der deutsch-faschistischen zur sowjetischen Okkupati on
gegeben habe. Tonangebend in der Schaffung, Ausgestaltung und Verbreitung
dieser Doktr in ist das IPN, das, ausgestattet mit fast unerschöpfli chen Mitt eln,
die Oberhoheit für die Gestaltung der »öffentli chen Meinung« zu Fragen der
Geschichte und daraus zu ziehender »Lehren« errungen hat. In allen Woje­
wodschaften bestehen Filialen des Instituts, in denen jeweil s eine Abteilung
für »öffentli che Bildung« (Biuro Edukacji Publicznej) mit umfangreicher Aus­
stellungstätigkeit besteht. Das Institut gibt neben einer Halbjahreszeitschrift
etwas gehobeneren Niveaus monatli ch ein »Bulletin« heraus, das u. a. allen
Schulen als Unterr ichtshilfsmitt el kostenlos zugestellt wird. Teil s regelmäßig,
teils sehr sporadisch erarbeitete periodische Geschichtsbeilagen für verschie­
dene Presseerzeugnisse (mit einer ungefähren Gesamtauflage von bis zu knapp
1.000.000 Exemplaren) ergänzen das Spektrum der Wirkungsmöglichkeiten.

Zu einem ersten Höhepunkt der Pflege und Verbreitung dieser Sicht wurde
das Jahr 2005, das Jahr des 60. Jahrestages der Beendigung des II. Weltkr ieges
- und zugleich des Doppelwahlkampfes für die Präsidenten- und Sejmwah­
len in Polen, aus denen bekanntlich die Partei der Brüder Lech und Jaroslaw
Kaczynski »Prawo i Sprawiedlil osc (PiS)« (Recht und Gerechtigkeit) als Sie­
ger hervorging. So heißt es im Beschluss des Sejms der Republi k Polen vom
4.5.2005 zum 60. Jahrestag der Beendigung des II. Weltkrieges: »Der Sieg der
All iier ten im II. Weltkr ieg brachte unseren Vätern und Großvätern nicht die
erträumte Unabhängigkeit, sondern führte zu neuer Abhängigkeit und kom­
munistischer Unterjochung. Im Ergebnis der Vereinbarungen von Jalta wurde
Polen auf Gnade und Ungnade an Stalin und Sowjetrussland ausgeliefert.«?
Die Teilnahme des seinerzeit noch amtierenden Präsidenten Aleksander
Kwasniewski an den Siegesfeierl ichkeiten in Moskau wurde vom rechten La­
ger der poli tisch den Ton angebenden Kreise und im größten Teil der Medien
als eine unwürdige Geste der Unterwürfigkeit und Verr at an den nationalen
Interessen Polens gebrandmarkt. So vertrat in einer von der einflussreichen

20 Monitor Polski z 2005 r. Warszawa. Nr 27. poz. 371.
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pathien für die VRP nachsagen kann: »Man darf die Wirklichkeit der ersten
Jahre Volkspolens nicht als dichotomisches System erfassen: eine geknebelte
und widerspenstige Gesellschaft und eine fremde, von außen aufgezwungene
Macht. Die Sache war erheblich komplizierter. Es gibt keinen Zweifel, dass im
Vergleich zum Hitlerterr or der kommunistische (polnische und sowjetische)
einen bedeutend kleineren Teil des Volkes betraf. Ohne im Geringsten die
Verbrechen des NKWD und der Funktionäre der Sicherheit zu rechtfertigen,
darf aber auch nicht übersehen werden, dass sich viele Dinge im Lande zum
Besseren wandelten. Es war möglich, sein Polentum offen zu bekennen (und
in bestimmten Fällen wurde dies sogar wohlwollend betrachtet), polnische
Schulen aller Stufen nahmen ihre Tätigkeit auf, Theater begannen klassisches
Repertoire zu spielen, im September 1944 wurde in Lublin die Tätigkeit des
Schriftsteller verbandes Polens reaktiviert ... Ab August 1944 begann das pol­
nische Radio seine Tätigkeit und erweiterte diese beständig. Herausgegeben
wurden polnische Presseorgane und polnische Bücher, Sportveranstaltungen,
vielfältige Vorstellungen und Veranstaltungen fanden statt . Alles dies ist ty­
pisch für das Leben und Funktionieren einer normalen Gesellschaft - und
wie bekannt - waren den Polen unter der deutschen Okkupation fast 5 Jahre
hindurch in der Praxis all diese elementaren Rechte und Annehmlichkeiten
vorenthalten worden.«" Und eine ähnli ch differenzierende Schilderung zu­
sammenfassend heißt es bei Tymowski/ Kieniewicz/ Holzer: »Es entstand ein
abhängiges Polen, aber mit eigener Staatli chkeit, in neuen Grenzen und als
ethnisch relati v einheitli cher Staat.«',

Seit Mitt e der 90er Jahre veränderte sich die Situation deutli ch und ste­
tig. Die Auseinandersetzungen um Wertungen der polnischen Geschichte der
neusten Zeit verschärften sich zunehmend, die »Geschichtspolitik« der extrem
rechten Kräfte wurde zu einem ganz wesentlichen Instrument des poli tischen
Kampfes, der von ganz anderen Zielen als dem Ringen um historische Wahr­
heit bestimmt war.' Wichtige Marksteine sind die Verfassung vom 2.4.1997,
mit deren Präambel die Volksrepublik Polen faktisch aus der polnischen Na­
tionalgeschichte entsorgt wurde, sowie die mit dem Gesetz vom 19.12.1998
beschlossene Schaffung eines »Instituts für das nationale Gedenken« (IPN)

17 Jerzy Eisler: Zarys dziejöw poli tycznych Polski 1944-1989. S. 15f.
18 Michal Tymowski / Jan Kieniewicz / Jerzy Holzer: Historia Polski. S. 309.
19 Ausführlicher dazu Eckart Mehls: Geschichtspolitik in der Strategie der Gestaltung

der »IV. Republik« in Polen. In: Osteuropa in Tradition und Wandel. Leipziger Jahr­
bücher. Band 9. Leipzig 2007. S. 279-313.
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- als geschichtspoli ti sche Werkstatt der poli tischen Rechten in Polen. Dessen
Wirken liegt die der Totali tar ismus-Doktr in immanente Sicht auf die in sich
geschlossene Einheit des Zeitraumes 1939-1989 und die gleichermaßen als
Einheit zu betrachtenden und zu bekämpfenden Phänomene »Okkupation,
Nazismus und Kommunismus« zugrunde. Dies schließt die These ein, dass
von einer Befreiung Polens 1944/ 45 nicht die Rede sein könne, da zu diesem
Zeitpunkt kein unabhängiger polnischer Staat entstand, sondern es ledigli ch
einen Wechsel von der deutsch-faschistischen zur sowjeti schen Okkupati on
gegeben habe. Tonangebend in der Schaffung, Ausgestaltung und Verbreitung
dieser Doktr in ist das IPN, das, ausgestatt et mit fast unerschöpfli chen Mitteln,
die Oberhoheit für die Gestaltung der »öffentli chen Meinung« zu Fragen der
Geschichte und daraus zu ziehender »Lehren« err ungen hat. In allen Woje­
wodschaften bestehen Fili alen des Instituts, in denen jeweils eine Abteilung
für »öffentli che Bildung« (Biuro Edukacji Publicznej) mit umfangreicher Aus­
stellungstätigkeit besteht. Das Institut gibt neben einer Halbjahreszeitschr ift
etwas gehobeneren Niveaus monatlich ein »Bulletin« heraus, das u. a. allen
Schulen als Unterr ichtshilfsmitt el kostenlos zugestell t wird. Teil s regelmäßig,
teil s sehr sporadisch erarbeitete periodische Geschichtsbeilagen für verschie­
dene Presseerzeugnisse (mit einer ungefähren Gesamtauflage von bis zu knapp
1.000.000 Exemplaren) ergänzen das Spektrum der Wirkungsmöglichkeiten.

Zu einem ersten Höhepunkt der Pflege und Verbreitung dieser Sicht wurde
das Jahr 2005, das Jahr des 60. Jahrestages der Beendigung des II. Weltkr ieges
- und zugleich des Doppelwahlkampfes für die Präsidenten- und Sejmwah­
len in Polen, aus denen bekanntli ch die Partei der Brüder Lech und Jaroslaw
Kaczynski »Prawo i Sprawiedli losc (PiS)« (Recht und Gerechtigkeit ) als Sie­
ger hervorging. So heißt es im Beschluss des Sejms der Republi k Polen vom
4.5.2005 zum 60. Jahrestag der Beendigung des II. Weltkrieges: »Der Sieg der
All iierten im II. Weltkr ieg brachte unseren Vätern und Großvätern nicht die
erträumte Unabhängigkeit, sondern führte zu neuer Abhängigkeit und kom­
munisti scher Unterjochung. Im Ergebnis der Vereinbarungen von Jalta wurde
Polen auf Gnade und Ungnade an Stali n und Sowjetrussland ausgeliefert.«?°
Die Teilnahme des seinerzeit noch amtierenden Präsidenten Aleksander
Kwasniewski an den Siegesfeierli chkeiten in Moskau wurde vom rechten La­
ger der poli tisch den Ton angebenden Kreise und im größten Teil der Medien
als eine unwürdige Geste der Unterwürfigkeit und Verrat an den nati onalen
Interessen Polens gebrandmarkt. So vertrat in einer von der einflussreichen

20 Monitor Polski z 2005 r. Warszawa. Nr 27. poz. 371.
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Batory-Stiftung am 4.5.2005 veranstalteten Diskussion über die Bedeutung des
9. Mai für Polen Jaroslaw Kaczynski in seiner Eigenschaft als Vorsitzender der
PiS mit besonderem Nachdruck diese Bewertung der Teilnahme des Präsiden­
ten der Republik Polen an den Moskauer Feierli chkeiten. Dieser völl ig undif­
ferenziert negativen Sicht stell te in der gleichen Veranstaltung der damalige
polnische Außenminister Adam Rotfeld allerdings auch die Frage entgegen,
ob der 9. Mai für Polen denn überhaupt ein wichtiges Datum sei. Darauf selbst
antwortend unterstr ich er, dass dem ohne Zweifel so sei. Seiner Meinung nach
sei der 9. Mai 1945 der Tag, an dem Polen vom Hitler-Joch, das die Existenz des
polnischen Volkes bedroht habe, befreit wurde. Zugleich aber schloss er sich
auch der Meinung des die Diskussion moderierenden Aleksander Smolar an,
dass der II. Weltkr ieg für Polen erst 1989 endete.!

Der seinerzeitige Konkurrent um die Führung im rechten Lager, der Vor­
sitzende der »Platforma oby watelska (PO)« (Bürgerplatt form) Donald Tusk,
hatte sich bereits kurz zuvor mit einer dieser Position voll inhaltlich überein­
stimmenden Aussage zu Wort gemeldet. In einer Sitzung des Landesrates der
PO am 23.4.2005 erklärte er in diesem Zusammenhang: »Wenn die Wiederher­
stellung der Wahrheit die Mission der PO ist, dann können wir nicht heucheln,
dass der 9. Mai ein Tag der Freiheit und Unabhängigkeit Polens war ... Der
Krieg begann mit der Attacke Hitlers und Stalins. Für Polen endete der Kampf
gegen Hitlerismus und Kommunismus erst 1989.«°°

Diese Sicht illustr ierte der Historiker Pawel Wieczorkiewicz in seiner 2005
erschienenen »Poli tischen Geschichte Polens 1935-1945«: »Durch polnisches
Gebiet bewegten sich auch die nach Berlin marschierenden sowjeti schen
Hauptkräfte. In den Kämpfen zwischen Bug und Oder verl oren ca. 600.000
sowjetische Bürger ihr Leben. Obwohl auch ihnen postum gewiss Ehrerbie­
tung, wie allen gefallenen Soldaten, gebührt, kann dies in keiner Weise als
rationales Argument für die Begründung der einst erhobenen sowjetischen
Ansprüche auf die Kontrolle Polens, und jetzt auf die Begründung der These
seiner »Befreiung gelten, denn sie starben, oftmals sogar unnötig, für Stalin,
für die Heimat«*.

21 Sens 9 maja 1945 i polska poli tyka. URL: http :// www .batory.org.pl/ debaty/ 9maja.
htm. Download 10071

22 Zitiert nach: Robert Walenciak: Wojna o wojne. In: Tygodnik Przeglad. Warszawa
7(2005)19. URL: http:/ / www .przeglad-tygodnik.pl/ index.php?site-arty kul&id=8748.
Download 050525

23 Pawel Wieczorkiewicz: Historia poli tyczna Polski 1935-1945. Warszawa 2005.
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Es ist hier leider nicht der Raum, die bis in die Gegenwart andauernde
Eskalation dieses Grundtenors des geschichtspoli tischen Wirkens der die öf­
fentli che Meinung maßgeblich bestimmenden poli tischen Kräfte im Einzel­
nen nachzuzeichnen. Generell werden in dieser Sicht auf die Geschichte die
poli tischen Kämpfe in Polen nach 1944/ 45 nicht als eine Auseinandersetzung
von unterschiedli chen Positi onen vertretenden und sich auf dieser Grundlage
scharf bekämpfenden poli tischen Lagern Polens betrachtet. Sie werden umin­
terpretiert in den Kampf von dem Ziel der Unabhängigkeit und Souveränität
Polens verpfli chteten Patr ioten gegen die neuen Okkupanten (zuweilen auch
als die »neuen Feinde« bezeichnet) und deren Handlanger, oft auch als, die
für die »Polska Partia Robotnicza« (Polnische Arbeiterpartei) gebräuchli che
Abkürzung PPR persifli erend, »placone pacholki Rosji« (bezahlte Knechte
Russlands) diffamiert. Diese Lesart lehnt den Begriff des »Bürgerkr ieges« für
die bewaffneten Kämpfe zwischen den in den Untergrund gegangenen An­
hängern der Londoner Exilregierung und den Vertretern der neuen Macht ab
und spricht stattdessen vom »Unabhängigkeits-Untergrund«" oder gar vom
»polnischen antikommunistischen Aufstand 1944-1953«.°

Ganz auf dieser Linie schließli ch liegt das Bemühen des geschichtspoli ­
tischen Wirkens der PO seit 2008. In seiner Funktion als Ministerpräsident
Polens zeigte Donald Tusk das starke Bemühen, im Ringen um die öffent­
li che Anerkennung der Verdienste seiner Fraktion des rechten Lagers dem
(Kaczynski)-»Museum des Warschauer Aufstandes« in Warschau das (Tusk)­
»Museum des lI. Weltkr ieges« in Gdansk entgegenzustellen." Aus der im Mai
2008 der Offentli chkeit vorgestell ten poli tischen Leitlinie für die Arbeit des
Museums ziti ert Krzysztof Pilawski zu dem hier behandelten Fragenkomplex
kurz und knapp: »1945 ging Polen aus der Macht des Totali tar ismus Deutsch­
lands hinüber unter die Macht des Totali tar ismus der UdSSR. Den Vorhang
hob erst das Jahr 1989. ln gewissem Sinne endet der II. Weltkr ieg eigentli ch für
uns erst 1989.« Dies ist auch Kernthese der Ende 2008 veröffentli chten Konzep-

24 Zolnierze wykleci - powojenne podzieme niepodleglosciowe. Nasz Dziennik-Doda­
tek historyczny IPN 1/2007. URL: http://www.ipn.gov.pl/portal/pl/705/9144/ Zolnier­
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tion für den Aufbau des Museums, in der der Begriff »Befreiung« nicht einmal
mehr vorkommt.°?

Eine nicht ganz so undifferenzierte, dem Wesen nach aber gleiche Aussage
traf unter dem Titel »Niemiecka dzuma, sowiecka grypa« (Deutsche Pest, sow­
jetische Grippe) Marcin Zaremba 2009 in der »Polityka«."* Allerdings trägt
er auch dem Rechnung, dass es 1944/45 bei der überwiegenden Mehrheit der
polnischen Bevölkerung tatsächli ch das berechtigte Gefühl der Befreiung von
der bedrückenden deutschen Okkupation gegeben hat.

Im Vorfeld sowie im unmitt elbaren Zusammenhang mit dem 65. Jahrestag
der Beendigung des II. Weltkr ieges erl ebten die Debatt en um die Bedeutung
dieses Ereignisses für Polen wieder eine sichtbare Belebung. Vertreter jener
Positi onen, die den Grad staatli cher Unabhängigkeit zu einem der ausschlag­
gebenden Kriter ien für die Bewertung der polnischen Geschichte erheben,
sprachen allen Einschätzungen, dass Polen 1944/45 befreit worden sei, jeg­
li che Berechtigung ab. Erneut sahen sie sich veranlasst, mit Nachdruck und
in großer Breite ihre Thesen, dass es in diesem Zeitraum ledigli ch erneute
Okkupation bzw. einen Okkupationswechsel (von den »braunen zu den ro­
ten« Okkupanten)" und Unterdrückung gegeben habe, vorzutragen und zu
publi zieren. Andrzej Paczkowski konzediert zwar, dass, zumindest um den
9. Mai 1945 herum, viele Polen das befr iedigende Gefühl hatt en, dass nun
die Gestapo zu verhaften aufgehört habe, dass deutsche Exekutionskomman­
dos keine Erschießungen mehr vornähmen, Dörfer nicht mehr verbrannt und
Städte nicht mehr in die Luft gesprengt würden, aber ansonsten diesem Tag
nur noch rein symboli sche Bedeutung zukomme, da Freiheit und Unabhängig­
keit nicht erreicht worden seien ?°
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ny. Gdansk. Nr. 91/92 (2008). S. 46ff .
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29 Wojciech Kulesza: Wyzwolenie czy nowa okupacja? URL: http://www.pojezierze.
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load 100906. In ähnli ch zugespitzter Weise lukasz Kaminski: Wyzwolenie czy nowa
okupacja? In: Tygodnik Powszechny. Kraköw Nr. 19 (9.5.2010). URL: http://tygodnik.
onet.pl / 35,0,45989,[1-5],artykul.html.Download 100906



250 Eckart Mehls:

Zugleich aber wurde die gemeinsame Ehrung der Opfer der stali nisti schen
Verbrechen an polnischen Offizieren und Angehörigen staatli cher Organe so·
wie weiteren Tausenden polnischer Bürger in Katyn durch die Ministerpräsi­
denten der Russischen Föderation und Polens am 7.4.2010 und insbesondere die
dort von Ministerpräsident Putin vertretene Position in weiten Kreisen Polens
als Chance für einen Neuanfang der Annäherung beider Staaten betrachtet.
Die große Anteilnahme in Russland anlässli ch der Flugzeugkatastrophe von
Smolensk am 10.4.2010, der neben dem Präsidenten der Republi k Polen eine
Anzahl weiterer hochrangiger Poli tiker, Mili tärs, geistli cher Würdenträger
und Begleitpersonen des Präsidenten zum Opfer fielen, wurde zusätzli ch als
eine wichtige Voraussetzung für den beginnenden Prozess der Verständigung
und Versöhnung zwischen Russland und Polen gewertet.

Vor diesem Hintergrund entstanden verschiedene Initiativen, den bevor­
stehenden Jahrestag der endgült igen Zerschlagung des Hitlerfaschismus zum
Anlass zu nehmen, durch Gesten der Versöhnung auch im öffentli chen Be­
wusstsein in Polen einen für notwendig gehaltenen Prozess der Entkrampfung
des Denkens und verfestigter Denkmodelle über bestimmte Geschehnisse und
Abschnitt e der jüngeren Geschichte Polens in Gang zu setzen. Dies schloss
auch die Chance ein, in der öffentli chen Meinung Polens weit verbreitete ein­
seitige sowie aus tagespolitischen Gründen undifferenziert ausschließli ch ne­
gative Wertungen des Stellenwertes der Befreiung Polens von der deutschen
Okkupation zurückzudrängen und sich den ohne Zweifel sehr komplizierten
historischen Reali täten angemessen wertend anzunähern. Weit über 200 be­
kannte Vertreter des polnischen Geisteslebens wandten sich mit dem Appell
an die polnische Offentli chkeit, am 9. Mai an den Gräbern der in den Kämpfen
des zweiten Weltkr ieges auf polnischem Boden gefall enen mehr als 600.000
Sowjetsoldaten Kerzen zu entzünden. Es heißt dort: »Nach der Smolensker
Katastrophe vom 10. April 2010 hat das russische Volk aufr ichtig und groß­
herzig seine Solidarität mit dem polnischen Volk bekundet. Das von den Rus­
sen gezeigte Mitgefühl, der Wunsch, Hil fe zu leisten und die Bereitschaft , die
Diskussion über die tragischen Ereignisse unserer gemeinsamen Geschichte
zu beginnen, geben Anlass, auf einen Neubeginn in den beiderseitigen Bezie­
hungen zu hoffen.

In Anerkennung dieser Solidarität entzünden wir am 9. Mai Kerzen auf
den Friedhöfen der sowjetischen Soldaten, auf den Gräbern der Russen und
der Vertreter anderer Völker, die ebenfall s fern ihrer Heimat und ihrer An­
gehörigen ums Leben kamen. Wir wollen keine Relativierung der Geschichte.
Wir appell ieren ledigli ch, dass im Namen des Gedenkens an all jene, die tra-
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gisch ums Leben kamen, Versöhnung zwischen Polen und Russland erwach­
sen möge.«?'

Im Zusammenhang mit dieser Aktion, die, wie sich zeigte, keinen geringen
Widerhall in der polnischen Offentli chkeit fand, äußerten sich auch bekann­
te Persönli chkeiten mit Bewertungen des Geschehens vor 65 Jahren, die der
offi ziellen Geschichtspoli tik der den Ton angebenden poli tischen Kreise und
der von ihnen beherrschten Medien eigene Akzente entgegensetzten. Expli zit
verwiesen sei hier auf zwei sehr markante Äußerungen, nämli ch Stellung­
nahmen des Erzbischofs Jözef Zycinski (Lubli n) und des bekannten Regisseurs
Andrzej Wajda.

Zycinski plädierte für die Ehrung der Soldaten, waren sie doch, wie er
sagte, »einfache Burschen, die nach Berl in zogen, von der Freiheit träumend,
nicht von stalinistischen (dealen. Dies sind keine Gräber von Feinden, sondern
von Menschen, die uns die Freiheit brachten.«?

Und Andrzej Wajda schr ieb in einem Brief an die »Gazeta Wyborcza«
(5.5.2010): »Ich gehe auf den Friedhof und entzünde Kerzen, kämpften die sow­
jetischen Soldaten doch für eine richtige, auch unsere Sache. Man muss al­
les tun, damit die Polen und Russen sich versöhnen. Besonders heute, da die
Russen uns in der Tragödie so viel Solidar ität bekunden, und auf der anderen
Seite Leute aktiv werden, die uns erneut in Konfl ikte führen wollen.«?

Das um diesen Appell und die zitier ten Meinungsäußerungen sich ent­
wickelnde Echo nahm bedrückende Ausmaße an. Einer der Mitarbeiter der
»Rzeczpospoli ta«, Michal Szuldrzynski, veröffentlichte umgehend in seinem
blog einen Text unter dem Titel: »Zapalcie tez znicze zolnierzom Wehrmach­
tu« (Zündet auch Kerzen für die Soldaten der Wehrmacht an) mit dem Unter­
titel: »Der Preis für ein gutes Verhältnis zu Russland darf nicht das Umlügen
der Geschichte des XX. Jahrhunderts sein«. Er verwahrte sich str ikt gegen den
Appell zur Ehrung sowjetischer Soldaten, da sie nicht anders als die faschis-
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tischen Soldaten seien, beide seien Vollstrecker von Aggression, Okkupation
und Unterdrückung gewesen.'

Innerhalb weniger Stunden gab es zu diesem Text in einem der üblichen In­
ternet-Diskussionsforen bereits knapp 300 Wortmeldungen. Etwa 10 % davon
verwahrten sich gegen die Intentionen des Szuldrzynski-Textes, so u.a. mit
dem Hinweis: »Hätten sie [die sowjetischen Soldaten - E.M.] nicht Deutsch­
land besiegt, gäbe es überhaupt kein Polen, weder ein kommunisti sches, noch
ein kapitalistisches. Überhaupt keines gäbe es«". Und in ähnlicher Weise gab
einer der Leser seiner Empörung wie folgt Ausdruck: »Herr Sz. wäre, hät­
te es die Rote Armee nicht gegeben, nicht Journali st, denn der Generalplan
Ost hätt e ihm eine andere Rolle zugewiesen«". Auf der anderen Seite brach­
te die überwiegende Mehrheit der Kommentare volle Zustimmung zu den
von Szuldrzynski getroffenen Aussagen zum Ausdruck, teilweise in einem
Zuschnitt , dass es fast nicht zu glauben ist, wie tief verwurzelt die anti so­
wjetischen, antikommunisti schen und antirussischen Ressentiments, gepflegt
und stets verti eft durch ein breites Spektrum von Medien, in offenbar nicht
nur sehr kleinen Kreisen der polnischen Gesellschaft sind. Dies geht bis zu
Meinungsäußerungen, dass es besser gewesen wäre, wenn Polen das Ende
der 1930er Jahre unterbreitete Angebot Hitlers für ein gemeinsames Vorgehen
gegen die UdSSR angenommen hätte - dann hätt e es keinen Holocaust und
auch kein Sowjetrussland mehr gegeben, aber Lwöw und Wilna wären noch
polnisch.'

Am Vorabend der Moskauer Feierl ichkeiten zum 65. Jahrestag des Sieges
über den Hitlerfaschismus, an denen, wie bereits angeführt, der amtierende
Präsident Polens, Bronislaw Komorowski, sowie eine Einheit der polnischen
Streitkräfte teilnahmen, veröffentli chte, wie eingangs bereits angemerkt, die
Zeitung »Nasz Dziennik«, geschätzte Auflagenhöhe über 150.000 Exemplare,
zugehörig zum Medienkomplex des bekannten Pater Rydzyk aus Torun (Ra­
dio Maryja, TV Trwam), in der Ausgabe zum Wochenende 8./ 9.5.2010 folgende
redaktionelle Erklärung:

»Für Polen ist der 9. Mai kein Tag des Sieges<
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Der II. Weltkr ieg endete auf den Ruinen des Reichstages in Berli n, und
nicht in Moskau. Im Kreml begann im Jahr 1945 ein halbes Jahrhundert der
Unterdrückung der Völker Mitt elosteuropas. Der polnische Kr ieg für eine un­
abhängige Existenz endete nicht im Mai 1945, sondern im Jahr 1990.

Als die Moskauer Siegesparade 1945 statt fand, warteten im sowjetischen
Gefängnis die Führer des Polnischen Untergrundstaates auf ihren »Prozess«.
Unter den Ermordeten befanden sich der Oberkommandierende der AK und
Vizepremier der Regierung der RP. Die Würdigung dieser Parade unter Teil­
nahme des Sejmmarschall s und der Polnischen Armee ist ein Mangel an
Wertschätzung für die Opfer, die ihr Leben für Polen gegeben haben.

Die polnische Geschichtspoli ti k muss ein Gegengewicht bilden gegen die
postsowjetische Version des Anteil s und der Roll e der Sowjetunion am und im
zweiten Welt kr ieg. Dieser Staat war Aggressor und Mitiniti ator der Tragödie
der Völker in diesem Krieg. Dies anzuerkennen liegt im Interesse sowohl der
Polen als auch der Russen, die sich langsam vom Gifthauch des Kommunismus
befreien, so wie die Nachkriegs-Entnazifizierung im Interesse der Polen und
der Deutschen lag.

Die Zeit schmerzli cher nationaler Reflexionen über die Smolensker Tragö­
die vom 10. April, die Zeit des Wartens auf die Antwort, was deren Ursache
war, und die Zeit der Vorbereitungen auf die Wahl des Präsidenten der Repu­
bli k Polen soll te frei sein von der Teilnahme an internationalen Paraden mit
für Polen zweifelhafter propagandistischer Aussage. Das ist eine Frage der
nationalen Würde und der Achtung nationaler Unwägbarkeiten.«"*

Den knapp skizzierten Positionen des rechten poli t ischen Lagers stehen jene
von Histor ikern und Publi zisten gegenüber, die sich bewusst dem poli t ischen
Missbrauch der Geschichte im Sinne der hoch im Kurs stehenden »Geschichts­
poli tik« entgegen stellen. Neben einer Reihe von Einzelpubli kationen sind
vor allem Zeitschriften wie etwa die bis zum Tode von Mieczyslaw Rakow­
ski erschienene »Dzis«, der »Tygodnik Przeglad«, der seit 2004 zunächst als
Vierteljahresschr ift und dann als Zweimonatsschr ift erscheinende »Przeglad
Socjali styczny« sowie eine Reihe von Internet-Portalen (vor all em zu nennen
»Lewica.pl«) Foren kr iti scher Reflexionen und Auseinandersetzungen mit der
polnischen Geschichte der neusten Zeit. Es geht dabei u. a. darum, den seit
nunmehr mehr als zwei Jahrzehnte mit großem Aufwand unternommenen
Versuchen einer total einseitigen Verteufelung und Delegitimierung der Volks-
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republi k Polen entgegen zu treten. Und dies fernab jegli cher Heroisierung oder
unkriti scher Analyse der in der Tat sehr widersprüchlichen, aber auch in ihrer
Entwicklung durchaus unterschiedli ch zu bewertenden Nachkriegsentwick­
lung Polens.

übereinstimmend wird auf dieser Seite der poli tischen Landschaft Polens
die These der Befreiung Polens von der deutsch-faschistischen Okkupation
und eines von diesem tiefen Einschnitt in der Geschichte Polens ausgehenden
wichti gen neuen Entwicklungsabschnitt s vertreten. Die sich daraus ergeben­
den Konsequenzen und direkten Folgen werden in großer Breite diskutiert. Zu
Recht wird darauf hingewiesen, dass man die Frage, ob Polen befreit worden
ist oder es ledigli ch einen »Okkupationswechsel« gegeben habe, nicht abhän­
gig machen könne von der Einbindung des Staates in bestimmte politische,
mili tärische oder wirtschaft li che Bündnissysteme oder gar von der Ausgestal­
tung der konkreten poli tischen, staatsrechtli chen oder eigentumsrechtlichen
Verhältnisse und schon gar nicht von gegebener oder nicht gegebener Identität
dieser Strukturen mit einem bestimmten Vorgängermodell."°

Natürli ch nimmt in diesem Diskurs die Frage nach dem völkerrechtli chen
Status der sich nach 1944 konstituierenden Volksrepubli k Polen einen brei­
ten Raum ein. Besonders Andrzej Werblan hat sich speziell zu diesem Fra­
genkomplex mit sehr bedenkenswerten Positionen geäußert.• • Man könne,
so Werblan, nicht an polnischer Eigenstaatli chkeit zweifeln, wohl aber über
das Ausmaß der Einschränkung der Souveränität durch die Einbindung in
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12(2010)7. URL: http://www.przeglad-tygodnik.pl/index.php?site=artykul& id-16149.
Download 100508.

41 Verwiesen sei in erster Li nie auf: Andrzej Werblan: Stali nizm w Polsee. Warszawa
2009 (hier insbesondere der Abschnitt: Stali nizm a suwerennosc Polski. S. 103-122);
derselbe: Polska w strefi e dominacji radzieckiej . In: Polska pod rzadami PZPR. War­
szawa 2000. S. 273-291; derselbe: Altematywa dla Londynu i ... Moskwy. In: Tygod­
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das von der UdSSR dominierte Bloclcsystem diskutieren. Er spricht in diesem
Zusammenhang von einer geopoli tisch bedingten protektoratsähnli ch einge­
schränkten Souveränität, deren konkrete Ausgestaltung allerdings im Laufe
der Geschichte der VRP sehr starken Wandlungen unterlag. In der polnischen
Gesell schaft wäre die Überzeugung, wenigstens aber das »instinktive Emp­
finden«, verbreitet gewesen, »dass die eigene Staatli chkeit, wenn auch nicht in
vollem Umfang souverän, als ein wertvolles Gut gegeben ist«.

Einen weitergehenden Ansatz, den ich für sehr beachtenswert halt e, ent­
wiclcelte Henryk Slabek in seinem 2009 erschienenen Buch »O spolecznej his­
tor ii Polski 1945-1989« (Über die Gesell schaftsgeschichte Polens 1945-1989)* .
Er schli eßt sich hier dezidiert dem Standpunkt an, dass allein aus dem Bli clc­
winkel auf die Entwicklung der poli tischen Strukturen, auf die ideologischen
Grundlagen der Staatsmacht und völkerrechtli che Aspekte über die Lebens­
wirkli chkeit Polens in dem betrachteten Zeitraum keine wirkli ch gült igen
Aussagen zu treffen sind. Dies tr ifft in vollem Maße auch auf die weitt ra­
gende Bedeutung der 1944/45 erfolgten Befreiung Polens von der deutsch­
faschistischen Okkupation zu. Sie könne nicht nur unter dem Gesichtspunkt
des völkerrechtli chen Status Polens betrachtet und bewertet werden, auch für
die grundlegende Umgestaltung des Kräfteverhältnisses der poli tischen Lager
und deren Auseinandersetzungen um die Gestaltung der gesell schaft li chen
Entwicklung Polens in allen lebenswichtigen Sphären hätt en sich völl ig neue
Bedingungen ergeben. Slabek verweist insbesondere auf die in der Vorkr iegs­
zeit entwickelten programmatischen Vorstell ungen und Forderungen der dem
Sanacja-Regime opposit ionell gegenüberstehenden ( Mitt e-Links-) Kräfte für
fundamentale Veränderungen der gesell schaft li chen Verhältnisse, für deren
Verwirkli chung sich unter den spezifischen Bedingungen im Lande reale
Chancen ergaben. Aufhauend auf Forderungen der poli tischen Vertretungen
der Bauernschaft , des städtischen und ländli chen Proletar iats sowie eines Teil s
der Mitt elschichten und der Intell igenz konnte unmitt elbar nach der Befreiung
Polens eine umfangreiche Umgestaltung fast all er für die Gestaltung der ge­
sell schaft li chen Entwicklung des Landes wichtigen Bereiche des wirtschaftl i­
chen und kulturellen Lebens in Angriff genommen und durchgeführt werden.
Mit beeindruckender Gründli chkeit untersucht Slabek die Wirkungen der Re­
formen der Anfangsjahre der Volksrepubli k Polen (Bodenreform, Industr iali ­
sierung, Urbanisierung, Umgestaltung des gesamten Bildungswesens), die da-

42 Andrzej Werblan: Stalinizm w Polsce. S. 118.
43 Henryk Slabek: O spolecznej historii Polski 1945-1989. Warszawa 2009 .
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raus resultierenden Veränderungen innerhalb der gesell schaft li chen Gruppen
und ihrer wechselseitigen Beziehungen, grundlegende kult urell e Wandlun­
gen, die Entwicklung des gesell schaft li chen Bewusstseins und des Lebensstil s.
Als vielleicht wichtigstes Ergebnis dieser bedeutenden Zäsur in der Geschichte
Polens betrachtet er das Erscheinen der Massen auf der poli tischen Bühne,
oder, wie Krzysztof Lubczynski seine Besprechung des Buches von Slabek in
der »Trybuna« überschr ieb: »Die Milli onen traten aus dem Schatt en«' .

Stützten sich die bisher igen Betrachtungen zu den polnischen Sichten auf
die Befreiung Polens von der hitlerfaschistischen Okkupati on vorwiegend auf
veröffentli chte Darstellungen aus den verschiedenen poli tischen Lagern und
deren Stellenwert in den grundsätzli chen poli ti schen Auseinandersetzungen
zwischen ihnen, so bleibt doch schli eßli ch noch die Frage offen, wie sich dies
im All tagsleben und dem allgemeinen Bewusstsein der polnischen Bevölke­
rung widerspiegelt.

Gültige Antworten dazu zu geben ist natürli ch ausgesprochen schwier ig,
zumal erhobene Umfr ageergebnisse speziell zu diesem Problem aus neuerer
Zeit nicht vorli egen.

Es kann aber sicher davon ausgegangen werden, dass sich die Fragestellung
»Befreiung oder Okkupationswechsel« in den übergeordneten Problemkom­
plex der generellen Bewertung der Zeit des Bestehens der Volksrepubli k Po­
len einordnet. Dies zu betonen erscheint um so gerechtfertigter, als von jenen
Kräften, die intensiv bemüht sind, im Interesse der Legitimierung der von
ihnen gestalteten gesell schaft li chen und wir tschaft li chen Ordnung die vor­
hergehende Ordnung total und undifferenziert zu delegitimieren, der Frage
nach der Unabhängigkeit und Souveränität des polnischen Staates die Rolle
eines der entscheidenden Kriter ien für die Bewertung zugemessen wird. Fra­
gen nach der konkreten Ausgestalt ung der Gesamtheit der gesell schaftl ichen
Verhältnisse werden in dieser Sicht hingegen bewusst als mehr oder weniger
bedeutungslos behandelt.

Die Einordnung der speziellen Frage nach der »Befreiung« in die über­
greifende Problematik der Bewertung der Zeit der Volksrepubli k als Aus­
gangspunkt weiterer Überlegungen als gerechtfertigt betrachtet, erscheint es
hinreichend legiti m, aus Letzterem Analogien zur Bewertung der speziellen
Fragestell ung abzuleiten. Dabei bleibt der in großer Breite in autobiographi­
schen und literar ischen Äußerungen völl ig unbefangene Gebrauch der Wen-

44 Krzysztof Lubczynski: Mili ony wyszli z cienia. In: »Trybuna«. Warszawa. 22. März
2009. S. 3.
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dung »po wyzwoleniu« (nach der Befreiung) oder auch »od wyzwolenia« (seit
der Befreiung) zur Verortung von Erl ebnissen oder Beschreibung von Ereig­
nissen aus der Nachkriegszeit hier ledigli ch am Rande angemerkt.

Von Interesse sind aber in diesem Zusammenhang Ergebnisse demoskopi­
scher Erhebungen aus der jüngsten Zeit, da sie in gewissem Sinne auch Aus­
sagen über die Wirksamkeit der breit angelegten »Attacke auf Volkspolen seit
1989«" ermögli chen. Zu verweisen wäre hier u.a. auf die Ergebnisse einer
demoskopischen Untersuchung aus dem Jahr 2007 zur Haltung der Polen zu
den »Abrechnungen mit der VRP«, wie sie gerade zu jener Zeit von der das po­
lit ische Geschehen in Polen stark prägenden Partei »Recht und Gerechtigkeit«
(PiS) intensiv betr ieben und auf den Weg einer neuen Gesetzgebungsrunde
gebracht wurden. Wie aus der ausführli chen Analyse dieser Ergebnisse durch
den bekannten Soziologen Slawomir Wiatr hervorgeht, glaubten 51 % der Be­
fragten nicht, dass die seinerzeit führende poli tische Kraft zu einer gerechten
und objektiven Bewertung der VRP in der Lage oder willens sei.' Aus einer
Umfrage des polnischen Meinungsforschungsinstituts CBOS aus dem Jahr
2009 ergibt sich, dass 44 % der Polen den Zeitraum der Existenz der Volksre­
publi k positiv bewerteten, die gegenteilige Ansicht vertraten 43 %, wobei der
prozentuale Anteil negativer Bewertungen im Vergleich zur entsprechenden
Befragung im Jahr 2000 um drei Prozentpunkte gefall en war. Bemerkenswert
unter mehreren Gesichtspunkten ist dabei die Betrachtung der Ergebnisse
nach Altersgruppen. In der Gruppe der über 35-Jähr igen, also derer, die mehr­
heitli ch aus eigener Erfahrung zu urteilen vermochten, betrug der Anteil der
positiven Wertungen 54 %." Die Schlussfolgerung, dass es sich hinsichtli ch der
Frage nach der »Befreiung« nicht grundlegend anders verhält. li egt nahe.

45 Piotr Szumlewicz: Odczarowac PRL.
46 Slawomir Wiatr: Polacy wobec rozliczen z PRL. In: Tygodnik Przeglad. Warszawa

9(2007)24.URL:http://www.przeglad-tygodnik.pl/index.php?site-artykul&id=12569.
Download 100921.

47 Bartosz Machalica: CBOS. Pozytywne oceny PRL-u przewazaja nad negatywnymi.
URL: http://lewica.pl/?id-19578. Download 100726.



WOLFGANG GRABOWSKI

NATO-Osterweiterung - schicksalsschwere Fehlentwicklung
und andere grobe Verletzungen des 2+4 Vertrages

Mit dem 2+4 Vertrag soll te der äußere Rahmen der Vereinigung der beiden
deutschen Nachkriegsstaaten gesetzt werden. Es soll ten die Erfahrungen der
Nachkriegsentwicklung fixiert, die Interessen der Siegermächte zu gleichbe­
rechtigten Bedingungen gewahrt und Grundlagen für eine neue europäische
Sicherheitsordnung gelegt werden.

Hehre Ansage und reale Entwicklung in Europa, nachdem der Vertrag im
März 1991 in Kraft getreten war, klaffen weit auseinander. Die Poli tik der
NATO-Staaten hat ihn faktisch ausgehöhlt , wenn man die endgültige Aner­
kennung der Oder-Neiße-Grenze davon ausnimmt.

Mit dem völkerrechtswidr igen Krieg gegen Jugoslawien und der akti ven
Teilnahme des vereinten Deutschlands wurde das Antikr iegs- und Friedens­
gebot des Vertrages, das dem Artikel 26 des Grundgesetzes entnommen war,
gebrochen.

Im Vertrag wird die Oberwindung der Spaltung des europäischen Konti ­
nents als grundlegend fixiert. Bei der Ausarbeitung und dem Abschluss des
2+4 Vertrages wurde viel über die Nichtweiterverbreitung der NATO geredet.
Gorbatschow, später dann auch Jelzin, wurde von Kohl, Baker, Wörner u.a.
versprochen. dass eine Erweiterung nicht geschehen würde. In Reali tät aber
wurde durch die zügig betr iebene Osterweiterung der NATO, aber auch der
EU, eine neue Trennlinie in Europa und damit eine neue Konfrontationslage
geschaffen.

Die Sicherheitsinteressen eines jeden zu berücksichtigen, den Grundsatz der
Gleichberechtigung und die anderen in der Schlussakte von Helsinki niederge­
legten Prinzipien zu achten, Rüstungskontrolle, Abrüstung zu betreiben - all
diese hohen Ansprüche des 2+4 Vertrages wurden mit Füssen getreten. Das
Abkommen über konventionelle Rüstungen wurde von den NATO-Staaten bis
heute nicht ratifiziert. Vorschläge zur Modifizierung entsprechend der realen
Veränderungen der Lage wurden nicht zur Kenntnis genommen. Die OSZE
verkam mehr und mehr zu einem einseitigen, westli chen Instrument zur Ver-
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urteilung und Abstrafung für angesagte Verletzungen von Menschenrechten
und »westli cher Werte«. Anstatt die im Vertrag verlangte Vertrauensbildung
zu entwickeln, wird durch Poli tiker und Mainstream-Medien ein oft völl ig
verzerrtes Bild über Russland und seine Poli tik, werden Antistimmungen, gar
Hetze verbreitet, so u.a. im Kaukasus-Kr ieg, obwohl darüber alle wussten,
wer der Aggressor und Kriegstreiber war.

Die »Verlierer im Kalten Kr ieg« wurden schamlos betrogen und über den
Tisch gezogen. Dass man das in Russland nicht vergessen hat und nicht ver·
gessen wird, brachte im Februar 2007 der damalige russische Präsident Putin
in seiner Münchener Rede auf den Punkt: »Ich denke, dass es offensichtli ch
ist: Der Prozess der NATO-Erweiterung hat mit einer Modern isierung der Al­
lianz selbst oder mit der Gewährl eistung der Sicherheit in Europa nichts zu
tun. Im Gegenteil: Dies ist ein ernsthafter provokati ver Faktor , der das Niveau
des gegenseitigen Vertrauens herabsetzt. Wir haben ein gutes Recht, offen zu
fragen: Gegen wen ist diese Erweiterung gerichtet? Und was ist mit den Ver­
sicherungen geworden, die von westlichen Partnern nach der Auflösung des
Warschauer Vertrages gegeben wurden? Wo sind diese Erklärungen heute?
An diese erinnert sich niemand mehr. Ich gestatt e mir aber, in diesem Raum
daran zu erinnern , was gesagt wurde. Ich möchte ein Zitat aus der Rede des
NATO-Generalsekretärs Wörner am 17. Mai 1990 in Brüssel anführen. Er sag­
te damals: »Die Tatsache, dass wir bereit sind, keine NATO-Truppen außer­
halb des Terr itoriums der Bundesrepubli k Deutschland zu stationieren, gibt
der Sowjetunion feste Sicherheitsgarantien.< Wo sind diese Garantien?

Die Steine und Betonblöcke aus der Berli ner Mauer sind längst als Souve­
nirs verscherbelt worden. Man darf aber nicht vergessen, dass der Mauerfall
auch dank der histor ischen Wahl auch unseres Volkes mögli ch geworden ist,
einer Wahl für Demokrati e und Freiheit, Offenheit und aufr ichtige Partner­
schaft mit allen Mitgli edern der großen europäischen Famili e.«

Und die Sorge, die Putin aussprach, dass Europa eine neue Spaltung droht,
ist leider ernst zu nehmen.

In Russland und anderswo lastet man Gorbatschow an, dass er nichts getan
hätt e, den Verzicht auf Ausdehnung der NATO und die Wahrung legitimer
Interessen des Volkes der verbündeten DDR vertraglich, in völkerr echtli ch ver­
bindli cher Form durchzusetzen. Man schätzt ein, dass das durchaus mögli ch
gewesen wäre.

Aber im Artikel 5 des 2+4 Vertrags heißt es lediglich: »Bis zum Abschluss
des Abzugs der sowjetischen Streitkräfte vom Gebiet der heutigen Deutschen
Demokrati schen Republi k und Berlins in Obereinstimmung mit Arti kel 4 die-
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ses Vertrags werden auf diesem Gebiet als Streitkräfte des vereinten Deutsch­
lands ausschließli ch deutsche Verbände der Terr itor ialverteidigung stationiert
sein, die nicht in die Bündnisstrukturen integriert sind, denen deutsche Streit­
kräfte auf dem übrigen deutschen Hoheit sgebiet zugeordnet sind. Unbeschadet
der Regelung in Absatz 2 dieses Artikels werden während dieses Zeitraums
Streitkräfte anderer Staaten auf diesem Gebiet nicht stationiert oder irgend­
welche andere mil itär ische Tätigkeiten dort ausüben ... Nach dem Abschluss
des Abzugs der sowjeti schen Streitkräfte vom Gebiet der heutigen Deutschen
Demokratischen Republi k und Berlins können in diesem Teil Deutschlands
auch deutsche Streitkräfteverbände stationiert werden, die in gleicher Weise
mili tärischen Bündnisstrukturen zugeordnet sind wie diejenigen auf dem üb­
rigen deutschen Hoheitsgebiet, allerdings ohne Kernwaffenträger. Darunter
fallen nicht konventionelle Waffensysteme, die neben konventionellen andere
Einsatzfähigkeiten haben können, die jedoch in diesem Teil Deutschlands für
eine konventionelle Rolle ausgerüstet und nur dafür vorgesehen sind. Auslän­
dische Streit kräfte und Atomwaffen oder deren Träger werden in diesem Teil
Deutschlands weder stationiert noch dorthin verlegt«.

Daraus aber abzuleiten, dass »Deutschland somit der einzige westli che
Staat ist, der die mündli chen Abmachungen mit Russland einhält, dass sich
westliche Mil itärstrukturen nach Ende des Kalten Krieges den Grenzen Russ­
lands nicht annähern werden«,' ist wohl weit hergeholt.

Keine der bundesdeutschen Regierungen - wie auch der anderen westeu­
ropäischen Länder - hat im Grunde die NATO-Osterweiterung je in Frage
gestell t. Im Gegenteil die BRD-Regierungen waren Vorr eiter dieser fatalen
Entwicklung, folgten den USA bedingungslos.

Die historische Chance nach der Auflösung der Warschauer Vertragsor­
ganisation, eine neue, auf der Grundlage der Nachkriegsregelungen und der
UNO-Charta fußende Weltordnung, ein Europa der Par iser Charta zu wa­
gen, wurde vertan, was zu Kriegen und einer neuen Spaltung Europas geführt
hat.

Eigentli ch war der Feind abhanden gekommen, und die längst nicht nur
in linken Kreisen geführte Diskussion über die Legitimationskrise und die
Sinnhafti gkeit des transatlantischen Mili tärbündnisses verdiente ernsthafte
Erörterung. Aber die NATO-Macher machten kurzen Prozess mit ihr.

Aus einem Aufsatz des früheren Ministerp räsidenten der Slowakei Jan Camogursky
(solon-line.de 28.02.2008).
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Das bekam auch der neu gekürte grüne BRD-Außenminister Josef Fischer
zu spüren, der sehr schnell nach Besuchen in den USA vom Disputanten über
die NATO zum glühenden Verfechter der NATO-Aggression gegen Jugoslawi­
en mutierte, mit der der 2+4 Vertrag gröblichst verl etzt wurde.

Das bekannte Bonmot eines britischen Poli tikers aus der Gründerzeit der
NATO könnte jetzt so modifizier t werden: Der Sinn der NATO nach 1991 soll ­
te erstens, dar in bestehen, der Weltdominanz der einzig verbli ebenen Super·
macht zu dienen; zweitens, Russlands Wiederaufstieg zu Weltgeltung zu be­
kämpfen und dritt ens, Deutschland und die EU gefügig zu halten.

DIE EINKREISUNG RUSSLANDS

Allein schon die erste Welle der NATO-Osterweiterung mit der Aufnahme
von Tschechien, Polen und Ungarn brachte eine grundsätzliche Veränderung
der Kräftelage in der Region.

Die Topologie der neuen NATO-Grenzen erinnerte an die Ausgangslinie
der faschisti schen Wehrmacht beim überfall auf die Sowjetunion.

Die NATO brachte die Leitstellen der Truppenführung, Flugplätze der vor­
geschobenen Basierung, die Truppenaufklärung sowie Waffenarsenale direkt
bis an die Grenze der GUS.

Die NATO erl angte die fünffache Überl egenheit über die Mitgli edsstaaten
des Vertrages über die kollektive Sicherheit der GUS hinsichtli ch angriffsfähi­
ger konventioneller Waffensysteme. Ihr wurden 11 Divisionen und 38 Briga­
den Kampfeinheiten der Landstreitkräfte zugeführt, die Luftwaffe wuchs um
14 %, die Marine um 18 %.2

In dieser Zeit wurden umfangreiche Maßnahmen zur Erhöhung der Ef­
fektivität der NATO- Streitkräfte, einschli eßli ch der der neuen Mitgliedslän­
der reali siert. Im Gegensatz dazu wurden die vormals einheitlich geführten
Streitkräfte der Sowjetunion nach den nun unabhängigen, ehemaligen Sow­
jetrepubli ken zergliedert.

Mit Beteiligung der USA, Frankreichs, Großbritanniens, der Türkei u.a.
Länder wurde im Herbst 2000 begonnen, in fast allen GUS-Staaten breit an­
gelegte Manöver durchzuführen. Die NATO begann, sich in Staaten der GUS
festzusetzen und die Armeen dieser Länder zu unterstützen, damit diese sich
mit finanzieller und mater ieller Hil fe dem NATO-Standard nähern .

2 »Nesawissimaj a Gaseta« vom 5.10.2000.
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Die besondere Aufmerksamkeit galt schon damals dem Kaukasus, den
»Weichteil en Russlands«, vor allem Aserbaidshan mit seinen Energieressour­
cen, der Nähe zum Iran und Zentralasien, dem komplizierten Konfli kt um
Nagorny Karabach.

Aber auch dem anderen Konfli ktt eilnehmer Armenien, das zu Russland
partnerschaft li che Beziehungen unterhält , näherte man sich. Heute erhält Ar­
menien pro Einwohner mehr amerikanische »Entwicklungshilfe« als Israel.

Mili tär isch wandte man sich vor allem dem unruhigen und von ethnischen
Konfli kten zerr issenen Georgien zu. Für die Armeereform Georgiens Anfang
2001 wurden in bi- und tr il ateralen Verhandlungen mit den USA und der
Türkei Vorbereitungen getroffen, um diese in eine moderne Armee, die dem
westli chen Standard entspricht, umzubauen. Dafür stell ten die USA 94 Mio. $

und die Türkei 13 Mio. $ zur Verfügung.' Angestrebt wurde eine Armee mit
ca. 13.000 Mann, die als »schnelle Eingreift ruppe« agieren soll te, z.B. zur Ab­
sicherung der damals in Planung befindli chen Pipeline Baku-Ceyhan (Beim
überfall auf Südossetien im August 2008 war die Truppenstärke auf 30.000
angestiegen). Als Präsident Schewardnadse, der nicht gewill t war, die Bezie­
hungen mit Russland voll ständig zu kappen, im Wege stand, fand man den in
den USA ausgebildeten Saakaschwill i.

Besondere Aufmerksamkeit der NATO genießt die Ukraine. Ein NATO­
Ukraine-Rat wurde install iert, gemeinsame Manöver auf dem Schwarzen
Meer und zu Lande durchgeführt, Trainingszentren err ichtet. Ähnli ch wie in
Georgien lief das Szenarium auch hier ab. Der durch tatsächli che oder erfun­
dene Korr upti on und Skandale im Volk unbeliebte Präsident Kutschma konnte
trotz des Wirtschaftsaufschwungs, der maßgebli ch dank der Zusammenar­
beit mit Russland erfolgte, relativ unkompliziert vom Sessel gestoßen werden.
Aber ausgerechnet er hatt e eine Balance zwischen Russland und dem Westen
versucht.

Der neue Präsident Juschtschenko, wie Saakaschwill i mit besten Verbin­
dungen in die USA ausgestatt et, woll te und soll te der NATO in der Ukraine
zum Durchbruch verhelfen. Die Ukraine beteiligte sich an der »Koali tion der
Will igen« im Irak-Krieg. Aber mehr als 60 % der Bevölkerung bleiben bei ihrer
Ablehnung der NATO. Durch die Abwahl von Juschtschenko scheint sich das
Blatt wiederum zu wenden.

Die NATO, deren Macht einmal am Harz zu Ende war, steht heute nur noch
wenige Kil ometer von St. Petersburg entfern t. Kali ningrad wurde Enklave der

3 Radio freies Europa 08.02.2001.
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NATO. Von NATO-Flugplätzen im Baltikum ist St. Petersburg in 3-5 Minuten
zu err eichen, in einigen Dutzend Flugminuten auch Moskau. Modeme Kampf­
flugzeuge und Flügelraketen könnten das ganze Spektrum strategischer Feu­
eraufgaben gegen alle Zielobjekte bis zum strategischen Abschnitt der Wolga
erfüll en. Die USA sind in der Lage, auch mit konventionellen Mitt eln jeden
Punkt auf dem Terr itor ium der Russischen Föderation mit Feuer zu belegen.

Parall el zur mili tär ischen Einkreisung wurden Schr itt e unternommen, die
existierenden Instrumente für mili tär ische Entspannung wertlos zu machen,
so der mit Mühe ausgehandelte KSZE-Vertrag oder die OSZE. Wird diese aber
einmal akti v, interveniert sie einseitig gegen Russland oder mit ihm eng ko­
operierende Staaten. Damit wurde sie Teil des antirussischen Vorgehens.

Präsident Jelzin hatt e viel Hoffnung in die Grundakte NATO-Russland ge­
setzt, die am 27. Mai 1997 in Par is unterzeichnet wurde. Aber die Reali täten
im Verhältnis zwischen der NATO und Russland konterkar ieren die in der
Akte formuli erten hehren Grundsätze und Ziele. Sie konnten nicht wirksam
werden, weil eine Gleichberechtigung zwar formuli ert, aber - da nicht gewoll t
- existier t diese vertragli ch nicht verbindli ch und somit auch nicht de facto.
Im Prinzip wurde Russland der Katzentisch zugewiesen. informiert und kon­
sult iert wurde und wird nur, wenn man das in Brüssel für nötig hält . Wenn
es ernst wird und Entscheidungen zu treffen sind, bleibt Russland außen vor.
Positi v ist, dass in der Akte Mechanismen festgeschrieben sind (halbjährl iche
Ratstagungen, russischer Botschafter bei der NATO, Vertretung der NATO in
Moskau, Teilnahme des russischen Botschafters an den Monatsberatungen der
Botschafter bei der NATO, Informationsberatungen von Mili tärver tretern ),
die - wenn sie nicht gerade blockier t werden - Kontakt, Informationserhalt
und einen gewissen Dialog ermögli chen.

Im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung um den russischen Vor­
schlag für eine neue, vertragli ch vereinbarte europäische Sicherheitsarchitek­
tur und der Ausarbeitung einer neuen NATO-Strategie sind NATO-Offiziell e
bemüht, verbale Vertrauensbildung zu betreiben (NATO-Generalsekretär Ras­
mussen bei seinem dreitägigen Moskau-Besuch). Substantiell e Veränderungen
sind bisher jedoch nicht zu erkennen.

Eines der typischsten Beispiele der NATO-Politik war jedoch der Umgang
mit Russland im Jugoslawien-Konfli kt. Als der russische Premier Pr imakow
nach Washington flog, um den Krieg durch weitere Verhandlungen doch noch
zu verhindern, wurde er im Flugzeug von der Nachr icht überrascht, dass die
NATO den Krieg begonnen hatt e. Er sah sich veranlasst, über dem Atlantik
umzukehren. Es kam zur ersten großen Krise. Der Stachel der Demütigung
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Russlands saß tief. In der Bevölkerung begann sich, eine tiefe Abneigung ge­
gen den Westen und die NATO auszubreiten. Die wirkt bis heute.

Es wird also deutli ch, dass schon im Russland Jelzins, der all es tat, um dem
Westen zu gefallen und keine Gelegenheit ausgelassen hat, die sowjetische
Vergangenheit des Landes zu verteufeln, die Instrumente gezeigt wurden und
klar zu verstehen gegeben wurde, wer der »Sieger der Geschichte«, wer der
Herr im Hause Europa ist.

Zur besonderen Br isanz wurden die US-Raketenabwehr-Pläne in Polen und
Tschechien. Sie soll ten, wie die voll zogenen oder geplanten Schr itt e zur Entfal­
tung des amerikanischen Raketenabwehrsystems in der asiati sch-pazifischen
Region, der Vorbereitung des Kampfes mit dem russischen und chinesischen
strategischen Kernwaffenpotential dienen. Russland soll te der Fähigkeit einer
Reaktion auf einen nuklearen Erstschlag beraubt werden. Der Abschluss des
START-Vertrages bedeutet nicht, dass das Problem des Antiraketensystems
vom Tisch ist.

Mit dem überfall auf Südossetien und auf die dort mit GUS- und UNO­
Mandat stati onierten russischen Truppen war eine neue Dimension der Aus­
einandersetzung der USA und der NATO mit Russland provoziert worden.
Zumal die Bush-Administrati on sich nicht scheute, ihre NATO-Partner zu
bedrängen, GUS-Staaten mit einer Grenze zu Russland, den Eintr itt in das
westli che Mili tärbündnis rasch zu ermögli chen. Damit soll te die NATO-Ost­
erweiterung in einer hochbrisanten Region unmitt elbar an die Grenze Russ­
lands vorangetr ieben werden.

Erstmalig hat sich Russland energisch gewehrt und den Aggressor in die
Schranken gewiesen. Präsident Medwedjew prangerte in seiner Jahresbot­
schaft an das Parl ament am 5. November 2008 das »selbstgefäll ige, egoistische,
fehlerhafte und gefährli che Agieren der Bush-Administration« an. Es habe
sich der Eindruck verfestigt, dass »mit den in Europa forcierten Raketenplä­
nen, der Einkreisung Russlands mit Mil itärbasen, mit der zügellosen NATO­
Osterweiterung und anderen ,Geschenken' Russlands Standfestigkeit auf die
Probe gestell t werden soll«.

DIE VERSUCHE, RUSSLAND AUSZUBREMSEN, SIND NICHT
AUFGEGANGEN

Der Westen musste sich auf den Dialog nach dem Kaukasuskr ieg einlassen.
Die EU fasste nach langer Blockadehaltung den Beschluss zur Aufnahme von
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Sachverhandlungen über ein neues Strategieabkommen mit Russland. Im Fer­
nen Osten Russlands fand dazu der lange verweigerte (Veto Polens, dann Li­
tauens) EU-Russland-Gipfel statt . Der Vorstoß der Bush-Administration, im
Eil verfahren die NATO-Aufnahme von Georgien und der Ukraine durchzu­
bringen, wurde verworfen, durch die Obama-Administrali on auf die lange
Bank geschoben. Aufgenommen wurden Gespräche auf diplomatischer Ar­
beitsebene über die Medwedjew-Initiative für eine neue europäische Sicher­
heitsstruktur. Die Debatte dazu auf dem OSZE-Gipfel in Astana konnte nicht
verhindert werden, wenn auch der Westen zu substanziellen Ergebnissen
(noch) nicht gedrängt werden konnte.

Für die Fortsetzung des Dialogs mit Russland nach dem Kaukasuskr ieg
warb Hans-Dietr ich Genscher in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ)
vom 24. August 2008. Und in seiner Rede bei Entgegennahme des »Walther­
Rathenau-Preises« am 21. Oktober 2008 distanzierte er sich von der Vorstel­
lung einer unipolaren Weltordnung. Er kr itisierte, dass Westeuropa es nach der
Rede des russischen Präsidenten am 5.Juni 2008 in Berl in versäumt hätt e, eine
Debatt e um eine neue Weltordnung anzuregen. Die Zeit dafür sei reif, und das
westli che Bündnissystem müsse sich mit den aufstrebenden Großmächten ar­
rangieren. Es könne nichts mehr daran ändern , dass China, Indien, Brasili en
sowie das wieder genesene Russland und ihre regionalen Zusammenschlüsse
den Rang globaler Player erl angt hätt en. Man müsse sie als gleichberechtigte
und ebenbürtige Partner akzeptieren.

Auch Horst Telt schik betonte in einem Artikel der FAZ vom 7. Mai 2008 -
ähnli ch wie Scholl -Latour in seinem Buch »Russland im Zangengriff« -, dass
Russland keine Belehrungen brauche. Vielmehr muss der Westen die russische
Wahrnehmung von einer Einkreisung und Isolierung ernst nehmen.

Noch im November 2008 bot Präsident Medwedjew in Erklärungen der
neuen USA-Administration einen Neubeginn an. Obama ging darauf ein. Er
versuchte mit seiner Prager Rede, gar in die Offensive zu gelangen. Bei all en
Unzulängli chkeiten des unterzeichneten neuen START-Vertrages ist er doch
von Bedeutung. Die Zeit wird zeigen, ob sich noch mehr Mögli chkeiten eröff­
nen, zumal die USA und die NATO in Afghanistan stark auf Russland ange­
wiesen sind.

Im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung um den russischen Vor­
schlag für eine neue, vertragli ch vereinbar te europäische Sicherheitsarchitek­
tur und die Ausarbeitung einer neuen NATO-Strategie sind NATO-Offiziell e
bemüht, verbale Vertrauensbildung zu betreiben (NATO-Generalsekretär Ras­
mussen bei seinem dreitägigen Moskau-Besuch). Substantielle Veränderungen
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sind bisher jedoch nicht zu erkennen. Es bleibt jedoch abzuwarten, ob die Ab­
sichtserklärungen des Lissabonner Gipfelt reffens der NATO, die Beziehungen
mit Russland zu verbessern, Reali tät werden.

AMBIVALENTE DEUTSCHE RUSSLANDPOLITIK

Die bundesdeutschen Regierungen der Nachwendezeit ordneten sich mehr
oder weniger der Vorgabe der Supermacht USA in Bezug auf Russland un­
ter, obwohl immer auch großdeutsche Interessen erkennbar waren, manchmal
auch artikuli ert wurden und z. B. Kanzler Kohl auch eigene Wege gegenüber
Russland ging.

Die Schröder-Regierung folgte zunächst uneingeschränkt der pro-atlan­
tischen Linie. Die rot-grüne Koali tion war dabei, als Russland im Jugosla­
wien-Kr ieg gedemütigt wurde. Dr. Igor Maximytschew vom Europa-Institut
der Russischen Akademie der Wissenschaften, bezeichnete Fischer in einem
Leitartikel in der renommierten »Nesawissimaja Gaseta« als Totengräber der
deutsch-russischen Beziehungen.

Die NATO-Zentr iertheit und Russland-Aversion der Bundesregierung ver­
anlasste die Bundestagsfraktion der PDS am 3.12.1999, einen Entschließungs­
antrag einzubringen, in dem die Bundesregierung aufgefordert wurde, »drin­
gend ein Konzept deutscher und europäischer Russlandpolitik vorzulegen,
das die Integration von und die Kooperation mit Russland in Europa fördert,
Russland wir tschaft li ch und sozial zu stabili sieren hilft und die russischen
Sicherheitsinteressen gebührend in Rechnung stell t«.

Kanzler Schröder ging auf Distanz zur Sauna-Politik Kohls. Allmählich
vollzog die Schröder-Regierung einen Schwenk, der vor allem eine Ursache in
den sich ausprägenden eigenständigen Interessen und Ansprüchen der deut­
schen Wirtschaft hatt e. Eine zweite Ursache resultier te mehr und mehr im
arroganten und ignoranten Agieren der Bush-Administration gegenüber den
Verbündeten, z. B. beim Irak-Feldzug und in Afghanistan.

Beim Abgang Schröders waren die deutsch-russischen Beziehungen so gut
wie nie zuvor.

Die NATO geriet über den Ir ak-Krieg, später über Afghanistan in schweres
Wasser.

Ein Ausgleich mit Russland, zumindest eine gewisse Abfederung des kon­
frontativen Kurses der NATO-Osterweiterung schien real. Das fand seinen
Ausdruck auch in einem Strategiepapier des Auswärtigen Amtes, für das der
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damalige Außenminister Steinmeier im September 2006 in einer Beratung der
EU-Außenminister in Finnland warb. Es soll te die Grundlage für die deutsche
EU-Ratspräsidentschaft bilden. Doch die Bundeskanzlerin Merkel entschied
sich anders und zwar für die Verbesserung der Beziehungen mit der Bush­
Administration.

Die gegenwärtige Regierung setzt die unentschlossene und widersprüchli ­
che Poli tik gegenüber Russland fort. Die Haltung zum 65. Jahrestag des Sieges
über den Faschismus war skandalös. Für sie wäre es kein rundes Jubiläum.
Deshalb sei ein Staatsakt nicht nötig und der höchste russische Repräsentant,
der nach Berli n gekommen wäre, faktisch nicht will kommen. Das Wort Weiz­
säckers über den 8. Mai als Tag der Befreiung ist nach wie vor nicht Eckpfeiler
deutscher Poli tik. Es bleibt in den Führungsetagen und den Mainstream-Me­
dien ein Unwort. Auf das Versöhnungswort des neuen russischen Präsidenten
in seiner ersten Rede im Westen, am 5. Juni 2008 in Berlin, ist man bis heute
nicht eingegangen.

FUR EINE NEUE EUROPÄISCHE SICHERHEITSARCHITEKTUR, FUR GE­
GENSEITIGE SICHERHEIT

1. Präsident Medwedjew rief, um sie zu erreichen, dazu auf, inne zu halten,
nachzudenken und einen Neubeginn zu wagen. Er unterbreitete dafür den
Vorschlag für einen Vertrag über die Europäische Sicherheit. Die Initiative war
von der Einschätzung ausgegangen, dass die bestehenden europäischen Si­
cherheitsstrukturen, es nicht geschafft haben, das Ziel der Charta von Paris
umzusetzen - nämli ch ein Europa zu schaffen, das geeint, frei und sicher ist.
Um dieses zu reali sieren, regte der russische Präsident ein »Helsinki II« mit
vertragli cher Verbindli chkeit, einen gesamteuropäischen Gipfel aller Staaten
von »Vancouver bis Wladiwostok« an.

Der von Russland im November 2009 vorgelegte Vertragsentwurf geht von
5 grundlegenden Prinzipien aus:

- Die Basisprinzipien der Sicherheit und Zusammenarbeit im euroatlanti­
schen Raum (Korb I der Schlussakte von Helsinki) sind zu bekräfti gen.

- All e beteiligten Staaten verpfli chten sich, gegeneinander weder Gewalt an­
zuwenden, noch deren Einsatz anzudrohen.

- Gleiche Sicherheit ist für alle Staaten zu garantieren.
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- Kein Staat und keine internationale Organisation dürfen exklusive Rechte
zum Schutz des Friedens und der Stabili tät in Europa besitzen.

- Basisparameter der Rüstungskontrolle sind festzuschreiben und neue Ko­
operationsmechanismen zur Bekämpfung der Proli ferati on von Massenver­
nichtungswaffen, des internationalen Terrorismus und des Drogenschmug­
gels aufzustellen.

Russland geht heute berechtigt davon aus, dass eine effektive Sicherheitspoli ­
tik in Europa nur mit seiner Einbeziehung erreichbar ist. Denn für Europa gibt
es nur eine gemeinsame Sicherheit und Abwehr der Gefahren aus internatio­
naler Destabili sierung.

Die deutsche Bundesregierung stell t sich diesen Problemen nur zögerli ch
und entw ickelt keine Initiative, um zu ernsthaften Sachgesprächen über die
russischen Sicherheitsvorschläge zu kommen. Aber - so meine Erfahrung -
die von Russland angebotene Interessen- und Wertekoexistenz, der Vorschlag
für eine neue gemeinsame europäische Sicherheitsarchitektur, könnten zur
tragfähigen Grundlage einer neuen konstruktiven Ostpoli tik werden. Europa
hat aus dramatischen Erfahrungen der Vergangenheit und Gegenwart, aus
beträchtli chem Interessengewicht beider Seiten das Potential, nach der Region
der Schanghaier Organisti on ein weiterer , gewichtiger Weltpol gewaltfreien
Zusammenlebens zu werden. Dies wäre ein realer Weg, um der gefährli chen
Schieflage in Europas Sicherheit, die durch die Aushöhlung des 2+4 Vertrages
eingetreten ist, entgegenzutreten und auf lange Sicht zu einem Ausgleich zu
kommen, der der sich entwickelnden, neuen Kräftelage in der Welt entspre­
chen würde.

2. Das Festhalten an der NATO und ihre Weiterentwicklung als Mil itärbünd­
nis sind anachronistisch (Medwedjew). Die Versuche, ihr mit weltweiten, ge­
gen die UNO gerichteten Akti onen einen zweiten Atem, eine neue Identität
zu verschaffen, bedrohen die internationale Sicherheit. Gewalt durch mehr
Gewalt bekämpfen zu wollen, wird in der Endkonsequenz erfolglos bleiben
und scheitern . Die Entwicklung im Irak und Afghanistan stell en das unter
Beweis.

Zwei Wege begleiten die öffentli che Debatt e zur Oberwindung der NATO:
entweder die NATO wird aufgelöst und durch ein regionales, nichtmili tär i­
sches Sicherheitssystem ersetzt. Oder die NATO wandelt sich selbst in einem
tiefgehenden Prozess in eine echte, ebenfall s nichtmili tär ische Sicherheitsor­
ganisation um.



NATO-Osterweiterung 269

Nun kann man die NATO nicht einfach wegfordern . Auch sieht es so aus,
dass Obama und selbst die NATO-Kritiker im westli chen Establi shment im
überschaubaren Zeitraum nicht bereit sind, die NATO in Frage zu stellen.
Dennoch soll te die Forderung nach Auflösung in der poli tischen Auseinander­
setzung ihren festen Platz behalten. Mitt lerweil e denken viele so. Langfr istig
ist sie zielor ientierend. Die Forderung wird mit klaren Parolen wie Kernwaf­
fen raus aus Deutschland und Auflösen der US-Mil itärbasen untersetzt, ihren
Zuspruch finden. Aber hier den Endpunkt zu setzen, ist wahrscheinli ch zu
wenig. Für realpoli tische Ansätze, die heute und morgen Druck auf Regie­
rungspoli tik ausüben könnten, sollt e Oberl egungsplatz sein. Kleine Schritt e
und auch größere, komplexe Zusammenhänge sind dabei einzubeziehen.

3. Für die Bundesregierung gil t, ihre Position zur NATO-Osterweiterung zu
überdenken. Das liegt durchaus im realpoli tischen Bereich. Zumindest wäre
ein Morator ium zu debatt ieren. Egon Bahr hatt e es schon einmal vor Jahren
vorgeschlagen. Die Bedingungen scheinen heute günstiger, zumal man wohl
auch in westli chen Ländern von Leuten wie Saakaschwill i und Juschtschenko
die Nase voll hat und nicht in ideologisierende Haftung genommen werden
möchte, die die außenpoli tische Manövrierfähigkeit einschränken würde.

Auch die neue USA-Führung hat einen gewissen Positionswechsel vorge­
nommen. Der stell vertretende Außenminister Wil li am Bums erklär te »Inter­
fax-Ukraine«, dass Washington die unverzügli che euroatlantische Integration
der Ukraine nicht mehr als pr ior itäre Aufgabe betrachtet: »Jeder Staat, der
sich um die Mitgliedschaft in der NATO bemüht, muss den Kriter ien für eine
Mitgli edschaft entsprechen. Heute sind die Ukraine und Georgien für eine
Mitgli edschaft in der NATO nicht vorbereitet«.' Und Gates erklär te beim NA­
TO-Treffen in Krakow: »Es sei ja wohl klar geworden, dass es noch ein langer
Weg für beide Länder sei«.*

»Was die NATO-Erweiterung betr ifft , ist dieses Problem als langfr istige
Tendenz viel fundamentaler, als einfach die Frage über Georgien oder die Uk­
raine. Selbst wenn die Amerikaner Vernunft annehmen und das Tempo der
Ausdehnung abbremsen, so gibt es keinerl ei Veranlassung zu denken, dass die
NATO-Erweiterung begraben wäre. Für die USA ist die NATO-Erweiterung
ein Umbau, eine Transformation der Platt form für die mili tär ische Anwe­
senheit in Zentraleurasien. Wenn sie früher ein kleines Stück in Westeuropa

4 »Nesawissimaja Gaseta« vom 17.02.2009.
5 ARD vom 20.02.2009.
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hatt en, so sind die amerikanischen Interessen auf Zentralasien, die Kaspij­
Region, die Erdöl- und Erdgas-Regionen fokussiert. So oder anders, werden
sie im Sinne ihrer traditionellen Geopoli ti k Positionsgewinne suchen. Mit der
NATO-Erweiterung sollen die poli tischen und rechtli chen Grundlagen für das
Erlangen dieser Positionsgewinne gelegt werden«, so Professor Bogaturow in
der »Nesawissimaja Gaseta«.*

Letztendli ch bleibt festzuhalten, dass in Krakow die NATO ihr Versprechen
bekräfti gt hat, dass Georgien und die Ukraine Mitglied des Bündnisses wer­
den sollen. Damit bleibt dieser Zündstoff in den Beziehungen mit Russland.
Daran hat auch der NATO-Gipfel in Lissabon nichts geändert.

4. Die Regierung der BRD sollt e akti v zur Entspannung zwischen Russland
und Polen beitragen. Die Andeutungen aus dem Strategiepapier des Auswärti­
gen Amtes vom September 2006 soll ten wieder aufgegriffen werden.

Und einige Signale aus Warschau kli ngen nach dem gemeinsamen Geden­
ken von Putin und Tusk in Katyn, und dem russischen Reagieren auf den
Absturz von Kaczynski ermutigend.

5. In den Führungsgremien der NATO muss berücksichtigt werden, dass
Präsident Obama sich auf einen gewissen Neubeginn mit Russland und die
Vertiefung der Zusammenarbeit mit China, also auf die Anpassung an die
Weltt rends einlassen muss und will , auch wenn das auf Grund der gehar­
nischten Gegenwehr der Hardli ner nicht nur in den USA äußerst schwier ig
verläuft . Das dürfte für die westeuropäischen poli tischen Interessen beträcht­
li che Konsequenzen haben. Man befürchtet, dass die USA Europa und die
NATO zugunsten des Ostens vernachlässigen könnten. Trotzdem müssen die
westeuropäischen Poli tiker zur Kenntnis nehmen, dass die inneren Probleme
der USA, das riesige Handelsdefizit, die immensen Schulden gegenüber China
gewichti ge Akzentverschiebungen nach sich ziehen.

Die dramatische Lage in Afghanistan und der ungewisse Ausgang vertie­
fen noch dazu die Belastungen. Ein Scheitern der NATO in Afghanistan käme
einem Erdrutsch gleich. Die große Frage ist: Würde das den Zusammenhalt
stärken, oder die Probleme im Bündnis vertiefen? Sicher ist aber: So wie im
pazifischen Raum werden die USA auch in Zentralasien alles daran setzen,
ihre Interessen, die sie auf Grund der Ressourcenabhängigkeit und der strate­
gischen Lage der Region als existentiell betrachten, mit Vehemenz zu verfol-

6 »Nesawissimaja Gaseta« vom 16.02.2009.
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gen. Sbigniew Brzezinski, Obama-Berater, äußerte sich dazu in seinem Buch
»Die einzige Weltmacht. Amerikas Strategie«, dass es nicht entschieden sei, ob
sie dabei immer im Verbund der NATO oder mit anderen Akteuren der sich
entwickelnden multil ateralen Welt (weshalb nicht auch mit der Schangaier
Organisation für Zusammenarbeit?) agieren werden.

ANLAGE: RUSSLAND ZUR GLOBALEN ENTWICKLUNG, ZUR NATO

Aus der Strategie für die nationale Sicherheit der Russischen Föderation bis
2020 (Ukas vom 12. Mai 2009):

»Die Entwicklung in der Welt verl äuft auf dem Weg der Globali sierung
aller Sphären des internati onalen Lebens, das sich durch hohe Dynamik ge­
genseitiger Abhängigkeit der Ereignisse auszeichnet.

Zwischen den Staaten haben sich die Widersprüche verstärkt, die mit der
Ungleichheit der Entwicklung als Ergebnis der Globali sierungsprozesse sowie
der Vertiefung der Unterschiede im Lebensniveau verbunden sind. Die Werte
und Entw icklungsmodelle wurden zum Gegenstand der globalen Konkur­
renz.

Angesichts neuer Herausforderungen und Gefahren wuchs die Verwund­
barkeit aller Mitgli eder der internationalen Gemeinschaft .

Im Ergebnis der Stärkung neuer Zentren des wirtschaft li chen Wachstums
und des poli tischen Einflusses bildet sich eine qualitati v neue geopoli tische
Situation heraus. Es formiert sich die Tendenz, Lösungen für die Probleme
und die Reguli erung von Kr isen auf regionaler Grundlage, ohne Beteiligung
nichtregionaler Kräfte zu suchen....

Der bestimmende Faktor im Verhältnis zur NATO bleibt, dass die Pläne
zur Verlegung mil itär ischer Infr astrukturen der All ianz an die Grenzen Russ­
lands sowie die Versuche, ihr globale Funktionen zu verordnen, die mit den
Normen des Völkerrechts koll idieren, für Russland unannehmbar sind.

Russland ist zur Entwicklung der Beziehungen mit der NATO auf der
Grundlage der Gleichberechtigung und im Interesse der Stärkung der allge­
meinen Sicherheit in der Euro-Atlantischen Region bereit. Ihre Tiefe und ihr
Inhalt werden bestimmt sein durch die Bereitschaft der All ianz zur Respek­
tierung, die gerechtfertigten Interessen Russlands bei der Verwirkli chung der
mili tär-poli tischen Planungen und der Normen des Völkerrechts, sowie zur
weiteren Transformation und Suche neuer Aufgaben und Funktionen huma­
nitärer Ausrichtung«.
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Aus der Jahresbotschaft Medwedjews an das Par lament vom 12.11.2009:
»Auf dem Gebiet der Sicherheit konzentrieren wir die Anstrengungen auf

den Vertrag zur Gewährl eistung der europäischen Sicherheit. Die jur istische,
d. h. völkerrechtli che Ausgestaltung des Prinzips der Unteilbarkeit der Sicher­
heit in der Euro-Atlantischen Region ist für uns ein Imperativ, ebenso wie die
Ausarbeitung von Mechanismen zur praktischen Reali sierung, die sich aus
dieser Verpfli chtung ergeben. Uns wir ft man manchmal vor, dass wir all das
gegen die NATO ausgedacht haben. Das ist aber nicht so. Wir richten unsere
Außenpoli ti k generell nicht »gegen irgendjemand« aus. Aber wir sind auch
nicht in der NATO. Und auch eine Reihe anderer Staaten sind nicht Mitglieder
dieses Blocks, aber ernsthafte Entscheidungen für die Stärkung der Sicherheit
in Europa müssen schon jetzt getroffen werden. Deshalb brauchen wir ein
neues effektives Format. Hätten wir ein solch effektives Institut bereits, ein
Institut, das fähig wäre, einen Aggressor zu stoppen, hätt e Georgien nicht die
Unverfrorenheit gehabt, einen Krieg gegen Südossetien vom Zaune zu bre­
chen«.



SARKIS LATCHINIAN

Zürcher Protokoll e suspendier t. Armenisch-türkische
Annäheru ng eingefr oren

1. EIN ZUSTAND VON NULL-BEZIEHUNG ZWISCHEN DER TORKEi
UND ARMENIEN

Es war ein steiniger Weg bis zur Unterzeichnung zweier Protokoll e im Ok­
tober 2009 in Zürich zwischen Armenien und der Türkei, die die Aufnahme
diplomatischer Beziehungen zwischen beiden Staaten vorsahen. Eine lange
»Nichtbeziehung« war bis dahin charakteristisch für beide Länder. Denn nach
dem Zusammenbruch der Sowjetunion Ende 1991 anerkannte die Türkei zwar
all e Nachfolgestaaten der UdSSR, darunter auch Armenien. Doch zur Aufnah­
me diplomatischer Beziehungen zu Armenien kam es nicht. Bis 1993 war die
gemeinsame Grenze zwischen Armenien und der Türkei offen. Im Dezember
1991 wurde im ehemali gen Autonomen Bezirk Berg-Karabach von Sowjet­
Aserbaidshan ein Referendum abgehalten. Dem Ergebnis entsprechend wurde
die Republi k Berg-Karabach ausgerufen, und diese erklär te sich zum unab­
hängigen Staat. Als Antwort darauf begann Aserbaidshan die Hauptstadt
Karabachs, Stepanakert, zu bombardieren. Es kam zu einem blutigen Kr ieg
zwischen Aserbaidshan und der Republi k Berg-Karabach, die von Armenien
unterstützt wurde. Dieser entwickelte sich im weiteren zu einem Krieg zwi­
schen Aserbaidshan und Armenien. Zum Kriegsende war die Landesgrenze
zwischen Armenien und Aserbaidshan verschoben: einige Gebiete wechselten
mehrmals die Zugehörigkeit. Der opferreiche Krieg endete mit dem Waffen­
still stand vom 12. Mai 1994.

Einerseits ver lor die Republi k Berg-Karabach dadurch die Kontroll e über ei­
nen Teil der Gebiete, die sie als ihre eigenen betrachtete. Andererseits eroberte
sie die Kontrolle über sieben angrenzende aserbaidshanische Kreise. Aus all
diesen Kreisen - und auch aus Berg-Karabach selbst - wurden die Aserbai­
dshaner - 600.000 bis eine Mill ion Personen - ausgesiedelt. Insgesamt kon­
troll ier t die international nicht anerkannte Republi k Berg-Karabach 14 % des
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Territoriums des ehemaligen Sowjet-Aserbaidshan. Das offizielle Baku spricht
von 20 % seines Territoriums, das Armenien besetzt habe.

Armenien bezweckte durch das von ihm besetzte aserbaidshanische Ter­
ritorium einen Korr idor in die nunmehr durchgängig armenisch besiedelte
Republi k Berg-Karabach zu öffnen.' Nach der Eroberung aserbaidshanischer
Terr itorien im Karabach-Krieg durch Armenien wurde 1993 die türkisch-ar­
menische Grenze durch die Türkei aus Solidarität mit dem Turkvolk von Aser­
baidshan geschlossen, was auch heute noch Fakt ist.

2. DIE ZORCHER PROTOKOLLE LI ESSEN HOFFNUNGEN KEIMEN

Zu einem Neuanfang in den türkisch-armenischen Beziehungen kam es nach
dem Sieg des heutigen armenischen Präsidenten Sersch Sarkisjan bei den Prä­
sidentschaftswahlen im Jahre 2008: Erst lud Sarkisjan den türkischen Präsi­
denten Gül aus Anlass des Fußballquali fikationsspiels zur Weltmeisterschaft
2010 zwischen den Nationalmannschaften beider Länder im September 2008
nach Jerewan ein, dann wurden die Protokolle bis zum 31. August 2009 ausge­
handelt und am 10. Oktober 2009 in Zürich unterzeichnet.

In der diesbezügli chen Presseerklärung der Außenminister ien der Schweiz,
Armeniens und der Türkei aus Bern, Jerewan und Ankara vom 31. August
2009 heißt es dazu:

»Die Republi k Armenien und die Republi k Türkei sind übereingekommen,
ihre internen poli tischen Konsultationen über die zwei Protokolle - das »Pro­
tokoll über die Aufnahme von diplomatischen Beziehungen< und das »Proto­
koll über die Entwicklung der bilateralen Beziehungen - aufzunehmen, die
im Rahmen ihrer Bemühungen unter Schweizer Mediati on initiiert worden
sind.«

Die beiden Protokolle bilden einen Rahmen für die Normali sierung ihrer
bilateralen Beziehungen innerhalb einer überschaubaren Zeitspanne. Die po­
li tischen Konsultationen würden nach sechs Wochen abgeschlossen sein, wo­
nach die beiden Protokolle unterzeichnet und zwecks Ratifizierung den jewei­
ligen Parlamenten zugeleitet werden könnten. Beide Seiten würden ihr Bestes

Siehe Sarkis Latchinian: Der Konfl ikt um Berg-Karabach. Hintergründe und Aussich­
ten.. In: Ernstgert Kalbe u. a. (Hrsg.): Osteuropa in Tradit ion und Wandel. Zwischen
sozialer Transformation und nationaler Identifikation (II ). Leipzig 1996. S.75-96.
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tun, damit die Ratifizierung bei Berücksichtigung verfassungsmäßiger und
rechtli cher Prozeduren zügig abgeschlossen werden könnte.

Vor allem zwei Punkte zogen das Interesse auf sich: Erstens die Anerken­
nung der gemeinsamen Grenze zwischen beiden Staaten und zweitens die an­
gestrebte Bildung einer Historikerkommission.

Diese beiden Punkte finden sich in den relevanten Formulierungen der Pro­
tokolle folgendermaßen:

1. »Die beiderseiti ge Anerkennung der bestehenden Grenze zwischen den
beiden Ländern so, wie sie durch die maßgebli chen völkerr echtli chen Abkom­
men festgelegt ist ...« und

2.... »einen Dialog über die histor ische Dimension zu implementieren mit
dem Ziel, das beiderseitige Vertrauen zwischen den beiden Nationen wieder­
herzustellen, einschließlich einer unparteiischen wissenschaft li chen Prüfung
der historischen Akten und Archive, um bestehende Probleme zu definieren
und Empfehlungen zu formulieren ...«?

Ein dr itt er Punkt, der in den Protokollen nicht enthalten ist, geriet danach
immer stärker in den Vordergrund: Die von der Türkei geforderte Regelung
des Karabach-Konfli kts. Unmitt elbar nach der Unterzeichnung der Protokol­
le in Zür ich beeilte sich der türkische Ministerpräsident Erdogan, in einem
Gespräch mit Journalisten in Istanbul aus diesem Anlass kategorisch zu un­
terstreichen, dass die Türkei die Protokolle nicht ratifizieren werde, solange
Armenien einen Teil des Terr itoriums rund um die Enklave Berg-Karabach
besetzt halte. Diese Koppelung der Normali sierung der Beziehungen zu Ar­
menien mit der Lösung des Karabach-Konfli kts dürfte den aserbaidshanischen
Partner der Türkei zufr iedenstellen und Armenien weiterhin unter Druckset­
zen, Zugeständnisse an die Türkei wie auch an Aserbaidshan im Karabach­
Konfli kt im Visier zu haben.

In einem »Spiegel«-Gespräch vom April 2010 sprach der Präsident Armeni­
ens Sersch Sarkisjan Klartext zum Karabach-Problem:

»Die Türkei will stets Zugeständnisse von uns. Das aber ist unmöglich.
Die wichtigste Frage ist die Verwirkli chung des Rechts der Bevölkerung von
Berg-Karabach auf Selbstbestimmung ... Warum konnten die Staaten des ehe-

2 An der Schwelle zu konkreteren Schr itt en?! Protokoll über die Aufnahme von di­
plomatischen Beziehungen zwischen Armenien und der Türkei. Protokoll über die
Entwicklung der Beziehungen zwischen Armenien und der Türkei. In: Armenisch­
Deutsche Korr espondenz. Heft 1. Frankfurt/ M. 2010. S. S.

3 Ebenda.
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maligen Jugoslawien Unabhängigkeit erlangen? Soll Karabach etwa nicht die
gleichen Rechte haben - nur weil Aserbaidshan über Rohstoffe wie 01 und Gas
verfügt und mit der Türkei einen Schutzpatron in der Nato hat? Das halten
wir nicht für gerecht.«'

Türkische Beteuerungen, die Abmachungen mit Armenien versti eßen nicht
gegen Aserbaidshans Interessen, nimmt man in Baku skepti sch auf. Man
fürchtet in Aserbaidshan, dass der türkische Druck auf Armenien nach ei­
ner möglichen Ratifizierung der Protokolle nachlassen könnte und die Tür­
kei Armenien, das bisher fest zu Russland steht, einen übertr itt in das Lager
prowestli cher früherer Sowjetrepubliken mit poli tischen und wirtschaft li chen
Vergünstigungen vergolden könnte, zumal sich dadurch - aus türkischer Sicht
- Ankaras Chancen auf einen EU-Beitr itt erhöhen könnten. Die Verl etzung
der Menschenrechte, die ungelöste Kurdenfrage, die Vorenthaltung von Rech­
ten für nationale Minderheiten u. a.m. belasten bereits die kühlen Beziehun­
gen der Türkei zu Europa und erschweren ohnehin den Weg der Türkei in die
Europäische Union.

Der auf die Solidarität der Türkei im Berg-Karabach-Konfli kt angewiesene
Präsident Aserbaidshans llham Ali jew gab im Mai 2009 eine öffentli che Er­
klärung ab, in der er meinte, die Türkei hätt e sich wieder unter Aserbaidshans
Fitt iche begeben. Nach Ali jew wurde das Thema der Grenzöffnung zwischen
Armenien und der Türkei »nach den unmissverständli chen Erklärungen
hochrangiger türkischer Staatsbediensteter beendet. Ich denke, es ist bereits
Geschichte, und wir brauchen darauf nicht mehr zurückzukommen«.*

Durch den diplomati schen Akt der Unterzeichnung der Zürcher Protokol­
le sind der Türkei Vorteile entstanden, die sie sofort nutzen kann: Einerseits
ist die Gefahr für die Türkei, dass der US-Kongress den Völkermord an den
Armeniern anerkennt, möglicherweise auf immer gebannt. Da andererseits
die Protokolle die Err ichtung einer internationalen Historikerkommission zu
den Ereignissen von 1915 vorsehen, kann die Türkei unter Verweis auf die
Arbeit des zu bildenden Gremiums alle Schr itt e Armeniens in diesem Kontext
abblocken. Dies gilt selbst dann, wenn sich die Ratifizierung und damit die
tatsächliche Einr ichtung der Kommission, wie sich bereits zeigt, noch hinzö­
gern soll te.

4 Die Welt muss reagieren. Interview mit Sersch Sargsjan. In: Der Spiegel 14/2010.
$. 94.

5 Siehe Alexander Iskandarian: Die abgebremste armenisch-türkische Annäherung.
In: Armenisch-Deutsche Korrespondenz. Heft 3. Frankfurt/M. 2009. $. 2.
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Die Übereinkunft von Zür ich ermögli cht es der Türkei dr itt ens, ihre strate­
gische Gewichtigkeit, die sich auch in ihrem aktiven Engagement in Afghanis­
tan, Irak, in der NATO, in der EU, in Nahost und im Kaukasus abzeichnet, im
Sinne ihrer Autonomiebestrebungen gegenüber den USA wie der EU zu ver­
stärken und die eigene Diplomatie auf der Basis des Prinzips »Null Probleme
an den Grenzen« zur Vollendung zu bringen. In diesem Zusammenhang hat
die AKP-Regierung auch den Mut aufgebracht, bis dato tabuisierte Themen in
der türkischen Innen- und Außenpolitik anzugehen. Zu diesen gehört neben
dem Völkermord an den Armeniern , der Kurden- und Zypernfr age auch die
Beendigung der Dominanz der Armee. Die Architektur der türkischen Au­
ßenpoli t ik unter Außenminister Davutoglu beruht auf zwei Prinzipien, näm­
li ch als Ziel »Null Probleme« mit den Nachbarstaaten und als Methode »Soft
power«, wozu auch die Zurückdrängung der Allmacht der Armee gehört.'

Die Türkei hat des weiteren durch die Zürcher Übereinkunft von Russland
ein Instrument in die Hand bekommen, um im Südkaukasus zu penetr ieren -
was nicht nur auf die aktive Kooperation auf energeti schem Gebiet begrenzt
wird. So lange aber nicht rati fiziert, werden die Protokoll e von Zür ich ermög­
li chen, die Türkei aus dem Südkaukasus fern zu halten.

Fall s die Protokoll e ratifizier t werden, sind auch Vorteile für die armeni­
sche Seite zu erwarten. Armenien ist vor all em am Hauptproblem interessiert,
nämli ch der Offnung der türkischen Grenze und damit des aufstrebenden
großen türkischen Marktes. Armenien ist mangels anderer Wege derzeit ge­
zwungen, nahezu seinen gesamten Außenhandel, einschli eßli ch Energieli e­
ferungen, über den Iran abzuwickeln. Das und der andauernde Konfli kt um
Berg-Karabach schrecken auch internationales Kapital ab, das die kleine, roh­
stoffarme Republi k dr ingend braucht. Armenischerseits sind Hoffnungen nicht
nur wir tschaft li cher Art mit einer solchen Offnung verbunden, sondern auch
Konsequenzen, die zur Stabili sierung der Kaukasus-Region führen könnten,
damit auch zur Sicherung der Energieversorgungsrouten durch dieses Gebiet,
die bislang einer der Hauptfaktoren der Destabili sierung der Region sind.
Denn der Kaukasus ist doch eine der wichtigsten Regionen, in der russische
und US-amerikanische Interessen aufeinanderprallen. Je unsicherer der Kau­
kasus ist, desto größer ist die Gefahr, dass diese beiden Mächte aufeinander­
stoßen, was Auswirkungen auf die gesamte Welt poli tik hätt e. Dies hat sich
besonders nach dem Krieg zwischen Georgien und Russland im August 2008

6 Ahmet Davutoglu: Str ategik Derinli k. Istanbul 2002.
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bewahrheitet, infolge dessen die NATO zeitweili g ihre Beziehungen zu Russ­
land unterbrach.

Die USA und Russland sind sehr erpicht darauf, In der Kaukasus-Region
als »Paten« zu fungieren und die dominierende Macht zu sein. Eigentli ch aber
gibt es zwischen den beiden Mächten eine Rivali tät um die Region, die sich
vom Baltikum bis zum Kaspischen Meer erstreckt.'

Washington ist sich darüber im Klaren, dass die armenisch-türkische An­
näherung auch Ergebnis der strategischen Partnerschaft Russlands mit der
Türkei ist. Folglich haben die USA ihre Anstrengungen verdoppelt, um diese
Annäherung zu kontroll ieren. Sie sind nämli ch nicht bereit, eine strategisch
wichtige Grenze, die Asien mit der euro-atlantischen Welt verbindet und ih­
ren Ausgang in der Türkei hat, Russland zur freien Verfügung zu stellen. Was
die Normali sierung der armenisch-türkischen Beziehungen betrifft , so sind
es die Russen gewesen, die nach etli chen amerikanischen Anläufen unter den
Präsidenten Clinton, Bush, aber leider auch Obama initialer geworden sind.

Ihren unterschiedli chen Interessen an der beiderseits gewoll ten armenisch­
türkischen Annäherung gaben die USA und Russland auch nicht zuletzt durch
die Präsenz ihrer Außenminister beim Akt der Unterzeichnung der Protokolle
in Zürich Ausdruck.

Völl ig unterschiedlich sind auch die Vorstellungen der Armenier und der
Türken, was die so genannte »historische Dimension« anbelangt. Der zu bil ­
dende Unterausschuss zur »historischen Kommission« soll nach armenischer
Lesart nicht über die Frage zu entscheiden haben, ob es einen Genozid gege­
ben hat oder nicht, sondern sich um das armenische Erbe in der Türkei, die
Restaur ierung und den Erhalt dieses Erbes und die Nachfahren der Opfer des
Genozids betreffende Fragen kümmern. Armenien habe immer unterstr ichen,
dass die Faktizität des Genozids kein Verhandlungsgegenstand sei. In Teilen
Armeniens und der Diaspora gab und gibt es Zweifel an diesen Beteuerungen
der Republi k Armenien. Deshalb gerät Präsident Sarkisjan allzu oft in die
Kritik seiner Staatsbürger und seiner Diasporakompatr ioten, da er auf den
türkischen Vorschlag eingegangen war, eine Historikerkommission mit der
Untersuchung der Massaker im Endstadium des Osmanischen Reiches zu be­
auft ragen. Damit wolle die Türkei, so hieß es, ledigli ch die Anerkennung der
türkischen Schuld hinauszögern. Das armenische Verfassungsgericht, das mit
den Zürcher Protokollen befasst wurde, versah sie denn auch mit einer Prä-

7 Siehe Sarkis Latchinian: Ol und Macht. Leipzig 2009.
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ambel, in der die Forderung nach internati onaler Anerkennung des Genozids
enthalten ist.

Der bis zum Frühjahr 2008 amti erende armenische Außenminister Vartan
Oskanian formulierte in einer Rede am 22. September 2009: »Mit einem ein­
zigen Satz treten wir unsere historischen Rechte ab. Wir verzichten sogar auf
die - wie auch immer formale - Möglichkeit, histor ische Gerechtigkeit wieder
herzustellen«.* Was Oskanian mit »historischer Gerechtigkeit« gemeint haben
soll te, ist ein weites Feld von Interpretationen. Nicht zuletzt schließt das auch
terr itoriale Ansprüche eines Teils von Diasporaarmeniern an die Türkei ein,
die 1920 unter Verl etzung des Brester Vertrages armenische Territorien zum
türkischen Besitz erklärt hat. Es geht insgesamt um ein Terr itor ium, das fünf­
mal so groß ist wie die heutige armenische Republik, das durch die damaligen
armenischen Machthaber lieber den Türken geschenkt wurde, als dass es den
Bolschewiki in die Hände fallen soll te.

Das Projekt der Bildung einer »historischen Kommission«, die nach türki­
scher Lesart die Fakti zität des Genozids leugnet, ist international derart in die
Kritik geraten, dass sogar die ehemaligen Vorsitzenden der renommierten In­
ternational Association of Genocide Scholar (IAGS) sich veranlasst sahen, sich
am 3. November 2009 an Ministerpräsident Erdogan zu wenden: »Außerhalb
Ihrer Regierung gibt es keine Zweifel an den Fakten des Genozids, folgli ch
besteht unsere Sorge darin, dass Ihre Forderung bezügli ch der Einsetzung der
Historikerkommission ein poli tischer Kniff ist, um diese Fakten zu leugnen«.'

Nach Meinung des bekannten türkischen Gelehrten Professor Cengiz
Candas habe die Türkei mit der Verbindung der Ratifizierung der Zürcher
Protokolle mit der Lösung des Karabach-Konfli kts »sich ins eigene Knie
geschossen«.'°

8 Siehe die armenischen Tageszeitungen Zartonk und Ararat. Beirut vom 23. Septem­
ber 2009.

9 URL: http://www . armenian Weekly. Com/2009/11/20/former-iagspresidents-consi­
der - historical-commission-an-a ttempt-to-deny-armenian-genocide) vom 21. No­
vember 2009.

10 Siehe Radikal. Istanbul vom 10. Februar 2010.
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3. DIE DISSONANZ IN DEN BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DER TORKEI
UND ARMENIEN NIMMT WEITER ZU.

Armeniens Position betreffs der Koppelung des Karabach-Konfli kts mit der
Ratifizierung der Zürcher Protokolle ist eindeutig. Zwischen beidem beste­
he kein Zusammenhang. Dennoch sei Armenien zu einem Friedensschluss
mit Aserbaidshan ohne Vorbedingungen bereit. Demgegenüber bestehe Aser­
baidshan erstens auf vorherige Rückgabe jener Gebiete, die Armenien 1993
besetzte. Aserbaidshan bestehe zweitens auf einen Volksentscheid über den
künfti gen Status von Berg-Karabach, an dem sich die 1988 vertr iebenen Aser­
baidshaner mit beteili gen sollen.

Wenn die türkische Regierung ihre bisherige Poli tik der Leugnung des Ge­
nozids und der Kopplung des Karabach-Konfli kts mit der Rati fizierung der
Zürcher Protokolle im Sinne aserbaidshanischer Forderungen - und dafür
spricht bislang alles - beibehält , wird man aus armenischer Sicht mit der An­
näherung der Grundpositionen Armeniens mit der Türkei nicht allzu viele
Hoffnungen verknüpfen können. Die Türkei wird vermutli ch kraft der in Aus­
sicht gestell ten so genannten Histor ikerkommission Genozidanerkennungen
von Dritt ländern - zu allererst seitens der USA - im Keim zu ersti cken ver­
suchen.

Allem Anschein nach wird die Türkei weiterhin versuchen, die Regelung
des Karabach-Konfl ikts zur Voraussetzung für eine Ratifizierung der Protokol­
le zu machen. Denn wenn die Türkei diese ihre »Chance« ungenutzt verstrei­
chen lassen würde, wird die AKP-Regierung seitens ihrer Gegner des Verrats
am »Brudervolk« der islamischen Aserbaidshaner bezichtigt. Der Slogan »Ein
Volk - zwei Staaten« erfreut sich doch in der Türkei sowie in Aserbaidshan
großer Beli ebtheit. Die türkischen Ambiti onen, Mutter aller Turkvölker der
Region zu sein, wurden seinerzeit bereits vom türkischen Staatspräsidenten
Suleyman Demirel folgendermaßen formuliert: »Es gibt eine gewalt ige Welt
des Türkentums von der Adria bis zur chinesischen Mauer«. Solche immer
wieder hervorgekramten »ethnischen Gemeinsamkeiten«, wie sie heute auch
durch die AKP-Regierung betont werden, entsprangen mehr der Phantasie
als der Reali tät. So gehören weder die Tschetschenen noch die Mehrzahl der
zahlreichen in Dagestan lebenden Völker und Sprachgemeinschaften zu den
so genannten Turkvölkern. Auch in anderen Gebieten, in denen überwiegend­
turksprachige Völker leben, bleibt die so genannte Welt des Türkentums ein
Konstrukt, um die Ansprüche der Türkei auf die Position einer Regionalmacht
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zu unterstreichen." Um ihre Wirtschaftsinteressen als Ol- und Gas-Transit­
land sowie als Brücke zwischen Orient und Okzident realisieren zu können,
braucht die Türkei neben Russland auch die Partnerschaft Aserbaidshans. Die
Türkei bekommt von Aserbaidshan Erdgas noch zum halben Weltmarktpreis.
Die Hälfte davon verkauft sie zum doppelten Preis an den Westen weiter, die
andere Hälfte behält sie für sich, ohne dafür auch nur einen Cent gezahlt zu
haben. Deshalb muss die Türkei mit den Forderungen Aserbaidshans, die Re­
gelung des Karabach-Konfli kts zur Voraussetzung der Ratifizierung der Zür­
cher Protokolle zu machen, allein fertig werden. Hierfür trägt die Türkei die
alleinige Verantwortung. Sie lässt sich in diesem Kontext immer weniger auch
von den USA sagen.

Man hört immer öfter, dass die Türkei durch die Koppelung des Karabach­
Konfli kts mit der Ratifizierung der Zürcher Protokolle Armenien dazu brin­
gen wolle, Kompromisse in der Karabach-Frage einzugehen. Armenien wolle
die Normali sierung der Beziehungen zur Türkei so sehr, dass es sogar bereit
sei, hierfür einen hohen Preis zu zahlen. Genau darin könnte die türkische
Fehlkalkulation liegen. Der schon in der Frage der »Historikerkommission«
unter massivem Druck stehende armenische Präsident könnte eine ausgerech­
net von der Türkei erpresste Kompromisslösung zugunsten Aserbaidshans
nicht kommunizieren, selbst wenn er es woll te. Das Schicksal der Zürcher
Protokolle blieb über längere Zeit ungewiss. Immer mehr aber zeichnete sich
ab, sie könnten als Totgeburt enden. Das wäre nicht das erste und das letzte
Beispiel dieser Art. Und es gibt genügend Menschen in der Türkei und in der
Republi k Armenien - sowie in der weltweiten armenischen Diaspora - die
aus unterschiedli chen Gründen dem keine Träne nachweinen würden.

Am 22. April 2010 kam schli eßlich Klartext, als Armeniens Präsident Sar­
kisjan in einer Fernsehansprache anlässli ch der 95. Wiederkehr des Genozids
(am 24. April 1915) verkündete, seine regierende Republi kanische Partei habe
das Ratifizierungsgesetz aus dem armenischen Parlament zurückgerufen. Da
die Türkei ihrerseits Vorbedingungen für eine Ratifizierung der Abkommen
stelle, habe es in »überschaubaren Zeiträumen« keinen Sinn, den Prozess im
eigenen Parl ament fortzuführen. Armenien lasse nicht »in der Sprache eines
Ultimatums mit sich verhandeln«.

Erst recht lässt sich Armenien durch die wachsenden Drohungen Aserbai­
dshans nicht einschüchtern, obewohl das in den letzten sieben Jahren seine

11 Moritz Jensen: In Dagestan geht es auch um OI. Türkische Ambitionen und USA­
Szenarien. In: »Neues Deutschland« vom 20.September 1997. S. 7.
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Waffeneinkäufe um das 13-fache erhöht hat und immer offener erwägt, im Ka­
rabach-Konfl ikt notfall s auf die mili tär ische Opti on zu setzen. Der armenische
Präsident Sarkisjan hat diesbezügli ch Tatsachen geschaffen, die die Sicherheit
seines Landes erhöhen. So wurde Ende August 2010 mit dem russischen Prä­
sidenten Dmitr i Medwedjew in Jerewan ein Vertrag unterzeichnet, der die
Präsenz russischen Mili tärs in Armenien bis ins Jahr 2044 verlängert und die­
ses auch zahlenmäßig aufstockt. Trotz erhebli cher innenpolit ischer Kr it ik ist
dieser Schr itt Armeniens eine weise Reaktion auf wachsende Spannungen Im
Verhältnis zu Aserbaidshan und dessen Partner Türkei.



UWE-JENS HEUER

Der ideologische Kampf nimmt kein Ende

Ich lern te den Balkanisten Ernstgert Kalbe, Bereichsleiter an der Sektion Ge­
schichte der Karl-Marx-Universität Leipzig, in der gemeinsamen Tätigkeit des
wissenschaft li chen Rates für Okonomie und Poli tik soziali stischer Länder
kennen und schätzen. Der Rat führte bereits im November 1984 seine 6. Ta­
gung durch.

Unser Anli egen war es, durch eine Analyse der Entwicklungen in den an­
deren soziali stischen Ländern auch bei uns das Reformdenken zu befördern .
Kennzeichnend sind dafür Feststellungen, die ich im Dezember 1987 in einem
Referat zur Gesamtentwicklung im Bereich Wirtschaft , Staat und Recht, den
ich dort zu vertreten hatt e - traf: »Es handelt sich hier um Elemente des Rück­
zugs, aber nur unter dem Gesichtspunkt scheinbar bereits err eichter Erfolge.
Es scheint eine dr ingli che Frage für alle Länder zu sein, in der sich weiter ent­
wickelnden Auseinandersetzung der Weltsysteme Reali smus und Nüchtern­
heit bei der Einschätzung der Lage und des Erreichten mit revolutionärer Hal­
tung, mit Aufbruchsbereitschaft - wenn - man will mit Reformbereitschaft
- zu verbinden.«' Wir sahen all e die Notwendigkeit von Reformen, waren
uns aber des Grades der Gefährli chkeit der Situation nicht bewusst, meinten
noch, durch stete Hinweise ein Umdenken bei der Führung bewirken zu kön­
nen, eine Ablösung Honeckers abwarten zu müssen, die intern als biologische
Lösung bezeichnet wurde. Von der Abteil ung internationale Verbindungen im
ZK der SED war der Mitarbeiter Jürgen van Zwoll zuständig und meist dabei.
Seine Teilnahme war keineswegs eine Überwachungsrolle irgendwelcher Art,
er trug vielmehr Überl egungen vor, was man von unseren Ergebnissen der
Parteiführung zumuten könne und wem auch im Einzelnen.

Einen besonders krassen Fall der Weigerung, die Tatsachen zur Kenntnis
zu nehmen, erlebte ich im Jahre 1985. Ich war im Dezember 10 Tage als Gast
des Instituts für Staat und Recht der Akademie der Wissenschaften der UdSSR

1 Uwe-Jens Heuer: Im Streit. Ein Jur ist in zwei deutschen Staaten. Baden-Baden 2002.
S. 140f.
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in Moskau gewesen und hatt e mit 15 führenden Wissenschaft lern gesprochen.
Sie gingen nicht mehr von der Vorreiterrolle der UdSSR aus. Die Kernfrage
für die Sowjetunion war für sie: Vervoll kommnung oder Umgestaltung. Bis
auf einen sprachen sich all e für Umgestaltung, bald allgemein als Perestroika
bezeichnet, aus. Ich sandte eine Kopie meines Reiseberichts mit diesem Re­
sultat an den Leiter der Abteilung Staats- und Rechtsfragen im ZK der SED,
Klaus Sorgenicht, der sich darüber bitt er bei Wolfgang Weichelt, meinem In­
stitutschef, beschwerte. Das warf ein Licht auf die damalige verhängnisvolle
Verschwörung der Nichtzurkenntnisnahme der Wirkli chkeit, in diesem Fall
der ideologischen Entwicklung bei der Führungsmacht.

Sehr wichtig war für mich die Bereitschaft Ernstgert Kalbes, neben Karl ­
Heinz Schöneburg aus meinem Institut in der Verteidigung meines Vorhabens
Ende 1987 als zweiter Gutachter für mein Buch »Marxismus und Demokratie«
aufzutreten. Das war von besonderer Bedeutung, weil gerade mein histor i­
sches Anli egen, die Relativierung der von Marx voll zogenen Bewertung der
Par iser Kommune einerseits und die Wiederaufnahme der Auseinanderset­
zung mit Stali n, vor allem mit seiner Gleichsetzung von Diktatur und Demo­
kratie andererseits Gegenstand der Kritik von allem Wolfgang Weichelt s war,
der eine besondere Demokratietheorie rundweg ablehnte. Er konnte sich dabei
auch darauf berufen, dass im Forschungsplan für mein Buch als offi zieller
Titel »Okonomie, Recht und Demokrati e in der entwickelten soziali stischen
Gesell schaft« festgelegt worden war.

Kalbe erklär te mein histor isches Vorgehen nicht nur für legitim, sondern
geradezu für unabdingbar, »weil eine Standortbesti mmung zum heutigen so­
ziali stischen Demokratiedenken und -verständnis sowohl den Rückgriff auf
das theoretische Erbe des Marxismus-Leninismus und die praktischen Erfah­
rungen der bisherigen Soziali smusentwicklung verl angt als auch die Analyse
der widersprüchli chen Gegebenheiten der heutigen Welt«. Meine histor ische
Darstell ung atme »Historizität und Plastizität«. Ich schr ieb in meinem Vor­
wort: »Es geht heute darum, praktisch all seit ig nachzuweisen, dass auf der
Grundlage des staatli chen und genossenschaft li chen Eigentums die demo­
kratischen Bedürfnisse der Werktätigen besser befr iedigt werden als auf der
Grundlage des kapitali stischen Eigentums«. Für die gleichzeitig im Nomos­
verl ag Baden-Baden erschienene Lizenzausgabe zit ier te Werner Maihofer in
seinem Vorwort Ernst Bloch: »Es gibt keine menschliche Würde ohne Ende
der Not, aber auch kein menschgemäßes Glück ohne Ende alter oder neuer

2 Ebenda. S. 157.
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Untertänigkeit«. Das heiße für den Dialog der Systeme: »Keine Demokrati e
ohne Soziali smus, kein Sozialismus ohne Demokratie, das ist die Formel einer
Wechselwirkung, die über die Zukunft entscheidet.«?

Roland Wötzel, damals Sekretär der Bezirkleitung Leipzig der SED, teil te
mir später mit, dass er vom Verlag um eine Meinungsäußerung zum Manu­
skript gebeten worden sei. Er habe nachdrücklich schnell e Veröffentli chung
empfohlen. Roland Wötzel hatt e wenig später wesentli chen Anteil am ge­
walt losen Verlauf der entscheidenden Montagsdemonstration in Leipzig vom
16.10.1989. Sigrid Menschel hat rückbli ckend mein Plädoyer für eine poli tische
Theorie des Soziali smus als Wunsch interpreti ert, »das einzigartige soziali s­
tische Projekt und seine anti westli che Ausrichtung durch theoretische und
praktisch-poli tische Reformen zu sichern, die Bestandteile der westli chen Tra­
dition aufnahmen«.'

In meinem Vortrag in der Klasse der Akademie der Wissenschaften vom
März 1985 hatt e ich mein Credo so formuli ert: »Von bürgerli cher Seite wird oft
versucht, Marx gegen Engels, beide gegen Lenin, den jungen Marx gegen den
späteren oder den späten Lenin gegen den früheren auszuspielen. Wir sind
manchmal versucht, uns dagegen zur Wehr zu setzen, indem wir bestehende
Unterschiede leugnen. Gerade indem wir ihr Werk in seiner Zeit begreifen,
können wir Allgemeingültiges ableiten und Methoden und Inhalt für unse­
re heutige theoretische Arbeit fruchtbar machen. Ein solch materiali stisches
Herangehen ermögli cht auch die objektive Einsicht, warum in jeder Per iode
unterschiedli che Seiten dieses Werkes in ihrer Rezeption in den Vordergrund
rücken. Nur indem wir so verfahren, werden wir - wie mir scheint - ihrer
Größe gerecht und verwandeln ihr ungeheures Werk nicht in einen Stein­
bruch, in dem wir Wurfgeschosse für Zitatenschlachten auflesen.«

2002 stell te ich dann dieser Position die ideologische Gegenposition rück­
bli ckend zusammenfassend gegenüber: »Die Orthodoxen dagegen hatt en aus
diesem Werk einen Grundbestand zusammengestell t, der es ihnen gewisser­
maßen ermögli chte, aus derartigen Gesteinsbrocken eine Festung zu err ichten,
die gegen jeden Angreifer verteidigt werden mußte. Es wurde weder die Her­
kunft der einzelnen Sätze, noch ihre heutige Anwendbarkeit hinterfr agt. In
dem Augenbli ck all erdings, als sich dann einige dieser Sätze als offenbar durch
politische Gewalt widerl egt erwiesen, war die Festung gestürmt und wurde
von ihren Bewohnern verlassen, eine Reihe von ihnen verweigerten sich fort-

3 Ebenda. $. 159.

4 Ebenda. S. 160.
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an dem weiteren Nachdenken. Nun, da es zu forschen und zu argumentieren
galt, war für sie alles vorbei. Es wurde denjenigen, auf die man früher im
Besitz einer ewigen und damit auch unwiderleglichen Wahrheit als unzuver­
lässig< hinabgesehen hatte, überl assen, marxistisches Denken fortzuführen«.*

Die Differenz von wissenschaft li cher Auseinandersetzung und ideologi­
schem Kampf - mit dem poli tischen Gegner aber auch in der eigenen Partei
- wurde immer wieder deutli ch. Ich schr ieb 1998 in einer Auseinanderset­
zung mit Ernst Wurl : » Es ist ill usionär, Gegenwehr allein auf das Festhalten
an wissenschaft lichen Maßstäben zu stützen. Das ist selbstverständlich un­
abdingbar. Aber wer auf Gebieten forscht, in denen ideologische Auseinan­
dersetzungen geführt werden, muß seinen Platz in ihnen bestimmen.« Wurl
hielt mir entgegen, »Man dürfe nicht nach den Schlußfolgerungen fragen ...
Die ideologische Hauptstoßrichtung des Gegners dürfe kein Kriter ium sein.«
Lothar Bisky erklärte in derselben Richtung auf dem 4. Parteitag der PDS:
»Wäre ich Geschichtswissenschaftl er, würde ich die Begriffe von Stali nismus
und Poststalinismus genauer definieren. Als Poli tiker, der zuspitzen und Auf­
fassungen ... verändern will , war und ist der solcherart definierte Antistalinis­
mus unverzichtbar.«* Es ging ihm dabei um einen weiten Stalinismusbegriff,
der gleicherweise die Sowjetunion unter Stalin und die DDR erfassen soll te.

Ich will in dieser Festschr ift für den Historiker Ernstgert Kalbe meine Sicht
auf das Verhältnis von wissenschaft li chem Meinungsstreit und ideologischer
Auseinandersetzung noch an einem speziellen Beispiel erl äutern, nämli ch an
der Auseinandersetzung um den Reichspräsidenten der Weimarer Republik
als »Hüter der Verfassung« zwischen Carl Schmitt und Hans Kelsen in der
Endzeit der Weimarer Republik.

Der Triumph der Barbarei, der vom ersten Weltkr ieg eingeleitet worden
war, bestimmte das Weltbil d Carl Schmitt s und auch sein wissenschaft li ches
Eingreifen in die Kämpfe seiner Zeit. Sein Hauptanliegen war die Abwertung
des Parlaments zu Gunsten der Diktatur des Reichspräsidenten, seines Rechts,
den Ausnahmezustand zu verhängen.

Das Parlament soll te eigentlich einen einheitlichen Staatswillen hervor­
bringen. »Statt eines staatli chen Will ens kommt nur eine nach allen Seiten
schielende Addierung von Augenblicks- und Sonderinteressen zustande.« Das
Ergebnis sei ein »labiler Koalitions-Parteienstaat«.' »Die meisten Entpoli tisie-

5 Ebenda. S. 153 f.
6 Ebenda. S. 373, 410.
7 Carl Schmitt : Der Hüter der Verfassung. Tübingen 1931. S. 88.
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rungsvorschläge und -forderungen vergessen die einfache Wahrheit, dass zur
Neutrali tät im Sinne einer unabhängigen Sachli chkeit eine besondere Stärke
und Kraft notwendig ist, die mächtigen Gruppierungen und Interessen Wider­
stand zu leisten vermag.« Wer aber könne diese Stärke und Sachli chkeit auf­
weisen? Niemand anderes als der Reichspräsident. Er wird jetzt als Vertreter
der Demokratie gegen die Parteien benannt. Es ginge um Balancierung der
parl amentar ischen mit der plebiszitären Demokratie, wobei der Reichspräsi­
dent »im Mitt elpunkt des plebiszitären Verfassungsteiles« steht, um »Abhil ­
fen gegen die verfassungszerstörenden Methoden des plurali stischen Systems
...« zu schaffen. »Die Praxis der Ermächtigungsgesetze ... zeigt, dass im kri­
tischen Fall die Wendung vom Parl ament weg geht«, dass eine jetzt bereits
zehnjährige Praxis in Verbindung mit einem umfangreichen Schr iftt um einige
Sätze über die Auslegung des Art. 48 Abs. 2 entwickelt hat«, darunter die Be­
fugnis des Reichspräsidenten »gesetzvertretende« Verordnungen zu erl assen
und »die Entwicklung eines spezifisch wirtschaft li chen und finanziellen Not­
und Ausnahmezustandes«.* Zynisch fasste Schmitt zusammen: »Die geltende
Reichsverfassung gibt einem mehrheits- und handlungsfähigen Reichstag alle
Rechte und Mögli chkeiten, deren ein Parlament bedarf, um sich als den maß­
gebenden Faktor der staatli chen Will ensbildung durchzusetzen. Ist das zum
Schauplatz des plurali stischen Systems gewordene Parl ament dazu nicht im­
stande, so hat es nicht das Recht, zu verlangen, dass auch alle anderen verant­
wortli chen Stellen handlungsunfähig werden.« Der Ausnahmezustand ent­
spreche der Wendung vom Gesetzgebungsstaat zum Wirtschaftsstaat. »Dass
dieser stärkste Versuch einer Abhil fe und Gegenbewegung verfassungsmäßig
und legal nur durch den Reichspräsidenten unternommen werden kann, lässt
gleichzeitig erkennen, dass der Reichspräsident als Hüter dieser verfassungs­
mäßigen Gesamtordnung anzusehen ist.«

Er hütet also die Verfassung gegen das gewählte Parl ament. Auf den $. 132-
159 wird dann im Teil 111unter der Oberschrift »Der Reichspräsident als Hüter
der Verfassung« die Ern te eingebracht.

Schmitt behauptet nun, dass das neutrale Staatsoberhaupt als Reichspräsi­
dent mit Befugnissen ausgestatt et ist, »die ihn von den gesetzgebenden Stellen
unabhängig machen, obwohl er gleichzeitig an die Gegenzeichnung der vom
Vertrauen des Parlaments abhängigen Minister gebunden ist.«

8 Ebenda. S. 115f.
9 Ebenda. S. 131.
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»Der Hüter der Verfassung muss allerdings unabhängig und parteipoli tisch
neutral sein«, aber nicht unbedingt ein Richter oder Berufsbeamter. Die Fest·
legung der Inkompatibili tät von Reichspräsident und Abgeordnetem (Art. 44
WRV)) »deutet auf eine parteipoli ti sche, aber nicht unpoli tische Unabhängig­
keit«. Schmitt sieht in der Bestimmung des Art. 41, dass der Präsident vom
ganzen Volk gewählt werde, eine Stütze seiner Position, dass hinter dem Prä·
sidenten (und nur hinter ihm) das Volksganze stünde. Er befinde sich darüber
hinaus »im Mitt elpunkt eines ganzen, auf plebiszitärer Grundlage aufgebau­
ten Systems von parteipoli tischer Neutrali tät und Unabhängigkeit«. Er sei die
einzige Stelle, »die als solche der berufene Wahrer und Hüter des verfassungs­
mäßigen Zustandes und des verfassungsmäßigen Funktionierens der obersten
Reichsinstanzen und für diesen Notfall mit wirksamen Befugnissen zu einem
aktiven Schutz der Verfassung ausgerüstet ist«.

Die Verfassung, und das ist Schmitt s Schlussfolgerung, »setzt das ganze
deutsche Volk als eine Einheit voraus, die unmittelbar, nicht erst durch sozi­
ale Gruppenorganisationen [gemeint sind die Parteien - U.-J. H.] vermittelt,
handlungsfähig ist, die ihren Willen zum Ausdruck bringen kann und sich
im entscheidenden Augenbli ck auch über die pluralistischen Zerteilungen [ge­
meint sind wiederum die Parteien - U.-J. H.] hinweg zusammenfinden und
Geltung verschaffen soll. Die Verfassung sucht insbesondere der Autorität
des Reichspräsidenten die Möglichkeit zu geben, sich unmittelbar mit diesem
poli tischen Gesamtwill en des deutschen Volkes zu verbinden und eben da­
durch als Hüter und Wahrer der verfassungsmäßigen Einheit und Ganzheit
des deutschen Volkes zu handeln«' . Mit Hilfe des von ihm konstru ierten Hü­
ters der Verfassung als einer Art Oberpräsident hat Schmitt an die Stelle ei­
ner Parteien-Demokratie einen Führerstaat gesetzt, der ohne Parlament, ohne
Parteien als totaler Staat auskommt.

Die Antwort des österreichischen Staats- und Rechtswissenschaftl ers Hans
Kelsen erfolgte postwendend.' Er beginnt mit einem Paukenschlag: Man
könne zur rechtspoli tischen Forderung nach Garantien der Verfassung die
verschiedensten Aussagen machen. »Nur eines schien bisher außer Streit zu
stehen, schien eine Einsicht von so pr imitiver Selbständigkeit, dass man es

10 Ebenda. S. 141, 156-159.
11 Hans Kelsen: Wer soll Hüter der Verfassung sein? In: Hans Kelsen: Wer soll Hüter

der Verfassung sein? Abhandlungen zur Theor ie der Verfassungsgerichtsbarkeit in
der pluralistischen, parl amentari schen Demokr ati e. Hrsg. Von Chr istian van Oyen.
Tübingen 2008.
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kaum noch für nötig fand, sie in der gründli chen Erörterung besonders hervor
zu heben«, dass »diese Kontrolle nicht einem derjenigen Organe übertragen
werden darf, dessen Akte zu kontroll ieren sind. Die poli tische Funktion der
Verfassung ist: der Ausübung der Macht rechtli che Schranken zu setzen ...
Wenn irgend etwas unbezweifelbar feststeht, so dies, dass zu solcher Funkti on
keine andere Instanz weniger geeignet ist, als gerade jene, der die Verfassung
die Ausübung der Macht - sei es zur Gänze, sei es zu einem Teil überträgt,
und die daher in erster Linie die Verfassung zu verletzen die rechtli che Gele­
genheit und den poli tischen Antr ieb hat«. Es ginge einfach um den Grundsatz,
»dass niemand Richter in eigener Sache sein soll.«

Völl ig verkannt werde das Wesen der Justiz in einer Äußerung von Schmitt :
»All e Justiz ist an Normen gebunden und hört auf, wenn die Normen selbst
in ihrem Inhalt zweifelhaft und umstr itt en werden«. Gerade das Gegenteil
sei r ichti g, nämli ch dass »die Justiz zumeist überhaupt erst anfängt, wenn die
Normen in ihrem Inhalt zweifelhaft und umstr itt en werden, da es ja sonst nur
Tatbestands- und überhaupt keine eigentli chen Rechtsstreitigkeiten gäbe«.
Die Prüfung der Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes durch ein Verfassungs­
gericht bedeutet »stets die Entscheidung der Frage, ob das Gesetz verfas­
sungsgemäß zustande gekommen sei«.' »Bei der Verfassungsger ichtsbarkeit
handelt es sich nicht darum, ... dass ... ein schwächeres Gesetz durch ein stär­
keres Gesetz geschützt wird, sondern einfach darum, dass eine Norm aus dem
Grunde, weil der Tatbestand ihrer Erzeugung im Widerspruch zu der diesen
Tatbestand regelnden und eben darum höheren Norm steht, in ihrer individu­
ell en oder generellen Geltung aufgehoben werden soll.«

Schmitt ginge aber von der längst abgetanen Vorstell ung aus, dass die Jus­
tiz nur »als Rechtsautomat wirkt«, weil die Entscheidung des Richters »inhalt­
lich aus einer anderen, meßbar und berechenbar im Gesetz bereits enthaltenen
Entscheidung abgeleitet ist«." Schmitt teil e die Staaten in Justizstaaten und
Gesetzgebungsstaaten ein und leitet daraus ab: »In einem Gesetzgebungsstaat
... kann es keine Verfassungsjustiz oder Staatsgerichtsbarkeit als eigentli cher
Hüter der Verfassung geben«. Kelsen charakter isier t den Schmitt dieser Ar­
gumentation als Vertreter der Begriffsjur isprudenz und schreibt seinerseits:
»Aber vielleicht wäre es richtiger festzustellen, dass ein Staat, dessen Verfas-

12 Hans Kelsen: Wer soll Hüter der Verfassung sein? S. 68f.; Carl Schmitt : Der Hüter der
Verfassung. S. 19.

13 Carl Schmitt : Der Hüter der Verfassung. S. 38; Hans Kelsen: Wer soll Hüter der Ver­
fassung sein? S. 72.
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sung ein Verfassungsger icht einsetzt, eben kein »Gesetzgebungsstaat ist. Viel­
leicht ist das, was immer als die Begriffsschärfe von Schmitt gepriesen wird,
nur seine Fähigkeit, selbst immer als erstes die Begriffshoheit zu erobern, aus
der sich dann alles übr ige ergibt.« »Es ist immer wieder der Schluß aus ei­
nem vorausgesetzten Rechtsbegriff auf eine erwünschte Rechtsgestalt ung, die
typische Vermengung von Rechtstheorie und Rechtspoli tik«", schreibt dazu
Kelsen. Er, Kelsen, habe nie behauptet, »die Verfassung stünde nur darum
über dem Gesetz, weil sie schwerer abzuändern sei«, er habe »zwischen Ver­
fassung im mater iellen und Verfassung im formellen Sinn unterschieden« und
die Oberordnung der Stufe der Verfassung über der Stufe des Gesetzes »nicht
mit der nur akzidentiell en nicht essentiellen Verfassungsform, sondern mit
dem Verfassungsinhalt begründe(t)«.

Eine Einschränkung der Macht der Gerichte könne nur dadurch erfolgen,
dass die Gesetze eng gezogen sind, also nicht allgemeine Prinzipien wie »Ge­
rechtigkeit, Freiheit, Gleichheit, Billi gkeit usw. enthalten«. Die Anschauun­
gen über solche »nur dem poli t ischen Schmuck der Verfassung dienenden
Formeln«, die »rechtli ch nicht verbindli che Postulate sind«, seien notwendig
unterschiedli ch.

Kelsen wendet sich dagegen, dass »der gegebene Gegensatz der Interessen
durch die Fiktion eines Gesamtinteresses oder einer Interesseneinheit verhüll t
wird ... Es ist die typische Fiktion, deren man sich bedient, wenn man mit der
Einheit des Staats»willens< oder der Totalität« des Kollektivums in einem
anderen als bloß formalem Sinne operiert, um damit eine inhaltli ch bestimm­
te Gestaltung der staatli chen Ordnung zu rechtfertigen«, wie dies Schmitt mit
der Kategorie des totalen Staates betreibe.

Der totale Staat bedeute nichts prinzipiell Neues, was nicht in expansiven
Staatszwecken, z.B. im Poli zeistaat des Absolutismus existi ert hätt e. »Längst
bekannte Tatsachen mit neuen Namen zu versehen, ist eine heute sehr beli eb­
te und weit verbreitete Methode.«'* Kelsen sah offenbar nicht die gewalti ge
Gefahr, die in Deutschland heranwuchs oder wollt e sie jedenfall s nicht the­
matisieren. Er glaubte, dass intell ektuelle Überl egenheit in diesem Streit auch
dann ausreiche, wenn der Gegner einen poli t ischen Will en vertr itt , der letzt­
li ch die Macht der von ihm repräsentierten Kräfte ausspielt. Grundsätzli ch
ist zu diesem Streit zu sagen, dass Schmitt seine Argumentati on immer vom

14 Hans Kelsen: Wer soll Hüter der Verfassung sein? S. 73f.; Carl Schmitt : Der Hüter der
Verfassung. S. 76.

15 Hans Kelsen: Wer soll Hüter der Verfassung sein? S. 82.
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beabsichtigten Ergebnis ableitet. Wenn es zweckmäßig ist, argumentiert er
rein begriffsjur istisch, ganz traditionell positivistisch, in anderen Fällen ganz
brutal mit dem Staatsinteresse oder sogar später der Nützlichkeit für den Sieg
Deutschlands. Kelsen bestr itt die Möglichkeit eines totalen bürgerl ichen Staa­
tes. »Man muß nicht Anhänger der mater iali stischen Geschichtsauffassung
sein, um zu erkennen, dass ein Staat, dessen Rechtsordnung das Privateigen­
tum an den Produktionsmitt eln garantiert, die ökonomische Produktion und
die Verteilung der Produkte grundsätzli ch als nicht-staatli che Funkti on auf­
rechterhält«, im Gegensatz zum soziali stischen Staat kein totaler Staat sein
kann. Durch diesen Begriff werde »der gewalt ige Gegensatz verhüll t .., in
dem das Proletar iat oder doch ein großer Teil desselben ganz ebenso zum heu­
tigen Gesetzgebungsstaat der parlamentar ischen Demokratie steht, wie die
Bourgeoisie am Anfang des 19. Jahrhunderts gegen den »totalen« Polizeistaat
der absoluten Monarchie«.!*

Diese Argumentation Kelsens zeugt davon, dass er, wie damals die meis­
ten, »Mein Kampf« nicht gelesen, oder nicht ernst genommen hatt e. Genau
diesem Klassenkampf von unten, dessen Träger an erster Stell e die Kommu­
nisten waren, woll te Hitler ein Ende mit Gewalt bereiten.

Kelsen argumenti ert weiter : »Es ist ein gewaltiger Unterschied, ob man ei­
nem Organ keine andere als diese Macht verl eiht, die in der Funktion der Ver­
fassungskontrolle li egt, oder ob man die Macht eines der beiden Hauptmacht­
träger durch die Übertragung der Verfassungskontroll e noch verstärkt.«"
Gegensatz von Parlament und Regierung könne heute bedeuten, dass »eine
Regierung, weil sie keine par lamentar ische Mehrheit hinter sich hat, verfas­
sungswidr ig ohne Parl ament regiert«. »Diese von der Verfassungspräambel
angerufene homogene, unteil bare Einheit des ganzen deutschen Volkes« ist
die wichtigste Stütze der These vom Reichspräsidenten als »Hüter der Verfas­
sung««.

In Wirklichkeit sei, »den Reichspräsidenten gegen ein Verfassungsgericht
auszuspielen« ebenso sinnlos »wie die Argumentation: da die Armee der bes­
te Schutz des Staates ist, brauchen wir keine Spitäler«.

Diese Lehre vom pouvoir neutre (von der neutralen Gewalt - U.-J. H.) soll
die »effektiv vorhandene, radikale Interessengegensätzli chkeit verhüll en ...,
die sich in der Tatsache der poli tischen Parteien und der noch bedeutsameren,
dahinter stehenden Tatsache des Klassengegensatzes ausdrückt«. Die - un-

16 Ebenda. S. 84f .
17 Ebenda. S. 88.
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vermeidli ch - unter dem Hochdruck parteipoli tischer Aktionen vor sich ge­
hende Wahl des Oberhauptes ist zwar eine demokratische, aber keine seine
Unabhängigkeit besonders garantierende Kreationsmethode."* »Die ganze
Schrift C. S.s ist von der Tendenz erfüllt , die Mögli chkeit einer Verl etzung der
Verfassung durch das Staatsoberhaupt bzw. die Regierung zu ignorieren, eine
Möglichkeit, die gerade gegenüber einer Verfassung besteht, zu deren wich­
tigsten Bestimmungen ein Art. 48 gehört«. »An die Stelle des positivrecht­
li chen Verfassungsbegriffes schiebt sich die »Einheit als ein naturr echtli ches
Wunschideal ... Mit dessen Hil fe ... kann man die Funktion des Staatsober­
hauptes, weil sie diese »Einheit« wiederherstell t oder verteidigt, als Hütung
der Verfassung deuten. Diese Verfassungsinterpretation kann nicht anders als
in einer Apotheose des Art. 48 gipfeln ... Soll te das nicht einfach der Ausdruck
dafür sein, dass das Bürgertum überall dort, wo infolge der Gestaltung des
Klassenkampfes das Parlament aufgehört hat, ein brauchbares poli tisches In­
strument der Klassenherrschaft zu sein, sein poli tisches Ideal ändert und von
der Demokrati e zur Diktatur übergeht?«

Kelsen woll te an diesem Beispiel zeigen, »wie gerechtfertigt die Forderung
nach strengster Trennung wissenschaft li cher Erkenntnis vom poli ti schen
Werturteil ist«. Der ganze Wert der Wissenschaft »steht und fällt damit, dass
die Wissenschaft in diesem für sie beinahe tragischen Konfli kt die Kraft be­
hält , sich der so verl ockenden Verbindung mit der Politik zu versagen«.!

Schmitt ging es vor allem darum, Hindenburgs Position weiter auszubauen.
Er woll te mit Hil fe des Art. 48 die Rechte des Parlaments immer weiter be­
schneiden und den Ausnahmestaat zum eigentli chen Staat machen.

Kelsen stell te aber in den Mittelpunkt seiner Kr itik nicht Schmitt s eigentli ­
ches Ziel, sondern dessen in seinen Augen wissenschaft li ch äußerst fragwür­
digen Argumente. Die Frage ist jedoch, wieweit darf oder soll man die poli ti­
sche Argumentation mit der jur isti sch-wissenschaftl ichen verbinden? Kelsen
will beides streng trennen. In der Auseinandersetzung mit Schmitt ging es
aber um beides, um die wissenschaft li che Widerlegung vieler Thesen, aber
eben auch um seine grundlegende ideologische, proimperiali stische, immer
mehr auch profaschistische Position.

18 Ebenda. S. 90-94.
19 Ebenda. S. 101, 103, 105.
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Schmitt schr ieb im Juli 1928 in einem Brief seinem Verleger, »dass es eine
Wissenschaft li chkeit in geistesgeschichtli chen Fragen nicht gibt«.

Schmitt habe, schreibt Kelsen, »die ideologische These von dem pouvoir
neutre des konstitutionellen Monarchen« ohne weiteres auf das unter dem
Hochdruck parteipoli tischer Strömungen gewählt e Staatsoberhaupt einer
demokratischen Republi k übertragen zu dürfen geglaubt. Schmit t sähe die
Hauptgefahr im Parl ament, »als ob nicht heute« in Deutschland die Frage
nach der Verfassungsmäßigkeit der auf Art. 48 gestützten Funktion der aus
Präsident und Ministern bestehenden »Regierung eine Schicksalsfrage der
Weimarer Verfassung wäre!«'!

Ein entschlossenes Bündnis von Sozialdemokraten und Kommunisten hät­
te vielleicht noch zu einem früheren Zeitpunkt eine Wende bringen können.
Das war aber sicherl ich nicht das Bestreben Kelsens, offensichtli ch aber waren
auch die beiden entscheidenden Partner aus sehr unterschiedli chen Gründen
dazu nicht bereit. Es ist selbst von heute her schwer zu sagen, wer von denen,
die damals wirkli chen Einfluss hatt en, noch bereit und in der Lage war, das
Geschick zu wenden.

Für die Beantwortung der Frage nach der Zweckmäßigkeit eines Verfas­
sungsger ichts sei es belanglos, ob man dieses Organ als Gericht bezeichne,
und seine Funktion als Justiz, das wäre gerade die schon überwundene Be­
griffsjur isprudenz argumentiert Kelsen weiter. Schmitt ginge »von der ir r igen
Voraussetzung aus, dass zwischen der Funktion der Justiz und »politischen«
Funktionen ein Wesensgegensatz bestehe«. Mit poli tisch könne hier nur ge­
meint sein, dass es sich um Machtausübung handele, wobei Schmitt davon
ausginge, »dass der Prozeß der Machtausübung im Verfahren der Legislative
abgeschlossen ist. Auch in der Justiz werde aber über Interessen entschieden.«
Der poli tische Charakter der Justiz ist um so stärker, je weiter das freie Er­
messen ist, das die ihrem Wesen nach generell e Gesetzgebung der Justiz not­
wendiger Weise überlassen muss. Die Meinung, »dass nur die Gesetzgebung,
nicht aber die echte< Justi z poli tisch sei, ist ebenso falsch wie die, dass nur
die Gesetzgebung produktive Rechtserzeugung, die Gerichtsbarkeit aber nur
reproduktive Rechtsanwendung sei«.

Völl ig verkannt werde das Wesen der Justiz in einer Äußerung von Schmitt :
»Alle Justiz ist an Normen gebunden und hört auf, wenn die Normen selbst

20 Reinhard Mehri ng: C . Schmitt. Aufstieg und Fall . Eine Biographie. München 2009.
S. 240.

21 Hans Kelsen: Wer soll Hüter der Verfassung sein? S. 63.
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in ihrem Inhalt zweifelhaft und umstr itt en werden.«"* Gerade das Gegenteil
sei r ichtig, nämlich dass »die Justiz zumeist überhaupt erst anfängt, wenn die
Normen in ihrem Inhalt zweifelhaft und umstr itt en werden, da es ja sonst nur
Tatbestands- und überhaupt keine eigentli chen »Rechtsstreit igkeiten gäbe«.
Die Prüfung der Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes durch ein Verfassungs­
gericht bedeutet »stets die Entscheidung der Frage, ob das Gesetz verfassungs­
gemäß zustande gekommen«sei. »Bei der Verfassungsger ichtsbarkeit handelt
es sich nicht darum, ... dass ... ein schwächeres Gesetz durch ein stärkeres Ge­
setz geschützt wird, sondern einfach darum, dass eine Norm aus dem Grunde,
weil der Tatbestand ihrer Erzeugung im Widerspruch zu der diesen Tatbe­
stand regelnden und eben darum höheren Norm steht, in ihrer individuellen
oder generellen Geltung aufgehoben werden soll.«

Schmitt ginge aber von der längst abgetanen Vorstell ung aus, dass die Jus­
tiz nur »als Rechtsautomat wirkt«, weil die Entscheidung des Richters »inhalt ­
li ch aus einer anderen, meßbar und berechenbar im Gesetz bereits enthaltenen
Entscheidung abgeleitet ist«."* Schmitt teile die Staaten in Justizstaaten und
Gesetzgebungsstaaten ein und leitet daraus ab: »In einem Gesetzgebungsstaat
... kann es keine Verfassungsjustiz oder Staatsger ichtsbarkeit als eigentli cher
Hüter der Verfassung geben«. Kelsen charakter isier t den Schmitt dieser Ar­
gumentation als Vertreter der Begriffsjur isprudenz und schreibt seinerseits:
»Aber vielleicht wäre es richtiger festzustellen, dass ein Staat, dessen Verfas­
sung ein Verfassungsgericht einsetzt, eben kein »Gesetzgebungsstaat ist.«
Offenbar ist das, was immer als die Begriffsschärfe von Schmitt gepr iesen
wird, nur seine Fähigkeit, selbst immer als erstes die Begriffshoheit zu erobern,
aus der sich dann alles übr ige ergibt. »Es ist immer wieder der Schluß aus ei­
nem vorausgesetzten Rechtsbegriff auf eine erwünschte Rechtsgestaltung, die
typische Vermengung von Rechtstheorie und Rechtspoli tik.« Er, Kelsen, habe
nie behauptet, »die Verfassung stünde nur darum über dem Gesetz, weil sie
schwerer abzuändern sei«, er habe »zwischen Verfassung im mater iellen und
Verfassung im formellen Sinn unterschieden« und die Oberordnung der Stufe
der Verfassung über der Stufe des Gesetzes »nicht mit der nur akzidentiellen

22 Ebenda. S. 66f.
23 Carl Schmitt : Der Hüter der Verfassung. S. 38; Hans Kelsen: Wer soll Hüter der Ver­

fassung sein? S. 72.
24 Carl Schmitt : Der Hüter der Verfassung. S. 76; Hans Kelsen: Wer soll Hüter der Ver­

fassung sein? S. 74, 76.



Der ideologische Kampf nimmt kein Ende 295

und nicht essentiell en Verfassungsform, sondern mit dem Verfassungsinhalt
begründe(t)«.

Eine Einschränkung der Macht der Gerichte könne nur dadurch erfolgen,
dass die Gesetze eng gezogen sind, also nicht allgemeine Prinzipien wie »Ge­
rechtigkeit, Freiheit, Gleichheit, Bill igkeit usw. enthalten«. Die Anschauun­
gen über solche »nur dem poli tischen Schmuck der Verfassung dienenden
Formeln«, die »rechtli ch nicht verbindli che Postulate sind«, sind notwendig
unterschiedlich.

Schmitt wolle durch die Fiktion vom totalen Staat eine inhaltli ch bestimm­
te Gestalt ung der staatli chen Ordnung rechtfertigen. Plurali smus erfordere
eine staatsfr eie Sphäre, totaler Staat schli eßt sie aber aus, er bedeute jedoch
nichts prinzipiell Neues, was nicht in expansiven Staatszwecken, z.B. im Po­
li zeistaat des Absolutismus existiert hätte. »Längst bekannte Tatsachen mit
neuen Namen zu versehen, ist eine heute sehr beliebte und weit verbreitete
Methode.«"

Kelsen sieht offenbar nicht die gewaltige Gefahr, die in Deutschland heran­
wuchs oder wollt e sie jedenfall s nicht thematisieren. Er glaubte, dass intellek­
tuelle Überlegenheit in diesem Streit auch dann ausreiche, wenn der Gegner
einen poli tischen Will en vertr itt , der letztli ch die Macht der von ihm reprä­
sentierten Kräfte ausspielt . Grundsätzlich ist zu diesem Streit zu sagen, dass
Schmitt seine Argumentation immer vom beabsichtigten Ergebnis ableitet.
Wenn es zweckmäßig ist, argumentiert er rein begriffsjur istisch, ganz tradi­
tionell positivistisch. In anderen Fällen ganz brutal mit dem Staatsinteresse
oder später sogar der Nützli chkeit für den Sieg. Es gäbe, schreibt Kelsen weiter,
keine »Einheit von Staat und Gesellschaft«, »weil sich der Klassenkampf nicht
als Gegensatz zwischen staatli chen Organen, sondern als ein Kampf abspielt,
den ein Teil der Gesell schaft , der nicht im Staate steht, weil er sich nicht mit
dem Staat identifiziert, gegen einen anderen Teil der Gesellschaft führt«. Das
alles solle dazu dienen, die Regierung zum Hüter der Verfassung zu machen.
Aber es sei Tatsache, dass »sich die legislative Expansion sehr erhebli ch auch
in der Verordnungstätigkeit der Regierung vollzieht« auf der Grundlage des
Art. 48.

»Es ist ein gewalti ger Unterschied, ob man einem Organ keine andere als
diese Macht verleiht, die in der Funktion der Verfassungskontroll e liegt, oder
ob man die Macht eines der beiden Hauptmachtt räger durch die Übertragung

25 Hans Kelsen: Wer soll Hüter der Verfassung sein? S. 63. S. 74, 66f., 69-74, 76f.
26 Ebenda. S. 81ff.
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der Verfassungskontrolle noch verstärkt.«"" Gegensatz von Parlament und
Regierung könne heute bedeuten, dass »eine Regierung, weil sie keine par­
lamentarische Mehrheit hinter sich hat, verfassungswidr ig ohne Parlament
regiert«. »Diese von der Verfassungspräambel angerufene »homogene, unteil ­
bare Einheit des ganzen deutschen Volkes< ist die wichtigste Stütze der These
vom Reichspräsidenten als »Hüter der Verfassung«.« In Wirkli chkeit sei, »den
Reichspräsidenten gegen ein Verfassungsgericht auszuspielen«, ebenso sinn­
los, »wie die Argumentation: da die Armee der beste Schutz des Staates ist,
brauchen wir keine Spitäler«. Es heiße Ideologie für Reali tät nehmen , wenn
man »in der Institution des Staatsoberhauptes nicht nur ein Symbol ethisch­
poli tisch postuli erter, sondern das Produkt oder den Erzeuger realer, im Sinne
einer effektiven Interessensolidar ität gegebenen Staatseinheit auffasst«. Die
Lehre vom pouvoir neutre (von der neutralen Gewalt - U.-J. H.) soll die »ef­
fektiv vorhandene, radikale Interessengegensätzlichkeit verhüllen«, die sich in
der Tatsache der poli ti schen Parteien und der noch bedeutsameren, dahinter
stehenden Tatsache des Klassengegensatzes ausdrückt. »Die - unvermeidli ch
- unter dem Hochdruck parteipoli tischer Akti onen vor sich gehende Wahl des
Oberhauptes ist zwar eine demokratische, aber keine seine Unabhängigkeit be­
sonders garanti erende Kreationsmethode.«"* »Die ganze Schrift C. S.s ist von
der Tendenz erfüllt , die Mögli chkeit einer Verl etzung der Verfassung durch
das Staatsoberhaupt bzw. die Regierung zu ignorieren, eine Mögli chkeit, die
gerade gegenüber einer Verfassung besteht, zu deren wichtigsten Bestimmun­
gen ein Art. 48 gehört«.

»An die Stelle des positi vrechtli chen Verfassungsbegriffes schiebt sich die
Einheit als ein naturr echtli ches Wunschideal ... Mit dessen Hilfe ... kann
man die Funktion des Staatsoberhauptes, weil sie diese »Einheit« wieder her­
stell t oder verteidigt, als Hütung der Verfassung deuten. Diese Verfassungs­
interpretation kann nicht anders als in einer Apotheose des Art. 48 gipfeln ...
Sollt e das nicht einfach der Ausdruck dafür sein, dass das Bürgertum überall
dort, wo infolge der Gestaltung des Klassenkampfes das Parlament aufgehört
hat, ein brauchbares poli tisches Instrument der Klassenherrschaft zu sein, sein
poli tisches Ideal ändert und von der Demokrati e zur Diktatur übergeht?« Kel­
sen woll te an diesem Beispiel zeigen, »wie gerechtfertigt die Forderung nach
strengster Trennung wissenschaftl icher Erkenntnis vom poli tischen Wertur­
teil ist«. Der ganze Wert der Wissenschaft »steht und fäll t damit, dass die

27 Ebenda. S. 84f ., 88.
28 Ebenda. S. 90, 94.
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Wissenschaft in diesem für sie beinahe tragischen Konfli kt die Kr aft behält ,
sich der so verlockenden Verbindung mit der Poli tik zu versagen«.

Kelsen wendet sich in seiner Auseinandersetzung mit Schmitt gegen dessen
These, dass nur der Präsident, also Hindenburg, Hüter der Verfassung sein
könne, nicht aber ein Gericht.

Es ging Schmitt vor allem darum, Hindenburgs Position weiter auszubau­
en. Er woll te mit Hil fe des Art. 48 die Rechte des Parlaments immer weiter
beschneiden und den Ausnahmestaat zum eigentli chen Staat machen.

In den Mittelpunkt stell te Kelsen aber nicht Schmitt s eigentli ches Ziel,
sondern dessen in seinen Augen wissenschaft li ch äußerst fragwürdigen Ar­
gumente. Die Frage ist aber, wieweit darf oder soll man die politische Ar­
gumentation mit der juristisch-wissenschaftl ichen verbinden? Kelsen will bei­
des streng trennen. In der Auseinandersetzung mit Schmitt ging es aber um
beides, um die wissenschaft li che Widerl egung vieler Thesen, aber eben auch
um seine grundlegende ideologische, proimperiali stische, immer mehr auch
profaschistische Position. Schmitt schr ieb im Juli 1928 in einem Brief seinem
Verleger, »dass es eine Wissenschaft li chkeit in geistesgeschichtlichen Fragen
nicht gibt«.»

Man muss in der Auseinandersetzung mit ihm beides machen. Grundsätz­
li ch ist Kelsen entgegenzuhalten, dass der ideologische Kampf geführt wird,
ob wir es wollen oder nicht. Das wird heute am Beispiel der Diffamierung der
DDR uns tagtägli ch vorgeführt. Ein Kampfbegriff wie der des Unrechtsstaats
ist wissenschaft li ch nicht zu begründen noch zu widerlegen. Er hat keine wis­
senschaftl iche, sondern eine ideologische Funktion."

Hermann Klenner ist 1972 in seiner Polemik gegen die »Kelsensche Reine
Rechtslehre« auch auf diese Auseinandersetzung von Schmitt und Kelsen ein­
gegangen." Kelsen habe sich in der Weimarer Demokratie nicht »mit jenen
zusammengetan«, »die den Faschismus direkt vorbereiteten. Als die Reaktion
zum Sturm auf den Restbestand an demokratischen Freiheiten blies und aus­
gerechnet Hindenburg zum »Hüter der Verfassung« erkor, da hat Kelsen in
einer tagespoli ti sch akzentuierten Gegenschrift auf gefährl iche Folgen jener
verfassungsfeindlichen Theorie aufmerksam gemacht. Aber, und dieses Aber
zeige die ganze Halt losigkeit einer inhaltsentleerten Rechtstheorie, sein ei-

29 Ebenda. S. 101-105.
30 Reinhard Mehr ing: C . Schmitt . Aufsti eg und Fall. S. 240.
31 Uwe-Jens Heuer : Im Streit. S. 319-329.
32 Herm ann Klenner : Rechtsleere - Veru rt eilung der Reinen Rechtslehre. Ber lin 1972.
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gener Vorschlag, ausgerechnet den Staatsgerichtshof als Verfassungshüter zu
etablieren, ist doch bloß unter dem subjektiven Aspekt des guten Will ens als
besser zu bewerten. Als sich nämlich - unmittelbar nach dem Schriftenduell
Schmitt / Kelsen der eine »Hüter< zum Staatsstreich entschloss und am 20. Juli
1932 die sozialdemokratische Regierung Preußens nach Hause schicken ließ ...,
da legitimierte der andere »Hüter durch Gerichtsurteil den Verfassungsbruch.
So wie in der poli tischen Praxis die Weimarer Demokratie durch Reichspräsi­
dent und Staatsgerichtshof arbeitsteilig ausgehöhlt wurde, so vollzog sich im
Bereich der Theorie ein Parallelvorgang zwischen Schmitt und Kelsen unge­
achtet ihrer subjekti ven Gegnerschaft ; der eine war diktaturfordernd, der an­
dere diktaturfördernd ... So arbeitete die von der Reinen Rechtslehre angeblich
geübte strengste Trennung von wissenschaft li cher Erkenntnis und politischem
Werturteil der äußersten Reaktion in die Hände.«"

Diese Bewertung schoss allerdings über das Ziel hinaus, wurde der kr iti­
schen Position Kelsens, wie ich meine gezeigt zu haben, nicht gerecht. Kelsen
hat die Gefahren, die in Deutschland drohten, gerade von einer Präsidenten­
diktatur her, durchaus benannt. Ein wirkli ch entschlossenes Bündnis von
Sozialdemokraten und Kommunisten hätte vielleicht noch zu einem frühe­
ren Zeitpunkt eine Wende bringen können. Das war aber sicherli ch nicht das
Bestreben Kelsens, offensichtli ch aber waren auch die beiden entscheidenden
Partner aus sehr unterschiedlichen Gründen dazu nicht bereit. Es ist selbst
von heute her schwer zu sagen, wer von denen, die damals wirkli chen Einfluss
hatten, noch bereit und in der Lage war, das Geschick zu wenden.

Horst Dreier hat inzwischen wohl überzeugend deutli ch gemacht, dass Kel­
sens Werk nicht auf die »reine Rechtslehre« reduziert werden darf." Er sei
dem gängigen Bestreben entgegen getreten, »Kelsens Theorie auf ein bloßes
Spiel innerl ich hohler Begriffe« zu reduzieren, sie »als einen großangelegten
Versuch der Entleerung des Rechts« zu interpretieren. Kelsen habe den Pro­
zess der Positivierung des Rechts als einen sozial relevanten Vorgang nicht
nur erkannt und beschrieben, sondern »auch in seiner Bedeutung für eine
wissenschaft li che Rechtsbetrachtung reflektiert«. Das galt vor allem für sei­
ne sozialanthropologischen Arbeiten In der modernen Gesellschaft wirke
»eine Tendenz zur Totalisierung des die Grundlage der Naturwissenschaft

33 Ebenda. S. 61f.
34 Vgl. seine von Hans Peter Schneider gefördert e Dissertation, welche unter dem Titel

»Rechtslehre - Staatssoziologie und Demokratietheorie bei Hans Kelsen« in Baden­
Baden 1986 erschienen.
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bildenden Kausali tätsprinzips«. »Eng mit der allgemeinen Entwicklung der
Erkenntnistheorie zusammenhängend, verzichtet der Rechtspositivismus auf
jede naturrechtli che Zusatzlegitimation des Rechts und läßt die Rechtswis­
senschaft zu einer autonomen Disziplin werden, kann aber im Gegenzug den
Rechtsnormen ledigli ch eine hypothetisch-relative Geltung zuerkennen und
das Recht als nichts denn als Menschenwerk«« betrachten, zitier t er Kelsen."

Die Autonomie der Rechtswissenschaft »sei nicht allein Ergebnis und Folge
eines Denkprozesses« sondern setze »umfängliche Veränderungen poli tisch­
gesellschaft li cher Art« voraus. Das Recht, »einmal als Produkt künstli cher
Setzung erkannt«, kann »zu einem in der Tendenz instrumentali sierbaren
technischen Herrschaftsmitt el gemacht werden«. Aus dem Richterstaat wird
der Gesetzgeberstaat, der jetzt das Monopol der Gewaltsamkeit err ingt. Die
Legitimität von Herrschaft ließe sich nicht mehr »aus bereit s vorgegebenen
letzten Gründen deduzieren«."* Das ist all es Soziologie oder Poli tikwissen­
schaft (in Kelsenscher Terminologie Naturwisssenschaft ) und keine »Reine
Rechtslehre«. Neben der »Reinen Rechtslehre«, allerdings mit ihr verbunden,
gibt es also im Kelsenschen Werk wesentli che Arbeiten zu Recht und zu De­
mokratie3

', denen gegenüber von Rechtsleere, Diktaturförderung und derglei­
chen überhaupt nicht die Rede sein kann.

35 Horst Dreier : Rechtslehre - Staatssoziologie und Demokr atietheor ie bei Hans Kel­
sen. S. 99.

36 Ebenda. S. 99-102, 291.
37 Vgl. ebenda, S. 286-291.



JÖRG ROESLER

Zm Zerfall multiethnischer Staaten in Osteuropa 1990-1992.
Ein Beitrag aus wirtschaftshistorischer Sicht

1. EINLEITUNG

Zwischen 1990 und 1992 begannen sich in den sozialistischen Staaten Ost­
mittel-, Südost- und Osteuropas in zweifacher Hinsicht grundlegenden Ver­
änderungen zu vollziehen: Autoritäre Regime verwandelten sich - und sei
es nur dem Buchstaben nach - in parlamentarische Demokratien und sozi­
alistische Planökonomien mutierten zu kapitalistischen Marktwirtschaften.
Diese Wandlungen auf poli tischem und ökonomischem Gebiet, von Teilen
der betroffenen Bevölkerung als Schock empfunden, wurden in einigen dieser
Staaten von einer dritten, nicht weniger radikalen Veränderung begleitet: dem
Zerfall von Staaten. Das ist so in Jugoslawien, in der Sowjetunion und in der
Tschechoslowakei geschehen.

Der Analyse dieser »unerhörten« Vorgänge haben sich neben Sozialwis­
senschaftlern vor allem Historiker gewidmet. Ihr spezifisches Feld war das
Forschen nach den Ursachen für den Zerfall jener mult iethnischen Staaten.
Denn es gab dafür einen Erklärungsbedarf, der weit in die Geschichte der
betroffenen Staaten zurückreicht.

Bei der Klärung der Gründe für den Zerfall der jugoslawischen Föderati ­
on hat sich unter den Historikern in Deutschland Ernstgert Kalbe besonders
hervorgetan - einerseits durch scharfsinnige Analysen', andererseits ist es

1 Vgl. Emstgert Kalbe: Historische Aspekte nationaler Identi tätssuche und nationale
Konfli kte in Südosteuropa, insbesondere im ehemaligen Jugoslawien (Thesen). In:
Osteuropa in Tradit ion und Wandel, H. 3. Leipzig 1996; Ernstgert Kalbe: Nochmals
zu Nationwerdung oder nationaler Wiedergeburt in Südosteuropa. In: Osteuropa
in Tradition und Wandel. Leipziger Jahrbücher, Bd. 1 (6). Leipzig 1999. S. 103-136;
Ernstgert Kalbe: Ein Balkan-Domino. Vom Zerfall Jugoslawiens über die Kosovo­
Krise zur NATO-Aggression. In: Osteuropa in Tradition und Wandel. Leipziger Jahr­
bücher Bd. 2 (7). Leipzig 2000. S. 7-52; Ernstgert Kalbe: Methodologisches und Hi­
storisches zu Nationwerdung und nationalen Konfli kten in Osteuropa. In: Osteuropa
in Tradition und Wandel. Leipziger Jahrbücher Bd. 4. Leipzig 2002. S. 9-54; Ernstgert
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vor all em ihm zu verdanken, dass dem deutschen Leser Dokumente bekannt
gemacht wurden, die die kr isenhafte Situation in Jugoslawien in den Jahren
bevor es zur eigentli chen Separation kam, beleuchteten.

Der folgende Beitrag beruht vor allem auf dem in der von Ernstgert Kalbe
mit herausgegebenen Zeitschrift »Osteuropa in Tradition und Wandel. Leip­
ziger Jahrbücher« publi zierten Wissensstand. Er soll diese Analyse aus der
Sicht des Wir tschaftshistor ikers bereichern . Die Untersuchung beschränkt sich
hinsichtli ch Jugoslawiens auf die Verselbständigung Sloweniens und Kroati­
ens und im Falle der Sowjetunion auf die Sezession der balt ischen Staaten
Litauen, Lett land und Estland.

2. DIE SEZESSIONEN VON 1990/ 92 ALS AUSDRUCK VERSPÄTETER
NATIONWERDUNG IN OSTEUROPA

Wie die Mehrzahl der Histor iker sieht Ernstgert Kalbe die Separationsbe­
strebungen in Jugoslawien, der Sowjetunion und der Tschechoslowakei, die
1990/ 92 zur Abspaltung bzw. Auflösung der Föderationen führten, als Ergeb­
nis von zwei langfr istigen histor ischen Prozessen. Der erste bestand im Ver­
lust der Staatli chkeit, die sich im Frühfeudali smus in den hier zu behandeln­
den Ländern {im Baltikum eigentli ch nur in Litauen) herausgebildet hatt e, im
Ergebnis der Eroberung dieser Staaten durch die benachbarten Großreiche. Im
Fall e der Slowakei und Kroatiens waren dies Ungarn bzw. die habsburgische
Monarchie, im Falle der baltischen Staaten Polen, Schweden und schli eßlich
Russland. Für die Poli tik aller Großmächte gegenüber den gewonnenen Pro­
vinzen war charakter istisch, dass sie deren histor isch gewachsenen nationa­
len wie auch kult urellen Besonderheiten missachteten. Der zweite histor ische
Prozess setzte mit Beginn des 19. Jahrhunderts ein. Es entstanden in den von

Kalbe: Vom Ende der osteuropäischen Vielvölkerstaaten. Europäische (EU-)Integra­
tion und südosteuropäische Desintegration (besonders am jugoslawischen Beispiel).
In: Osteuropa in Tradition und Wandel. Leipziger Jahrbücher Bd. 11. Leipzig 2010. S.
163-185.

2 Ernstgert Kalbe / Dietmar Endler : Einleitung zum »Memorandum der Serbischen
Akademie der Wissenschaften und Künste« (SANU). Belgrad Herbst 1986. In: Ost­
europa in Tradition und Wandel. Leipziger Jahrbücher Bd. 2(7). Leipzig 2000. S. 199-
207; Dokument: Memorandum der Serbischen Akademie der Wissenschaften und
Künste. In: Osteuropa in Tradition und Wandel. Leipziger Jahrbücher Bd. 2(7). Leip­
zig 2000. S. 209-272.
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der Fremdherrschaft betroffenen Ländern Bewegungen für eine »nationale
Wiedergeburt«. Ernstgert Kalbe hat diesen Prozess so charakterisiert: »In der
Regel durchliefen die Wiedergeburtsbewegungen drei miteinander verbun­
dene Etappen: eine aufklärerische Bildungs- und Schulbewegung, eine natio­
nalkulturelle Sprach- und Literaturbewegung, häufig mit nationalen kirchli ­
chen Autonomiebewegungen verbunden, und endli ch eine national-politische
revolutionärdemokratische oder liberale Bewegung für Unabhängigkeit und
Eigenstaatli chkeit«.' Die baltischen Staaten err angen ihre Unabhängigkeit
für zwei Jahrzehnte zwischen Erstem und Zweitem Weltkr ieg, während die
kroatische und slowakische (Schein-)Selbständigkeit nur während des Zwei­
ten Weltkr ieges für wenige Jahre als Bestandteil des faschistischen, großdeut­
schen Machtblocks zustande kam. Nach dem Zweiten Weltkr ieg sahen sich die
Regionen, die Gegenstand dieser Betrachtung sind, freiwill ig oder gezwun­
gener Maßen wieder in die Sowjetunion (Balt ikum), die Tschechoslowakei
(Slowakei) bzw. die Soziali stische Föderative Republik Jugoslawien (SFRJ) ein­
gegliedert, allerdings mit einem - teilweise nur auf dem Papier stehenden -
Autonomiestatus versehen.

Hauptsächli ch wird das als Wiederaufnahme des Prozesses der Formie­
rung nationaler und schli eßli ch erfolgreicher Unabhängigkeitsbestregungen
charakterisiert - allerdings mit gewissen Einschränkungen: »Das Aufleben
national< motivierter Bewegungen ist einerseits der Ausdruck für eine ver­
spätete Nationwerdung ehemals unterdrückter Völker in den vormals mult i­
ethnischen bzw. multi-nationalen Großreichen und insoweit objektiv bedingt,
andererseits aber verkörpern solche Bewegungen zugleich die von interve­
nierenden westli chen Großmächten instrumentali sierten Triebkräfte für eine
ethnisch-nati onale Parzell ierung osteuropäischer Länder.« * Die Ausnutzung
der nationalen Bestrebungen osteuropäischer Völker durch Großmächte von
außerhalb der Region - im 19. und 20. Jahrhundert durch Russland, Oster­
reich und Deutschland - ist all erdings auch kein Novum. Insgesamt lässt sich
der Schluss ziehen, dass die Separationsbestrebungen sich gänzli ch oder doch
weitgehend mit Hilfe des historisch begründeten und gewachsenen »traditi­
onellen« Nationalismus erklären lassen. Tatsächli ch spricht alles dafür, dass
ungeachtet z. T. hefti g geführter Auseinandersetzungen um die Gestaltung
der poli tischen und wirtschaft li chen Transformation Anfang der 90er Jahre
kein »ethnisch reiner« Staat wie etwa Albanien, Polen oder Ungarn bzw. kein

3 Ern stgert Kalbe: Methodologisches und Histor isches. S. 33-34.
4 Ernstgert Kalbe: Vom Ende der osteuropäischen Vielvölkerstaaten. S. 164.
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von einer Nationali tät eindeutig dominierter Staat wie Rumänien oder Bul­
garien zusammengebrochen ist, sondern die - um einen von Ernstgert Kalbe
verwendeten Begriff zu zitieren - »osteuropäischen Vielvölkerstaaten«.

In Erweiterung dieses Gedankenganges wird in diesem Beitrag die The­
se vertreten, dass beim Zerfall der osteuropäischen Staatenföderationen ne­
ben dem kulturellen, dem religiösen, dem ethnischen, kurz dem nationalge­
schichtli chen Element noch ein weiteres eine wesentli che Rolle gespielt hat:
die Okonomie, genauer die Befreiung vom ökonomischen Joch, der wir tschaft ­
poli tischen Bevormundung der Teilrepubli ken durch die Zentrale. Dieser
»Wirtschaftsnati onali smus« hat allem Anschein nach bei früheren Unabhän­
gigkeitsbestrebungen eine zu vernachlässigende Rolle gespielt. Bei genauerer
Betrachtung der Separationsbewegungen von 1990/ 92 kann dieses Phänomen
jedoch nicht mehr ignor ier t werden. Vielmehr spielte der Wirtschaftsnationa­
lismus als eines der konstit utiven Momente der Unabhängigkeitsbewegung
eine ganz bedeutende Rolle. Er wurde zu einer wesentli chen Triebkraft des
Zerfall s der »Vielvölkerstaaten«. Der Verfasser dieses Beitrages ist geneigt,
die wir tschaft li che Komponente der Separation so hoch einzuschätzen, dass er
von einer neuen Qualität des Nationali smus sprechen möchte, einem »moder­
nen« im Unterschied zum »traditionellen«.

3. BISHER UNBEANTWORTET GEBLIEBENE FRAGEN ZU DEN
URSACHEN DER SEPARATIONEN VON 1990/ 92

Im Sinne des »traditionellen Nationalismus« wäre zu erwarten gewesen, dass
das Aufleben der »nationalen Bewegungen« und der daraus folgenden separa­
tistischen Strömungen Ende der 80er und zu Beginn der 90er Jahre die Antwort
auf verschärfte nationale Unterdrückung der Regionen durch die »Staatsnati­
on« gewesen sein müsse. Doch das war offensichtli ch nicht der Fall.

In der Tschechoslowakei war den Slowaken seitens des Chefs der Kommu­
nistischen Partei, Alexander Dubcek, im Zuge der Reformbestrebungen, die
im »Prager Frühli ng« 1968 ihren Höhepunkt erreichten, als Antwort auf slo­
wakische Autonomiebestrebungen eine Oberprüfung und Umgestalt ung der
bisherigen Regelung der staatlichen Beziehungen zwischen dem tschechischen
Volk und dem slowakischen Volk zugesichert worden. Von den Versprechen
der Reformer ging nach dem Einmarsch der Truppen des Warschauer Pak·
tes im August 1958 nur eines in Erfüllung: Am 28. Oktober 1968 wurde die
Föderali sierung des tschechoslowakischen Staates verkündet. Anstell e einer
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Regierung fungierten nun drei: eine föderative, eine tschechische und eine
slowakische. Dementsprechend »oblag die Entscheidungsbefugnis in manchen
Dingen nicht nur dem gesamtstaatli chen Parlament, sondern daneben noch je
einem Tschechischen und Slowakischen Nationalrat«.* An der Gestaltung der
staatli chen Beziehungen zwischen Tschechen und Slowaken wurde auch in der
Phase der sogenannten »Normali sierung« während der 70er und 80er Jahre,
in der ansonsten die Soziali smusreform als Konterrevolution gebrandmarkt
wurde, nichts geändert, so dass sich die 1990 einsetzenden Separationsbestre­
bungen der Slowaken kaum mit forcierter nationaler Unterdrückung durch die
tschechische Staatsnation erklären lassen.

Vergleichbares lässt sich auch über die jugoslawischen Teilrepubli ken Kro­
atien und Slowenien sagen. Die jugoslawische Verfassungsreform von 1974
bestätigte den Föderationsrepubli ken ihren bereits Mitt e der 60er Jahren aus·
geweiteten Autonomiestatus und schr ieb »bezügli ch des Selbstbestimmungs­
rechtes bedeutsame Neuregelungen fest«.* Diese wurden von der Zentralre­
gierung in Belgrad in den folgenden anderthalb Jahrzehnten nicht angetastet.
Begründungen für die 1990 bis 1992 weite Verbreitung findenden und bis zur
Separation führenden Unabhängigkeitsbestrebungen in beiden jugoslawischen
Teilrepubliken lassen sich demzufolge kaum aus einer Verletzung ihrer Auto·
nomierechte gegenüber den Verfassungsbestimmungen von 1974 erklären.

Was die balt ischen Staaten betr ifft , so hatt e deren Autonomie wie die der an·
deren Teilrepubliken der Sowjetunion bis Mitt e der 1980er Jahre in mancherlei
Hinsicht nur auf dem Papier gestanden. Borisas Melnikas, ein li tauischer Geis­
teswissenschaftl er ur teilt , dass die »real durchgeführte nationale Poli tik«, in
der Sowjetunion »sich durch »dosierte« (limitierte) und zielgerichtet begrenzte
Toleranz der nationalen Kulturen und Besonderheiten auszeichnete«'. Jedoch
ermöglichten Gorbatschows »Glasnost und Perestroika« seit Mitt e der 80cr
Jahre mehr als je in den Jahrzehnten zuvor die Nutzung der durch die Sowjet·
verfassung den Teil republiken gegebenen Rechte. Auch aus der Sicht der balti­
schen Staaten sind die in den Jahren 1990/ 92 in die Offentli chkeit drängenden
und schli eßli ch erfolgreichen Unabhängigkeitsbestrebungen in den drei balti-

5 Jiri Pokorny: Die böhmischen Länder 1918-1994. Prag 1994. S. 37.
6 Gerhard Lozek: Die ethnischen Konfl ikte auf dem Balkan in histor ischer Sicht. Ber li n

2000. S. 21.
7 Bori sas Melnikas: Transformationen in den baltischen Ländern : Die nationalen Be­

ziehungen, polit ische, wir tschaftl iche, soziale Entw icklung. In: Osteuropa in Tradit i­
on und Wandel. Leipziger Jahrbücher. Bd. s. Leipzig 2003. S. 100.
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sehen Staaten - zumindest bezügli ch des Zeitpunktes ihres Auft retens - kaum
zu erklären.

Geht man bei der Suche nach den Ursachen der Separationsbestrebun­
gen von 1990/ 92 über die durch die Theorie von der späten Nationwerdung
der behandelten Regionen gelegte Spur hinaus und schli eßt die Analyse der
wir tschaft li chen Entwicklung Jugoslawiens, der Tschechoslowakei und der
Sowjetunion mit ein, dann ergibt sich im Fall e der drei Föderationen für die
zweite Hälfte der 80er Jahre und den Beginn der 90er Jahre eine bemerkens­
werte Gemeinsamkeit. Diese besteht darin, dass sich die Wirtschaft all er drei
Staaten in einer ökonomischen Niedergangsphase befand, die Mitt e der 70er
Jahre ihren Anfang nahm, sich in den 80er Jahren verschärfte und auch auf
den sozialen Bereich durchschlug, d.h. zur Stagnation bzw. schr ittweisen Ver­
schlechterung der Lebensbedingungen der Bevölkerung in den betroffenen
Ländern einschließli ch der später sich separierenden Regionen führte. Jugo­
slawiens Wirtschaftswachstum, das in der ersten Hälfte der 70er Jahre durch
eigene Stärke und in der zweiten Hälft e des Jahrzehnts durch Aufnahme von
Krediten auf den westli chen Devisenmärkten noch beachtli ch war, sackte in
der Welt schuldenkrise zu Beginn der 80er Jahre schlagartig von ehemals 7,0
Prozent Zuwachs an Brutt osozialprodukt auf 1,4 Prozent 1981 ab.* Im gleichen
Jahr musste die Regierung in Belgrad westli che Banken um Zahlungsaufschub
bitt en. Nachdem die jugoslawische Regierung im April 1983 einem »Konsoli ­
dierungspaket« des Internationalen Währungsfonds (IWF) zugestimmt hatt e,
brach im Jahr danach die Produktion ein und erreichte 1985 nur noch den
Stand von 1978.

Noch gravierender als die wirtschaft li chen waren die sozialen Auswirkun­
gen: Vergli chen mit 1980 hatt e die Bevölkerung des Landes 1985 einen Rück­
gang des Lebensstandards um 40 Prozent zu verkraften. Die Zahl der Arbeits­
losen schnell te nach oben. 1987 waren 6,7 Milli onen jugoslawische Haushalte
nicht mehr in der Lage, ihre Lebenshaltungskosten durch die ausgezahlten
Löhne und Gehälter zu bestreiten9

. Die Inflationsrate, die 1986 beachtli che 88
Prozent erreicht hatt e, nahm bis 1989 auf 300 Prozent zu. Obwohl die SFRJ

8 Franjo Stiblar: The Rise and Fall of Yugoslavia: An Economic History View. In: Cen­
tral Europe in theTwentieth Century. An Economic History Perspective. Hrsg. von
AliceTeichova. Ashgate. S. 74.

9 Geoffrey Swain / Nigel Swain: Eastern Europe Since 1945. Houndmill s 1998. S. 155,
195.
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zwischen 1981 und 1987 30 Mrd. Dollar an Zinsrückzahlungen leistete'°, ging
unter den widrigen ökonomischen Umständen die Verschuldung nicht zu­
rück, sondern nahm weiter zu. Sie lag 1988 bei 21,3 Mrd. Dollar. Das waren
5 Mrd. Dollar mehr als 1982, dem letzten Jahr bevor die den Lebensstandard
senkenden Umschuldungsprogramme eingesetzt hatten. Angesichts der nicht
gelingen wollenden finanziellen Konsolidierung schickte der IWF einen »Kon­
sultanten«, Jeffrey Sachs, um mit der jugoslawischen Zentralregierung zu ver ­
handeln. Das Ergebnis war das nach ihm und dem jugoslawischen Präsiden­
ten Ante Marcovic benannte »Marcovic-Sachs-Programm«, das von 1989 an
durchgeführt wurde und die Einführung der Marktwirtschaft in Jugoslawien
per Schocktherapie bedeutete. War das Bruttosozialprodukt (BIP) Jugoslawi­
ens noch bis 1986 (mit Ausnahme des Jahren 1983) gewachsen und hatte sich
sein Rückgang bis einschließlich 1989 unter 2 Prozent jährlich gehalten, so
schrumpfte es 1990 um 7,5 Prozent und 1991 um 15 Prozent.!

Aus dem Geschilderten ergibt sich, dass dem Aufbrechen der Separations­
bewegung Jahre der ökonomischen und sozialen Krise vorausgingen, die sich
in der Zeit der akuten Auseinandersetzung von Kroatien und Slowenien mit
der Zentralregierung fortsetzte.

Ein ähnlicher Zusammenhang zwischen negativer Wirtschaftsentwicklung
und erstarkender Separationsbewegung lässt sich in den 80er Jahren gleich­
falls für die Tschechoslowakei und die UdSSR feststellen, wenn auch der wirt­
schaftli che und soziale Niedergang in beiden Ländern nicht so schroff ausfiel.
Das durchschnitt liche jährliche Wachstum des produzierten Nationaleinkom­
mens, das in der Tschechoslowakei während der 70er Jahren noch 4,6 Prozent
betragen hatte, ging in den 80er Jahren auf 1,8 Prozent zurück, dasjenige der
Sowjetunion im gleichen Zeitraum von 5 Prozent auf 3 Prozent.' Auch in
diesen beiden Ländern wirkten sich die sinkenden ökonomischen Wachstums­
raten in zunehmenden Versorgungsproblemen und als Verringerung der Le­
bensquali tät aus.

Die ungefähre zeitliche Übereinstimmung zwischen Verschlechterung der
ökonomischen Parameter in Jugoslawien, der Tschechoslowakei und der Sow­
jetunion und der Zunahme der ethnischen Spannungen innerhalb dieser

10 Hannes Hofbauer: Osterw eiterung. Vom Drang nach Osten zur peripheren EU-Inte­
gration. Wien 2003. S. 39.

11 Franjo Stiblar: The Rise and Fall ofYugoslavia. S. 74.
12 Vgl. Statisti ceskij ezegodnik stran clenov Soveta Ekonomiceskoj Bzaimopomoczy

1990. Moskau 1990. S. 14-15.
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Länder - bei zeitli chem Vorl auf des einsetzenden ökonomischen Niedergangs
- legt einen ursächli chen Zusammenhang zwischen beiden Entwicklungen
nahe. Um diesen nachzuweisen bedarf es jedoch des Beweises, dass die ge­
schilderte ökonomische Situation (einschließlich der sich daraus ergebenden
sozialen Folgen) in der mit zunehmender Leidenschaft geführten Debatt e über
Autonomie und schließli ch Unabhängigkeit eine wesentli che Roll e spielten.

4. DIE ROLLE OKONOMISCHER ARGUMENTE IM RINGEN UM
AUTONOMIE UND UNABHÄNGIGKEIT

Tatsächli ch spielten ökonomische Argumente beim Streit über Aufgabe oder
Fortsetzung der Föderation in allen drei Fäll en eine wesentli che Rolle. Die in
Umlauf gebrachten Argumente waren so zahlreich, dass ihre Aufzählung den
vorgesehenen Umfang des Beitrages in Frage stellen würde. Es wird daher so
vorgegangen, dass die wichtigsten realen oder angebli chen Verletzungen der
»ökonomischen Gerechtigkeit« systematisiert dargestellt werden.

Die wichtigsten Vorwürfe, die von den sezessionistischen Kräften ins Feld
geführ t wurden und die zur Massenmobili sierung der Bevölkerung in den
abtrünnig werdenden Teilrepubli ken führten, lassen sich in drei Komplexen
zusammenfassen:

Erstens war die Auffassung verbreitet und sti eß in der Zeit des wir tschaft ­
li chen Niedergangs auf zunehmende Resonanz, dass die eigene schwierige
wir tschaft li che Lage vorrangig darauf zurückzuführen sei, dass die Bundes­
institutionen einen zu großen Teil des regional produzierten ökonomischen
Reichtums an sich zogen und zugunsten der staatstragenden bzw. anderer Na­
ti onen innerhalb der Föderati on umverteil ten. Diese Auffassung fand in den
80er Jahren sowohl in den balt ischen Republi ken als auch in Slowenien und
Kroatien weite Verbreitung. Die Republi ken wiesen innerhalb der jeweiligen
Föderation eine überdurchschnitt li che Wirtschaftskraft auf. Ihre Bevölkerung
verfügte über ein vergleichsweise hohes Einkommen. So verfügte Slowenien
über ein BIP pro Kopf, das um dreiviertel höher lag als das durchschnitt li che
jugoslawische. Das BIP Kroatiens lag ungefähr um ein Fünftel höher. Entspre­
chend ihrer Wirtschaftsstärke trugen Slowenien zu 20 Prozent und Kroatien
zu 25 Prozent zum Steueraufkommen Jugoslawiens bei. Ihr Anteil an der Be­
völkerung der SFRJ lag dagegen 1989 nur bei 8,1 Prozent für Slowenien und
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19,9 Prozent im Falle Kroatiens."* In den Jahren fortgesetzter Schrumpfung der
Wirtschaftskraft und damit des Lebensstandards innerhalb der SFRJ wurde
in beiden Republi ken der Vorwurf der »ökonomischen Ausbeutung« durch
die Zentralregierung bzw. durch »die Serben« populär. Es mehrten sich die
Stimmen, die forderten, den ökonomischen Reichtum in der Region zu behal­
ten, anstatt dass »Belgrad« Mittel aus Slowenien bzw. Kroatien zugunsten
der weniger entwickelten Republi ken wie Bosnien und Mazedonien, ver teile.
Dementsprechend wurde immer häufiger die Forderung erhoben, den Beitrag
zum Bundesfonds zu verringern. Mitt e 1990 stell te die slowenische Regierung
ihre Beitragszahlungen zum Bundesfonds ein und erklärte erstens, dass das
Land nicht länger Will ens sei, die Rechnung für Entwicklungsprojekte zu
zahlen, von denen weder die Republi k profit ieren würde noch die eigentli ­
che Zielgruppe, da die meisten Mitt el des Bundesfonds in Serbien verblieben.
Zweitens gab die slowenische Regierung bekannt, dass sie ihren Beitrag zu
Bundesaufgaben, z.B. für das Mili tär, kürzen würde, sowohl was die Aus­
rüstung als auch was das Personal beträfe. Dritt ens wurde der slowenische
Beitrag zur Finanzierung der Bundesadministration gekürzt." Damit war ein
Wirtschaftskr ieg der Republi k gegen die jugoslawische Föderation bzw. Serbi­
en und gegen die anderen jugoslawischen Teilstaaten eingeleitet. Der begann
sich rasch über den finanziellen Sektor hinaus auszubreiten. Slowenien, die
einzige jugoslawische Republi k mit einer Landverbindung nach Westeuro­
pa, an dessen Grenze die Einfuhrzölle bei Importen aus den Hartwährungs­
ländern erhoben wurden, begann die dringend benötigten Deviseneinnah­
men zurückzuhalten. »Slowenien und Serbien boykott ierten einander ... seit
1989/ 90«, schildert der Okonom Hannes Hofbauer das Ausmaß des einsetzen­
den innerjugoslawischen Wirtschaftskrieges. »Ehedem gemeinsam entwickel­
te Energiekonzepte, republi kübergreifende Zulieferungen im Industr iebereich
... wurden zum Kampfmittel.«!*

Kroatien verhielt sich gegen über Belgrad nicht anders als Slowenien. Es
verfügte über die Häfen der SFRJ, kontroll ierte dadurch die Erdöltransporte
von der Küste nach Belgrad und benutzte diese Stell ung als Waffe zur Durch­
setzung eigener wir tschaft li cher Forderungen gegenüber der Zentralregie­
rung.

13 Franjo Stiblar: The Rise and Fall of Yugoslavia, $. 67-72.
14 Mil ica Zarkovic Bookman: The Economics ofSecession. Houndmill s 1993.
15 Hannes Hofbauer : Balkankr ieg. Zehn Jahre Zerstörung Jugoslawiens. Wien 2001. S.

17.
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Auch in den balt ischen Staaten häuften sich in den 80er Jahren die Klagen
über ökonomische Ungerechtigkeit und Ausbeutung, die die Ostseerepubliken
durch die Zentralregierung zu erleiden hatten. Die Klagen variierten, einige
jedoch wurden ständig wiederholt: Obwohl doch ein großer Teil der sowjeti­
schen Ausfuhr über die balti schen Häfen verschifft wurde, erhielten die Ost­
seerepubliken nur einen ihrer Meinung nach unfair geringen Anteil der aus
dem Seeexport resulti erenden Einnahmen. Ebenfall s kritisch vermerkt wurde,
dass die balt ischen Republi ken, deren Erzeugnisse der hochentwickelten ver­
arbeitenden Industrie im westli chen Ausland im Vergleich zu denen aus ande­
ren Sowjetrepubli ken überproportional Absatz fanden, bei der Aufteilung der
Devisenerlöse benachteiligt wurden.'

Fühlten sich diejenigen Teilstaaten, die ein höheres ökonomisches Entwick­
lungsniveau aufwiesen als die Föderation insgesamt dadurch benachteiligt,
dass sie gemessen an ihrem Beitrag zur ökonomischen Gesamtleistung zu
wenig Mitt el für den eigenen Verbrauch erhielten, so entwickelte die Bevöl­
kerung in denjenigen Staaten, deren Leistungskraft unter dem Föderations­
durchschnitt lag andere Benachteil igungskr iterien. Sie, ob nun Bosnien oder
Mazedonien in Jugoslawien, die mitt elasiatischen Republiken in der Sowjet­
union oder die Slowakei innerhalb der Tschechoslowakei waren allesamt Net­
toempfänger von Bundeshilfen. Aber auch sie beklagten sich in der schwieri­
ger werdenden wirtschaft li chen Situation zunehmend darüber, dass sie von
der Zentralregierung keine ausreichende Unterstützung erhielten.

Im Falle der hier zu behandelnden Beispiele traf diese Konstellation auf die
Slowakei zu. Die wichtigste Quelle für Investitionen in der Slowakei waren
in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg die von Prag zur Verfügung
gestellten Investitionsmittel gewesen. Allein zwischen 1949 und 1965 gingen
31 Prozent der tschechoslowakischen Investiti onen in die Slowakei, ein Betrag,
der den Bevölkerungsanteil der Region (1961 29,3 Prozent) übertraf. Diese Pro­
portionen änderten sich auch in den 70er und 80er Jahren prinzipiell nicht."
Aus tschechischer Sicht hat Pokorny diese Transfers - im Nachhinein - so
charakterisiert: »Die slowakische Wirtschaft wurde fortlaufend aus den tsche­
chischen Landesteilen mitfinanziert. Das erlaubte eine großzügige Industriali ­
sierung der Slowakei, und der Lebensstandard in den beiden Landesteilen hat

16 Mili ca Zarkovic Bookman: The Economics of Seeession. S. 99.
17 Sandor Radö: Welthandbuch. Internationaler poli tischer und wirtschaft licher Alma­

nach. Budpest 1962. S. 1270; Mili ca Zarkovic Bookman: Th e Economics of Seeession.
S. 70f.
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sich auf Kosten eines gebremsten Ansti egs in Böhmen und Mähren allmählich
angegli chen.«"

Die Slowaken haben sich, beginnend mit den 80er Jahren dann auch nicht
über den Umfang der Transfers aus Tschechien beschwert, sondern über deren
extensive Ausrichtung. Die in der Slowakei aufgebauten Industr ien hätten sich
extensiv, nicht intensiv entwickelt, D. h. die zentralstaatli chen Investitionen
hätten vor allem dazu gedient, in der Slowakei bereits vorhandene Industr ien
zu erweitern. Innovative Industr ien seien mit den zentralstaatli chen Investiti­
onsmitteln in der Slowakei dagegen nicht aufgebaut worden. Dadurch sei es zu
einem technologischen Ungleichgewicht zwischen beiden Föderati onsgebieten
gekommen. In den slowakischen Betr ieben seien - von der Rüstungsindustr ie
einmal abgesehen - vor allem Vormaterialien und Komponenten für deren
Weiterverarbeitung in den tschechischen Betr ieben produziert worden. Für
die Fertigprodukte bildete die Slowakei dann ein will kommenes Absatzge­
biet.

Zum vergiftenden Moment in den Beziehungen zwischen den Teilrepub­
li ken wurde in den drei behandelten Föderati onen während der ökonomisch
schwierigen 80er Jahre nicht nur, dass die verborgenen Mängel der wir tschaft ­
li chen Kooperation bzw. die Disproportionen des Finanzausgleichs nie so
deutli ch als jemals zuvor zur Sprache kamen, sondern auch dass die daraus re­
sult ierenden Benachteiligungen von Seiten der Nationalisten bewusst überzo­
gen dargestell t wurden. Vielfach wurden über die finanziellen Transfers zum
Zentrum verzerrende Angaben gemacht. Das war mögli ch, weil die offiziellen
Stati sti ken wenig oder gar keine Informationen zu diesem Thema enthielten.

Auch wurden in den Diskussionen um Transfergerechtigkeit in den 80er
Jahren nicht die vorangegangenen Jahrzehnte gegenüber gestellt , in denen
im Fall e Jugoslawiens z.B. Slowenien und Kroatien zeitweise einen größeren
Anteil an den vom Bund getätigten Investitionen erhalten hatten, als Serbien
oder auch Mazedonien. Die Regierung in Belgrad wusste, dass Investiti ons­
gelder im gleichen Industr iezweig in Slowenien wegen des höheren Bildungs­
niveaus und der entwickelteren Infrastruktur dort effekti ver waren als z.B. in
Bosnien, und sie hatt e die Bundesinvestitionsfonds wenigstens zum Teil unter
diesem Gesichtspunkt auf die Republiken verteilt - zum Nutzen Sloweniens
und ganz Jugoslawiens. Aus diesem Grunde hatte Slowenien in den ersten
Jahren der »soziali stischen Industr iali sierung« (1948-1953) bei einem Bevöl-

18 Jir i Pokorny: Die böhmischen Länder. S. 34.
19 Milica Zarkovic Bookman: The Economics of Secession. S. 70f.
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kerungsanteil von 8,8 Prozent 11,1 Prozent der Bundesinvestitionen erhalten.
Während der 60er Jahre sah die Zentralregierung in Belgrad Investitionen
in den Tourismus an der dalmatinische Küste, die zu Kroatien gehörte, als
besonders lukrativ für ganz Jugoslawien an und investierte überproportional
Bundesmittel in die Küstenrepublik. In den 80er Jahren aber waren derartige
Fakten in Slowenien und Kroatien vergessen bzw. wurden absichtli ch in Ver­
gessenheit gehalten. 3°

Ein zusätzli ches Bündel von Argumenten für eine Separation fand gegen
Ende der 80er Jahre Verbreitung als sowohl in Jugoslawien als auch in der
Sowjetunion und der Tschechoslowakei die Diskussion um Wirtschaftsrefor­
men, die eine stärkere Ausrichtung der Wirtschaften auf den Markt bzw. den
Weltmarkt bewirken soll ten, immer größere Verbreitung fanden.

In Estland, Lett land und Litauen wurden die »Grundbestimmungen für
eine radikale Umgestaltung der Wirtschaftsleitung«, die Gorbatschow auf
dem Juniplenum des ZK der KPdSU 1985 beschließen ließ", zunächst sehr be­
grüßt. In den baltischen Sowjetrepubli ken gab es mehrere Gründe, sich hinter
das wirtschaft li che Umbauprogramm zu stellen: Erstens lag die Produktivität,
deren Steigerung eines der wichtigsten Ziele der Wirtschaftsreform war, in
den baltischen Republi ken bereits signifikant höher als in anderen Teilen der
Sowjetunion, was ihnen eine gute Startposition bei der Inangriffnahme der
Reform verschafft e. Zweitens waren die Balten davon überzeugt, dass eine
auf größere Effektivität des Wirtschaftens ausgerichtete Reform ihrer durch
Hochschätzung und Belohnung der Leistung charakterisierten Arbeitskultur
besonders entspräche. Und dr itt ens wusste man in den balti schen Republiken,
dass im Falle einer durch die Wirtschaftsreform möglich werdende Auswei­
tung der Wirtschaftsbeziehungen mit den Marktwir tschaften kein Teil der
Sowjetunion bessere geographische Ausgangspositionen für den Westhandel
besaß als sie.°

Gorbatschows Reformen stießen ab 1989 auf zunehmenden Widerstand des
konservati ven Flügels der KPdSU, was den Generalsekretär zum vorsichti ­
geren Vorgehen zwang. Die Verwirkli chung der Reformmaßnahmen stockte
zeitweise. Die Regierungen der baltischen Staaten begannen unter diesen Um-

20 Ebenda. S. 79.
21 Jörg Roesler : Gorbatschows, Jelzins und Putins Reformen. Wir tschaftspolitische Pa­

radigmenwechsel in der Sowjetunion/R ussland 1985-2000. In: Osteuropa in Tradit ion
und Wandel. Leipziger Jahrbücher Bd. 3/2. Leipzig 2001. S. 14.

22 Mil ica Zarkovic Bookman: The Economics of Secession. S. 99.
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ständen die Wirtschaftsreformen in ihrem Territorium mit der Begründung
schon jetzt zum »System der wirtschaft li chen Rechnungsführung« übergehen
zu wollen, aus eigenem Ermessen voranzutreiben.' Als aber die Lett ischen
Poli tiker 1989 versuchten, in ihrer Sowjetrepublik eine Konsumgüterpreis­
reform durchzuführen, die mit der Zentralregierung nicht vereinbart war.
verhinderte Moskau die Durchführung dieses Reformexperiments. Und nach
erfolgter Bekanntgabe durch Litauens Staatsbank im Dezember 1989, dass sie
die volle Kontrolle über alle Rubelguthaben übernehmen würde, die sich in
Litauens Sparkassen befanden, legte Moskau ein Veto ein. Praktisch bedeu­
tete dies. dass die Zentralbank der UdSSR für sich das Verfügungsrecht über
alle Transaktionen auf dem Gebiet der Währung in der balt ischen Republi k
beanspruchte. Die Drohung Litauens, nun seinerseits eine eigene Währung
auszugeben. wird angesichts der von Moskau ausgehenden Restriktionen ver­
ständlich.?' Derartige Interventionen der sowjetischen Zentralregegierung be­
stärkten Litauen, Lett land und Estland, die eigentlich auf Dezentrali sierung
und Marktwirtschaft ausgerichteten sowjetischen Reformen. die unter Gor­
batschow allzu zögernd vorankamen, in eigene Hände zu nehmen.

Bezogen auf die in der zweiten Hälfte der 80er Jahre in Gang gesetzten
Wirtschaftsreformen befand sich Slowenien gegenüber Restjugoslawien in ei­
ner vergleichbaren Situation wie die baltischen Staaten gegenüber der übrigen
Sowjetunion. Als der lWF für Jugoslawien den Obergang zu marktwirtschaft­
li chen Strukturen und die stärkere Offnung des Landes gegenüber dem Welt ­
markt verlangte, wurden sich die Slowenen rasch dessen bewusst, dass sie
weitaus besser als Serbien und die anderen Republiken der Förderation auf
die nunmehr auf der Tagesordnung stehende ökonomische Transformation
vorbereitet waren.** Während der 80er Jahre gingen z.B. 33 Prozent der slo­
wenischen Handelsgüter in den Westen, während es im Falle Kroatiens nur 7
Prozent und im Falle des Kosovo nur 1 Prozent waren.** Unter diesen Umstän­
den war es nicht verwunderlich, dass die Mehrzahl der Slowenen die Jugosla­
wien durch den IWF aufgezwungenen Reformen nicht nur begrüßte, sondern
sich bei deren Verwirkli chung innerhalb der Föderation zum Schrittmacher

23 Helmut Alt r ichter : Russland 1989. Der Untergang des sowjetischen Imper iums.
München 2010. S. 202.

24 Harald Moldenhauer / Eva-Maria, Stolberg: Chronik der UdSSR. Die wichti gsten
Daten im überbli ck. München 1993. S. 238.

25 Vgl. Ernstgert Kalbe: Aktuelles und Histor isches zum jugoslawischen Konfli kt. Leip­
zig 1993. S. 40f.

26 Mil ica Zarkovic Bookman: The Economics of Secession. S. 68.
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entwickelte, während man in Belgrad und den südli chen Teilrepubli ken eher
bremste. Die dadurch bewirkten zusätzli chen Spannungen zwischen Norden
und Süden vermehrten die bereits bestehenden Konfli kte bezügli ch der Ver­
teilung der zentrali sierten Steuermitt el beträchtli ch und gaben den sloweni­
schen Nationali sten zusätzli che Argumente in die Hand, die Autonomie und
schli eßlich die Unabhängigkeit zu fordern .

Auch in der Tschechoslowakei trug die Wir tschaftsreform wesentli ch zur
Verschärfung der Spannungen zwischen dem slowakischen und dem tschechi­
schen Landesteil bei, indem sie zusätzli ch zu dem bereits längere Zeit beste­
henden Vorwurf der unter quali tati ven Gesichtspunkten ungerechten Vertei­
lung der Investit ionen weitere Argumente lieferte.

Die Auffassungen über den Charakter und die Methoden der notwendig
gewordenen Transformation von der Plan- zur Marktwir tschaft hatt en sich in
beiden Landesteilen zunächst nicht gravierend von einander unterschieden.
Doch im September 1990 veröffentli che die ein halbes Jahr zuvor gewählte
tschechoslowakische Regierung ihr Szenario für eine Wirtschaftsreform. Es
enthielt Maßnahmen, die sich so in den Programmen der tschechischen und
der slowakischen Bürgerbewegung und auch in den zuvor zu Papier gebrach­
ten Vorstellungen der Par teien der jeweili gen Landesteile nicht gefunden hat­
ten. Der Prager Okonom Väclav Klaus, der führende Kopf der vom Finanz­
minister ium der Föderation mit der Ausarbeitung eines Reformprogramms
beauft ragten Gruppe von Okonomen, hatt e sich mit seinen Vorstellungen
gegenüber konkurr ierenden Reformplänen durchgesetzt. Das Föderative Par­
lament bill igte seinen Plan umfangreicher Pr ivatisierungen als Star t in eine
»Marktwir tschaft ohne Att r ibut«, wie es Klaus formuli erte, eine Marktwirt­
schaft in der die Rolle des Staates in der Wirtschaft auf ein Minimum redu­
zier t werden soll te.27

Die Slowaken waren über den von Klaus angekündigten konsequent markt­
wirtschaft li chen Kurs wenig erbaut. Den Großbetr ieben der Schwer- und Rüs­
tungsindustr ie, die den Charakter der slowakischen Industr ie weitgehend
bestimmten, drohten beim Einstieg in die Umgestalt ung größere Probleme
als der strukturell vielfält igen tschechischen Industr ielandschaft . Das wurde
schon 1990 sichtbar. In jedem Quartal jenes Jahres war der - sich insgesamt
durchaus in Grenzen haltende - Produkti onsrückgang in der Industr ie der
Slowakei größer als in Tschechien. Während es in Tschechien weiterhin kaum

27 Ota Dedek: The Break-up of Czechoslovakia: An In-depth Economic Analysis. Al­
dershot 1997. S. 40-42.
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Arbeitslose gab (0,1 Prozent), erreichte die Quote in der Slowakei 1,0 Prozent.
In der Slowakei konnte man sich vorstellen, dass dies erst der Beginn einer
durch die Radikalreformer eingeleiteten divergenten Entwicklung war. Die
slowakischen Poli tiker und ihre ökonomischen Berater traten deshalb dafür
ein, dass der Staat die Unternehmen in einem bestimmten Maße weiter sub­
ventioniert. Die notwendigen Mittel soll ten durch höhere Staatsverschuldung
aufgebracht werden, ein Weg, den Klaus kategorisch verwarf.'*

Wenn man die Entwicklung in den drei Förderationen während der 80er
Jahre unter ökonomischem Aspekt zusammenfasst, so wird Folgendes deut­
li ch: Unter den Bedingungen der zunehmenden Knappheit von Investitions­
mitt eln, verr ingerten Wir tschaftswachstums und sinkenden Lebensstandards
vermehrten sich zwischen wir tschaft li ch stärker entwickelten und wirtschaft­
li ch schwächeren Bundesstaaten zunehmend Spannungen, die dem traditio­
nellen Nationali smus neue Argumente hinzufügten, ihm zusätzli chen Schub
und eine breitere Basis innerhalb der Bevölkerung verschafften. Die Wirt­
schaftsreformen, die Ende der 80er Jahre begonnen wurden und eigentli ch
eine Beschleunigung des wirtschaft li chen Wachstums in den Föderationen
bewirken soll ten, verschärften diese wirtschaft li chen Spannungen, da man im
Zentrum andere Vorstellungen vom Tempo und Umfang der Reformaßnah­
men zu entwickeln begann als in den Teilrepubli ken. Aus dem anfänglichen
Meinungsstreit entwickelte sich - mit Ausnahme der Tschechoslowakei - ein
Wirtschaftskrieg, in dem jede Republi k ihre eigenen Vorteile - in der Regel
zum Nachteil der anderen Republi ken - durchzusetzen trachtete. Der Wirt­
schaftskr ieg lief zunehmend parallel zur politischen Krise und zur Anwen­
dung von Gewalt, die - wiederum mit Ausnahme der Tschechoslowakei - in
bürgerkriegsähnli chen Zuständen oder im Falle Kroatiens im Bürgerkr ieg
mündete. Die Hefti gkeit der Kämpfe um die Unabhängigkeit in den einzelnen
Ländern hing dann allerdings weniger vom Ausmaß der realen oder als sol­
che empfundenen ökonomischen Ungerechtigkeiten bzw. des für verträgli ch
gehaltenen Umfangs und Tempos der Wirtschaftsreformen ab, sondern von
poli tischen Faktoren und zusätzli ch vom Eingreifen des Mili tärs in den Kon­
fli kt zwischen Zentrale und Peripherie.

28 Karl Dyba / Jan Svejnar: Stabil ization and Transition in Czechoslovakia: In: The
Transition in Eastem Europe. Bd. 1: Country Studies. Hrsg. von Olivier Jean Blan­
chard, Kenneth. A. Froot, Jeffr ey. D. Sachs. Chikago 1994. S. 98-100.

29 Auf eine Darstell ung des Ablaufs der Sezessionen muss hier aus Platzgründen ver­
zichtet werden.
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6. ZUM GEWICHT DES OKONOMISCHEN FAKTORS ALS
SEZESSIONSURSACHE

Aus den untersuchten Sezessionsfällen geht hervor, dass der Vorwurf öko­
nomischer Ungerechti gkeit infolge disproportionaler Finanztransfers bzw. die
Behauptung struktureller Defizite der Investit ionshilfen seitens der Föderati­
onsregierung, zudem der Streit um Tempo und Umfang der zunehmend auf
die Transformation von der Planwirtschaft auf die Marktwirtschaft ausgerich­
teten Wir tschaftsreformen für den Zerfall der mult iethnischen Staaten, ob es
sich nun um Slowenien oder Kroati en, die Slowakei oder die balt ischen Repub­
liken handelte, eine nicht zu unterschätzende Rolle spielten. Nicht beantwortet
ist allerdings damit die Frage nach dem Gewicht der wirtschaftl ichen Tren­
nungsgründe gegenüber den ethnischen, kulturellen, religiösen Faktoren, die
den traditionellen Nationali smus charakterisieren. Diese Frage scheint kaum
beantwortbar, da sich die Agitation der Separati sten im Sinne des traditionel­
len Nationalismus nicht nur zeitgleich mit der Diskussion um »ökonomische
Ungerechtigkeit« vollzog, sondern beide Argumentati onen auch eng mitein­
ander verwoben wurden. Zeichen ökonomischer Ungerechti gkeit wurden z.B.
in Kroatien genau so als Bestandteil der generellen Unterdrückung der Inter­
essen der Teil republi k durch »die Serben« gewertet wie etwa die unzureichen­
de Anerkennung der kroatischen Sprache durch Belgrad.

Eine erste Antwort auf die Frage nach dem Gewicht der ökonomischen Fak­
toren für die Sezessionen besteht dar in, sich noch einmal vor Augen zu füh­
ren, dass in den 70er Jahren, als die Wirtschaft in den drei Föderationen noch
prosperierte und der Lebensstandard sich erhöhte, keine Versuche unternom­
men wurden, die föderalen Strukturen aufzubrechen. Dazu kam es nicht etwa
deshalb, weil es in den 70er Jahren keine separatistischen Strömungen gab,
sondern weil die Bevölkerung in den späteren Sezessionsgebieten, den erreich­
ten (bescheidenen) Wohlstand gegen die ihnen sicher nicht unsympathischen
nationali stischen Forderungen der »Patr ioten« abwog und sich eben nicht in
Massen an nationali stischen Demonstrationen, wie sie in der zweiten Hälfte
der 80er Jahre etwa am Freiheitsdenkmal in Riga oder vor dem Denkmal von
Adam Mickiewicz in Wilna statt fanden, beteiligte. Solange die Frustration
noch das Famili enbudget aussparte, so die Schlussfolgerung, solange war die
staatli che Einheit nicht prinzipiell gefährdet. Erst als die wirtschaft li che Sta­
gnation offensichtli ch, die Versorgungskrise all enthalben spürbar wurde, das
Famil ienbudget empfindlich schrumpfte, und in der Auffassung der Mehrheit
der Bevölkerung in den Teil republi ken die ökonomischen Ungerechtigkeiten
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zum Himmel schrien, erhielt das Streben nach Souveränität jene Massenba­
sis und Schubkraft , die letztli ch sogar der Anwendung mili tär ischer Gewalt
durch die Zentralregierung zu trotzen in der Lage war.

Zu einem ähnli chen Schluss hinsichtli ch der Bedeutung des ökonomischen
Faktors kam Franjo Stiblar, Professor an der Universität Ljubljana, 1997 in
einer Untersuchung zur Wirtschaftsgeschichte Jugoslawien. Er schr ieb: »Das
Fehlen einer poli ti sch homogenen Führung mit akzeptablen Programmen auf
Bundesebene und mehr als eine Dekade fallenden Lebensstandards (negative
Wachstumsraten, wachsende Arbeitslosigkeit, Inflation und nicht zu tilgende
Auslandsschulden) bedeuteten, dass die alt e jugoslawische Option tot war ....
Da die politische Führung in den Teilrepubliken nicht (mehr) in der Lage war,
der Bevölkerung in Zeiten wir tschaft li cher Krise einen höheren Lebensstan­
dard zu bieten, konnte sie nur dadurch überleben, dass sie ihre Bevölkerung
mit nationali stischen Losungen fütterte, in denen die Zentralregierung und
die anderen Nationen der Föderation angeklagt wurden, ihre Macht zu miss­
brauchen.« *

Nach Sti blar war die ökonomische Misere der Anlass für eine - wenn man
so will - künstli che Entfachung des traditionellen Nationali smus auf der Ebe­
ne der Teilrepubli ken durch die kommunisti sche Eli te, um ihrerseits an der
Macht zu bleiben. Nicht nur für Jugoslawien lassen sich für eine derartige
Haltung Beispiele finden. Es war auch die Führung der li tauischen Kommu­
nisten, die den Sezessionsprozess gegenüber Moskau einleitete. Aus der Sicht
des traditionellen Nationalismus lässt sich auch kaum erklären, warum im
Mai 1991 mehr als 94 Prozent der Wählerschaft Kroatiens für die Unabhän­
gigkeit des Landes stimmte, obwohl die Serben einen Anteil an der Bevöl­
kerung der Teilrepubli k von 12 Prozent hatten. Noch deutlicher zeigte sich
in den balt ischen Republi ken, dass der Wunsch nach der Trennung von dem
stärker von der Wirtschaftskrise betroffenen russischen Kernland der Union
und die Hoffnung innerhalb der neuen Landesgrenzen die wir tschaft li che und
soziale Misere rascher überwinden zu können ein gewichtigeres Motiv für
die Separation war als das Streben nach ethnisch-kultureller Befreiung. »Wie
sonst ließe sich das (estnische) Unabhängigkeitsreferendum erklären«, fragt
zu Recht Holger Poli tt , »welches Anfang 1991 nach der Zahl der Teilnehmer
und der gült igen Ja-Stimmen eine Zustimmungsquote erreichte, die entlang
der Sprachlinie nicht zu erklären war. Ein Großteil der russischsprachigen

30 Franjo Sti blar: The Rise and Fall ofYugoslavia. S. 64.
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Menschen stimmte damals für die Unabhängigkeit.«" Ohne die Unterstüt­
zung oder doch wenigstens wohlwollende Duldung der seit Jahrzehnten vor
allem in Estland und Lett land lebenden Russen, die sich offensichtli ch von der
Separation die Teilhabe an dem für die unabhängigen balt ischen Länder mit
einiger Sicherheit zu erwartenden, für Russland aber sehr zweifelhaften öko·
nomischen Wiederaufstieg versprachen, wäre die Unabhängigkeitsbewegung
der balt ischen Staaten längst nicht so machtvoll und zielsicher gewesen.

Aus dem Gesagten lässt sich ableiten, dass der Zerfall der drei betrachteten
osteuropäischen Förderationen hinsichtli ch Ursachen, Massenunterstützung
für die Sezessionisten und bezügli ch des konkreten Ablaufs nicht befr iedigend
erklär t werden kann, sofern der Wir tschaftsnationali smus nicht in die Analy­
se einbezogen wird. Mit anderen Worten, die Erlangung der Unabhängigkeit
in Slowenien und Kroatien, der Slowakei, Estland, Lett land und Litauen war
das Result at des modernen Nationali smus als einer Kombination von traditi ­
onellem und Wirtschaftsnationali smus

7. DIE WIRTSCHAFTLICHEN FOLGEN DER SEZESSIONEN

Wenn ökonomische Oberl egungen oder besser: Hoffnungen auf die Verbes­
serung der wir tschaft li chen Situation und des Lebensstandards beim Zerfall
Jugoslawiens und der Tschechoslowakei sowie beim Ausscheren der baltischen
Republi ken aus der Sowjetunion eine so große Roll e spielten, dann kann diese
Untersuchung nicht abgeschlossen werden, ohne die Frage zu stell en, ob sich
die Hoffnung der Separatisten, durch Abtrennung der Teil republi k vom Kern­
land der Föderation den Weg für eine günstigere wirtschaft li che Entwicklung
freizumachen in den ersten Jahren nach der Sezession erfüll te.

Ganz anders als erhofft hat die Transformation von der Planwir tschaft
zur Marktwir tschaft in den ehemals soziali stischen Ländern Osteuropas erst
einmal zu einer generellen Absenkung des wir tschaft li chen Wachstums ge­
führt. Der prominente OECD-Statisti ker Angus Maddison hat das Tempo
wirtschaft li chen Wachstums für die Jahre 1950 bis 1998 vergleichbar gemacht
und dabei für Ostmitt eleuropa (ohne Sowjetunion) für die Jahre 1950 bis 1973
ein durchschnitt li ches jährli ches Wachstum des Brutt oinlandsprodukts von

31 Holger Politt : Wer hat das Land entzweit? Anmerkungen zum estnisch-russischen
Verhältnis in Estland. In: Osteuropa in Tradition und Wandel. Leipziger Jahrbücher,
Bd. 11. Leipzig 2010. $. 336.
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3,8 Prozent berechnet, für die Jahre 1973 bis 1990 eines von 0,5 Prozent und
für die Jahre 1990 bis 1998 eines von 0,06 Prozent. Gemessen am BIP pro Kopf
erzielt e Slowenien zwischen 1990 und 1998 mit einen durchschnitt lichen jähr­
li chen Wachstum von 1,1 Prozent von allen behandelten Sezessionsstaaten das
beste Ergebnis, gefolgt von der Slowakei (0,0 Prozent), Lett land (-0,6 Prozent),
Litauen (-0,7 Prozent), Kroatien (-1,9Prozent) und Litauen (-4,6 Prozent)"

Die beträchtli chen Unterschiede von Sezessionsstaat zu Sezessionsstaat in
den Veränderungsraten des BIP, wie sie in den ersten 8 bzw. 9 Jahren der Un­
abhängigkeit erreicht wurden, lassen sich in einem beträchtli chen Maße mit
der Art und Weise erklären, wie die Abspaltung des neuen Staates von der
Föderation erfolgte. Jene Sezessionsstaaten waren von Stagnation und Rück­
gang des BIP weniger betroffen, in denen der Weg zur Unabhängigkeit nicht
über einen Bürgerkr ieg führte. So erreichte Slowenien bessere Werte als Kroa­
tien. Eine Rolle spielte auch die Intensität der arbeitsteiligen Verflechtung mit
den übrigen Regionen der Föderation. So hatte Lett land, dass innerhalb der
Sowjetunion der größte Produzent von Telefonverbindungen, Elektrolokomo­
tiven, Busse und Motorrädern war und 64 Prozent seiner Erzeugnisse in der
Sowjetunion absetzte nach der Unabhängigkeit größere Umstellungsprobleme
als etwa Slowenien, dessen Erzeugung nur zu einem Dritt el in andere jugo­
slawische Republi ken ging."

Eine Frage bleibt noch zu beantworten: Ob sich die Sezessionsstaaten unter
den durch die ökonomische Transformation gegebenen Bedingungen unge­
achtet aller Anpassungsschwierigkeiten an die neue Wirtschaftsordnung we­
nigstens besser geschlagen haben als die ehemaligen Kernländer? In einem
solchen Fall e hätte sich das mit der Separation verfolgte Ziel des besseren
wir tschaft li chen Abschneidens wenigstens im Hinblick auf die Staatsnation
erfüll t. Da das ökonomische Hauptargument gegen das Weiterbestehen der
Föderation die wir tschaft li che Benachteiligung der zum Abfall bereiten Re­
publiken gegenüber den übr igen staatlichen Einheiten der Föderation war,
müsste ein besseres Abschneiden der Sezessionsstaaten nach dem Ende der
Transfers selbstverständlich sein.

Eine solche Entwicklung ist tatsächli ch eingetreten. Ungeachtet ihrer nied­
rigen Wachstumsraten des BIP standen sich Slowenien und Kroatien besser als
die Bundesrepubli k Jugoslawien, bestehend aus Serbien und Montenegro (-6,4

32 Angus Maddison: The World Economy: A Mill ennial Perspective. OECD (Paris)
2001. S. 156.

33 Mil ica Zarkovic Bookman: The Economicsof Seeession. S. 58.
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Prozent), die Slowakei besser als Tschechien (-0,4 Prozent), Estland, Litauen
und Lett land besser als die ehemalige UdSSR (-6,9 Prozent).

Insofern , aber nur insofern, haben sich die Sezessionen »gelohnt«, nicht
aber im Sinne einer Wiederkehr der Zeit, in der die Föderationen wir tschaft ­
li ch prosper ierten. Das Wachstumstempo das damals (1950-1973) von der
UdSSR erreicht wurde, das sich beim BIP auf durchschnitt li ch 3,4 Prozent
jährli ch beli ef und das zweifellos die auf die ökonomischen Separati on bau­
enden Kräfte in den baltischen Sowjetrepubliken bestenfall s als Minimalziel
für die zukünfti ge Entwicklung betrachteten, hat keiner der drei unabhängig
gewordenen Staaten in den 90er Jahren auch nur annähernd erreicht." Erst
recht haben sich die Abspaltungen unter dem Aspekt eines Aufschlusses zum
Wirtschaftsniveau vergleichbarer westeuropäischer Marktwirtschaften nicht
gelohnt.'

Da die ökonomischen Wachstumsraten Grundlage für soziale Verbesserun­
gen sind, haben sich auch die diesbezügli chen Wünsche der Sezessionsstaaten
nicht erfüllt . Im Gegenteil : Der Anteil der Armen sti eg an - bis 1993/ 95 im
Vergleich zu 1987/ 88 in der Slowakei und Slowenien um O auf 1 Prozent. in den
balt ischen Staaten von 1 auf 29 Prozent.* Wie in allen anderen osteuropäi­
schen Ländern offenbarte sich in den 1991/ 92 unabhängig gewordenen Staaten
»die soziale Devastierung in Geburtenrückgang und Bevölkerungsabnahme,
in Arbeitslosigkeit und Abwanderung von Intelli genz, in Pauperisierung und
zunehmender sozialer Differenzierung der Gesellschaft .«" Hinsichtlich der
sogenannten Armutsgefährdungsquote, D. h. des Anteil s der Bevölkerung mit
einem Haushalt seinkommen unterhalb von 60 Prozent des nationalen Durch­
schnitt s, lagen 2008 z.B. all e drei baltischen Staaten über dem EU-Durchschnitt
von 16 Prozent, Lett land sogar bei 26 Prozent und von den übrigen behandel­
ten Sezessionsstaaten nur Slowenien mit 11,5 Prozent darunter."

34 Angus Maddison: The World Economy. S. 156.
35 Vgl. Ernstgert Kalbe: Vom Ende der osteuropäischen Vielvölkerstaaten. S. 177.
36 Angus Maddison: The World Economy. S. 157.
37 Ernstgert Kalbe: Vom Ende der osteuropäischen Vielvölkerstaaten. S. 176.
38 Herbert S. Buscher / Ingmar Kumpmann / Li Huan: Im Fokus: Armut in den Staaten

der EU. In: Wirt schaft im Wandel 16(2010)6. S. 262.
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8. SCHLUSSBEMERKUNGEN

Die Gründung neuer Staaten durch Separation, die Anfang der 90er Jahre wie
eine Welle durch Osteuropa ging, lässt sich nicht allein mit Hilfe des traditio­
nellen Nationali smus, aus dem Streben nach Befreiung von ethnischer, kultu­
reller, religiöser Repression oder von Bevormundung durch die Staatsnation
erklären, sondern macht die Einbeziehung ökonomischer Faktoren und Ent­
wicklungen erforderli ch. Vor dem Hintergrund wir tschaft li cher Stagnations­
erscheinungen, wachsender Versorgungsschwierigkeiten und ungewisser Fol­
gen ökonomischer Reformen entwickelte sich ein »Wirtschaftsnationali smus«,
der damit argumentierte, dass die sezessionswill igen Teilrepubli ken nicht nur
national unterdrückt, sondern auch ökonomisch ausgebeutet seien und dass
ihre Belange in den angedachten Wirtschaftsreformen nicht genügend berück­
sichtigt würden. Der Wirtschaftsnationalismus trug wesentli ch dazu bei, dass
die separatistischen Strömungen und Bewegungen an Breite gewannen und
bestimmte auf diese Weise den Zeitpunkt der offenen Rebell ion gegen die Fö­
deration maßgebli ch mit. Definiert man die enge Verflechtung des traditionel­
len mit dem Wirtschaftsnationali smus als »modernen Nationalismus«, dann
erreichten die untersuchten Unabhängigkeitsbewegungen gegenüber denen
des 19. Jahrhunderts und gegenüber denen der Jahre unmittelbar nach dem
Ersten Weltkr ieg Anfang der 1990er Jahre eine neue Qualität.

Es ist wahrscheinlich, dass es sich bei der Verquickung von traditionellem
und Wirtschaftsnationali smus in Osteuropa nicht um ein regionales Phäno­
men gehandelt hat. Stimmt diese Annahme, dann ist für diejenigen Staaten
Westeuropas, in denen Völker leben, deren Nationwerdung bis heute nicht
abgeschlossen ist - Katalonien, Baskenland, Schott land, Flandern - unter den
Bedingungen der augenblickli chen Weltwirtschaftskr ise in Westeuropa mit
einer Verschärfung der Spannungen zwischen jeweiligen Kernland und den
Regionen mit eigener Nationali tät zu rechnen. Anzeichen für eine derarti ge
Entwicklung sind bereits jetzt in den Auseinandersetzungen zwischen Bar­
celona und Madrid ", den Reibungen zwischen Flamen und Wallonen, die
Belgien bis an den Rand der Unregierbarkeit geführt haben*, im neuerli chen

39 Ralf Streck: Katalanen »Wir sind eine Nati on«. In: »Neues Deutschland« vom 12.
Juli 2010.

40 Tobias Müller : Schicksalswahl in Belgien. In: »Neues Deutschland« vom 12.-13. Juni
2010.
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Auffl ackern von Gewalt in Nordirl and", in der schott ischen Forderung nach
der Teil ung Großbritanniens" und in der Intensivierung des Kampfes für ein
von Spanien unabhängiges Baskenland* zu erkennen. Unter diesem Gesichts­
punkt sind Forschungen zum Zerfall mult iethnischer Staaten in Osteuropa
nach 1990, zu denen Ernstger t Kalbe im vergangenen Jahrzehnt durch eine
Reihe gewichti ger Veröffentlichungen beigetragen hat ebenso wie eine Analy­
se der ökonomischen Seite dieses Prozesses, wie er in diesem Beitrag versucht
wurde, Analysen histor ischer Prozesse mit unmitt elbarer Bedeutung für die
Gegenwart.

41 Gerry Ruddy (Interviewter): Die relative Armut ist eine der Ursachen für das neuer­
liche Auffl ackern der Gewalt in Nordirland. In: »Neues Deutschland« vom 20. April
2009.

42 lan King: Wird Schottland unabhängig? In: »Neues Deutschland« vom 18.-19. Au­
gust 2009.

43 Ralf Streck: Debatte um künfti ge Strategie der baskischen Nationalisten. In: »Neues
Deutschland« vom 18. Februar 2010.



WOLFGANG GEIER

»Nation« als »Kultur«-Begriff. Vom Anfang des 16. bis zum
Ende des 18. Jahrhunderts

Dies ist die Skizze zu einem Themenkreis, welcher Teil der Lehrveranstaltun­
gen Geschichte der Kulturauffassungen und Kulturwissenschaften (Propädeu­
tik) ist, die der Verfasser bis zum Jahre 2000 an der Universität Leipzig gehal­
ten hat und seither an der Alpen-Adria-Universität Klagenfurt hält .

Dazu sind in den Halbjahresbänden 2006 bis 2011 der KULTURSOZIOLO­
GIE vorbereitende Beit räge erschienen; außerdem wird eine Monografie zum
gleichen Thema vorbereitet.

...
Der Titel der deutschen Obersetzung von Benedict Anderson: Die Erfindung
der Nation. Zur Karriere eines folgenreiches Konzepts, Frankfurt am Main
1988/1993, ist li nguistisch fragwürdig und ideologisch bezeichnend. Der eng­
lische Originalt itel lautet: Imagined Communities. Reflections on the Origin
and Spread ofNationalism; 1983, revised 1991.

Imagine bedeutet soviel wie »einbilden, vorstellen«; »erfinden« hingegen
wäre invent.

Community ist »Gemeinschaft , Gemeinwesen«, nicht einfach »Nation«;
dies wäre nation.

Es handelt sich also um »eingebil dete Gemeinschaften«, mit denen »Na­
tionen« gemeint sein können. »Nationen« und »Nationali smus« sind jedoch
weder das Gleiche, noch muss die Bildung von Nationen generell zu Nationa­
li smus führen. Dieser kann als Hybris eines ideologisch aufgeladenen und po­
li t isch missbrauchten Nationalbewußtseins/ -gefühls entstehen. Es gibt jedoch
allein im europäischen Raum genügend Beispiele, dass aus der Entstehung
von »Nation« nicht zwangsläufig »Nationalismus« folgt.

»Karr iere eines folgenreichen Konzepts« ist eine Umdeutung durch die
deutschen Obersetzer und Herausgeber, indem »imagined communities« auf
»origin and spread of nationali sm« verkürzt wird. Dies wurde der zweiten
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Auflage/ Fassung hinzugefügt, als nach dem Zerfall des ost-/ südosteuropäi­
schen Staatssoziali smus in einigen Ländern Bewegungen des »nationalen Er­
wachens, der nationalen Wiedergeburten«, der Herausbil dung kultureller na­
ti onaler Identitäten entstanden, die westli chen Poli tographen, Poli tikern und
Publizisten unheimli ch und unverständli ch waren - und es vielfach bis heute
gebli eben sind.

In westeuropäischen, namentli ch westdeutschen Offentli chkeitcn wurden
diese Bewegungen mit größtem Misstrauen betrachtet, als anachronistisch,
archaisch, tr ibali sti sch und ähnli ch apostrophiert und denunziert. Man erin­
nerte an ähnli che Vorgänge in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts und
manche bemühten die Dikta von den »kleinen, geschichts-, gesichtslosen Völ­
kern«, wie sie von Kant über Hegel bis Marx und Engels strapaziert wurden
oder zitierten Bismarck mit den in wenigstens zwei Reichstagsreden erwähn­
ten »Stämmen da unten (gens la bas)«, gelegentli ch auch als »südslawische
Hammeldiebe« bezeichnet, die im übri gen »keinen gesunden Knochen eines
pommerschen Musketiers wert seien«.

Die »Nation(en)« wurde(n) weder von tümelnden Geschichtsschreibern
und Schr iftstellern im 19. noch von ihren Vorgängern im 18. Jahrhundert
»erfunden«. Sie wurde(n) überhaupt nicht »erfunden«, sondern entstanden
in langwier igen geschichtli chen Verläufen und Vorgängen vom ausgehenden
Mitt elalter in der beginnenden Neuzeit und wurden von Gelehrten und Gebil ­
deten seit dem Beginn des 16. Jahrhunderts und in den folgenden zunehmend
genauer wahrgenommen und beschr ieben.

Diese Gebilde sind nicht Ergebnis des Wirkens irgendwelcher »bewusstloser
Naturkräfte«, sondern - um im Bilde zu bleiben - des Handelns »bewusster
Kulturkräfte«, also von Gemeinschaften und Gesell schaften unter bestimmten
räumlichen und zeitli chen, »natür lichen« und »kultürl ichen«, geschichtli chen
Bedingungen.

Ihre Entstehung wird bereits seit dem Beginn des 16. Jahrhunderts be­
schr ieben. Mit der Herausbildung der bürgerli chen Nationen in Teilen Europas
bis zum Ende des 18. Jahrhunderts werden Ursachen und Merkmale begriffl ich
erfasst. »Nationen« werden als kulturell e Gebilde wahrgenommen und darge­
stell t. Dabei ging es vor all em um die Entstehung gemeinsamer Sprachen (als
Hoch-, Schr ift -, Literatur-, Amts-, All tags-/ Umgangssprachen), ähnli cher oder
vergleichbarer ethnokultureller und -sozialer Merkmale, Eigenschaften (»Ei­
genheiten«), gemeinsamer Bewusstseinslagen (»Mentali täten«), gemeinschaft ­
li cher Inhalt e und Formen des all tägli chen Lebens, der Lebens- und schli eßli ch
auch der Produktionsweisen der gesell schaft li chen Güter.
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Insofern sind Nationen keine »Erfindung«, sondern zunehmend genaue­
re, umfangreichere subjektive (individuelle wie kollektive) Wahrnehmungen
sich objektiv vollziehender sozial- und kulturgeschichtli cher Verläufe, Vorgän­
ge und ihrer schli eßli ch in diesen neuen Inhalten und Formen von Gemein­
schafts- und Gesell schaftsbildungen erscheinenden Ergebnisse.

In diesen Zusammenhängen wird dann die eigentli che Bedeutung von
»Nation« - »natio« > Geburt > Sippe, Stamm > Herkunft - zu einem gemein­
samen Merkmal.

Zwischen den Entstehungen der Begriffsinhalte Europa - Kultur - Nation
bestehen überdies interessante Zusammenhänge, man könnte sagen: kultur­
histor ische Interdependenzen.

Die Begriffe von Europa und von Kultur entstehen im griechischen bezie­
hungsweise römischen Altertum mit zunächst ausschli eßli ch kulturellen Be­
deutungen, einschli eßli ch der geo- und histor iographischen Bedingungen. Als
der Begriff der Nati on - wie hier gezeigt - entsteht, hat er ebenfall s eine sol­
che Bedeutung und ist mit den Begriffen von Europa und Kultur insofern ver­
bunden, als beide nur für diesen geschichtli chen Raum zutreffen. Dazu liegen
aufschlussreiche Veröffentli chungen vor wie die siebenbändige Reihe Mythen
Europas. Von der Antike bis zur Moderne, Regensburg 2004-2009; Die Mythen
der Nationen: Ein europäpisches Panorama, hrsg. v. Monika Flacke, München­
Berli n 1998/ 2001; Geier, Wolfgang: Europabilder. Begriffe, Ideen, Projekte aus
2500 Jahren, Wien 2009.

In dieser Skizze werden einige charakter istische Zeugnisse der Entstehung
des »Nations«-Begriffs als »Kultur«-Begriff in den genannten Zeiträumen
dargestell t.

VON AGRIPPA BIS BERCKENMEYER

Cornelius Heinr ich Agrippa (1486-1535), genannt »von Nett esheim«, wurde
zu seinen Leihzeiten als Arzt (des französischen Königs Franz I.), Jur ist und
Schr iftsteller zu einer europäischen Berühmtheit, vor all em durch sein Werk
De incer titudine et vanitate scientiar ium (Von der Ungewißheit und Eitelkeit
der Wissenschaften, lat. Köln 1527, neue Ausgabe engl./ frz./ dt. Köln 1713). Dort
ist zu lesen:

Gewisse Völcker / seynd von dem Himmel soformiret und gestalt / daß sie in
guten Sitt en all e gantz einig und beruffen sind / hingegen wüthen die Scythier
mit einer unmenschli chen Grausamkeit. Die Itali ener leuchten herfür mit ihrem
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Adel/dieFrantzösischen sindnärrisch /dieSicilianer scharffsinnig/dieAsiati­
schen Völcker der Wollust ergeben / und dieSpanier stoltz und hochmüthig.

Ein jedwede Nation hat ihre gewisse Sitten und Gebräuche / dadurch sie
voneinander unterschieden sind/ und werden an der Rede/ an der Stimme und
an der Conversation, am Essen und Trincken / an ihren Handthierungen / an
Liebe und Haß/an Zorn und Boßheit und anderen Sachen mehr/ von einander
erkennet. Dann siehest du einen Menschen daher tretten mit stoltzen hohen
Tritten / mit einerfechterischen Mine/ mit einem unbändigen Gesichte/ mit ei­
ner Ochsenstimme/ mit harten Reden / wilden Gebährden und mit zerrissenen
Kleidern / so wirst du gleich judiciren können / daßes ein Teutscher sey.

Den Frantzosen erkennen wirgleich an seinem erbaren Gange/ an subtilen
Tritten / an freundlichen Gesichte / an seiner süssen und leichten Sprache /
an seinen modesten Sitten / und wohlgefasten Habit. Den Spanier an seinem
hochtrabenden Gange / an Gebährden / an erhabenem Gesichte / kläglicher
Stimme/ schöner Rede/ undprächtiger Kleidung. Den Italiäner aber an seinem
langsamen Gange / an gravitätischen Gebährden / unbeständigem Gesichte /
und niedergelassener Stimme / verfänglicher Rede / hohen Sitten und zusam­
mengefastem Habit (241f.)

Und hat jedwede Nation ihre absonderlichen Sitten und Gebräuche / nach­
dem ihnen von der Influentz des Himmels ist eingegeben worden /jedoch eine
vor der anderen gantz divers, welche unter keine Philosophische Kunst fallen
/ oder gerechnet werden können / sondern werden durch die natürliche Krafft
ohne einigeDisziplin dem Menschen gleichsam eingepräget (243)

Agrippa äußert sich in einem Abschnitt über die Huren-Kunst, gemeint
sind die Formen sexuellen Verhaltens, nach den von Aristoteles (Rhetorik) und
Horaz (Ars Poetica) vorgegebenen soziokulturellen Merkmalen zur Charakter­
darstellung: Alter, Geschlecht, Stand, Herkunftsvolk/-land:

Aber anders brauchen sich dieser Lust die Weiber/ anders dieMänner/ an­
ders die Jünglinge / anders die Alten / anders vornehme Leute / anders Arme
/ anders Reiche / und welches denckwürdig und wunderlich ist / nach der Art
der Nationen und der Oerter /anders die Italiäner/anders dieSpanier/ anders
dieFrantzosen / anders die Teutschen: Also werden wir durch dieses Lust-Feuer
abgezündet / nach Gelegenheit des Geschlechts/ desAlters/ der Dignität, und
Unterscheid der Nation. Der unbedachtsame Spanier/ der in seiner Brunst so
ungedultig und unsinnig / daß er von seiner unruhigen bösen Lust ganz zu
Boden fället ... Der leichtfertige Frantzose / der suchet alles durch Gehorsam
zu erlangen/ undPathicam durch seinen Schertz undanmuthige Lieder zuwege
zu bringen ... Der kalte Teutsche aber kommt gar langsam zu diesem Brannde
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/ ist er aber einmal in Harnisch gebracht/ so hält er an ... ist aber der Handel
angegangen / so lässet die Hitze bald bey ihm nach / und er wird bald wieder
kalt (305ff.).

Diese Beschreibungen von eigentümli chen Verhaltensweisen »nach Ar t
der Nationen und der Oerter« finden sich nun über zweihundert Jahre bis in
ähnli che oder vergleichbare Darstellungen des 18. Jahrhunderts. Sie werden
gewissermaßen zu quasi-nati onalen Stereotypen der soziokulturell geprägten
Selbst- und Fremdbilder, wie noch gezeigt wird.

Ein Zeitgenosse Agrippas und anderer berühmter Humanisten wie Conrad
Celtis, eigtl. Pickel (1459-1568), um 1500 das Haupt der Wiener und der Hu­
manisten im süddeutschen Sprachraum, war Joannes Boemus, Johann Böhm
(1485-nach 1530). In seiner weithin bekannten und berühmten, nach der An­
zahl der Ausgaben damals meistgelesenen Völkerbeschreibung Omnium Gen­
tium Mores, Leges et Ritus (1520; Manners, Laws, Customs; London 1561/ 1611)
gibt er ähnliche Beschreibungen, namentli ch zu deutschsprachigen/ -stämmi­
gen Bevölkerungen wie Sachsen, Franken, Schwaben, Bayern und anderen,
deren Sitten und Gebräuche wie gleichzeitig in anderen ähnli chen Darstellun­
gen äußert kr itisch geschildert werden. Diese Stereotype wiederholen sich in
den folgenden Jahrhunderten vielfach.

Der Titel des seinerzeit weit verbreiteten Werkes von Boemus weist bereits
auf das über zweihundert Jahre später erschienene, weiter unter zu erwähnen­
de berühmte Werk von Voltaire hin, in welchem dieser »Geist und Sitten« der
Nationen beschreibt.

Der in seiner Zeit hoch angesehene, für viele nachmals berühmte Zeitge­
nossen und Schüler vorbildhafte Humanist Conrad Celtis (1459-1508) soll hier
mit seinem umfangreichen philologischen, philosophischen, histor iographi­
schen Lebenswerk, das viele ähnli che Themen und Passagen enthält, nur noch
einmal erwähnt werden.

Paul Ludolf Berckenmeyer (1667-1732), in evangeli sch-kirchli chen Diensten
in Hamburg stehender dil ett ierender Ethno- und Geograph hatt e mit Der curi­
euseAntiqvarius, das ist: Allerhandauserlesene geographische und historische
Merkwürdigkeiten, so in den europäischen Ländern zufinden, Hamburg 1709ft.
beachtli chen Erfolg; das Buch wurde mehrfach ergänzt und neu aufgelegt. Er
schil dert die Sitt en europäischer Völker, die »nationalen« Eigenschaften, das
soziokulturelle Verhalten von Männern und Frauen drastisch:

Ein vornehmer Poli ticus sagt: Eine jede Nation in EUROPA hätte ihre be­
sondere Art und Manier die Sorge und Melancholey zu vertreiben: Der Deut­
sche verträncke sie; / Der Franzose versänge sie; / Der Spanier verweinete sie;
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/ Der Engell änder ver lachete sie; / Der Itali ener verschli effe sie ... Die für­
nehmsten europäischen Völker , sagt man, sind nach dem Gemüt: Der Fran­
zose scher tzhaft , / Der Deutsche affabel, / Der Itali äner complaisant, Der
Spanier gravitätisch, / Und der Engell änder veränder li ch. Im Untern ehmen:
Der Franzose wie ein Adler , / Der Deutsche wie ein Bär , / Der Itali äner wie
ein Fuchs, / Der Spanier wie ein Elephant, / Der Engell änder wie ein Löw. Im
Ehestande: Der Franzose frey, / Der Deutsche Hauß-Herr isch, / Der Itali äner
Kerkermeister isch, / Der Spanier Tyrannisch,/ Der Engelländer Knechtisch ...
Die Weiber wären: In Frankreich Frauen und prächtig, / In Deutschland häuß­
li ch und kalt sinnig, / In Itali en eingezogen und böse, / In Spanien Sclavisch
und ver li ebt,/ In Engelland Königinnen und all zufr ey (10-12).

Ähnli che Beschreibungen finden sich in mehreren Schr iften des beginnen­
den 18. Jahrhunder ts und besonders in den entsprechenden Artikeln der da­
mals wie heute bedeutendsten Wissenssammlung in deutscher Sprache, die
voll endet wurde: Grosses voll ständiges Universal-Lexikon Aller Wissenschaf­
ten und Künste ..., Leipzig und Hall e 1732-1754, 64 Bde. u. 4 Suppl.-Bde.; Nach­
druck Graz 1993f., dem nach seinem ersten Herausgeber und Ver leger Johann
Heinr ich Zedler genannten GROSSEN ZEDLER.

Die meisten Lemmata dieses »Lexikons« sind enzyklopädisch angelegt, vor
all em die ethno-, geo- und histor iographischen Beschreibungen europäischer
Völker , »Nationen«.

VOLKERTAFEL - GRAMMAIRE ROYALE - POLITISCHES BAROMETER

Zwischen 1720 und 1730 erscheint ein anonymes Ölgemälde aus der Steier­
mark, es befindet sich heute im Osterreichischen Museum für Volkskunde,
Wien:

Kurze Beschreibung der In Europa Befintli chen Völckern Und Ihren Aigen­
schafften.

Hier erscheinen Spanier, Frantzoß, Wäli sch, Teutscher, Engerländer, Schwöth,
Boläck, Unger, Muskawith, Tirk oder Griech nach Sitt en, Natur und Eigenschaft,
Verstand, Anzeügung deren Eigenschaften, Wissenschaft , Tracht Der Kleidung,
Untugent, Lieben, Krankeiten, Ihr Land, Krigs Tugente, Gott esdienst, Erkennen
für Ihren Herr n, Haben Oberjl uß, die Zeit Vertreiben, Vergleichung Mit denen
Thiren, Ihr Leben Ende.
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Es existi ert ein weitgehend identi sches Gemälde, Bild und Text von dem
Augsburger Kupferstecher Fr iedr ich Leopold (1668-1726) mit dem Titel Aigent­
liche Vorstell - und Beschreibung der Fürnehmsten in EUROPA befindlichen
Land-Völcker, entstanden zwischen 1719 und 1725, mögli cherweise das Vorbil d
für die Steierische Völkertafel. Ähnliche Exemplare befinden sich in Museen
beziehungsweise in Privatbesitz.

Diese Völkertafel wird verschieden, gegensätzli ch gedeutet: Manche halten
sie für den Ausdruck des Zeitgeistes insofern, als dort die verbreiteten Mei­
nungen und Kenntnisse über die genannten europäischen Völker enthalten
sind; andere bezeichnen dies als Sammlung von albernen Vorurteilen oder
jedenfall s als nicht ernstzunehmende Ansichten, als Parodie, Witz oder ähn­
lich. Darüber kann man »treffl ich streiten«, allerdings ist zu bedenken, dass in
dieser Zweifelder-Tafel (senkrecht die Eigenschaften/ Sachverhalte, waagerecht
die Völker) gleiche oder ähnli che Beschreibungen von »National-Charakte­
ren« wie in vielen gleicharti gen, ähnlichen Darstellungen des 18. Jahrhun­
derts - wie noch zu zeigen ist - enthalten sind.

Es spricht also mehr dafür, dass diese Darstellungen nicht als Parodie ge­
dacht waren.

Das wird in interessanten Vorläufern deutli ch: Jules Pilet de la Mesnadiere
(1639-1663):

La Poetiquede la Mesnadiere, Paris 1640. Dort heißt es:
Alsoje nach Region werden die Franzosen kühn, vorwitzig, großzügig, ge­

schickt, leichtfertig, stürmisch, unbeständig, verschwenderisch, nicht gerade
fleißig, höfl ich, leichtfertig in der Liebe und waghalsig sein. Die Spanier anma­
ßend, Fremden gegenüber unfreundlich, kluge Politiker, Strapazen ertragend
und Hitze und Kältegegenüber unempfindlich; sie sind ehrgeizig, herablassend,
übertrieben ernsthaft und voll blinder Leidenschaft für den Ruhm ihrer Nation;
sie machen sich leicht lächerlich in Liebesdingen, Haßkann sie rasend machen.
Aus eigener Erfahrung weiß ich, daßdie Engländer untreu undfremdenfeind­
lich, stolz und auf Eigennutz bedacht sind. Wenn man einem großen Mann
Glauben schenken will ... dann sind die Italiener Müßiggänger, Gottesläste­
rer, aufmüpfig, argwöhnisch, betrügerisch, Stubenhocker, listig, hofmännisch,
liebenswürdig, rachsüchtig, sie schätzen elegante Umgangsformen und noch
mehr den Profi t. Die Deutschen werden aufrichtig sein, ungeschlacht, treu, be­
scheiden, zechfreudig, leutselig, tapfer undfreiheitsliebend ... Die Griechen sind
selbstgefäll ige Lügner, stolz, geschickt, gebildet und der Vernunft ergeben (120f.;
cf. Stanzet, Karl: Europäer. Ein imagologischer Essay, Heidelberg 1998; Obers.,
20).
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Gerhard Gerhards, genannt Desider ius Erasmus Rott erdamus (1465/ 66-
1536), kr itisier t in seiner berühmten Schr ift Laus stultitia (Lob der Narrheit,
1509) die Philautia (.nati onale Überhebli chkeit') als »Schwester der Stultitia«:

Aus diesem Grund schreiben sich die Engländer, außer anderen Dingen,
Schönheit der Gestalt , Geschmack an der Musik und eine gute Tafel zu. Die
Schott länder hingegen brüsten sich mit ihrem Adel und ihrer königli chen Ver­
wandtschaft , und bilden sich nicht wenig auf ihre Spitzfindigkeit im Dispu­
tl ren ein. Die Franzosen legen sich den Ruhm der gesitt etsten Nation bei ...
Die Itali ener glauben, sie allein seien die ächten Magisters der schönen Wis­
senschaften und freien Künste, und kützeln sich vorzügli ch damit, daß ihre
Nation unter all en die aufgeklärteste sei ... Die Griechen, als die Urheber der
Künste und Wissenschaften weiden ihren Stolz an den Namen ihrer berühmt
gewordenen Helden. Die Türken, nebst der ganzen Rotte der wirkli chen Bar­
baren rühmen sich der wahren Religion, und verlachen den Aberglauben der
Christen ... Die Spanier würden den Ruhm ihrer Tapferkeit gewiß keiner an­
deren Nation abtreten ... Und die Deutschen hingegen wissen sich wieder viel
mit ihrer großen Gestalt und mit ihrer Zauberkenntnis; (cf. Stanzel, a.a.O.;
nach der Übersetzung v. W. Becker, Basel 1780, 186-189).

Dieser aufschlussreiche Text des Erasmus hätt e auch am Beginn dieses Ab­
schnitt es stehen können. Er wird jedoch erst hier zitiert, weil nach diesem
Vorbild (dem Zusammenhang von Stultitia und Philautia) der schweizerische
Arzt und Gelehrte Johann Georg Ritt er von Zimmermann (1728-1795) im Jahre
1758 Vom Nationalstolze (engl. 1771 Essay on National Pride) veröffentli chte.
Diese Schr ift war, wie ihr Titelbild zeigt, eine Kr iti k des Anspruchs ethnischer
Überl egenheiten gegenüber anderen Völkern sowohl in Europa als auch in
Amerika, Afr ika und Asien. In der engli schen Ausgabe heißt es: Every nation
is pleased with itself, and looks on every other community as creatures more or
less ofan inferiour kind (38).

Im Jahre 1753 erschien bei Haude und Spener in Berli n ein deutsch-franzö­
sisches Wörterbuch, die Nouvelle Grammaire Royale / Neue und vollkommene
Königliche Französische Grammatica ... bishero unter dem Namen des Herr n
des Pepliers ... herausgegeben, Anjetzo aber durch ein Mitglied der König.
Preuß. Academie der Wissenschaften in Berlin verbessert und vermehrt.

In einem Kapitel werden Redensarten, Meinungen über »nationale Cha­
raktere« europäischer Völker zweisprachig wiedergegeben: Art und Kennzei­
chen Der Frantzosen, Teutschen, Italiäner, Spanier und Engelländer nach In
Gebräuchen, Vom Leibe, In der Kleidung, In der Kost, Am Gemüthe, In der



330 Wolfgang Geier

Schönheit, In Rathschlägen, Im Schreiben, In Wissenschaften, In der Religion, In
Unternehmungen, Im Dienstleisten, Im Ehestande, Die Weiber, Im Reden.

Es folgen ebenfall s zweisprachig Karl V. zugeschriebene Redensarten, die
so oder ähnli ch in Biographien immer wieder var iiert werden sowie Beynah­
men der vornehmsten Städte in Italien: Rom die heil ige. Neapel dieangenehme.
Florenz die schöne. Genua die prächtige. Venedig die reiche. Padua diegelehr­
te. Bononien (d.i. Bologna) diefette: Meyland diegrosse. Ravenna die alte; (cf.
Schulze, Hagen; Paul, lna (Hrsg.): Europäische Geschichte. Quellen und Mate­
riali en, München 1994, 1123-1127).

Es werden, ähnli ch wie in zeitgenössischen Abhandlungen über »Natio­
nal-Charaktere« nur Franzosen, Deutsche, Itali ener, Spanier und Engländer
genannt, andere europäische Nationen kommen nicht vor. Art und Kennzei­
chen enthalten die damals als »Wissen der Zeit« verbreiteten Kenntnisse, auf­
schlussreiche quasi-anthropologische, -ethnographische, mentale und andere
Eigenschaften, die bereit s in der Völkertafel und anderen bildkünstler ischen,
li terarischen und wissenschaft li chen Beschreibungen erscheinen und sämtli ch
kultureller Art sind. Es handelte sich also um verbreitete, »gängige« Fremd­
bilder anderer Nationen.

Ein Pamphlet aus dem Jahre 1785 mit dem Titel Politisches Barometer ent­
hält dies:

Portugal bittet um alles/Spanien verschafft alles/Neapel macht mit alles/
Parma schickt sich in alles / Venedig schweigt zu alles / Genua lacht auf alles
/ Sardinien wacht auf alles / England hilft zu alles / Frankreich mischt sich in
alles/Schweizglossiert über alles/ Vor Russlandfürcht' sich alles/Deutschland
äfft nach alles/ Schweden denkt zurück an alles/ Dänemark leidet alles/ Polen
verliert alles/ Preussen stift an alles/Der Türk verwundert sich über alles/Das
heiligeReich glaubt alles/Der Kaiser zeigt Lust zu alles/Der Papst lässt zu al­
les/Durcheinandergeht alles/ Und so verwirrt ist alles/ Komm, Gott, erbarm
dich über alles/Sonst kommt der Teufel und holt alles; (cf. Im Hof, Ulr ich: Das
gesell ige Jahrhundert, München 1982, 69-72).

Die sprachli chen Unebenheiten sind dem Sujet geschuldet; die europäische
Staatenwelt hat sich seither wesentli ch verändert; gewisse Ähnlichkeiten mit
manchen gegenwärtigen Zuständen wären der Phantasie des Lesers zuzu­
schreiben.
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VON VICO BIS KANT

Am Beginn der europäischen, kontinentalen Aufklärung steht ein Werk, das
den Anfang der vergleichenden Kulturgeschichtsschreibung anhand der Na­
tion als Kulturbegriff darstell t, viele Gelehrte des 18. und 19. Jahrhunderts
anregte und bis heute für die Darstell ung der Geschichte der Kulturwissen­
schaften unabdingbar ist: Giovanni Batt ista (Giambatt ista) Vico (1668-1744):
Principi di una scienza nuova d'intorno alla commune natura delle nazioni,
Neapel 1725.

Erstmals wird in der Welt(kult ur)geschichtsschreibung versucht, die Welt­
geschichte methodisch zu erfassen, für eine solche Gesamtsicht zu ordnen. Vico
entwirft und verwendet ein tr iadisches Muster; er gliedert die Weltgeschichte
in ein »gött li ches«, »heroisches« und »menschli ches« Zeitalter. Das erste ist
eine aristokratisch zu nennende Vergött li chung; das zweite bildet den Über­
gang Götter - Heroen - Menschen; das dr itt e wird durch »Vermenschli chung«
im Sinne von Entgött li chung, -mythologisierung, -zauberung geprägt. Für all e
sind entsprechende Herr scher, Inhalte und Formen von Herr schaft und Ge­
walt kennzeichnend; in ihnen entstehen verschiedene Inhalte und Formen von
Kultur . Diese Geschichte der menschli chen Gesell schaft wird also periodisch,
synchron und diachron, komparati v aus dem Wechselwirken »gött li cher« und
»menschli cher« Kräfte und Wirkungen erklärt. Kult uren sind ewiges Werden
- Vergehen - Werden (corsi - ricorsi - ritornati) durch eine diese Wirkli chkei­
ten formende Kraft (forma mentis}.

Vico versucht als erster Geschichtsschreiber der Aufklärung, »Gesetzmä­
ßigkeiten« in geschichtli chen Verl äufen zu entdecken, gemeinsame Bewusst­
seinslagen von Nationen vergleichend zu beschreiben. Er wird damit zum
Begründer der Komparatistik im Sinne einer vergleichenden Kultur- qua Na­
tionen-Geschichte vice versa sowie in diesem Zusammenhang der über zwei
Jahrhunderte später so genannten Mentali tätsgeschichte - also der Darstel­
lung gemeinsamer und vergleichbarer kollekti ver Bewusstseinslagen, -inhalte
und -formen von in diesem Falle nicht mehr nur »Völkern«, sondern »Natio­
nen« in einem bestimmten Sinne.

Eine Fortsetzung besonderer Art entsteht durch Francois Mar ie Arouet,
genannt Voltaire (1694-1778): Essai sur l'histoire generale et sur les m~urs et
l'esprit des nations, depuis Charlemagne jus qu ä nos jours (1756). Hier wird
über einen Zeitraum von fast tausend Jahren versucht, die »Sitt en« und den
»Geist« der Nationen vergleichend zu erfassen, wobei es allerdings vorwie­
gend um europäische geht, auch in der späteren Bedeutung von - in diesem

t
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Falle - franzosischer »Mentalitatsgeschichte«, als einer deren Anreger oder
Begrunder dann im 20. nun Voltaire im 18. Jahrhundert gelten kann.

David Hume (1711-1776) hat mit Of National Characters (1751) bemerkens­
wertes zum Thema Nation als Kulturbegriff beigetragen, ebenso wie allerdings
auf ganz andere Weise Adam Smith: An Inquiry in to the Nature and Causes
of the Wealth of Nations (1776); auf dieses Werk, spater als »epoch-making«
bezeichnet, kann hier nicht eingegangen werden.

Hume beschreibt europaische, nationale Charaktere' wie beispielsweise die
der Griechen (deceit, levity, and cowardice) und der Turken (integrity, gravity,
and bravery), also nach bekannten gegensatzli chen Stereoypen, im ubrigen mit
unverkennbarer »Turkophilie«.

Interessant sind Beobachtungen wahrend seiner Reise als Begleiter eines
brit ischen Diplomaten im Jahre 1748 von Wien durch die Steiermark nach
Karnten und Tirol:

But as much as the Country is agreeable in its Wilderniss; as much are the
inhabitants savage & deform'd & monstrous in their Appearance. Very many
of them have ugly swelld Throats; Idiots, & Deaf People swarm in every vil ­
lage; & the general Aspect of the People is the most shocking I ever saw. One
wou'd think, that as this was the great road, thro which all the barbarous
Nations made their Ir ruption into the Roman Empire, they always left here the
Refuse of their Armies before they entered into the Enemie's Country.

Nachdem ihn in der Steiermark die »Dorft rottel« und die »Kropfe« er­
schreckt hatten, war er von den Tirolern geradezu begeistert:

... the aspect of the people is wonderfully changed on entering the Tirol. The
Inhabitants are there as remarkably as the Stirians are ugly. An Air of Hu­
manity, & Spirits & Health & Plenty is seen in every Face: Yet their Country is
wilder than Stiria. The Hill s higher, & the Vall ies narrower & more barren. They
are both German subjects to the House of Austria, so that it wou'd puzzle a
Naturalist or Poli tician to fi nd the Reason of so great remarkable a Difference;
(cf. Stranzl, a.a.O.; 48, 90/91.

Ahnli che Beobachtungen uber die oben genannten Missbildungen gibt es
von vielen Reisenden aus mehreren Jahrhunderten, einschlie~ lich der Versu­
che, diese wissenschaft lich zu erklaren.

Es ist offensichtli ch, da~ Vico (alla communa natura delle nazioni), Voltaire
(m~urs et l'esprit des nations) und Hume (national characters) gleichartige
Auffassungen vertreten: »Nationen« sind geschichtli ch entstandene Subjekte
mit gemeinsamen wie unterscheidbaren im wesentli chen kulturellen Merk­
malen und Eigenschaften.
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Immanuel Kant (1724- 1804) gil t als Vollender der deutschen Aufklärung,
die er in seinem bekannten Leserbrief von 1784 an die Berli nische Monats­
schrift, 12. Stück, ,auf den Begriff ' gebracht hat.

Zum Thema dieser Skizzen hat er Merkwürdiges zu sagen. In einer Schr ift
Anthropologie in pragmatischer Hinsicht abgefaßt (1798, Werke, hrsg.v. W.
Weischedel, Bd. 6, Darmstadt/ Wiesbaden 1964) werden beschrieben: 1. Die
französische Nation ..., 2. Das englische Volk ..., 3. Der ... Spanier .... 4. Der Ita­
liener ..., Die Deutschen ...; abschließend bemerkt Kant: Da Rußland das noch
nicht ist, was zu einem bestimmten Begriff der natürlichen Anlagen, welchesich
zu entwickeln bereit liegen, erfordert wird, Polen es aber nicht mehr ist, die Na­
tionalen der europäischen Türkei aber das niegewesen sind noch sein werden,
was zur Aneignung eines bestimmten Volkscharakters erforderlich ist, so kann
dieZeichnung derselben hierfüglich übergangen werden (658 ... 671).

Hier erscheint also erstmalig jenes bereits weiter oben erwähnte Diktum
über die »Nationalen der europäischen Türkei«, die kleinen geschichts- und
gesichtslosen Völker, die »hier fügli ch übergangen werden« können.

Kant kannte offenbar deren Geschichte seit dem Beginn des europäischen
Mittelalters ebenso wenig wie die bereits zu seinen Lebzeiten beginnenden
Bestrebungen, »zur Aneignung eines bestimmten Volkscharakters«, also zur
Wiederentdeckung und -gewinnung kultureller Identi tät durch Gelehrte und
Schriftsteller aus südslawischen Völkern oder durch damals bereits bekannte,
in einigen Fällen berühmte Studien von Gelehrten aus dem deutschsprachigen
Raum. Wenn er beispielsweise nur das erste umfassende Werk zur Geschichte
der Slawen von Karl Gott lob Anton: Erste Linien eines Versuchs über der alten
Slawen Ursprung, Sitten, Gebräuche, Meinungen und Kenntnisse, Erster Theil,
Leipzig 1783; Zweiter Theil, Leipzig 1789, sowie die ebenfall s in Deutsch er­
schienenen beeindruckenden Studien von Anton Tomas Linhart: Versuch einer
Geschichte von Krain und der übrigen südlichen Slawen Oesterreichs, Laibach
1788, und Versuch einer Geschichte von Krain und den übrigen Ländern der
südlichen Slawen Oesterreichs, Nürnberg 1796, sowie Untersuchungen zur Ge­
schichte der südslawischen Völker, der »Nationalen der europäischen Türkei«
von Dobrovsky und anderen, zwischen 1770 und 1798 erschienen, zur Kenntnis
genommen hätte, wäre ihm ein solches Fehlurteil wohl kaum unterl aufen.

Alle diese Werke enthalten die ersten umfangreichen und zuverlässigen
Darstellungen zur Geschichte dieser Völker und ihrer ersten Staatswesen wie
des Ersten und Zweiten Bulgarenreiches und des Großserbischen Reiches vor
der Eroberung Südosteuropas durch die Osmanen. Außerdem sind hier die
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ersten in diesen Reichen entstandenen Zeugnisse sprachli cher, li terar ischer,
kultureller Identität dieser Völker enthalten.

Aber so sah die Welt Kants - betrachtet von den Kirchtürmen Königsbergs,
nach der Lektüre einiger Gazetten und Journale, Tischgesprächen und Spa­
ziergängen - eben aus.

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts sind in den entstehenden Sprach-, Lite­
ratur- und Geschichtswissenschaften die Bildungen von »Sprach«- und ihrer
Obergänge zu »Kultur«-Nationen weitgehend dargestellt . Daran ist auch Jo­
hann Gott fr ied Herder beteiligt, wenngleich seine Beiträge gemeinhin über­
schätzt werden. Herder war ein ethno- und historiographisch dilett ierender
Schriftsteller; sein Wissen besonders zur Geschichte der slawischen Völker des
östli chen Europa ist gering, wie das oft und zu Unrecht hoch gelobte »Slawen­
kapitel« zeigt; zur Geschichte der slawischen Völker des südöstlichen Europa
ist es nicht vorhanden, jedenfall s mit den wissenschaft li chen Kenntnissen und
Leistungen seiner Zeitgenossen Anton und Linhart in keiner Hinsicht zu ver­
gleichen.

Außerordentli ch interessant ist schli eßli ch, dass die Entstehung der Sprach­
und ihrer Obergänge zur Kultur- und schließli ch zur Staats-Nation bereits im
Frankreich der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts statt findet:

Im Jahre 1539 ordnete der französische König Franz I. in einem Erlass, der
Ordonnace de Vill ers-Cott erets, den alleinigen Gebrauch des Französischen als
Kanzlei-, Gerichts- und Umgangssprache an. Das bezog sich nicht nur auf die
Beseitigung des Lateinischen und des Occitanischen aus dem entsprechenden
Sprachgebrauch, sondern es ging um die Vereinheitli chung nord- und süd­
französischer regionaler Idiome auf jenes Französisch, das im Zentrum des
Landes und seiner Hauptstadt, der lle de France, gesprochen wurde. Die Or­
donannce bestimmte dies gesprochen (prononcez) und geschr ieben (enregistrez
et deli verez) zum ausschli eßli chen Gebrauch als französische Muttersprache
(en langaige maternel francois et non autrement); die Beamten des Königrei­
ches (Administration, Gerichts-, Mili tär-, Finanz-, Handelswesen) sowie die
in weiteren inneren und äußeren Diensten Tätigen wurden verpfli chtet, in
dieser Sprache zu agieren und sie zu lernen, wenn sie ihrer noch nicht mäch­
tig waren. Die letzten Vereinheitlichungen des Französischen (Lexik, Syntax,
Grammatik; spezielle Inhalte und Formen; an Akademien und Universitä­
ten, in Enzyklopädien und Lexika) und seine ausschließliche Anwendung als
Kultur- und Staatssprache in ausnahmslos allen Bereichen erfolgten 1738 und
dann endgültig 1789 mit der Französischen Revolution.
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Seit 1539, 1738 und nun ab 1789 wird Französisch als Grundlage der kultu­
rellen nationalen Identität sowie der sprachlich begründeten, rechtli chen, po­
li tischen und staatli chen Gleichheit aller Bürger Frankreichs verstanden und
verwendet.

Damit ist Frankreich - vor und dann etwa zeitgleich mit England, seit dem
Beginn des 18. Jahrhunderts des Vereinigten Königreiches von Großbritan­
nien - das erste europäische Land, in dem die Herausbildung einer Sprach-,
Kultur- und Staatsnation voll kommen vollzogen wurde.

Seit einigen Jahrzehnten ist die Französische Republik das einzige Mit­
gliedsland der Europäischen Union, in dem die Bewahrung und der Schutz der
eigenen Sprache als kulturelles »Nationalgut« und nationales »Kulturgut«, als
Grundlage nationaler Identität, Integrität und staatli cher Souveränität Gegen­
stand umfassender Rechtsakte sind.
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Zur historischen Spezifik von Nationwerdung und
nationalen Konflikten in multiethnischen Großreichen
Ost- und Südosteuropas

Thesen

Aufgabenstell ung: Der Konzeption liegt ein Osteuropabegriff in der Einheit
der drei Regionen von engerem Osteuropa (Russland, Belorussland, Ukraine),
Ostmitteleuropa (Balt ikum, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn) und Südosteu­
ropa (Albanien, Bulgar ien, Rumänien, Jugoslawien, Griechenland) zugrunde,
deren jeweils größte ethnische Bevölkerungsgruppen meist von ostslawischen,
westslawischen und südslawischen Völkern gebildet werden. Nichtslawische
Völker sind dagegen die Albaner und Griechen, Rumänen und Ungarn, Balten
und Kaukasier (wie auch die mittelasiatischen Ethnien).

Das Anli egen der Arbeit besteht darin, in die aktuelle Debatt e um Nation,
Nationwerdung und nationale Konfl ikte im spezifischen Umfeld der ehemals
osteuropäischen Vielvölkerstaaten (Osmanisches Reich, Russländisches Za­
renreich, Habsburger Doppelmonarchie) einzugreifen und ihre historischen
Hintergründe aufzuhellen. Die Bedingungen der Nationwerdung sind in Ost­
Ostmittel- und Südosteuropa mit später bürgerlich-kapitali sti scher Entwick­
lung, nati onaler Unterdrückung durch Großmächte und feudal-etatistischen
Herrschaftssystemen/ -regimes verbunden; sie findet gegenüber westeuropäi­
scher Nationsformierung mit historischer Verspätung statt und ist durch einen
langfr istigen Entwicklungsrückstand und langwährenden Nachholeprozess
gekennzeichnet, der im 20. Jh. in die Systemkonfrontation von Kapitali smus
und Soziali smus mündet. Zugleich ist die Interpretation von Nationsbildung
(nati on building) an ein verschiedenes Nationsverständnis von entweder eth­
nischer Nation (Volksnation, Kulturnation) oder Staatsnation gebunden, mit
bis in die Gegenwart relevanten, unterschiedli chen poli tischen Konsequen­
zen.

Das neue Anwachsen des Nationali smus im Gefolge der Implosion des Re­
alsoziali smus und deren Ursachen spielen eine zentrale Rolle, was sich heute
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im Systemtransfer, einem Wertevakuum und nationaler Revitali sierung aus­
drückt.

Die Aktuali tät der Problematik result iert einerseits aus gegenwärtigen Pro­
zessen der Globali sierung, die all e nationalen Schranken einreißt, und an­
dererseits aus verspäteten Prozessen nationaler Formierung und nationaler
Identifikation, die sich als gleichzeitige (-artige), aber historisch zeitversetzte
Prozesse bei fortgeschritt enen wie bei zurückgebliebenen Völkern bzw. Regi­
onen vollziehen.

In der nationalen Frage darf man weder Geringschätzung noch Ignoranz
zulassen, die in der soziali stischen Theorie und Praxis eher unterschätzt wur­
de, noch darf man einer Überhöhung der nationalen Frage folgen, was - in
historischer Sicht wie in aktueller Poli tik (umgekehrt) zur Unterschätzung der
sozialen Gegensätze und damit wiederum - zum Nationalismus führt. (Vgl.
dazu jüngst: B. Balla / A. Sterbling. (Hrsg.): Ethnicity, Nati on, Culture. Cen­
tral and East European Perspectives. Beiträge zur Osteuropaforschung. Bd. 2.
Hamburg 2010).

Nationwerdung war und ist an soziale Formierungs- (und Formations-)
prozesse gebunden, d.h. histor isch an die Herausbildung von bürgerl ich-ka­
pitali stischen Nationen bzw. später an/ als soziali stische Nationwerdung (in
multiethnischen, lange halbfeudalen Großreichen, bei verspäteter kapitali s­
tischer Entwicklung und bürgerli cher Nationalstaatsbildung bzw. nationaler
Autonomiebewegung in imperialen Konglomeraten, resp. nachholender sozi­
ali stischer Nations- und Staatenbildung); die Spezifik von Nationsformierung
in Ost- und Südosteuropa besteht in ihrer langen Bindung in/ an feudale Groß­
reiche und Vielvölkerstaaten; dabei unterliegen viele Völker Ost-, Ostmittel­
und Südosteuropas im Mitt elalter wie in der Neuzeit wiederholt wechselnden
staatli chen Hoheiten.

Heute wird die nationale Entwicklung von Globalisierungsprozessen domi­
niert, die sowohl Integrations- wie Desintegrationsprozesse in den ost- bzw.
südosteuropäischen Vielvölkerr egionen einschli eßen.

Die Arbeit verfolgt zugleich das Anliegen, Ursachen für das Aufleben des
Nationali smus im Verlaufe der Entwicklung und letztli chen Implosion des Re­
alsoziali smus zu erörtern, die sich mit verspäteten nationalen Formierungs­
prozessen im Gefolge soziali stischer »Modernisierung« verbanden und - als
Paradoxon - die auf nationale Annäherung im Soziali smus gerichtete inter­
nati onali stische Zielstellung konterkarierten, ihr letztli ch entgegenwirkten.

Das methodologisch-methodische Herangehen an die Problemati k verlangt
die Verbindung von nationaler und sozialer Frage, da sich Nationen mit der
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kapitali stischen Entwicklung - im Sonderfall mit der soziali stischen Umwäl­
zung - ausformen. Nach Marx - im Kommunistischen Manifest - reißt das
Kapital alle traditi onellen Schranken nieder, err ichtet aber zugleich neue so­
ziale Schranken.

Unter realsoziali stischen Bedingungen wurden in Regionen Ost- und Süd­
osteuropas (weniger in Ostmitteleuropa} bei Nutzung historischer Traditionen
und etatistischer Eigentumsformen staatlich-soziali stische Produktionsver­
hältnisse und dem kapitali sti schen Typ nachfolgende Produkti vkräfte geschaf­
fen, die wirtschaft li che Modernisierung durch eine extensiv erweiterte Repro­
duktion bewirkten, jedoch seit der wissenschaft li ch-technischen Revolution
und ihren Innovationen eines intensiven Reproduktionstyps zunehmend an
ihre Grenzen stießen. Sozialistische Nationsformierung blieb wesentli ch an
den technischen Produktionstyp/ -apparat des kapitalistischen Industr iezeit·
alters gebunden.

Die Monographie beabsichtigt eine historisch vergleichende Betrachtung
von Nationwerdung in den drei geschichtli chen Regionen Ost- und Südosteu­
ropas, die Gemeinsamkeiten und Unterschiede ihrer Entwicklung aufweisen,
wobei die historischen Prozesse in Südosteuropa im Zentrum stehen, während
analoge Vorgänge in Russland/ Sowjetunion und der Habsburger (Doppel-)
Monarchie vor allem vergleichend herangezogen werden.

Das verl angt eine kurze Charakteristik der unterschiedli ch ausgeprägten,
aber generell überall gegebenen etatistischen Systeme, die teilweise (in Ost-/
Südost-Europa) auf traditionellen Elementen einer asiatischen Produktions­
weise fußen und fehlende bzw. nur geringe bürgerliche Demokratietraditionen
aufweisen:

a) Russland als orthodoxe Autokratie (in der Tradition des/ als dr itt es Rom) und
feudal-bürokratische, etatistische Selbstherr schaft , als zentral-absolutistisch­
expansiver Vielvölkerstaat mit dominanten zaristisch-(staatli ch-)feudalen Pro­
duktions- und Eigentumsstrukturen (zarische Staats- und Lehensgüter, Guts­
wir tschaft und Dorfgemeinde) sowie mit verspäteter (staats-)kapitali stischer
Entwicklung und behinderter Nationsformierung: Groß-, Klein- (Ukrainer)
und Belorussen, baltische Völker, alt e Kaukasusvölker, islamische mitt elasia­
tische Völker, sibir ische Völkerschaften, unterdrückte ethnische Minderheiten
etc. Eine moderne, »prowestliche« Entwicklung kapitali stischer Elemente seit
Peter 1. und Katharina II. wurde letztli ch durch die feudal-konservative, »russ­
ophile« Expansionspoli t ik (Nikolai L./ II., Alexander 11./11 1.) konterkar iert, wo­
ran die Adelsrevolutionäre (Dekabristen), die revolutionären Demokraten wie
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die Narodniki scheiterten. Eine revolutionäre Arbeiterbewegung (Plechanow,
Lenin) trat unter rückständigen Bedingungen spät auf den Plan. Der isolierte
sowjetische Soziali smus nach der Oktoberrevolution 1917 beschleunigte die
historische Ausprägung/ Entwicklung von Völkern und Nationen, jedoch bei
Verzicht/ Verl ust innerer Demokratie (Stali nismus) und bei gleichzeiti ger Pres­
sion und Unterdrückung mancher Völkerschaften.

Den Russen kam die zentrale Rolle bei der gesellschaft li chen Modernisie­
rung und der sozialen Strukturierung der nichtrussischen Völker zu, nament­
li ch auch der islamischen Völker. Die schließliche Implosion des sowjetischen
Realsoziali smus war die Folge gesell schaft li cher Ineffektivität und innerer
Demokratiedefizite, der Niederlage in der Systemkonfrontation und einer ge­
scheiterten zentrali sti schen Nationalitätenpolitik; statt internationali sti scher
Annäherung vollzog sich die weitere Ausprägung von Nationen und Natio­
nali täten. Negative Tendenzen waren mit Gorbatschows chaotischer Perest­
roika-Poli ti k nicht zu korr igieren. Nach Auflösung der Sowjetunion lebten 25
Mill ionen Russen im sog. Nahen Ausland, wo heute noch ca. 10-15 Mill ionen
verblieben sind, was neue Trennungen und Teilungen bewirkte.
b) Die Habsburger Monarchie als expansiver Vielvölkerstaat zwischen feu­
dal-zentralistischem Absolutismus und bürgerli ch-nationaler Autonomie- und
Reformpoli tik; eine mitt lere kapitali stische Entwicklung verband sich mit der
poli tischen Herrschaft der deutsch-ungarischen feudalen Oberschicht (grund­
herrschaft li che Latifundien) und des entstehenden Bürgertums, während die
slawisch-bäuerliche Bevölkerung bzw. Völkerschaften einer differenzierten
nationalen Unterdrückung und sozialen Ausbeutung unterworfen waren.

Die Abwehr- und Eroberungskr iege gegen die Türkeninvasion verwandel­
ten das Habsburgerreich zur europäischen ante murale chr istianitatis (Mili ­
tärgrenze) und zugleich tendenziell zum Völkergefängnis vor allem der (Süd-)
Slawen (Kroaten, Serben, später Bosnier, auch der Slowaken und Polen). Die
Pr ivilegierung der Herrschaftsvölker (Deutsche, Ungarn) sowie relative reli­
giöse Toleranz (Katholizismus, Protestantismus, Orthodoxie) waren mit der
Verfolgung national-revolutionärer Unabhängigkeitsbewegungen gepaart. In­
nere Schwierigkeiten des Vielvölkerstaates veranlassten die Habsburger im 18.

Jh. zu Reformen des aufgeklärten Absolutismus (Maria Theresia, Joseph 11.),
die aber die Konfli kte nicht lösten, sondern zur Revolution von 1848/49 dräng­
ten. Die Niederl age der Revoluti on führte zur absoluti stischen Restauration;
durch den Kompromiss mit den ungarischen Magnaten entstand 1867 die k. u.
k. Doppelmonarchie, was die feudal-absolutistischen Elemente konservierte,
slawische Völker unterdrückte und die national-revolutionären Bewegungen
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(Alt - und Jungtschechen, polnische Parteien der Roten und Weißen, südslawi­
sche Aufklärung und Romantik, Ill yr ismus und Omladina) forcierte.

Die österreichische Sozialdemokratie, gegründet 1874 und neuformiert
1888/89, verfocht die Konzeption des Austromarxismus (Hainfelder Programm).
Im Ergebnis der bosnischen Krise 1908/9, der Balkankr iege 1912/13 und des 1.
Weltkr ieges wurde Osterreich-Ungarn als Vielvölkerstaat zerschlagen.
c) Das Osmanische Reich war eine zentrali stische, feudal-bürokratische und
islamisch-expansive Mili tärdespotie mit repressiven poli ti schen Herrschafts­
strukturen (mili tär ischer Dienstadel) sowie etati stischen und rückständigen
ökonomischen Strukturen (belehnte Dienstgüter des Sultans); aus fiskalischen
Gründen (Steuern ) wurde relative religiöse Toleranz gegenüber chr istli chen
Völkern geübt, wobei das christli ch-orthodoxe Patr iarchat von Konstantinopel
Hil fsdienste für die feudale türkische Herrschaft leistete, während die ortho­
doxen Klöster zu Zellen des nati onalen Erwachens wurden.

Die Osmanen betr ieben eine Poli tik sozialer Nivelli erung der eroberten
Völker/ Ethnien als Bauernvölker (ohne eigene Oberschicht), was eine verspä­
tete kapitali stische Entwicklung samt bürgerl icher Nationwerdung (nati onales
Erwachen) der Balkanvölker nach sich zog.

Das sog. Neue System im »Zeitalter der Reformen« (Tanzimat-Reformen
seit 1839) schuf kapitali stische Elemente ohne eine tragende bürgerli che Gesell ­
schaftsschicht, die eher unter den beherrschten Völkern entstand. Analogien
betreffen eine halbherzige Agrarr eform (Timare, Ziyamet, Wakf, Tschift lik).

Seit der »Orientali schen Krise«, dem russisch-türkischen Krieg 1877/78 und
den Balkankriegen 1912/13 wurde die Türkei aus Europa vertr ieben und auf
Kleinasien zurückgeworfen. Nach der »jungtürkischen Revolution« 1908 und
der Proklamation der Republi k unter Mustafa Kemal Pascha (Atatürk) 1923

wurde die kapitalistische Entwicklung forciert; durch eine laizistische Poli ti k
(Kemali smus) wurden Staat und Religion {Islam) voneinander getrennt.

Inhalt li ch sind drei historische Grundprozesse in Ost-, Ostmittel- und Süd­
osteuropa zu verfolgen, die trotz regionaler Spezifik grundsätzliche Analogien
und eine bestimmte Paralleli tät aufweisen:

Erstens: eine verspätete bürgerli che Nationsformierung (Jahrhunderte nach
dem Untergang mittelalterli cher Feudal reiche auf damals hochfeudalen Stan­
dards: das Polen der Piasten, das Ungarn des heil igen Stephan und der Arpa­
den, das Bulgarien Simeons und der Asseniden, das Serbien der Nemanjiden
und Stefan Dusans), verursacht durch lange Fremdherrschaften in feudalen
und etatistisch-absolutistischen Vielvölkerstaaten, besonders des Osmanen­
reichs und des zaristischen Russlands, die ökonomische und kulturell -zivili sa-
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tor ische Rückständigkeit bewirkten und teil s mit Traditionen der asiatischen
Produktionsweise verbunden waren, d. h. keine agrarische Grundherrschaft
verkörperten, sondern belehnte feudale Gutswirtschaft bzw. Staatslehen wa­
ren; daneben existierten die bäuerli che Dorfgemeinde (Obscina, Zadruga)
und staatli che Manufakturen, Fabriken und Kompagnien; das behinderte die
kapitali sti sche Entwicklung und konservierte etati stische und vorbürgerliche
Strukturen.

Zweitens: späte nationale Staatsgründungen in ethnisch gemischten und
diffusen Siedlungsgebieten mit beträchtli chen ethnischen Minderheiten, d.h.
folgli ch mit häufigen nationalisti schen Konfli kten im Gefolge politisch behin­
derter bürgerl icher Emanzipationsbewegungen im Spannungsfeld hegemoni­
aler Großmachtinteressen und bei Dominanz imperiali stischer Expansionspo­
lit ik. Die jungen Nati onalstaaten mit begrenztem Aktionsradius (Puffer- oder
Satell itenstaaten) waren letztli ch Spielball im imperiali sti schen Konkurrenz­
und Intr igenspiel.

Dritt ens: nationale Integrations- und Desintegrati onsprozesse im Kontext
sowohl reaktionärer Poli tik (Russifizierung, Germanisierung, Turkisierung)
wie progressiver nationaler, poli tischer und sozialer Bewegungen (bürgerli ­
che Nationalbewegungen, demokratische und proletar ische Föderationspläne)
sowie mehrerer gesell schaft li cher Transformationsprozesse (kapitali stischer
und sozialistischer Formationswechsel) als auch regressiver imperiali stischer
Großmachtinteressen und Expansionspoli tik von der Orientkr ise über die
Weltkr iegs- bis zu den Systemkr isen; die heutigen aktuellen und weltweiten
Globalisierungsprozesse, namentli ch eine vordergründig selektive EU-Ost­
Erweiterung mit neuen Bindungen, Trennungen und Teilungen setzen solche
hegemonialen Herrschaftsansprüche fort, in deren Hintergrund wiederum po­
li tische, wirtschaft li che und soziale Interessen imperiali stischer Großmächte
bzw. weltwir tschaft li cher Konglomerate stehen.

Zum methodischen Herangehen: Da inhalt li che Vielfalt und histor ische
Stofffüll e der vorgenannten Prozesse von Nationwerdung und nati onalen
Konfli kten in den drei poli t isch-geographischen Regionen (Ost-, Ostmitt el-,
Südosteuropa) nicht durchgängig zu behandeln bzw. zu bewältigen sind,
werden die genannten histor ischen Prozesse vorrangig am Gegenstand der
Entwicklung in Südosteuropa abgehandelt , während analoge oder ähnli che
(vergleichbare) Prozesse in den beiden anderen Regionen, d. h. im Russischen
bzw. Habsburger Imperium, je nach konkreter Relevanz fallweise, nicht durch­
gängig herangezogen werden.
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Die Schwier igkeit des Themas besteht ohnehin in der Konzentration auf
die nationale Frage, auf Nationwerdung und nationale Konfli kte (sowie ihre
jeweili ge soziale Verwurzelung) - gegen die Gefahr der Ausweitung des The­
mas auf eine histor ische Gesamtdarstell ung.

Der Vorrang Südosteuropas bei der Darstellung ist auch geschichtstheore­
tisch begründet, da sich hier mehrere histor ische Ebenen miteinander verbin­
den:

Mitt elalterl iche Staatli chkeit und Hochzeit feudaler Monarchien, lange Pe­
r ioden von Fremdherrschaft (Osmanische, Zar istische und Habsburgische),
poli ti scher Etatismus der herrschenden Feudal klasse und Elemente asiati scher
Produktionsweise, mili tärdespotische Feudalherrschaft (Administration des
Osmanischen Dienstadels) sowie wirtschaft li ch-bäuerli che Rückständigkeit,
damit verspätete Nationwerdung und kapitali stische Entwicklung, späte Ei­
genstaatli chkeit unter imperiali sti scher Dominanz. poli tische Satell itenfunk­
ti on oder/ bzw. abhängiger Vasallen-Status in den internationalen Beziehun­
gen.

Demgegenüber stell en die Großmächte Russland und die Habsburger (Dop­
pel-) Monarchie selbst Vielvölkerstaaten mit Fremdherrschaft über eroberte
und unterdrückte Nationen und Völker dar : das zar istische Russland als po­
li t isch expansiver und restaurati ver, ökonomisch rückständiger feudalabso­
lutistischer und halbkapitali stischer Kolonialimperiali smus; die Habsburger
Monarchie als eine ebenfall s expansive und konservative bzw. restaurative,
kapitali stisch nur mitt elentwickelte europäische Vormacht mit restr iktiver Na­
tionalitätenpoli tik, namentli ch gegenüber den (süd-)slawischen Völkern.

Die Thematik kann deshalb nicht ohne die miteinander verwobenen poli ­
tischen Aktionen und Konstell ationen der drei Großmächte Russland, Habs­
burgerreich und Osmanenreich gegenüber den west- und südslawischen sowie
generell den Balkanvölkern bewält igt werden.

Nationwerdung ist generell - auch unter den spezifischen Bedingungen
in Ost-, Ostmitt el- und Südosteuropa - an die Entstehung und sozial-öko­
nomische Ausprägung der kapitali stischen Produktionsweise (und ihrer his­
tor ischen Formen), einer darauf beruhenden Sozialstruktur der Gesell schaft
sowie darauf fußender national-kult ureller und nationalpoli tischer Bewegun­
gen gebunden.

Dieser Prozess bil det den roten Faden durch die sowohl vielschichtige als
auch analoge/ vergleichbare Entwicklung der Gesamtregion.

Die Darstellung folgt der historisch-vergleichenden Methode und stützt
sich auf eine breite Literaturbasis, vorrangig deutsch-sprachiger, danach eng-
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li sch-sprachiger Arbeiten; zugleich werden auch russische, tschechische, bul­
garische, jugoslawische u.a. Quellen und Publi kationen herangezogen, die in
der bundes-deutschen Literatur häufig unbeachtet bleiben.

INHALTLICHE THESEN ZUR ARBEIT

Vorbemerkung zur historischen Einordnung der Region:
Ost- und Südosteuropa entwickelten sich seit dem Altertum und der Völker­

wanderung unter prägendem Einfluss einerseits Roms und des römisch-katho­
lischen Papismus, d. h. des Vorr angs des Papstes über differenzierte welt li chen
Mächte (Kaiser, Könige, Landesfürsten), resp. andererseits Konstantinopels
und des griechisch-orthodoxen Etatismus (Byzantinismus), d. h. des Vorrangs
des weltli chen Kaisertums über orthodoxe kirchli che Hierarchien (Patr iarch,
Episkopate, Landeskirchen, Archimandr iten).

Zäsuren im histor ischen Prozess bil deten die Reichsteilung (Ost-, Westrom)
395, die Annahme des Christentums als Staatsreligion (4. Jh.) in Ostrom (Kon­
stantin d. Gr.), der Untergang Westroms 476, die Gründung des Frankenreichs
um 800 (Karl d. Gr.), die Völkerwanderung 5./7.-9./10. Jh., die chr istli che Sla­
wenmission von Kyrill und Method 863, die definitive Kirchenspaltung 1054,

Aufstieg und Untergang der Kiewer Rus 9.-12. Jh., die Entstehung ost- und
südosteuropäischer Feudalstaaten 9.-12. Jh., die deutsche Ostexpansion der
Kreuzritt er im 10./11. und 12./13. Jh., die sog. chr istlichen Kreuzzüge im 11./12.

Jh. (1096/99, 1147/49, 1189/96, 1202/04), der Niedergang von Byzanz und das
Lateinische Kaiserreich 1204/61, der Aufsti eg Moskaus zur russischen Füh­
rungsmacht/ Hauptstadt vom 12.-14. Jh. (A. Newski), die Tatareneinfälle in
Europa 1241, Aufstieg und Expansion des Türkenreichs unter Osman und die
Eroberung Kleinasiens um 1300, der Türkeneinfall auf dem Balkan und die
Schlacht auf dem Amselfeld (Kosovo polje) 1389, die Osmanische Eroberung
und der Untergang Konstantinopels/ Byzanz 1453 (Mehmed 11.), die Wandlung
Osterreichs zum Habsburger Nationali tätenstaat 1526/27 resp. 1529 (Belage­
rung Wiens) unter Ferdinand I., die Schaffung des russischen Einheitsstaats
15./16. Jh. (Iwan II I., Wassil i II I.), die Roll e Rußlands als osteuropäische Groß­
macht und Anspruch als vermeintli ch 3. Rom seit dem 17. Jh. (Zar Michael
Romanow und Mönch/ Mitregent Philaret 1619/33).

Im frühen Mitt elalter, mit und nach der Völkerwanderung, entstanden
byzantinisch-slawische Zarenreiche (Bulgarien, danach Serbien) bzw. römisch­
katholi sche Königreiche (Polen, Ungarn, Kroatien) die nach Osten, Westen und
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Süden drängten und sich als feudale Vielvölkerstaaten mit einer jeweiligen
ethnischen Oberschicht, nicht als ethnisch einheitli che Staaten ausprägten.

Diese mitt elalter lich-feudalen und mult iethnischen Staaten waren Zentren
der alt - bzw. nachrömischen (byzanti nischen) Hochkultur und des (schismati­
schen) oströmisch-orthodoxen bzw. weströmisch-katholi schen Christentums,
ehe sie seit 13.-16. Jh. in Osmanische (islamische) bzw. Habsburgische (chr ist­
li ch-katholi sche) Abhängigkeit gerieten.

Seit spätem Mittelalter wird die ost- und südosteuropäische Region in die
genannten mächtigen feudal-absoluti sti schen Vielvölkerstaaten integriert: das
zaristisch-absolutistische Russland seit 14./15. Jh. (1380/1480: Kulikowo, Ende
des Tatarenjochs) und 17./18. Jh. (1654 Perejaslawl, 1721 Nystad), das sulta­
nisch-islamische Osmanenreich seit 14./15. Jh. (1361/1389: Adrianopel/ Kosovo
polje, Serbien 1459), das katholi sche Osterre ich seit 15./16. Jh. (1453 Maximilian
1., 1526 Habsburger Nationali tätenstaat, 1529 Schlacht vor Wien).

In Abwehr/ Widerstand gegen die feudal-imperiale deutsche Ostexpansi­
on im Mittelalter sowie die Süd-Nord-Expansion der Osmanen im 14.-16. Jh.
und die Nord-Süd-Expansion der Habsburger im 16./18. Jh. bzw. im Ergebnis
national-demokratischer und nationalrevolutionärer Bewegungen im 18./19.

Jh. fanden die Länder der Region erst im 19./20. Jh. zur Eigenstaatli chkeit.
Die kapitali sti sche Entwicklung verzögerte sich durch graduell verschie­

dene Regimes des feudalen Etatismus in monarchistischen Vielvölkerstaaten,
ehe die Länder Ost- und Südosteuropas im Sog der französischen und dann
der russischen Revolutionen des 19. und 20. Jahrhunderts ihre nationale und
staatli che Selbständigkeit erlangten. Gravierende Wirkungen auf die staatli ­
che und gesellschaftl iche Ordnung der Völker Ost- und Südosteuropas hatten
der 1. Weltkr ieg und das Versaill er System sowie der folgende 2. Weltkr ieg
und die Nachkriegsregelungen von Teheran, Jalta und Potsdam, die die anste­
henden nationalen und sozialen Probleme der Region letztlich nicht dauerhaft
lösten.

Die Region geriet erneut in Abhängigkeit von imperialen Großmächten
und wurde zur Glacis imperiali stischer Blöcke und Konfrontationen.

Nach Zerschlagung der faschistischen Weltgefahr 1945 mutierten die Län­
der Ost-/ Südosteuropas zum Vorfeld des sozialistischen Sowjetimperiums; sie
versuchten einerseits eine originäre volksdemokratische Ordnung, unterl agen
aber zugleich sowjetischer Disziplinierung und wurden in die internationale
Systemkonfrontation einbezogen.

Nach der Implosion des Realsoziali smus wurden die Länder Ost- und Süd­
osteuropas erneut zur abhängigen Region imperialistischer EU-Osterweite-
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rung und kapitali stischer »Modern isierung«. Die imperiali stische Globali sie­
rung war mit dem neuerli chen Aufleben eines späten Nationali smus in der
Region verbunden.

Die aktuelle Tendenz verläuft eher zu ethnischer Trennung anstelle von
staatli cher Vereinigung und internationali stischer Annäherung der Völker.

In der Geschichte Ost- und Südosteuropas begegnen sowohl historische Ge­
meinsamkeiten wie Unterschiede, Nati onales und Soziales in mult i-ethnischen
Staaten auf spezifische Weise als Ausdruck des Allgemeinen, Besonderen und
Einzelnen in etatistischen Vielvölkerstaaten bzw. später in vermeintli chen Na­
tionalstaaten.

1. Ethnogenese, Staatenbildung und Christianisierung vollzogen sich in Ost­
und Südosteuropa mit der Völkerwanderung und frühfeudaler Landnahme,
durch ethnische Vermischung von Stammesbevölkerungen (Eroberern und
Ansässigen), durch kr iegerische Eroberungen und wechselnde frühfeudale
(Stammes-)Staatli chkeit auf dem Erbe wie auf den Trümmern alt historischer
Großreiche: Rom (Westrom) und Konstantinopel (Ostrom), Kiewer Rus und
Moskauer Fürstentum; Tatarensturm, slawische Wanderungen und christli ch­
feudale Ostexpansion differenzieren ethnische, staatli che und religiöse Struk­
turen. Die mitt elalter li chen Ethnien, die wechselnder feudalstaatli cher Hoheit
unter li egen, leben häufig in ethnischen Mischregionen und bilden religiöse
und sprachli che, vorerst eben ethnische, noch keine nationalen Gemeinschaf­
ten.

Die christli che Religion, seit spätem 4. Jahrhundert römische Staatsreligion
- gleich ob vor oder nach der Kirchenspaltung 1054 - war politisches Herr ­
schafts- und Bindemitt el, prägte die zivili sator ischen Normative und kulturel­
le Identität wesentli ch stärker und nachhalt iger als die ethnische Zugehörig­
keit der jeweili gen Bevölkerungen: Bulgarien (865), Großmähren (spätes 9. Jh.),
Polen (966), Kiewer Rus (989), Ungarn (972/1000), Kroatien (925/1102), Serbien
(1159) sind Eckdaten der Durchsetzung des (gr iechisch-) orthodoxen bzw. des
(römisch-) katholi schen Christentums.

Der katholi sche Papismus Roms und die caesaro-papistische Orthodo­
xie Konstantinopels prägten jedoch ein unterschiedli ches Verständnis vom
Primat/ Rolle der Religion/ Kirche (Westrom) oder des Staates (Ostrom) aus.
(Vgl. dazu: W. Geier : Zeitbrüche im Osten. Wiesbaden 1995; Ethnogenese und
Staatsbil dung in Südosteuropa. Hg. Klaus-Detl ev Grothusen. Gött ingen 1974)



346 Ernstgert Kalbe

2. Die hoch mitt elalterlichen chr istli chen Feudalstaaten entwickelten sich in der
Tradition bzw. Berufung auf (Ost-)Rom/ (Byzanz)/ Konstantinopel (Bulgarien,
Serbien, Kiewer Rus) oder auf (West-)Rom und das Franken reich Karls d. Gr.
(Polen, Ungarn, Kroatien). Sie verkörperten (vom 7.-14. Jh.) damals weit fort­
geschritt ene kulturell -zivil isatorische Standards, die weitgehende Verbindung
religiös-kirchli cher (Bistümer bzw. Episkopate) und staatli cher Institutionen
in orthodox-etatistischer oder katholi sch-papistischer Ausprägung sowie eine
gesell schaft li ch prägende Ausformung/Annahme jeweiliger feudaler Agrar­
strukturen (Grundherrschaft , Gutsherr schaft , Staatsherrschaft am Boden).

Das betr ifft :
- die Vereinigung der ostslawischen Stämme, die im 9./10. Jh. um die Kie­
wer Rus statt fand; diese betr ieb unter den Großfürsten Oleg, Igor, Olga und
Swatoslaw eine weit ausgreifende Byzanz- und Balkanpolitik. Wladimir der
Heil ige führte 988/89 das byzantinische Christentum als Staatsreligion ein;
unter Jaroslaw dem Weisen erlebten Bildung und Kultur ihren Höhepunkt
(Nestorchronik, Igorlied im 12. Jh.), die Russkaja Prawda als altrussisches Ge­
setzeswerk festigte die Feudalordnung. Wladimir Monomach (1113/25) dehnte
den Einfluss der Kiewer Rus auf Byzanz aus, (die byzantinische Mütze des
Monomach wurde 1547 zur russischen Zarenkrone Iwan IV. Grozny). Der
nachfolgende Niedergang des Kiewer Staates, schließlich der Mongolenein­
bruch im 13. Jh. führten zur feudalen Zerspli tt erung.
- Im 14./15. Jh. verlagerte sich die russische Einigungspoli ti k auf die Fürsten­
tümer Moskau und Nowgorod, die nach der Schlacht auf dem Kuli kowo polje
1380 gegen die Tataren (Dmitr i Donskoj} unter Iwan II I. und Wassili II I. zum
Erfolg führte. Neue Gesetzbücher (Sudebnik 1497, 1550) festigten die Feudal­
ordnung und banden die Bauern an die Leibeigenschaft ; nach dem Fall Kon­
stantinopels 1453 wird der Moskauer Großfürst Schirmherr der orthodoxen
Kirche; die Kirche verbreitete seit Anfang des 17. Jh.s den Anspruch Moskaus
als dem »3. Rom«. (Mönch und Patr iarch Philaret, 1619-1633). Feudal-etatis­
ti sche und halbkoloniale Machtverhältnisse verhindern / verzögern nati onale
Formierungsprozesse.
- Die polnische Piastendynastie Mieszko I. (966-992) und Boleslaw I. Chrobry
(992-1025) dehnte das polnische Königreich nach Norden, Westen und in die
Ukraine aus. Miezko I. führte 966 das lateinische Christentum ein, während
Boleslaw 1. das polnische Erzbistum in Gniezno gründete und 1025 zum König
gekrönt wurde. Die feudale Zerspli tt erung im 12. Jh. erleichterte die feuda­
le deutsche Ostexpansion. Infolge eines Einigungsprozesses kam es 1386 zur
Personalunion von Polen und Litauen unter Großfürst Jagiello, der als Wla-
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dislaw II. 1386 polnischer König war. Nach der Lubliner Union 1569 fiel der
Großteil der Ukraine an Polen, was den polnischen Einfluss in der Westukra­
ine begründete. Nach dem ukrainischen Aufstand Bogdan Chmelnit zkis 1654
(Vertrag von Perejaslawl) kam die Ukraine erneut zu Russland. Mit den drei
Teilungen 1772, 1793, 1795 wurde Polen zwischen Russland, Osterr eich und
Preußen aufgeteil t; durch die Aufstände von 1806, 1830/ 31, 1846/ 49 und 1863/ 64
wurde die polnische Frage zum Gegenstand der europäischen Poli tik.
- Die heil ige Stephanskrone des Papstes (1000) für die ungarische Arpadendy­
nastie belohnte die Gründung des ungarischen Feudalstaates und die Einfüh­
rung des katholischen Christentums durch Stephan (Ist van) I.; das ungarische
Königreich schloss sich 1102 in Personalunion mit dem seit 925 selbständigen
Königreich Kroatien unter Tomislaw (903-928) bzw. Petär Kresimir (1058-1073)
zusammen; auch Siebenbürgen, Slawonien und teils Dalmatien wurden Un­
garn angegliedert, das unter Bela II I. seine größte territoriale Ausdehnung
erfuhr. Nach der Niederlage gegen die Türken (Schlacht bei Mohacs 1526)
verlor das dreigeteilt e Ungarn (Habsburger Nordwesten, türkisches Mittelun­
garn, souzeränes Siebenbürgen) seine Unabhängigkeit, ehe es mit Vertreibung
der Türken (Friede von Karlowitz 1699) der Habsburger Monarchie einver­
leibt wurde. Aufstände im 16./ 17. Jh. erzwangen 1711/ 23 (Ferenc II. Rakoczi)
ständische Autonomie Ungarns. Unter Einfluss der Französischen Revolution
entstand eine republikanische Bewegung: der »Geheimbund der Ungarischen
Jakobiner« (1794/ 95) und die bürgerlich-adlige Reformbewegung (1825), die als
Teile der 1848er Revolutionen im März/April (S. Petöfi , L. Batthyany, L. Kos­
suth) bürgerli che Umwälzungen einleitete, jedoch August 1849 der übermacht
einer russisch-österreichischen Intervention erlag; erst 1867 erlangte Ungarn
nationale Autonomie in der k. u. k. Doppelmonarchie Osterreich-Ungarn.
- Das 1. Bulgarenreich Boris 1., das 865 das orthodoxe Christentum annahm,
erreichte unter Simeon d. Gr. (893-927) im Kampf gegen Byzanz seinen Hö­
hepunkt; 969 zerfiel Bulgarien in zwei Reiche, die dem Ansturm von Byzanz
nicht standhielten. Im 10./ 11. Jh. breitete sich die sozial-religiöse Bogomilen­
bewegung aus. Nach byzantinischer Herrschaft (1018-1185) und dem erfolgrei­
chen Aufstand der Asseniden 1185 erlangte das II. Bulgarenreich, vor allem
unter Ivan Assen ll. (1218/ 41) als dem 'Zaren aller Bulgaren und Griechen',
seine größte Macht und Ausdehnung auf dem Balkan (Zentral- u. Westbal­
kan, Mazedonien, Teile Albaniens, Belgrad im Norden, Adrianopel im Osten,
Dyrrhachion/ Durrazo an der Adria). Die zeitweiligen Bündniskonstellatio­
nen während der Kreuzzüge 1189 und 1202/ 04 um das lateinische Kaisertum
sowie die zeitweilige Unterstellung der bulgarischen Kirche unter Rom (1204)
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wurden 1235 aufgekündigt und die bulgarisch-orthodoxe Kirche mit dem Pa­
tr iarchat in Tirnovo gegründet. Der folgende Mongolensturm 1241/ 42 hinter­
li eß im Donauraum desolate und feudal-zersplitt er te Herrschaftsverhältnisse.
1393/ 96 erl iegt das II. Bulgarenreich (1185-1396) dem Ansturm der Türken und
unterli egt 500-jähriger Fremdherr schaft . Das verzögerte den Prozess der For­
mierung einer bulgarischen Nation.
- Die serbische Nemanjidendynastie Stephan Nemanjas (1159/ 96), der sich in
das Kloster Studenica, später auf den Hlg. Berg Athos zurückzog, und der 1345
gekrönte Stephan IV. Dusan (1331/ 55) als »Zaren aller Serben und Griechen«,
begründeten im 14. Jh. die Blüte Serbiens und dehnten ihre Herrschaft bis zur
Adria, nach Mazedonien und über griechisch-byzantinisches Gebiet aus. Sava
Nemanja wurde 1219 Oberhaupt der serbischen orthodoxen Kirche, die sich
vom autokephalen Erzbistum in Ochr ida trennte und sich 1345 zum Patr iar­
chat mit Sitz im Kloster Zica erhob; die Klostergründungen der Nemanjiden
im 13./ 14. Jh. (Pec 1250, Moraca 1252, Sopocani 1260, Decani und Gracanica im
14. Jh.) bezeugen den Obergang der balkanischen Hegemonialrolle im späten
13./ 14. Jh. von Bulgarien auf Serbien. Stephan Dusan verkündete 1349 ein
Gesetzbuch der Feudalordnung (zakonnik), gestützt auf byzantinisches und
Gewohnheitsrecht. Mit 1389 (Schlacht auf dem Kosovo polje) beginnt der ser­
bische Niedergang, der 1459 in die türkische Eroberung Nordserbiens mündet.
Der Aufstand 1804/ 13 unter Karadjordje bezeichnet die poli tische Formierung
einer serbischen Nation.

Im Hintergrund der hochfeudalen Großreiche beider chr istli cher Prove­
nienz/ Konfessionen stand die Idee/ der Anspruch einer chr istli chen Reichs­
einheit bzw. eines Religions- und Staatsuniversali smus in der vermeintli chen
Nachfolge der alt histor ischen Imperien, der sich noch im 20. Jahrhundert in
der Metapher »ein Gott , ein Reich, ein Kaiser« reflektierte.

Der Kaiser bzw. Zar als Herr der Ostkirche begründet den Caesaro-Papis­
mus, während der Papst als Herr der westli ch-katholi schen Kirche den Vor­
rang des Papstes vor den weltli chen Kaisern und Königen verfolgt, was letzt­
li ch - neben li turgischen Gründen - zur Kirchenspaltung 1054 führte.

Trotz unterschiedli cher Sicht auf die Roll e von Religion und Staat, war es
nicht vorr angig Konstantinopel/ Byzanz, das die Kirchenspaltung vorantr ieb,
vielmehr Rom zwecks Selbstbehauptung/ Selbsterhebung gegenüber Byzanz
und der orthodoxen Ostkirche. Während der byzantinische »Staatsuniversa­
li smus« eher kompromissbereit gegenüber einer chr istli chen Universalkirche
war, erwies sich der römische Kirchenuniversalismus als nicht kompromissbe­
reit gegenüber dem byzantinischen Staatsuniversali smus.
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(Nach Ostrogorsky: Geschichte des byzantinischen Staates. S. 266/ 67: »Wie
aber die staatli che Selbstbehauptung des Abendlandes den byzantinischen
Staatsuniversali smus aus den Angeln hob, so hat die Gewinnung der slawi­
schen Welt durch die Kirche von Konstantinopel dem römischen Kirchenuni­
versalismus den Boden im Osten entzogen.«)

Das historische Langzeitergebnis besteht in der etati sti schen Priorität/ Prä­
gung von Ostkirchen und Ostvölkern im byzantinischen Einfluss-/ Einzugsbe­
reich sowie in der katholi sch-papistischen Priorität/ Prägung von westlichen
Kirchen und Völkern wie von welt li cher Staatli chkeit im römischen Einfluss­
bzw. Einzugsbereich.

3. Die Unterwerfung der Ost-/ Ostmittel-/ Südosteuropäischen Völker vom 14.
bis 17./ 18. Jahrhundert unter feudal-etati stische und absolutistische Großreiche
mit jeweil s religiös-messianischem Anspruch, expansiven Eroberungszielen
und zentrali stischen Herrschaftsstrukturen brachte den betroffenen Völkern /
Bevölkerungen konservativ-etatistische Restauration (Osteuropa) bzw. stär­
keren (Südosteuropa) oder geringeren (Ostmitt eleuropa) Rückfall in soziale,
wirtschaft li che und kulturelle Rückständigkeit durch:
- soziale Nivell ierung durch Ausrott ung eigener Oberschicht; Redukti on auf
ausgebeutete Bauernschaft und Implantation einer fremden Oberschicht;
- poli ti sch-administrative Unterwerfung/ Unterordnung unter Fremdherr­
schaft , fremde Verwaltung und fremde Jurisdiktion;
- geistig-religiöse Unifizierung/ Missionierung oder Ausgrenzung bzw. Un­
terwerfung (orthodoxe Russifizierung, bedingte lslamisierung bzw. Bekeh­
rung zum Katholi zismus); dabei geht Religion stets vor Ethnos; erst mit der
bürgerl ichen Entwicklung geht Ethnos vor Religion

Eine 200- bis 500-jährige Fremdherrschaft bewirkte die Durchsetzung der
Eigentumsstruktur- bzw. der Besit zverhältnisse der jeweils herrschenden
Großmacht in den beherrschten Gebieten (Grundherrschaft , adlige Gutswir t­
schaft , etatistisches Bodeneigentum und Lehensbesitz); die Fremdherrschaft
verhinderte bzw. verzögerte die Verbreitung progressiver geistig-kultureller
Bewegungen und weltli cher Bildung, vor allem im Radius des Russischen und
Osmanischen Imperiums, wo Humanismus, Aufklärung und welt li che Schul­
bildung lange keinen Boden fanden bzw. unterdrückt wurden.

Besonders konservative Rückständigkeit gingen aus von:
- der mongoli sch-tatar ischen Herrschaft (13. Jh.) in Ost- und Südosteuropa,
- dem islamisch-etatistischen Osmanenreich (seit 14. Jh.) in Südosteuropa,
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- dem russisch-zaristischen Etatismus (seit 15./17. Jh.) in Ost- u. Ostmitt el­
europa (das Sobornoje Ulozenie/ Leibeigenschaft 1649 wird erst 1861 aufgeho­
ben),
- dem Habsburger Absolutismus in Verbindung mit katholi schem Klerikali s­
mus in Ostmitt eleuropa.

3.1. Das russische Beispiel ist exemplarisch für die halbasiatisch-feudale und
etatistisch-zentrali sti sche Unterdrückung eroberter Gebiete und Völker:

Die feudal-zerspli tt er ten russischen Fürstentümer vom 12. bis 14. Jh. (Ga­
lizien-Wolynien, Rostow-Susdal, Wladimir, Nowgorod und Moskau) konnten
den Einbruch der Mongolen/ Tataren im 13. Jh. (Tschingis-Chan) nicht ver­
hindern, die erst nach Moskaus Aufstieg zum Großfürstentum Ende des 14.
Jh.s (Dmitr i Donskoj) 1380 (Schlacht auf dem Kulikowo Polje) besiegt wurden,
aber halbasiatische Rückständigkeit hinterließen, also keine Nationsbildung
darstellen.

Der russische Einheitsstaat entstand im 15./16. Jh. (Iwan III . und Wasslli
III .) als Nationali tätenstaat, der sich auf einen neuen Dienstadel stützte, wel­
cher nur über bedingten Erbbesitz (Pomestje) verfügte, gebunden an Dienst­
pfli cht für Kr iegs- und Verwaltungsdienste. Die Sudebniki von 1497 und 1550
begründeten die bäuerl iche Leibeigenschaft und den feudalen Etatismus eines
Dienstadels (Prikas-Kanzlei-Verwaltung, Semskije Sobory), die 1649 mit dem
Sobornoje Uloshenie/ Ulozenie (Reichsgesetzbuch) in den Absolutismus und in
eine definitive russische Leibeigenschaft (Krepostnoje prawo) übergingen.

Die offi zielle Kirchenpoli tik folgte der Ideologie von »Moskau als dem Drit­
ten Rom«; in der kirchlichen Ideologie prägten sich orthodoxe, humanisti sche
und reformator ische, häretische und konservative Strömungen aus.

Zar Iwan IV. Grozny (1533/84) führte eine zentrali stische Reorganisation
der Staatsverwaltung (Semscina und Opricnina) durch, grenzte die Macht der
Bojaren ein, schuf die Opricnina als administrativ-mili tär isches Instrument
des Zaren (kleiner und mitt lerer Dienstadel), legte die Grundlagen der zar is­
tischen Selbstherrschaft und festigte die Leibeigenschaft .

Unter Iwan Grozny stieg Russland im 16. Jh. zur Großmacht auf; seit dem
17./18. Jh. dehnte sich Russland in Kr iegen gegen Polen und Schweden, im
Kampf um die Ukraine (Bogdan Chmelnitzki, 1654) und die Wolgagebiete, ge­
gen den Aufstand der Donkosaken unter Stepan Rasin (1667-1671), in Kriegen
gegen die Türken und in Feldzügen gegen Baschkir ien und Westsibir ien wei­
ter aus und wurde zum Vielvölkerstaat, der einerseits feudale Kolonisierung
der eroberten Gebiete und andererseits orthodoxe Christianisierung der ein-
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verleibten Ethnien bzw. Völkerschaften betr ieb. Das war noch keine Formie­
rung einer russischen Nation, die Russen bildeten jedoch eine feudal-koloniale
Oberschicht.

Nach der Herrschaft Boris Godunows (1598-1605) und Jahren der Wirren
(Smuta) um falsche (polnische) Thron-Prätendenten endete die Dynastie der
Rurikiden; der Semski Sobor wählte 1613 mit Michael, dem Sohn Philarets,
den ersten Romanow zum Zaren (ideeller Anspruch: Moskau als 3. Rom).

Das zaristische Russland entwickelte sich zur etatistisch-absolutisti schen
Feudalordnung mit autokratischer Macht des Zaren, mit Elementen der asia­
ti schen Produktionsweise, feudalen Dienstlehen und Gutswir tschaft (Selbst­
herrschaft und Dienstadel), bäuerl icher Dorfgemeinde (Obscina), feudaler Ex­
pansions- und multinationaler Großmachtpoli tik (17.-19.Jh.) sowie staatli cher
Manufakturwirtschaft , später mit wachsenden Elementen des Staatskapita­
lismus.

Auf Peter I. (1689-1725) »Europäisierung Russlands« und Katharina II .
(1762-1796) etatistischer »Modernisierungspoli tik« (aufgeklärter Absolutis­
mus) folgten Alexandrinische Reform- (1801/2 5, 1855/ 81) und Nikolaitanische
(1825/ 55) Reaktions- und Restaurationsperioden; erstere war u. a. von der Gou­
vernements-, Senats- und Kollegienreform geprägt; letztere u. a. von der Ein­
führung einer 14-stufigen militär ischen und zivilen Rangli ste des Dienstadels
und Beamtentums.

Uwarows (Kultusminister Nikolai 1.) Formel der Dreieinigkeit von »Ortho­
doxie, Autokratie und Volkstum«, gezielt auf pravorussische Selbstherrschaft
und großrussischen Patr iotismus, kennzeichnete das autokratische Her r ­
schaftssystem.

Trotz später Aufhebung der Leibeigenschaft 1861 und kapitali stischer Re­
formen von oben (Witt e, Stolypin) wirkten mitt elalterli che Fesseln nach: das
Sudebnik Iwan IV. 1550, die Sobornoje Uloshenie/ Ulozenie (Krepostnoje Pra­
wo) des Zaren Alexej 1649, der Verfassungsentwurf Speranskis 1809 unter
Alexander 1., die Staatsbauernreform Kisseljows 1837/ 41 zurzeit Nikolai 1.

Das gesellschaft li che Denken wurde einerseits von Panslawismus und Sla­
wophilen (Kirejewski, Aksakow, Chomjakow, Samarin, Pogodin) und ande­
rerseit s von Westlern (Tschaadajew, Granowski, bedingt Herzen, Beli nskij)
geprägt.

Auf die Erhebung der Adelsrevolutionäre, der Dekabristen 1825 (Muraw­
jow, Jakuschkin, Pestel, Rylejew), folgten in den 30er - 50er Jahren Rasnot­
schinzen, die revolutionären Demokraten mit Herzen, Ogarjow, Belinski,
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dann Tschernischewski und Dobroljubow, später die Narodowolzen (Bakunin,
Lawrow, Tkatschow) und Sozialrevolutionäre (Tschernow, Ratner, Natanson).

Die Gesellschaftskonzepte zum Weg Russland (ohne historische humanis­
tische Traditionen, der Reformation und der bürgerlichen Aufklärung) ver­
banden sich mit einem ethnisch-großrussischen Nationsverständnis (in Philo­
sophie und Histor iographie: Vater Sergej/ Sohn Wladimir Solowjow, Grekow
und Kljutschewski. Auch Nikolai Danilewskij (1822/ 85): Russland und Europa.
1865). Zudem widerstreiten in Russland seit Peter 1. (bis zu Lenin und Stalin)
prowestli che und russophil e Konzeptionen der gesellschaft li chen Entwick­
lung.

Fragestellung: wann und wo fi ndet nationale Formierung statt '?: Großrus­
sen, Kleinrussen (Ukrainer) und Weißrussen, Baltische Völker (Esten, Let­
ten, Litauer), Kaukasier (Aserbaidshaner, Georgier, Armenier); weniger wohl
bei Sibirjaken, Mittelasiaten (Kasachen, Kirgisen, Usbeken, Turkmenen) wie
bei Völkern des Hohen Nordens und Fernen Ostens, die länger auf der Stufe
von Ethnien verbleiben. (Vgl. A. Kappeler: Rußland als Vielvölkerreich. Ent­
stehung, Geschichte, Verfall. München 1992; W. Geier: Rußland und Europa.
Skizzen zu einem schwierigen Verhältnis. Wiesbaden 1996.)

3.2. Reaktionäre Einschränkungen betrafen auch den nationalen Formierungs­
Prozess in der Habsburger Monarchie; das Habsburger Osterreich gewann nach
der spanisch-österreichischen Reichsteilung (1521/2 5, 1556) unter Ferdinand I.
auch Böhmen und Ungarn; es wurde (1526/ 27) zum Vielvölkerstaat; im Inne­
ren prägten Reformation und Gegenreformation (16/ 17. Jh.), im Äußeren die
Türkenkr iege (16./ 18. Jh.) sowie der 30-jährige (Glaubens-)kr ieg (1618-1648) die
Monarchie. Der aufgeklärte Absolutismus samt seinen Reformen unter Maria
Theresia und Joseph II . (1740/ 90) festigte zwar die multiethnische Monarchie,
jedoch unterdrückte der herrschende deutsche und ungarische Grundadel
die slawischen Völker; entlang der habsburgisch-türkischen Grenze entstand
im 16./ 17. Jh. die serbisch-kroatische Militärgrenze freier Bauern mit eigener
Verfassung (1630). Nach Reformation und Gegenreformation unter Rudolf II.
(1576-1612) und Rekatholisierung unter Ferdinand II. (1619/ 37) prägte sich der
Absolutismus aus. Der 30-jährige Krieg 1618/ 48 löste Konfli kte mit der tsche­
chischen (1620 Schlacht am Weißen Berge) und ungarischen Bevölkerung aus
(1618/ 28 Aufstand Gabor Bethlens in Siebenbürgen), stärkte aber letztli ch den
Habsburger Zentrali smus wie den Katholizismus.

Die türkischen Belagerungen Wiens 1529 und 1683 führten zur Expansi­
on der Habsburger nach Südosteuropa: (1699 Frieden von Karlovac/ Karlowitz,
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1718 Frieden von Pasarovac/ Passarowitz). Der aufgeklärte Absolutismus unter
Maria Theresia und Joseph II. (1740/90) bewirkten ein Toleranzedikt und die
Aufhebung der Leibeigenschaft (1781), während der Josefinismus im 18./19. Jh.
zum Sammelpunkt fortschritt li cher Kräfte Osterreichs wurde. Seit 17./18. Jh.
prägte sich in österreichischen Erblanden Kapitali smus aus (Merkantili smus,
Orientali sche Kompanien, Freihäfen Triest, Fiume). Während sich die Habs­
burger Monarchie im 17./19. Jh. zum Vielvölkerstaat entwickelte, verstärkte
sich vor und nach der Revolution von 1848/49 (Mett ern ich) poli tische Reaktion
und gesell schaftl iche Restauration. Die ungar ische Revolution (März 1848 -

August 1849) mit Sandor Petöfi und Lajos Kossuth unterlag der östereichisch­
(kroatisch)-russischen Intervention, legte aber Grundlagen für die spätere
ungarische Eigenständigkeit. (Miklos Molnär: Geschichte Ungarns. Hamburg
1999).

Die Deutschen bildeten die herrschende, die Ungarn eine abhängige Nati on
der Habsburger Monarchie, die erst nach dem Abkommen mit den ungari­
schen Magnaten 1867/68 zur k. u. k. Doppelmonarchie umgebildet wurde. An­
dere Völker besaßen keine nati onale Anerkennung; deshalb die Bewegungen
für Duali smus und Trialismus (Ungarn, Kroaten, Tschechen) in der Revolution
von 1848 und danach. (Vgl. R. Kann: Das Nationali tätenproblem der Habsbur­
ger Monarchie. Geschichte und Ideengehalt der nationalen Bestrebungen im
Vormärz. Graz 1964)

In der Folgezeit formierte sich die Sozialdemokratie (Hainfelder Parteitag
1888/89) und beschloss 1899 in Brünn ihr Nationali tätenprogramm.

3.3. Das türkische Feudalsystem beruhte auf Staats- bzw. Sultansbesitz, ver­
lehnt (verl iehen) auf Lebenszeit an Bürokratie, Militärs, Spahis, religiöse
Stiftungen. Die feudal-bürokratische und islamische Mili tärdespotie des Os­
manenreichs setzte den Vorr ang des religiös-etatisti schen Prinzips (gläubige
Moslems) vor dem ethnisch-nationalen Prinzip (Ungläubige) gegenüber den
unterworfenen Völkern und eroberten Gebieten durch. Der asiatisch-feudale
Etatismus des Osmanenreichs beruhte auf der absoluten Macht des Sultans,
dem faktisch staatli chen Grundbesitz, und einem Lehenssystem des Dienst­
adels. Die adli ge Herrschaftsschicht teil te sich in hohe Mulkherr en (Ziyamet,
Allode, d. h. Dienstgüter, und religiöse Wakuf) und niedere Spahis (Tima­
re, d. h. Schwert- und Dienstland mit Pachtsystem an die Raya}; Mehmed
II. stärkte die Zentralgewalt, indem er 1472 den Mulk- und Wakf-besitz auf
Staatsland abschafft e und daraus einen Fond von Timaren für Spahis bildete,
die erobertes Land als kleine Bauerngüter (Tschift li ks, 6-8 ha) an die örtli che

(
*



,
354 Ernstgert Kalbe

Raya verpachteten, organisiert in Dorfgemeinden. Während im Dorf Elemen­
te des Patr iarchalismus erhalten blieben, erlangten die (Balkan-)Städte einen
deutli ch administrativ-agrar ischen Charakter mit teilweise gewerblichen
Randsiedlungen; sie waren vor allem Verwaltungs- und Mil itärzentren, eher
als Handels- und Produktionszentren.

Die konkreten Bedingungen waren jedoch in Küstenregionen (levantini­
scher Handel, Mischbevölkerung), Agrarr egionen (kontroll ierte Ebenen und
Täler), unzugängli chen Bergregionen (Stammesverfassung und Zadruga) sehr
verschieden.

Weitgespannte Expansion und innere Stagnation bewirkten ökonomischen,
sozialen und kulturellen Rückstand gegenüber Mittel- und Westeuropa, d. h.
eine halbasiatische Produkti onsweise bzw. eine Symbiose, nicht eine Synthe­
se von osmanisch-frühfeudaler und balkanisch-hochfeudaler Gesellschaft .
Die soziale Basis der etati sti schen Innenpoli ti k des Sultans bildeten die Spa­
his; seine hohen Beamten, der (Groß-)Wesir (Regierungschef) , der Kadyasker
(Richter), der Defterdar (Finanzen), der Nischandschy (Gesetzesverkünder)
und die hohen Paschas herrschten zentrali stisch.

Der Islam als monotheistische Religion der »Ergebung« in den Willen Al­
lahs und seines Propheten Mohammed war geistli ches Herrschaftsinstrument
der Kali fen/ Sultane, dessen Glaubenssätze/V erhaltensnormen im Koran f­
xier t sind, während chr istli che Religionen als Steuerquelle (Kopfsteuer) tole­
riert wurden.

Der Sultan benutzte die griechisch-orthodoxe Kirche, das Patr iarchat, die
Episkopi, Priester und Äbte zur Jurisdiktion und Verwaltung (Millet) über
die christliche Raya; die niedere Kirche, besonders die Klöster, bewahrten die
Sprachen und Kulturen der Raya.

Erst im 19. Jh. begann ein Prozess der Anpassung an die Herausbildung
von kapitalistischen Produktionsformen, die mit dem Hatt -i-Scherif (1839) und
dem Hatt -i-Humajun (1856) die Periode der Tanzimat-Reformen einleitete. Da­
mit zersetzte sich die etatistische Feudalordnung und es entstanden Elemente
einer deformierten und unterentwickelten kapitalisti schen Ordnung, was sich
in der Bewegung der Jungtürken (1870) und der jungtürkischen Revolution
1908 ausdrückte und in die Poli tik Kemal Atatürks (Kemalismus) mündete.
(E. Werner / W. Markov: Geschichte der Türken. Von den Anfängen bis zur
Gegenwart. Berl in 1979; E. Werner: Die Geburt einer Großmacht - Die Os­
manen 1300-1481. Berlin 1966; E. Hösch: Geschichte der Balkanländer von der
Frühzeit bis zur Gegenwart. München 1988; F. Babinger: Der Islam in Süd­
osteuropa. Völker und Kulturen Südost-Europas. Kulturhistorische Beiträge.
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1718 Frieden von Pasarovac/ Passarowitz). Der aufgeklärte Absolutismus unter
Maria Theresia und Joseph II. (1740/90) bewirkten ein Toleranzedikt und die
Aufhebung der Leibeigenschaft (1781), während der Josefinismus im 18./19. Jh.
zum Sammelpunkt fortschr itt li cher Kräfte Osterreichs wurde. Seit 17./18. Jh.
prägte sich in österreichischen Erblanden Kapitali smus aus (Merkantil ismus,
Orientalische Kompanien, Freihäfen Triest, Fiume). Während sich die Habs­
burger Monarchie im 17./19. Jh. zum Vielvölkerstaat entwickelte, verstärkte
sich vor und nach der Revolution von 1848/49 (Mett ern ich) poli tische Reaktion
und gesell schaft li che Restauration. Die ungar ische Revoluti on (März 1848 -
August 1849) mit Sandor Petöfi und Lajos Kossuth unterl ag der östereichisch­
(kroatisch)-russischen Intervention, legte aber Grundlagen für die spätere
ungar ische Eigenständigkeit. (Miklos Molnär: Geschichte Ungarns. Hamburg
1999).

Die Deutschen bildeten die herrschende, die Ungarn eine abhängige Nati on
der Habsburger Monarchie, die erst nach dem Abkommen mit den ungar i­
schen Magnaten 1867/68 zur k. u. k. Doppelmonarchie umgebildet wurde. An­
dere Völker besaßen keine nati onale Anerkennung; deshalb die Bewegungen
für Duali smus und Triali smus (Ungarn, Kroaten, Tschechen) in der Revolution
von 1848 und danach. (Vgl. R. Kann: Das Nationali tätenproblem der Habsbur­
ger Monarchie. Geschichte und Ideengehalt der nati onalen Bestrebungen im
Vormärz. Graz 1964)

In der Folgezeit formierte sich die Sozialdemokratie (Hainfelder Parteitag
1888/89) und beschloss 1899 in Brünn ihr Nationali tätenprogramm.

3.3. Das türkische Feudalsystem beruhte auf Staats- bzw. Sultansbesitz, ver­
lehnt (verli ehen) auf Lebenszeit an Bürokratie, Mili tärs, Spahis, religiöse
Stiftungen. Die feudal-bürokratische und islamische Mili tärdespotie des Os­
manenreichs setzte den Vorrang des religiös-etatistischen Prinzips (gläubige
Moslems) vor dem ethnisch-nationalen Prinzip (Ungläubige) gegenüber den
unterworfenen Völkern und eroberten Gebieten durch. Der asiatisch-feudale
Etatismus des Osmanenreichs beruhte auf der absoluten Macht des Sultans,
dem faktisch staatli chen Grundbesitz, und einem Lehenssystem des Dienst­
adels. Die adlige Herrschaftsschicht teilt e sich in hohe Mulkherren (Ziyamet,
Allode, d. h. Dienstgüter, und religiöse Wakuf) und niedere Spahis (Tima­
re, d. h. Schwert- und Dienstland mit Pachtsystem an die Raya); Mehmed
II. stärkte die Zentralgewalt , indem er 1472 den Mulk- und Wakf-besitz auf
Staatsland abschafft e und daraus einen Fond von Timaren für Spahis bildete,
die erobertes Land als kleine Bauerngüter (Tschift li ks, 6-8 ha) an die örtli che
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Raya verpachteten, organisiert in Dorfgemeinden. Während im Dorf Elemen­
te des Patr iarchali smus erhalten bli eben, er langten die (Balkan-)Städte einen
deutli ch administrativ-agrarischen Charakter mit teilweise gewerbli chen
Randsiedlungen; sie waren vor allem Verwaltungs- und Mili tärzentren, eher
als Handels- und Produktionszentren.

Die konkreten Bedingungen waren jedoch in Küstenregionen (levantini­
scher Handel, Mischbevölkerung), Agrarregionen (kontroll ierte Ebenen und
Täler), unzugängli chen Bergregionen (Stammesverfassung und Zadruga) sehr
verschieden.

Weitgespannte Expansion und innere Stagnation bewirkten ökonomischen,
sozialen und kulturell en Rückstand gegenüber Mitt el- und Westeuropa, d. h.
eine halbasiati sche Produktionsweise bzw. eine Symbiose, nicht eine Synthe­
se von osmanisch-frühfeudaler und balkanisch-hochfeudaler Gesell schaft .
Die soziale Basis der etatistischen Innenpoli tik des Sultans bildeten die Spa­
his; seine hohen Beamten, der (Groß-)Wesir (Regierungschef), der Kadyasker
(Richter), der Defterdar (Finanzen), der Nischandschy (Gesetzesverkünder)
und die hohen Paschas herrschten zentrali stisch.

Der Islam als monotheistische Religion der »Ergebung« in den Will en Al­
lahs und seines Propheten Mohammed war geistli ches Herrschaftsinstrument
der Kali fen/ Sultane, dessen Glaubenssätze/V erhaltensnormen im Koran f­
xiert sind, während chr istli che Religionen als Steuerquelle (Kopfsteuer) tole­
rier t wurden.

Der Sultan benutzte die griechisch-orthodoxe Kirche, das Patr iarchat, die
Episkopi, Pr iester und Äbte zur Jur isdiktion und Verwaltung (Mill et) über
die chr istliche Raya; die niedere Kirche, besonders die Klöster, bewahrten die
Sprachen und Kulturen der Raya.

Erst im 19. Jh. begann ein Prozess der Anpassung an die Herausbildung
von kapitalistischen Produktionsformen, die mit dem Hatt -i-Scher if (1839) und
dem Hatt -i-Humajun (1856) die Periode der Tanzimat-Reformen einleitete. Da­
mit zersetzte sich die etatistische Feudalordnung und es entstanden Elemente
einer deformierten und unterentwickelten kapitalistischen Ordnung, was sich
in der Bewegung der Jungtürken (1870) und der jungtürkischen Revolution
1908 ausdrückte und in die Poli tik Kemal Atatürks (Kemali smus) mündete.
(E. Werner / W. Markov: Geschichte der Türken. Von den Anfängen bis zur
Gegenwart. Berli n 1979; E. Werner: Die Geburt einer Großmacht - Die Os­
manen 1300-1481. Berli n 1966; E. Hösch: Geschichte der Balkanländer von der
Frühzeit bis zur Gegenwart. München 1988; F. Babinger : Der Islam in Süd­
osteuropa. Völker und Kulturen Südost-Europas. Kulturhistor ische Beiträge.
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München 1959; James Baker: Die Türken in Europa. Stuttgart 1879/ Reprint
Melle 2004.)

4. Die fremd'beherrschten Völker Ost- und Südosteuropas gingen lange Wege
des »nationalen Erwachens« bis zu ihrer national-poli tischen (staatli chen)
Formierung vom 17./ 18. Jh. bis zum 18./ 19. Jh., wobei sie zunächst vergebliche
Hoffnungauf die österreichisch-türkischen Kriege im 17./ 18.Jh. (1683, 1699, 1718,
1738), dann auf die russisch-türkischen Kriege im 18./ 19. Jh. (1768/7 4, 1806/ 12,
1828/2 9, 1877/7 8), schließlich auf die Revolution 1848/49 im Habsburger Reich
setzten, die aber mit der gemeinsamen habsburgisch-russischen Niederwer­
fung der 1848/ 49er Revolution, mit den drei polnischen Teilungen (1772, 1793,
1795) sowie der Niederwerfung der polnischen Aufstände (1830, 1863) und ins­
besondere mit der Niederlage der ungarischen Revolution 1848/ 49 erloschen.

Die im 18./ 19. Jh. »erwachten« nationalen Bewegungen verstanden sich als
»Wiedergeburtsbewegungen« (im Rückbezug auf ihre mittelalterl iche Staat­
li chkeit), was reali ter den Prozess bürgerlicher Nationwerdungauf dem Wege
der Entstehung nationaler Staatlichkeit ausdrückte, der sich inhaltli ch in meh­
reren Prozessen vollzog:
- aufklärerische und schulische Bildungsbewegungen (griechische, konfessio­
nelle und weltli che Schulen); z. B. L. Gaj, B. Kopitar, D. Obradovic, V. Karadzic,
D. u. K. Miladinow, P. Chilendarski, G. Rakowski;
- national-kulturelle Literatur- und Bildungsprozesse sowie poli tische re­
volutionär-demokratische Nationalbewegungen; z.B. serbische Omladina
(Markovic, Jovanovic) und bulgarische Nationalrevolutionäre (Botew, Lewski,
Rakowski, Karawelow, Blagoew);
- kirchli ch-religiöse Emanzipationsprozesse (Exarchien, Patriarchate, Na­
tionalkirchen); z.B. der kroatische Bischof von Djakovo, J.J. Stroßmayer,
die serbische (1879) und rumänische Autokephali e (1885), das Wirken von S.
Vracanski, Naiden Gerow, Todor Burmow sowie Ilar ion Makariopolski für ein
bulgarisches Exarchat, err ichtet 1870 unter Exarch Antim 1. (das bulgarische
Patriarchat von Tärnovo ging 1393 an Ochrid (bis 1767) über; das serbische
Patriarchat von Pec (Ipek) bestand bis 1459, erneut 1557-1766, die orthodoxen
Balkankirchen unterstanden dem griechischen Patriarchat von Konstanti­
nopel (Istanbul); die Hagia Sophia als orthodoxes Symbol). (E. Kalbe: Nati­
onwerdung oder nationale Wiedergeburt in Südosteuropa. In: Das lange 19.
Jahrhundert. Ernst Engelberg zum 90. Geburtstag. Hrsg. von W. Kütt ler. Ab­
handlungen der Leibniz-Sozietät. Bd. 1/ 2- Berlin 1999. S. 83ff.; auch Hermann
Wendel: Aus dem südslawischenRisorgimento. Gotha 1921.)
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Die Formierung ethnisch-nationaler Bewegungen vollzog sich auf einem
langen Weg von Leiden, Kriegen und Umsiedlungen, in deren Ergebnis Misch­
regionen mit Mischbevölkerungen entstanden, verbunden mit Flucht und Ver­
treibung, Umsiedlung und Religionswechsel:
- habsburgisch-türkische (17./18.) und russisch-türkische Kriegswalzen
(18./19. Jh.) mit Eroberungszielen zur Sicherung der strategischen Glacis;
- Flucht und Vertreibungen von Bevölkerungsgruppen, z.B. 1690 der Süd­
Slawen aus dem Kosovo/ Altserbien mit Bischof Arsenij III. Cernojevic nach
Slawonien;
- Schaffung der Habsburger Mili tärgrenze freier Wehrbauern vom 16.-19. Jh.
von der Adria über Kroatien, Slawonien, Backa, Baranja, Karpatenbogen mit
Selbstverwaltung und Verfassung (1630), die sog. Krajina (Knin);
- keine türkische Zwangsislamisierung, aber Schaffung strategischer isla­
mischer Gebiete (bulgarisches Rosenthal, Zentralbosnien) sowie geförderte
Übertr itt e zum Islam wegen der Sicherung von Besit z- und Herrschaftsprivi­
legien (Albanien, Bosnien).

5. Der Prozess bürgerli cher Nationenwerdung in Ost- und Südosteuropa knüpft
an progressive historische Traditionen an, die regional unterschiedlich wirk­
sam sind; das betr ifft differenziert die Habsburger West- und Südslawen, die
Ostslawen Russlands, die Südslawen im Osmanischen Reich:
- den europäischen Humanismus, die Aufklärung und den revolutionär- bür­
gerl ichen Demokratismus der Französischen Revolution(en) 1789, 1830, 1848,

vorwiegend bei den Westslawen und Ungarn: Wirkungen auf die Polnischen
Patr ioten - Kosciuszko, Dabrowski (Partei der Roten), Czartoryski, Lelewel,
Bern, Zamoyski (Partei der Weißen), Dembinski - sowie auf die Ungarischen
Jakobiner - Lajos Batthyany, Sandor Petöfi und Lajos Kossuth;
- die Aufklärer und revolutionären Demokraten in der Nachfolge der religi­
ösen Hussiten, Reformatoren, nationalen Emanzipatoren und demokratischen
Panslawisten im Habsburgerreich (Josef Dobrovsky, Pavel Safarik, F. Palacky,
Alt- und Jungtschechen);
- die rumänische Aufklärung, inspir iert von der französischen Revolution
und bedacht auf ihre Latinität, beeinflusst vom Geheimbund der Ungari­
schen Jakobiner, der ungarischen Reform- und Revolutionsbewegung 1848/49

(Sechenyi, Kossuth) wie der Jakobinischen Hetair ia (K. Rigas, 1780) bzw. der
griechischen Phili ke Herair ia (A.Ypsilantis), was die Volksaufstände 1821/29

(Tudor Vladimirescu) und die revolutionären Erhebungen von 1848 (Nicolae
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Balcescu) förderte und in die nationale Einigungsbewegung 1859/62 unter
Alexandru lon Cuza, Fürst der Moldau und Walachei mündete.

Die Verbreitung der Phil osophie des aufgeklärten Absoluti smus (Wolff)
durch den Priester u. Histor iker Samuil Mica-Klein, die Bauernaufstände 1784
unter Horea Closea und Crisan bis zum Lex Supplex Valachorum Transsilva­
niae 1791 wie das Wirken des orthodoxen Priesters Gheorge Lazar (1779-1823)
und des Histor ikers und demokratischen Revolutionsführers Nicolae Balcescu
(1819-1852) trugen die rumänische Nationalidee in die Donaufürstentümer;
- die Aufklärer, revolutionären Demokraten, Apostel und demokratischen
Emigranten (Junges Europa) in Südosteuropa: Omladina, Jugoslawisten,
Stroßmayer, Obradovic, Garasanin, Karadzic, Markovic; die Haiduken, Bal­
kan- und Donauföderali sten sowie die Bulgaren vom Mönch Paisij Chilendar­
ski bis Benkowski, Botew, Rakowski, Lewski und Karawelow (nachfolgend die
Bauernsoziali sten u. Soziali sten: Tucovic, Blagoew);
- die Bewegung der revolutionären Demokraten der Balkanländer für eine
Donau- oder Balkanföderation (Kossuth, Stroßmayer, Markovic, Botew, Ra­
kowski, Karawelow, Blagojew) auf republi kanischer Grundlage;
- die Adelsrevolutionäre (Dekabristen), danach die Rasnotschinzen bzw. re­
volutionären Demokraten (Beli nski, Tschernyschewski, Dobroljubow) sowie
die Narodniki (Lawrow, Tkatschow und Bakunin) und die ill egalen Organisa­
tionen »Semlja i wolja« und »Narodnaja wolja« in Russland;
- in diesem Kontext stehen auch die nati onal-kulturellen, bildungspolitischen
»Matica«- Gründungen (Gesell schaften) des 19. Jh.s: die Matica srbska 1826 in
Budapest, Matica ceska 1831 in Prag, Matica ili rska 1842 in Agram/ Zagreb,
Mati ca hrvatska 1850/74 in Agram, Matica slovenska 1863 in Brati slava, Sveti
Martin, Mati ca gali cko-russkaja 1848 in Lwow, Matica moravska 1852 in Brno
und die Matica serbska-luzicka 1845 in Bautzen.

(Vgl. W. Markov: Bemerkungen zur südslawischen Aufklärung. In: Deutsch­
slawische Wechselseitigkeit in sieben Jahrhunderten. Berli n 1956. S. 349-366;
ders.: Die Brücke der Aufklärung. In: Revue des Etudes Sud-Est-Europeennes.
Bukarest 10(1972). S. 373-383; siehe auch E. Kalbe: Integrati on und Desintegra­
tion in den slawischen Nationalbewegungen des 19./20. Jahrhunderts - ein To­
leranzproblem? In: Sitzungsberichte der Leibniz-Sozietät. Bd. 77. Berlin 2005.
$S. 47-78.)

6. Der Prozess der bürger li chen Nationwerdung mündet in die poli tische Staat­
li chkeit, die im 19./20. Jh. in Ost- und Südosteuropa geschaffen wird - nicht in
von revolutionären Demokraten erstrebte föderative Vereinigungen. Von An-
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beginn stehen Nationwerdung (nati on building) und Staatsgründungen unter
poli tischer Dominanz bzw. Rivalität/ Konkurrenz expansiver Interessen eu­
ropäischer Großmächte - vornehmli ch Russlands und des Habsburgerreichs,
bald auch der Mitt elmächte, Deutschlands und Itali ens, sowie der Entente.

Die ethnisch-nationale Frage, die mit der Entstehung des Kapitalismus die
religiöse Zugehörigkeit überlagert, wird für imperiali stische Interessen/ Intr i­
gen instrumentali siert: 1848, 1856, 1867/68, 1877/78, 1903/08, 1912/13, 1918/19.
Im 19. Jh. ist der Prozess der Nationwerdung noch keineswegs vollendet, er
setzt sich im 20. Jh. fort, zumal bei all en staatli chen Neugründungen neben
der jeweiligen Staatsnation nati onale Minderheiten aus benachbarten Staaten
bestehen, die für nationali sti schen Revisionismus/ Expansionismus genutzt
werden können. (Historia docet: das gilt selbst für die nationalen Beziehungen
unter realsozialisti schen Bedingungen.).

Für die Lösung der nationalen Frage existierten zwei Möglichkeiten: ent­
weder ein Bündnis revolutionär-demokrati scher Republiken oder der Weg zur
Bildung und Konfrontati on reaktionärer Balkanmonarchien.
- Balkanbourgeoisie und importierte Balkanmonarchen (außer in Serbien) be­
schritt en den Weg nationali stischer Ambitionen und Eroberungen als Satelli ten
im Intr igenspiel und Hegemonialstreben europäischer Großmächte: Krimkr ieg
1853/56 und Bildung rumänischer Fürstentümer 1861/62; Russisch-türkischer
Kr ieg 1877/78 und Berl iner Kongreß zum Status Bulgar iens, Serbiens, Rumä­
niens, Bosniens ( von Osterreich besetzt); 1903/08 Reformvorschläge an die
Türkei (Mürzsteger Abkommen) und Okkupation von Bosnien-Herzegowina;
Balkankriege 1912/13 mit antitürkischer und antiösterreichischer Stoßrichtung
samt terr itorialen Umverteilungen (Dobrudsha, Thrazien, Mazedonien, Alba­
nien); schli eßli ch erster Weltkr ieg, der Südosteuropa in Anhänger der Entente
und der Mitt elmächte spaltet.
- Nach Markov betr ieben die Balkanpoli tiker irredentistischen Nationali s­
mus unter Berufung auf Selbstbestimmungsrecht und poli tisches Gleichge­
wicht: »Eifersüchtig wachen Serbien, Bulgar ien, Griechenland und Rumänien
auf ihre Parität ... so heißhungrig man auf den türkischen Happen ist, so läßt
man ihn doch lieber der Türkei, als das sich der Nachbar an ihm bereichert.«
(W. Markov: Grundzüge der Balkandiplomatie. Leipzig 1999. S. 87, 91.)
- Nach Sundhaussen war die Staatsbildung in Südosteuropa durch ethnisch­
nationale Gegensätze charakterisiert: »Die Prozesse der postosmanischen
Staats- und Nationsbildung waren nicht nur von Rivali täten der Großmächte
begleitet, sondern auch von hefti gen innerbalkanischen Auseinandersetzun-
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gen.« (H. Sundhaussen: Staatsbildung und ethnisch- nationale Gegensätze in
Südosteuropa. Parl ament (B 10-11). 3. März 2003. S. 3.)

- Die Balkankriege 1912/13 waren der Kulminations- und Umschlagspunkt,
an dem der nationale Befreiungskampf einerseits erfolgreich endete und an­
dererseits definitiv in nationali stischen Eroberungskr ieg umschlug. Nach Leo
Trotzki: »Der Balkan wird im Gegensatz zu den Fortschritten der letzten Jahr­
zehnte mit Feuer und Schwert in ein Zeitalter der Finsternis, des Hungers und
der grausamen Barbarei zurückgeworfen.« (Leo Trotzki: Die Balkankr iege
1912/13. Essen 1995. S. 369.)

7. Die Balkankr iege 1912/13 bilden eine Zäsur im progressiven Prozess der
bürgerli chen Nationwerdung und stellen zugleich einen Wendepunkt zum Na­
tionali smus dar.

Einerseits verkörpern / reflektieren die Balkankriege legitime, eigenständige
bürgerl ich-nationale Interessen der Balkanvölker, andererseits sind diese pro­
gressiven, legitimen Interessen eingebunden in imperiali stische Großmacht­
poli tik. Hinfort werden Nationalbewegungen in nati onalistische Bahnen
gelenkt, für Großmachti nteressen instrumentalisiert (z.B. 1918/19, 1938/40,

1941/45, 1947/49, 1991/95, 1999/2001, 2007/08).

Rosa Luxemburg betont den sozial-poli tischen Aspekt der balkanischen
Staatenbildung, welche die Fremdherrschaft beseitigt und die kapitali stische
Entwicklung fördert: »Seil der unaufhaltsame Prozess der Auflösung der Tür­
kei zur Bildung und Erstarkung der Balkanstaaten in nächster Nähe Oster­
reichs geführt hat, begann auch der Gegensatz zwischen dem Habsburgischen
Staat und seinen jungen Nachbarn ... So wurde die imperiali stische Politik
Osterreichs im letzten Jahrzehnt zum Hemmschuh für eine normale Entwick­
lung auf dem Balkan und führte von selbst zu dem unausweichli chen Dilem­
ma: entweder die Habsburgische Monarchie oder die kapitali stische Entwick­
lung der Balkanstaaten !« (Rosa Luxemburg: Die Kr ise der Sozialdemokrati e.
In: Werke. Berli n 1974. Bd. 4. S. 102.)

Leo Trotzki geißelt dagegen morali sch die lüsterne Poli tik der Balkanregie­
rungen, »die den Großmächten in die Augen schauen, voller Angst betrogen
zu werden, aber mit der Absicht zu betrügen, unfähig zu einer dauerhaften
Koali tion, aber immer bereit zu einem Verrat«, übertroffen nur von den Groß­
mächten selbst, »die ihre Verbündeten einkaufen und eintauschen, wie es die
Zigeuner auf dem Jahrmarkt mit den Pferden tun«. (Leo Trotzki: Die Balkan­
kr iege 1912/13. Essen 1995. S. 91.)
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W. I. Lenin charakterisierte treffend den histor ischen Platz der Balkankr ie­
ge: »Der Balkankrieg ist ein Glied in der Kett e der weltpoli tischen Ereignisse,
die den Zusammenbruch der mitt elalterli chen Verhältnisse in Asien und Ost·
europa bedeuten. Die Schaffung vereinigter Nationalstaaten auf dem Balkan,
die Beseitigung der Macht der örtli chen Feudalherren, die endgültige Befrei·
ung der Balkanbauern aller Nationali täten vom Joch der Grundherren - das
war die histor ische Aufgabe, die vor den Balkanvölkern stand. Diese Aufgabe
hätt en die Balkanvölker zehnmal leichter als jetzt und mit hundertmal ge­
r ingeren Opfern lösen können, wenn sie eine föderative Balkanrepubli k ge­
schaffen hätt en .... Was ist die histor ische Ursache dafür , daß die dringli chsten
Probleme des Balkans auf dem Wege eines im Interesse der Bourgeoisie und
der Dynastien geführten Kr ieges gelöst wurden? Die wichtigste Ursache da·
für ist die Schwäche des Proletariats auf dem Balkan sowie der reaktionäre
Einfluß und der Druck von Seiten der mächtigen europäischen Bourgeoisie.«
(W. 1. Lenin: Der Balkankr ieg und der bürgerli che Chauvinismus. In: Werke.
Bd. 19. S. 20.)

8. In Ost· und Südosteuropa gab es poli tisch zwei Wege zur Lösung der natio­
nalen Frage: entweder nationalisti sche Balkanmonarchien oder demokrati sche
Republi ken im Verbund von Donau- bzw. Balkanföderation(en). Im Ergebnis
der realen Kräfteverhältnisse setzte sich der Weg zu bürgerlich-reaktionären
(Balkan-)Monarchien durch. (Vgl. W. Markov: Grundzüge der Balkandiploma­
ti e. Ein Beitrag zur Geschichte der Abhängigkeitsverhältnisse. Hrsg. F. Klein
u. 1. Markov. Leipzig 1999.)

In Polen und der Tschechoslowakei entstanden - unter Einfluss der rus­
sischen Oktoberrevolution - 1918/19 bürgerli ch-parlamentar ische Republi ken,
deren Vorgeschichte und Geschichte hier nicht behandelt werden kann. (Vgl.
V. D. Koroljuk / 1. S. Mill er / P. N. Tredjakov: Istor ija Polsi. Bd. I, II . Moskau
1954/56; Väcläv Kräl: Vznik CSR. Prag 1985.)

Demokratische und föderative Lösungen blieben im 19./20. Jh. Zielstel­
Jungen der revolutionär-demokratischen und soziali sti schen Bewegungen,
darunter in der Organisati onsform der Sozialdemokratischen (1909/10) und
Kommunistischen Balkanföderation (1919/20) sowie schli eßli ch in den bulga­
risch-jugoslawischen Föderationsplänen Titos und Dimitroffs 1944/47 (Bleder
Vergleich).
- Histor isch erstmals verfolgte der ungarische Revolutionär Lajos Kossuth
nach der (ver lorenen) Revoluti on von 1848/49 die Idee einer Donauföderation
zwischen Ungarn, Kroatien, Serbien und Rumänien, die sich gegen die Abhän-
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gigkeit von der restaurativen Habsburger Monarchie wie gegen die Dominanz
Wiens richtete und Budapest als Gravitati onszentrum sah. »Einheit, Eintracht
und Brüderli chkeit unter den Ungarn, Slawen und Rumänen- dies ist mein
heißester Wunsch und aufr ichtigster Ratschlag.« (Die Geschichte Ungarns.
Hrsg. Peter Hanäk. Budapest 1988. S. 142; vgl. auch Miklos Molnär: Geschichte
Ungarns. Hamburg 1999.)
- Das Programm des »Bulgar ischen Revolutionären ZK« von 1870 (L. Ka­
rawelow) forderte eine Balkanföderation: »Wir wollen mit all en unseren
Nachbarn freundschaft li ch zusammen leben, besonders mit den Serben und
Rumänen, die teilweise mit unseren Absichten übereinstimmen, und möchten
mit ihnen eine südslawische oder Donauföderation freier Länder bilden ...Wir
erheben keinen Anspruch auf historisches, kanonisches, auf gekröntes oder
religiöses Recht, und deshalb überlassen wir es dem Volke selbst, über sein
Geschick zu entscheiden und zu erklären, welchem Teil des Bundes es sich
anzuschli eßen wünscht: dem serbischen, dem bulgar ischen, dem rumänischen
oder dem griechischen - folgli ch können bei uns keine Grenzfragen entstehen.
Wir ver langen für uns nationale Freiheit, persönli che Freiheit und Religions­
freiheit, mit einem Wort Menschenrechte, und deshalb verl angen wir die glei­
che Freiheit für unsere Freunde und Nachbarn. Wir wollen nicht über andere
herr schen und deshalb gestatt en wir nicht, daß andere über uns herrschen.«
(Istor ija na Bälgarija. Bd. 6. Sofia 1987. S. 274f.)
- Der Serbe Svetozar Markovic entwickelte in seiner Arbeit »Soziali smus
und soziale Frage« (1874) eine konsequent revolutionär-demokrati sche Sicht
auf eine südslawische Föderation, um die sich eine balkanische Konföderati­
on bilden könnte: »Innere Entwicklung wie äußere politi sche Bedingungen
zwingen das serbische Volk dazu, seine Ziele zu bestimmen: Befreiung und
Föderati on, vor all em eine serbisch-bulgarische Föderation, nicht nach Nati ­
onali täten, sondern nach sachli chen Erfordern issen. Diese Föderation könnte
sehr leicht zur Föderation der Völker der Balkanhalbinsel erweitert werden, ja
sogar darüber hinaus, wenn wir unsere Nachbarn jenseit s von Save und Do­
nau berücksichtigen. Diese Föderation basiert nicht auf ihren Nati onalitäten,
sondern fußt auf der persönli chen Freiheit des Menschen, die einer solchen
Bundesgemeinschaft beitreten.« (Enciklopedija Jugoslavije, Bd. 3. Zagreb 1958.
S. 296.)

- Die bulgarischen und serbischen Soziali sten D. Blagoew und D. Tucovic
entwickelten auf den beiden Konferenzen der »Sozialdemokrati schen Balkan­
föderati on« 1909 und 1910 in Belgrad und Bukarest die Konzeption einer de­
mokratischen resp. Sozialistischen Balkanföderation, da die Kleinstaaten des
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Balkans, untereinander zerstr itt en und von den Großmächten gegeneinander
ausgespielt , ihre »nationalen Ideale« nicht verwirkli chen konnten. Die Arbei­
terklasse müsse sich formieren; nur wenn sich die Sozialstruktur der Balkan­
völker verändere, könnten die Balkanvölker ihre Sache selbst in die Hände
nehmen und die Kleinstaaterei überwinden: »Die Kleinstaaten des Balkans
gehen bereits den Weg der kapitali stischen Entwicklung ... Die Sozialdemo­
kratie wird schli eßli ch zum Führer auch der verelendeten Massen des Klein­
bürgertums und der Bauernschaft und übt vermitt els ihres Drucks als Klasse
Einfluß auf die Poli tik und die soziale Entwicklung der Balkanländer aus - im
Sinne ihrer Vereinigung in einer föderativen Balkan-Republi k.« (D. Blagoev:
Säcinenija. Bd. 17. Sofia 1962. S. 496-499.)
- Im Bereich der Habsburger Monarchie gab es analoge konzeptionell e Pläne
für eine Donauföderation, die hier vor allem von bürgerli chen Demokraten
verfolgt wurden:

F. Pa/ acky verfocht im Zusammenhang mit der Revoluti on von 1848 die
Vorstellung einer tr ialistischen Habsburger Monarchie, die Osterreich, Ungarn
und die böhmischen Länder umfassen soll te.
.J. Stroßmayer entwickelte im Kontext mit dem österreichisch-ungar ischen

Ausgleich 1867 kroatische Autonomiepläne und die Konzeption des Jugosla­
wismus innerhalb der Habsburger Monarchie, d. h. den Plan eines Trialismus
zwischen Osterreich, Ungarn und den südslawischen Provinzen. In diesem
Zusammenhang betr ieb er die Gründung der Jugoslawischen Akademie der
Wissenschaften und Künste (JAZU) 1867 in Zagreb

9. Die russischen Revoluti onen von 1905/07, die demokratische Februar- und
soziali stische Oktoberrevolution 1917, vor allem die Oktoberrevolution, mar­
kieren gravierende histor ische Zäsuren in der gesamten Geschichte des 20.
Jh.s; sie gr iffen angesichts imperiali stischer System- und Kriegskr isen insbe­
sondere in die nati onalen und sozialen Bewegungen, in die Staatsgründungen
und Konfr ontationen in Ost- und Südosteuropa ein.

Die russische Oktoberrevolution, die in Lenins Vorstell ung den Auftakt der
soziali stischen Weltrevolution darstell te, begann mit der Lösung der Macht­
fr age; sie sah sich mit dem Frieden von Brest-Litowsk vor die Wahl gestell t :
entweder Offensive oder Rückzug, d. h. Kr iegskommunismus und/ oder NOP
(Lenin), danach isolierter Aufbau des Soziali smus in einem Lande (Stalin).

Lenin, der das überspringen des Funkens der Revolution auf weitere Län­
der erwartete, warnte zugleich vor Ill usionen über den sofortigen Ausbruch
einer Weltrevolution. Anfang 1918 warnte Lenin: »Man darf die große Losung
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wir setzen auf den Sieg des Soziali smus in Europa nicht zur Phrase machen.
Das ist eine Wahrheit, wenn man den langen und schwier igen Weg bis zum
vollständigen Sieg des Soziali smus im Auge hat. Es ist eine unbestreitbare
philosophisch-histor ische Wahrheit, wenn man die ganze »Ara der soziali sti­
schen Revolution< in ihrer Gesamtheit nimmt. Aber jede abstrakte Wahrheit
wird zur Phrase, wenn man sie auf jede beliebige konkrete Situation anwen­
det. Wenn wir auf den Sieg des Soziali smus in Europa setzen< in dem Sinne,
vor dem Volke die Bürgschaft zu übernehmen, daß die europäische Revolution
unbedingt in den nächsten paar Wochen ausbrechen und siegen werde, so
handeln wir nicht wie ernste Revolutionäre und Internationali sten, sondern
wie Abenteurer.« (W.I. Lenin: Eine harte, aber notwendige Lehre. Werke. Bd.
27. S. 49.)

Auf dem VII. Parteitag der KPR(B) im März 1918 erneuerte Lenin seine Er­
wartung in eine europäische Revolution, warn te jedoch zugleich vor Ill usionen
über ihren raschen Beginn, denen er letztlich wohl selbst erl ag: »Wenn man
den welthistor ischen Maßstab anlegt, so kann kein Zweifel daran bestehen,
dass der Endsieg unserer Revoluti on eine hoffnungslose Sache wäre, wenn
sie allein bli ebe, wenn es in anderen Ländern keine revolutionäre Bewegung
gäbe. Wenn wir, die bolschewistische Partei, das ganze Werk allein in unsere
Hände genommen haben, so haben wir das in der Oberzeugung getan, daß die
Revolution in allen Ländern heranreift , daß die internationale soziali stische
Revolution, welche Schwier igkeiten wir auch durchzumachen haben, welche
Niederl agen uns auch beschieden sein werden, zu guter Letzt - und nicht beim
ersten Anfang - kommen wird - denn sie ist unterwegs; daß sie reif werden
wird - denn sie reift heran und wird völl ig ausreifen. Unsere Rettung aus all
diese Schwierigkeiten ist, wie gesagt, die Revolution in ganz Europa. Ausge­
hend von dieser Wahrheit, von dieser ganz abstrakten Wahrheit und geleitet
von ihr, müssen wir darüber wachen, daß sie nicht mit der Zeit zur Phrase
wird, denn jede abstrakte Wahrheit wird zur Phrase, wenn man sie ohne jeg­
li che Analyse anwendet.« (W.I. Lenin: Referat zu Krieg u. Fr ieden. (7.3.1918)
In: Werke. Bd. 27. S. 81.)

10. Die Sowjetunion trat in einen schweren Wett bewerb mit dem Kapitali s­
mus ein, voll zog mit etatistischem Druck und bei Verzicht/V erlust von inne­
rer Demokratie den Aufbau der Grundlagen des Soziali smus, d. h. eigentli ch
das Nachholen von Aufgaben der industr iellen Revolution des 19. Jh.s; wobei
zuerst Industr iali sierung, dann Kollektivierung der Landwir tschaft im Mitt el­
punkt standen, Riesenaufgaben, die mit Brachialgewalt bewältigt wurden.
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Lenins Konzepti on folgte mehr den Spuren der russischen Westler, wäh­
rend Stalins Poli tik (Soziali smus in einem Lande) in russophiler Tradition
stand. Die soziali sti sche Umwälzung erfolgte mit messianischem Anspruch
und unter poli tischem Druck auf die Massen, sie »aus ihrem Elend zu erlö­
sen«, aber auch unter Nutzung des feudalen Kollektivismus (Dorfgemeinde).
Der messianische Heilsanspruch - quasi in der Tradition der chr istlichen Or­
thodoxie - führte in der Konsequenz zur Alleinherrschaft der »Partei Neuen
Typs« als vermeintli cher »Diktatur des Proletariats«, reali ter zur poli tischen
Diktatur (Entwicklungsdiktatur) einer etatisti schen Parteiführung über die
Massen; diese Poli tik mutierte letztli ch zum terrorbelasteten Stali nismus. (Vgl.
die Kritik Rosa Luxemburgs an den Positionen der Bolschewiki zur nationalen
und Demokrati efrage. In: Rosa Luxemburg: Zur russischen Revolution. Werke.
Bd. 4. Berlin 1974. S. 332-365; dazu auch: E. Kalbe: Rosa Luxemburg zur natio­
nalen Problematik im Kontext von Krieg und Revolution. In: Rosa Luxemburg.
Historische und aktuelle Dimensionen ihres theoretischen Werkes. Hrsg. K.
Kinner und H. Seidel. Berlin 2002. S. 179f1,)

Angesichts mili tärischer Intervention von außen und Bürgerkr ieg im In­
neren, von eskalierender imperiali stischer Bedrohung und schließli ch fa­
schistischer Aggression setzte sich im Spannungsfeld von proklamiertem
nationalen Selbstbestimmungsrecht und praktiziertem sowjetischen Unions­
zentrali smus letztli ch großrussischer Zentralismus durch. Nach dem überfall
Hitler-Deutschlands auf die Sowjetunion stand es um die Chancen eines so­
wjetischen Demokratismus (Verfassung von 1936) sehr schlecht, konterkar ier t
bereits durch die polit ischen Prozesse der späten 30er Jahre; vielmehr wurden
im Kriege - nach der Deportation der Wolgadeutschen - ab Herbst 1943 die
Minderheiten der Karatschaier/ Karacaer und Kalmücken, ab Frühjahr 1944

die Tschetschenen/ Cecenen und Inguschen, Balkaren und Krimtataren aus
ihren autonomen Gebieten mit hohen Verlusten in entlegene Regionen um­
gesiedelt.

Anlässli ch des Sieges der Sowjetunion über das faschistische Deutschland
und das mili taristische Japan, der die reale Gefahr der Versklavung der Völker
Europas und Asiens abwendete, hat Stali n diesen opferreichen Befreiungs­
krieg zugleich in einen großrussisch-nationali stischen Kontext gestellt : Am
24. Mai 1945 brachte Stali n vor Armeekommandeuren einen Trinkspruch auf
das Wohl des russischen Volkes aus, weil es die bedeutendste Nation von allen
Nationen der Sowjetunion sei, »weil es - das russische Volk - sich in diesem
Krieg allgemeine Anerkennung als führende Kraft der Sowjetunion bei allen
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Völkern unseres Landes verdient hat«. (Vnesnaja poli tika Sovetskogo Sojuza v
period Otecestvennoj Vojny. T. II I. Moskau 1947. $. 47.)

Am 2. September 1945, nach der Kapitulation Japans, erklärte Stali n, dass
das Sowjetvolk nunmehr eine seit 1904 offene Rechnung begli chen habe, die
als »schwarzer Schatt en« auf dem Sowjetlande lag. »Unser Volk glaubte und
erwartete, daß der Tag käme, da Japan zerschlagen und der Schatten liquidiert
werden würde. Vierzig Jahre haben wir, die Leute der alten Generation, auf
diesen Tag gewartet. Und siehe, dieser Tag ist gekommen.«

Japan habe den Akt der bedingungslosen Kapitulati on unterzeichnet. »Das
bedeutet, dass Südsachalin und die Inseln der Kur il en an die Sowjetunion fal­
len und fürderhin nicht mehr als Instrument dienen können, die Sowjetunion
vom Ozean fern zu halten, auch nicht als Basis eines japanischen Überfall s
auf unseren Fernen Osten, sondern als Mitt el des direkten Zugangs der So­
wjetunion zum Ozean und als Verteidigungsbasis unseres Landes gegen eine
japanische Aggression dienen.« (Vnesnaja politika Sovetskogo sojuza v period
Otecestvennoj Vojny. T. II I. S. 56.)

Ungeachtet großer Schwierigkeiten und hoher Verl uste widerstand die So­
wjetunion im 2. Welt kr ieg bei härtester Konfr ontation dem imperiali stischen
System. Im Wett streit zur Aneignung der wissenschaft li ch-technischen Revo­
lution (WTR) unterl ag die UdSSR, sowohl wegen ihres histor ischen Rückstands
auf vielen Gebieten, nicht zuletzt auch mangels innovativer Demokratie und
schöpferischer Freiheiten für die Bevölkerung, was gesell schaft li che Stagnati­
on und die Deformation der soziali stischen Machtverhältnisse bewirkte. Auch
die vermeintli ch gelöste nationale Frage erwies sich als brüchig, wodurch der
spätere Zerfall der Union begünstigt wurde; die soziali stische Modern isierung
hatt e selbstbewusste Nationen mit eigenen (nicht nur kulturell en) Ansprüchen
hervorgebracht, was lange unterschätzt wurde. M. Gorbatschow/ Gorbacev
sprach erst auf der XIX. Unionskonferenz der Partei (KPdSU, Juli 1988) von ei­
nem notwendigen Plenum zur Nationali tätenpoli tik infolge »jahrelanger Miß­
achtung spezifischer sozialökonomischer und geistiger Ansprüche einzelner
Nati onen und Völkerschaften, die unser Land bevölkern«. (M. Gorbatschow:
Reden u. Aufsätze zu Glasnost und Perestroika. Moskau 1989. S. 754f.; vgl.
zuvor die Kr itik des XX. Parteitag der KPdSU, Februar 1956, von Nikita S.
Chruschtschow/ Chruscov am Personenkult um Stalin, bzw. den gescheiterten
Versuch von »Perestroika« und »Glasnost« 1985 unter dem letzten KPdSU-Ge­
neralsekretär, Michail S. Gorbatschow/ Gorbacev, der zum Zerfall der UdSSR,
letztli ch der soziali stischen Staatengemeinschaft führte). Die Oktoberrevolu­
tion und der soziali stische Aufbau in der Sowjetunion übten zugleich starken
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Einfluss auf nationale und soziale Bewegungen und Revoluti onen in Ost- und
Südosteuropa aus; das gilt sowohl für 1918/2 3 wie für 1945/ 49; die Existenz der
Sowjetunion trug wesentli ch zu den revolutionären Zäsuren, Umwälzungen
und modernen Staatsgründungen des 20. Jh.s in Osteuropa bei. (Vgl. Veli ki
Oktjabr' i revoljucii 40ch godov v stranach central'noj i jugovostocnoj Evropy.
Red. A. Ja. Manusevic. Moskau 1977. 2. Aufl . 1978.)

11. Der erste Weltkr ieg und die Nachkr iegskr ise, die Zerschlagung (Zerfall )
der Habsburger Monarchie und die Staatsgründungen 1918/ 19 in Ostmittel­
bzw. Südosteuropa - letztere histor isch folger ichtig - bilden eine Zäsur im
Prozess der Nationwerdung, forcierten aber zugleich Zerstörungen und lang­
wirkende Konfrontationen, führten zu Devasti erungen und ethnisch-nationa­
len Wanderungen/ Vertreibungen, zerbrachen historische Bindungen (z.B. in
Osterreich-Ungarn) und schufen neue nationale und kulturelle Teilungen.
- Die reaktionären »Balkaneli ten« definierten jede nationale Minderheit als
»staatsfeindli ch«. W. Markov konstatiert: »Dort, wo kompakte Minderheiten
wohnten, beschnitt man ihnen nicht nur, wie den Ungarn in Jugoslawien und
Rumänien das Recht auf Eigenleben, sondern leugnete gerade bei den größten
Gruppen vielfach das Vorhandensein einer Minderheit. Griechenland hat die
Nationali tät der Albaner und Mazedonier auf seinem Territorium nie aner­
kannt. Auf jugoslawischen Atlanten figur ierten die Albaner als arnautisier­
te Serben; die Serben, Kroaten und Slowenen zog man zum jugoslawischen
Staatsvolk zusammen, dem ungefragt auch die Mazedonier angehören durf­
ten.« (W. Markov: Grundzüge der Balkandiplomatie. Leipzig 1999. S. 226.)
- Das Versaill er System und die Pariser Vorortverträge (Trianon, Neuill y, St.
Germain) brachten keine nationale Selbstbestimmung (nach unterschiedli chen
Konzepten Lenins oder Wilsons), schufen vielmehr neue politische Block-Bil ­
dungen in revisionistische Verl ierer-Staaten (Ungarn, Bulgar ien) und antire­
visionistische Gewinner-Staaten (Jugoslawien, Rumänien, Griechenland und
Tschechoslowakei), die sich jeweil s im Schlepptau rivali sierender Großmächte
befanden: Kleine Entente 1921 und Balkanentente 1934.

Das vom faschistischen Deutschland betr iebene Münchener Abkommen
1938, die Zerschlagung der Tschechoslowakei und Polens 1939, die Wiener
Schiedssprüche 1938 und 1940, schließlich die Beitr itt e zum Dreimächtepakt
1940/ 41 leiten die faschistische »Neuordnung« Ost-, Ostmittel- und Südosteu­
ropas ein. Grenzrevisionismus, Expansion der Achsenmächte und Kriegsvor­
bereitung markieren den direkten Obergang in den 2. Weltkr ieg.
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- Innenpoli tisch werden reaktionäre Umstürze und Entwicklungen zuneh­
mend von rechten (monarcho-faschisti schen) Regimes und Mil itärdiktaturen
geprägt: Sanacja-Regime (Polen), Horthy-Regime (Ungarn), Cankov-Regime
und monarchistische Diktaturen (Bulgar ien), monarchistische Mil itärdiktatur
Zivkovics (Jugoslawien), Königsdiktatur und Antonescu-Regime (Rumänien),
Metaxas-Regime (Griechenland), Zogu-Regime (Albanien).

Faschistische oder faschistoide Bewegungen breiten sich aus: Kroatische
Ustasa (Ustascha), ungarische Pfeil kreuzler , Legion Erzengel Michael und Ei­
serne Garde in Rumänien, Zbor-Bewegung in Bulgarien u. a.
- Die Sozialstrukturen werden durch kryptokapitali sti sche Verhältnisse in
der Zirkulation (Handel, ausländische Gesell schaften), nicht vorrangig in der
Produktion, von Dominanz des Kleinbürgertums - nicht der Arbeiterklasse
-, durch Latifundien und Großgrundbesitz (Ungarn, der Vojvodina, Kroati­
en und Siebenbürgen (Transsil vanien}, oder vom Kleinbauerntum (Bulgar ien,
Serbien, Walachei) geprägt; in Gebirgsregionen (Montenegro} wirkt die Dorf­
gemeinde (Zadruga) nach.

12. Nach dem Münchener Abkommen (29./30.9.1938), der Besetzung der Rest­
Tschechoslowakei (15.3.1939), der Proklamation der Tiso-Slowakei (14.3.1939)
und dem überfall auf Polen (1.9.1939) trugen die faschistischen Achsenmächte
den zweitenWeltkr ieg nach Südosteuropa, auf den Balkan.

Die Beitr itt e zum Dreimächtepakt 1940 (Ungarn 20.11., Rumänien 22.11.40,
Bulgar ien 1.3.1941) flankierten den überfall Hitlerdeutschlands bzw. Itali ­
ens auf Albanien (7.4.1939), Griechenland (28.10.40/6.4.41) und Jugoslawien
(6.4.1941) und bereiteten den Angriff auf die Sowjetunion (22.6.1941) vor; die
deutsch-sowjetische Front wurde danach zur kr iegsentscheidenden Front.
- Die faschistische Okkupation Ost- und Südosteuropas installi erte faschisti ­
sche Besatzungsregimes, die sich auf innere administrative, oftmals terroristi­
sche Quisling- oder auf hörige Satell itenregimes stützte.

Beispiel Polen: deutsche (und sowjetische) Anschlussgebiete, Danzig-West­
preußen, Reichsgaue Wartheland, Ostpreußen, Erweiterung Schlesiens, Gene­
ralgouvernement Polen. Beispiel Jugoslawien: deutsch-itali enische Aufteil ung
Sloweniens, zehn Okkupationszonen, erweiterter (um Bosnien-Herzegowina)
Ustasa-Staat Kroatien (NDH-Staat), itali enisch besetztes Montenegro, bul­
garisch besetztes Mazedonien, verkleinertes und deutsch besetztes Serbien;
ungarisch besetzte Vojvodina, itali enisch besetztes Kosovo (und Albanien);
daraus resultierte ein starker bewaffneter Widerstand, zentr ier t um den An­
tifaschisti schen Rat der Nationalen Befreiung (AVNOJ) und den Partisanen-
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kr ieg (NOP), der in die Volksrevoluti on hinüberwuchs. (Vgl. J. Marjanovic /
Pero Moraca: Nas oslobodilacki rat i naroda Jugoslavije 1941-1945. Belgrad
1962; A. Donlagic / Z. Atanackovic / D. Plenca: Jugoslawien im Zweiten Welt­
kr ieg. Belgrad 1967.)
- Profaschistische Satell itenregimes (Ungarn, Bulgarien, Kroatien, Slowakei)
wurden terr itorial belohnt; Rumänien für den Verlust Transsilvaniens mit der
Süddobrudsha, dem sowjetischen Moldawien und ukrainischen Transnistr ien
entschädigt, erneut mit Bevölkerungstransfer (Verschiebungen) verbunden.

13. Im 2. Weltkr ieg entfaltete sich ein sozial-poli tisch differenzierter, kommu­
nistisch oder bürgerl ich geführter, starker anti faschistischer Widerstand: in
Polen (Armija Krajowa resp. Armija Ludowa), in der Tschechoslowakei (Pra­
ger Aufstand, slowakischer Nationalaufstand (29.8. - Oktober 1944), in Jugo­
slawien (NOP/ AVNOJ, Cetnici), in Griechenland (EAM/ ELAS, EDES, PEEA);
hier wuchs die Resistance direkt in die Revolution hinüber; dazu im Vergleich
schwächerer Widerstand (Partisanenkr ieg) in Bulgarien (OF/ VF) oder Alba­
nien (LNC); schwacher Widerstand in Rumänien (PAF/ NDB) und Ungarn
(UNUF).
- Die Nationalen Fronten wurden zur inneren poli tischen Basis der volks­
demokratischen Revoluti on, die auf der Volksfrontstrategie beruhte; der Par­
tisanenkr ieg wurde zur Vorstufe der Revolution, die sich auf die mili tär ische
sowjetische Befreiungsrolle (-mission) stützen konnte.
- Im antifaschistischen Befreiungskampf prägten sich konträre poli ti sche La­
ger aus, die die politische Auseinandersetzung in der demokratischen Etappe
der Revoluti on bestimmten und mit Err ichtung soziali stischer Machtverhält­
nisse unter kommunistischer Führung enden; die volksdemokratischen Revo­
lutionen fußten auf einem inneren, (variierten) autochthonen Prozess, gestützt
auf die Sowjetunion; erst 1947/ 48 wurden sie mit dem Übergang zum kalten
Krieg und der Lagerbildung in das sowjetische Gesellschaftsmodell transferiert
(vgl. E. Kalbe: Sowjetische Osteuropapoli tik der Nachkriegsperiode (1944-1953)
in Dokumenten russischer Archive. In: Sitzungsberichte der Leibniz-Sozietät.
Bd. 83. Berl in 2006. S. 133ff.); der behauptete simple »Export des Sowjetsys­
tems« und der fremdbestimmten »Gleichschaltung« der Volksdemokratien von
Anbeginn stell t eine Geschichtsfälschung dar (vgl. Jens Hacker: Der Ostblock.
Entstehung, Entwicklung und Struktur. Baden-Baden 1983.); die volksdemo­
kratische Revolution war autochthon, weil sie die reaktionäre Macht stürzte
(reaktionäre Machtorgane zerschlug), weil die revolutionäre Kriegskr ise ein
poli tisches Vakuum schuf, in das die organisierten Kräfte des nationalen Wi-
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derstands (Nationale Fronten, Partisanen, Kommunistische Parteien) stießen,
weil die reaktionären Kräfte durch die Sowjetarmee paralysiert waren. (Vgl.
E. Kalbe: Antifaschistischer Widerstand und volksdemokratische Revolution.
Berlin 1974; N. Kolomejczyk: Rewolucje ludowe w Europie 1939-1948. War­
schau 1973.)
- Der Sieg über den Faschismus bewirkte gravierende sozial-strukturelle
Wandlungen nach 1944/ 45: die Bourgeoisie war geschwächt, es entstand eine
starke Arbeiterklasse, die Intell igenz bildete sich zur volksnahen Schicht um,
die Agrarstrukturen wandelten sich (Großgrundbesitz wird enteignet, die Bo­
denreformen machen den Mittelbauern zur Zentralfigur im Dorf, Staatsgüter
und Genossenschaften entstehen); die soziali stische Industr iali sierung verän­
derte das wirtschaft li che Profil der rückständigen Länder; die Relation von
Stadt und Land erfuhr gravierende Veränderungen; der Aufbau von »Grund­
lagen des Soziali smus« bewirkte/ markierte den »Sieg soziali stischer Produk­
tionsverhältnisse«. (E. Kalbe: Volksdemokratie zwischen gesellschaft li cher
Alternative und Sowjetgesellschaft . In: Osteuropa in Tradition und Wandel.
Leipzig. Bd. 6(2004), S. 121ff.; desgl. N. Kolomejczyk / A. Koseski: Europejskie
panstwa socjali styczne 1948-1960. Warschau 1977; dies.: Europejskie panstwa
socjali styczne 1960-1975. Warschau 1984; Svetovä sociali stickä soustava v 50.
letech. Autorsky kolekti v: Vaclav Meli char. 1., 2., 3. fast. Prag 1982; Geschichte
der Soziali stischen Gemeinschaft . Herausbildung und Entwicklung des realen
Soziali smus. Von 1917 bis zur Gegenwart. Autorenkollektiv unter Leitung von
E. Kalbe. Berlin 1981.)

14. Die soziali stische Umwälzung bewält igte durch den Nachvollzug der in­
dustr iellen Entwicklung - im Wesentli chen mit dem Instrumentar ium und
der Technologie des Industr iekapitalismus - die der Kapitali smus im 19. Jh.
durch die industr iell e Revolution und den Obergang zur maschinellen Groß­
produktion durchlief, den Weg zur modernen Industr iegesellschaft , die hier
wie dort von nationalen Formierungsprozessen begleitet war.

Die soziali stische Industr iali sierung stieß an ihre Grenzen, als es um den
Obergang zur Intensivierung und zur WTR (Automatisierung, Chemiesie­
rung, Computerisierung) ging.

Die Periode realsozialistischer Entwicklung (»Modernisierung«) vollendet
den Prozess der Nationwerdung (rückständiger Völker) durch sozial-ökonomi­
sche Entwicklung, soziale Differenzierung und nationale Eli tenbildung, beglei­
tet von verstärkter nationaler Identifikation, nicht per se internati onali stischer
Annäherung. (Paradoxon: soziale Angleichung bewirkt nationale Divergenz).
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Zugleich blieben manche Probleme der zwischennati onalen Beziehungen,
auch nationale Minderheitenfragen, häufig ungelöst - trotz staatsoffizieller
Freundschaftspoli tik und sogar verfassungsrechtli cher Regelungen.

Das betr ifft z.B.:
- das tschechisch-slowakische Verhältnis (Föderati on 1969);
- das rumänisch-ungarische Verhältnis (Transsilvanien); Verfassung 1965;
- das bulgarisch-jugoslawische Verhältnis (Mazedonienfrage; Kr isen 1948/49,
1968, 1978);
- das jugoslawisch- (genauer: serbisch-) albanische Verhältnis (Kosovofrage;
Autonomie-Aufhebung 1981), was 1989/ 91 zum bewaffneten Konfli kt führt.

Die viru lente nationale Problematik wurde zeitweili g durch die System­
Konfrontati on überlagert, durch Stali nisierung der Volksdemokrati en unter­
drückt:
- Disziplinierung der Kommunisti schen Parteien durch das Kominformbüro
1948/ 49;
- Exkommunizierung der Föderativen VR Jugoslawien und der KPJu (nach
dem Vergleich von Bled 1947 über die jugoslawisch-bulgar ische Föderation);
- Ablösung von KP-Inlandsführungen (Kostow, Rajk, Slansky, Pauker/ Luca,
Gomulka) sowie inszenierte stalinistische Prozesse mit Todesurteilen.

Weder die Gründung des RGW (1949) noch des Warschauer Vertrags (1955)
gewährleisteten dauerhaft eine höhere Stufe internationali stischer Kooperati ­
on, vielmehr gewinnen nationale Interessen und Lösungen stärkeres Gewicht.
Die Systemkonfrontation, verbunden mit Säuberungen und Mili tarisierung in
den Volksdemokratien verschärften inneren Druck und Demokratiedefizite.
Die innere Opposition löste Widerstand, selbst Aufstände aus: 1948/ 49, 1953,
1955/ 56, 1968/7 1, permanente Krisen in 80er Jahren, die unterdrückt werden.
(Vgl. Sovescanie Informacionnogo Bjuro Kommunisiti ceskich Partii v Vengrii,
Nojabr 1949. Moskau 1949; auch E. Kalbe: Streit um Dimitroff. In: Diskurs.
Streitschriften zur Geschichte und Poli tik des Soziali smus. Rosa-Luxemburg­
Stiftung Sachsen. Leipzig 2001. H. 8. S. 35ff.)

15. Nach der Etappe des Aufbaus der »Grundlagen des Soziali smus«, mit dem
nötigen Obergang zur Intensivierung und zur wissenschaft li ch-technischen
Revolution stagnierte die Entwicklung; systemeigene Triebkräfte werden letzt­
li ch nicht genügend erschlossen bzw. freigesetzt; die geplante internati onale
soziali stische Arbeitsteilung scheiterte einerseits am ererbten Rückstand und
wir tschaft li chen Embargo des Kapitali smus, andererseits an eigenen Fehlern
und Subjektivismus der Führungen in den beteiligten RGW-Partnerländern.
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Die Gründung des RGW (Januar 1949) und sein Statut (April 1960), das die
souveräne Gleichheit seiner Mitgli eder verkündete, verfolgten das Ziel, »...
durch Vereinigung und Koordinierung der Bemühungen der Mitgliedsländer ...
zur Vertiefung und Vervollkommnung der Zusammenarbeit und Entwicklung
der sozialistischen ökonomischen Integration beizutragen, die Volkswirtschaft
zu entwickeln, den wissenschaftl ich-technischen Fortschritt zu beschleunigen,
den Industr iali sierungsgrad in schwächer entwickelten Ländern zu heben,
die Arbeitsproduktivität zu steigern, das ökonomische Entwicklungsniveau
anzunähern und den Wohlstand der Völker der Mitgliedsländer zu heben.«
(Grunddokumente des RGW. Berl in 1978 (Statut, Art. 1, Ziele).)

Neben der Methode der Planabstimmung seit 1956 und der Plankoordinie­
rung seit 1971/7 5 wurde eine raschere ökonomische Entwicklung in den 60er
Jahren (mit begrenztem Erfolg) über verstärkte internationale Arbeitsteilung
(Grundprinzipien internationaler soziali stischer Arbeitsteil ung, 1962) sowie
über verbesserte Kooperationsbedingungen (Internationale Bank für wirt­
schaft li che Zusammenarbeit, 1963) angestrebt.

Das Zurückbleiben im Systemwettbewerb veranlasste die RGW-Länder
zur Annahme des Komplexprogramms zur Vertiefung und Vervollkomm­
nung der Zusammenarbeit, zur Entwicklung der sozialistischen ökonomischen
Integration (Juli 1971) - mit dem Anspruch, eine »entwickelte soziali stische
Gesellschaft« zu schaffen, und die wissenschaft li ch-technische Revolution zu
meistern. Dem entsprechend soll te die wir tschaft li che und wissenschaft li ch­
technische Zusammenarbeit und die Entwicklung der soziali stischen ökono­
mischen Integration von den kommunistischen Parteien und Regierungen der
Mitgliedsländer als »bewußt und planmäßig gestalteter Prozess der interna­
tionalen soziali stischen Arbeitsteilung, der Annäherung ihrer Wirtschaften
und der Herausbildung einer modernen hocheffektiven Struktur der natio­
nalen Wirtschaften, der schrittweisen Annäherung und Angleichung ihres
ökonomischen Entwicklungsniveaus, der Herausbildung tiefgehender und
stabiler Verbindungen in den Hauptzweigen der Wirtschaft , Wissenschaft und
Technik, der Erweiterung und Festigung des internationalen Marktes dieser
Länder sowie der Vervollkommnung der Ware-Geld-Beziehungen« gestaltet
werden. (Dokumente des RGW. Komplexprogramm ... Berlin 1971. S. 15.)

Diese Ziele wurden letztl ich nicht erreicht, weil subjektivistische Sichten
bzw. Beschlüsse der regierenden KPs eine effekti ve Zusammenarbeit der Part­
nerländer behinderten und nationalen Egoismus in der Wirtschaftspoli tik kul­
tivierten; besonders der notwendige Obergang vom extensiven Wirtschafts­
wachstum zum intensiv erweiterten Reproduktionsprozess gelang nicht
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durchgängig; die wissenschaft li ch-technische Revolution wurde nur partiell
gelöst; der erhofft e Nutzen und die evtl. Vorzüge einer stärkeren Zusammen­
arbeit mit dem kapitali stischen Markt wurden überschätzt; durch riskante
Kredit- und Kooperationsabkommen fielen soziali stische Länder in neue Ab­
hängigkeiten, ger ieten schli eßlich in die Schuldenfalle.

16. Die seit 1971 eingeleitete »Einheit von Wirtschafts- und Sozialpoli tik«
(XXIV. Parteitag der KPdSU wie folgende Parteitage der KPs in RGW-Län­
dern) soll te den Lebensstandart anheben, reduzierte aber die Investitionsquo­
te und so die Wettbewerbsfähigkeit der RGW-Länder im Systemvergleich. Der
traditionell bestehende Entwicklungsrückstand konnte in den 70er/ 80er Jah­
ren nicht überwunden werden.

Innere Stagnati on und poli tische Fehler, äußerer Druck und die Niederlage
im Systemwett bewerb verursachten Ende der 80er/ Anfang der 90er Jahre die
Implosion des Realsoziali smus, auch infolge einer gescheiterten Reformpoli tik,
d.h. der Poli tik von Perestroika und Glasnost Gorbacevs/ Gorbatschows seit
1985, die die äußeren Gefahren einer Offnung nach dem Westen unterschätzte.

Dabei spielte der neu aufkeimende Nationali smus eine zentrale Rolle.
- Einige Länder forcierten str itt ige innere Reformen (Ungarn, Polen), andere
Länder (DDR, Rumänien, Bulgarien) verharrten in Reformabstinenz.
- Der 2 + 4 - Prozess sollt e die »deutsche Frage« lösen, führte stattdessen zur
Preisgabe der DDR und zur Wiederherstellung der kapitali stischen Einheit
Deutschlands.
- Die von außen forcierte Rückkehr der osteuropäischen Länder zum Ka­
pitali smus, begünstigt durch innenpoli tisch restaurative Protestbewegungen,
wurde im Inneren mit nationali stischen Forderungen/ Losungen betr ieben.
- Die Auflösung der uneffektiven soziali stischen Integrationsstrukturen
(RGW, WVO) führte längerfr istig zu differenzierten Beitr itt en zur NATO und
EU.
- Die Tschechoslowakei zerfiel in die unabhängigen Staaten Tschechien und
Slowakei, wobei in der Südslowakei ungarischer Ir redentismus auftr itt .
- Der Zerfall der Sowjetunion seit dem Abkommen von Beloweshsk 1991
führte formal zur GUS-Gründung, real zur Absonderung ehemaliger Sowjet­
republi ken (des Baltikums, der Ukraine, Moldovas, des Kaukasus und Mitte­
lasiens) von Russland, das hinter die Grenzen z. Zt. Peters II., Anfang 18. Jh.,
zurückfiel. (Vgl. B. Meißner / A. Eisfeld (Hrsg.): Die GUS- Staaten in Europa
und Asien. Baden-Baden 1995.)
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- Nationali stische Konfli kte und äußere Einmischung trieben zur Krise, Kr ie­
gen und Zerfall Jugoslawiens Anfang der 90er Jahren, zum Kosovo-Konfli kt
und Nato-Intervention 1999, zu Friedensdiktat von Rambouillet und Dayton­
Oiktat, zur albanischen Irredenta und Mazedonienkr ise, zur Abspaltung
Montenegros, zur Isolierung Serbiens (realisierter Balkanrevisionismus der
30er/ 40er Jahre). (E. Ju. Guskova: Istor ija jugoslavskogo kr izisa (1990-2000).
München 2001.)

Gerhard Simon schreibt mit Bli ck auf die Sowjetunion, zutreffend auch für
andere Regionen Ost-, Ostmittel- und Südosteuropas, über die Rolle des Natio­
nali smus: »Die Nationen waren die zunächst einzig denkbare und erreichbare
Alternative nach dem Zusammenbruch der alten poli tischen Macht. Nur sie
konnten in das Machtvakuum eintreten und es mehr oder weniger angemes­
sen füllen.... Die Ideen von Demokratie, Rechtsstaat und Marktwirtschaft al­
lein reichten als Alternative nicht aus. Ohne die Schubkraft der Nati onalbewe­
gung hätte das alt e Regime nicht leicht und rasch beseitigt werden können.«
(G. Simon: Der Zerfall des sowjetischen Imperiums und die Sprengkraft der
Nationalbewegungen. In: B. Meißner / A. Eisfeld {Hrsg.): Die GUS-Staaten in
Europa und Asien, Baden-Baden 1995. S. 11.)

17. Die europäische kapitali stische EU-Integration löste eine forcierte osteuro­
päische Desintegration aus: das imperiali stische Spiel des »teile und herr sche«
begann sich mit neuen Mitt eln zu drehen - D. h. durch die selektive Aufnahme
in die EU oder durch die selektive Abgrenzung von der EU:

Beispiele für Abgrenzung sind - Russland und Serbien, bedingt die Ukra­
ine; Beispiele für rasche Aufnahme sind - Baltenländer, Polen, Tschechien,
Ungarn, Slowenien; für verzögerte Aufnahme - Rumänien, Bulgarien. Im
Wartestand befinden sich - Kroatien, ehemalige jugoslawische Staaten; ge­
genüber manchen Staaten des Westbalkans betreibt die EU eine hinhaltende
Poli tik des Wartestands.

Der Balkanstabil itätspakt von 1999, der erhebliche finanzielle Mittel (10
Mrd. Dollar) gemäß den Beschlüssen von Kopenhagen 1993 und Amsterdam
1999 bei Erfüllung der Beitr itt skr iter ien zur EU (aquis communitaires) vorsah,
wurde nicht reali siert; vielmehr wurde der Balkanstabili tätspakt auf seiner
letzten Tagung (März 2008) aufgelöst; statt dessen wurde ein Rat für regionale
Kooperation (RCC) gegründet, der die Anbindung an die EU über zweiseitige,
nicht alimentierte Assoziierungsabkommen (ohne Serbien) vorbereitet; frühere
Stabili sierungs- und Assoziierungsabkommen mit Staaten Südosteuropas lei-
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ten die Beitr itt sverhandlungen ein. Ziel der Stabili sierungspakte war und ist
die Durchsetzung der kapitali stischen Weltmarktlogik.

Hannes Hofbauer in seiner Arbeit zum Balkankr ieg: »Zehn Jahre nach
dem Scheitern der kommunistischen Modern isierungsprojekte drängen EU
und USA mit all er Macht in Richtung Osten. Okonomisch bedeutet die Er­
weiterung: Kontrolle der nationalen Finanz- und Währungspolitiken mitt els
Geldverknappung und Herstellung der Konvertibili tät, Ausdünnung budge­
tärer Möglichkeiten für die staatli che Poli tik durch radikale Sparprogramme,
Schließung bzw. Zerstörung von Industr iekombinaten aus budgetären Erwä­
gungen bzw. aus Konkurrenzgründen, Zurichtung der Landwir tschaft auf die
Bedürfnisse der Zentrumsmächte, Pr ivatisierung der wir tschaft li chen Filet­
stücke und vor allem Offnung der Märkte für Westwaren. Auf einen Nenner
gebracht: Weltmarktlogik. Weltbank und Währungsfond (IWF) üben die Auf­
sicht über das Projekt Osterweiterung.« (Hannes Hofbauer: Balkankrieg. Die
Zerstörung Jugoslawiens. Wien 1999. S. 193f.)

18. Die Demontage Serbiens nach dem NATO-Krieg 1999 und der UNO-Reso­
lution 12.44 setzt sich fort; letzte Beispiele für diesen Prozess sind:
- die Loslösung Montenegros aus dem Verbund mit Serbien Mai/ Juni 2006;
namentli ch die BRD stützte das Djukanovic-Regime in Podgorica durch Ein­
führung der D-Mark als offi zielle Währung in dem Nicht-EU-Land;
- die Verkündung eines »unabhängigen Kosovo« am 17./ 20. Februar 2008 mit
17.000 EU-KFOR-Soldaten, mit USA-Mili tärbasis Bondsteel; trotz völkerrecht­
li ch begründeten Protestes all er serbischen Parteien und der Sobranje;
- die albanischen Kosovo-Separatisten (Präsident Fatmir Saidu, Min.-Präsi­
dent Hashim Thaci, Parl aments-Präsident Jakup Krasniqi, UCK-Chef A.Ceku)
erhalten die Anerkennung von den USA, BRD, Frankreich, Großbritannien
sowie von ursprüngli ch weiteren 19 (von 26) NATO-Staaten, 28 (von 56) OSZE­
Staaten, 39 (von 192) UNO-Staaten.

Der neue Kosovo-Status löst weitere Unabhängigkeits-Ambiti onen in ver­
schiedenen Welt regionen aus, was die EU-Poli tik auf dem Balkan - und gene­
rell die internationalen Beziehungen - belastet.

Die serbischen Februarwahlen 2008 ergaben - wie vorherige Präsidenten­
wahlen zwischen Boris Tadic (Demokratische Partei, DS) und Tomislav Nikoli c
(Serbische Radikale Partei, SRS) sowie nachfolgende Parlamentswahlen - ein
var iables Patt zwischen dem EU-Lager (Präsident B. Tadic, DS), dem »nati­
onal-patr iotischen Lager« (ehemaliger Ministerpräsident Vojislav Kostunica,
Demokratische Partei Serbiens, DSS; Tomislav Nikolic, SRS) und proeuropäi-
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sehen Kräften; seit 2008/ 09 schwenken einige serbische Parteien auf EU-Kurs
ein, darunter Ministerpräsident Mirko Cvetkovic (ptl.), jedoch ohne Verzicht
auf Kosovo; inzwischen bestehen Minderheitspläne für eine Teil ung des Ko­
sovo. Im April 2008 hat die EU ein Stabili sierungs- und Assoziierungsabkom­
men (SAA) mit Serbien abgeschlossen, das die Perspektive eines späteren EU­
Beitr itt s eröffnen soll .

19. Die Desintegrationsprozesse in Osteuropa wurden durch die poli tische Ein­
kreisung der Russischen Föderation, die Trennung der Ukraine von der Union
und die Verselbständigung der mitt elasiatischen Republi ken beschleunigt:
- der ill egitime Dreiergipfel der Präsidenten Russlands (B. Jelzin), der Ukra­
ine (L. Krawtschuk) und Belorusslands (St. Schuschkewitsch), Dezember 1991
in Beloweshsk (bei Brest) löste die UdSSR auf, proklamierte die instabil e »Ge­
meinschaft Unabhängiger Staaten« (GUS) und drängte die ehemaligen Uni­
onsstaaten, namentli ch die asiatischen Republiken, in die Selbständigkeit;
- durch die »Orangene Revolution« 2004/ 05, die die Westbindung der Ukraine
und seine Lösung von Russland einleitete: die »Orangene Koali tion« (Viktor
Juschtschenko - Unsere Ukraine (NU) und Juli a Timoschenko - (BJUT), de­
ren Basis die österreichisch-polnisch beeinflusste Westukraine ist, drängt auf
baldigen NATO-Beitr itt und hofft auf Anschluss an die EU; die »Partei der
Regionen« (Viktor Janukowitsch), die in der russisch geprägten (industr iali ­
sierten) Ostukraine verwurzelt ist, verfolgt den Kurs moderater Kooperation
mit Russland und der EU; das relative Kräftegleichgewicht beider Gruppie­
rungen kommt in mehreren Regierungswechseln von Janukowitsch und Ti­
moschenko zum Ausdruck; ein erhofft er EU-Beitr itt li egt in weiter Feme, ein
NATO-Beitr itt - gegen innere Widerstände wird indessen forcier t betr ieben.
Der aktuell e Ministerpräsident Janukowitsch bemüht sich um gute Bezie­
hungen zu Russland (Ol-Transfer leitung, Preisausgleich im Handel etc.) (vgl.
dazu Manfred Schünemann: Quo vadis Ukraina. Rosa-Luxemburg-Stiftung
Sachsen e. V., Leipzig 2008; ders.: Europäische Orientierung und traditionelle
Bindungen. Zur Außenpoli tik der Ukraine. In: Osteuropa heute. Osteuropa in
Tradition und Wandel. Leipziger Jahrbücher. Bd.11(2009). S. 47ff.);
- durch die fortschreitende Infil tration der mitt elasiatischen Republi ken sei­
tens der USA, die Stützpunkte/ Flugplätze anlegt bzw. belegt, vermeintli ch
wegen des Krieges in Afghanistan, real wegen des direkten Landzuganges zu
den Olfeldern des Kaspischen Meeres und der Kontrolle von Erdöl-Leitungen
durch die GUAM-Poli tik der USA (Georgien, Ukraine, Usbekistan, Azerbaid­
shan, Moldawien), die Moskaus Wege zum Erdöl Mitt elasiens sperren, den
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eigenen direkten Weg Washingtons zu den mitt elasiatischen Erdölquellen öff­
nen soll (NABUCCO-Projekt);
- durch Schürung der Kaukasus-Konfli kte (Tschetschenien/ Cecna), Georgien,
Armenien, Aserbaidshan), um Russland im Kaukasus unter Druck zu halten;
das entlud sich 2009 im russisch-georgischen Krieg um den Besitz von Südos­
setien und Abchasien, in dem Russland seine Kaukasus-Positi onen festigte.
(W. Grabowski: Der Kaukasus - Paradies und Zankapfel. In: Osteuropa heu­
te. Osteuropa in Tradition und Wandel. Leipziger Jahrbücher. Bd. 11(2009). S.
79f.)

Das Russland Putins begegnet separatistischen Plänen durch engere Zu­
sammenarbeit mit China und Indien; es entfalt et zugleich verstärkte Koope­
ration mit den ehemaligen sowjetischen Republi ken Mitt elasiens.

Russland trat dem um China zentr ierten fernöstli chen Bündnis der »Schang­
haier Organisati on für Zusammenarbeit« bei, das die politi sche Weltachse
nach Osten verschieben und den Zugriff der USA auf Mitt elasien begrenzen
könnte. (Peter Scholl -Latour: Russland im Zangengriff. Putins Imperium zwi­
schen Nato, China und Islam. Berli n 2006.)

Das heutige Russland als Kern land der ehemaligen UdSSR ist terr it or ial
zurückgestutzt (Ausnahme: nördli ches Ostpreußen/ Kaliningrad) auf das Ter­
r itor ium des Vor-Petr inischen Russlands (frühes 18. Jh.) oder Kathar inas (spä­
tes 18. Jh.).

Der belorussische Präsident Lukaschenko charakter isierte die weltpoliti­
schen Konsequenzen der Zerstörung der UdSSR: »Die Auflösung der Sow­
jetunion war die größte geopolitische Katastrophe des 20. Jahrhunderts. Es
handelt sich dabei um eine Katastrophe, deren Folgen nicht nur uns berüh­
ren, sondern - wie ich fürchte - auch unsere Kinder und Enkel.« (Nach Peter
Scholl -Latour : Russland im Zangengriff. A.a.O. S. 75.)

Der jetzige Präsident Russlands, Medwedjew, ist um Verbesserung der
russisch-europäisch-atlanti schen Beziehungen bemüht, indem er die Statio­
nierung von NATO-Raketen an Russland Grenzen vertragli ch zu entschärfen
versucht und die poli ti schen Verbindungen mit den westli chen Mächten in­
tensiviert.

Diesem Ziel dient die Ende 2010 geschlossene russisch-amerikanische Ver­
einbarung über die Reduzierung der offensiven strategischen Raketensyste­
me.

20. Fazi t : In Ost-, Ostmitt el- und Südosteuropa scheinen sich seit der Wende
vom 20. zum 21. Jahrhundert geopoli tische und wir tschaft li che Entwicklun-
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gen zu wiederholen, welche die Gesamtregion wie deren Teil regionen partiell
schon um die (seit der) vorher ige(n) Jahrhundertwende prägten:
- der Zerfall von osteuropäischen Großreichen (Osterreich-Ungarn, Türkei,
zeitweili g auch das zaristische Russland) - heute die Sowjetunion, der RGW,
multinationale Staaten (Jugoslawien, Tschechoslowakei);
- die Schwächung Russlands durch desintegrative, nati onali stische Strömun­
gen, teils religiös verbrämt; insbesondere das forcierte Aufleben (neo-)islamis­
tischer Bewegungen entlang der Linie Kr im, Wolgamündung, Wolgaverlauf,
Tatarstan, Ural könnte eine ernste Spaltungsgefahr der russischen Föderation
darstellen;
- die Tendenz zu Kleinstaaterei, nationalen Konfli kten und nationali stische
Konfr ontati onen, die von imperialen Mächten geschür t werden, sind häufig
durch sowohl strategische wie ökonomische Interessen (Rohstoffe) motiviert.

Weder staatssoziali stische Integration, noch kapitali stische Transforma­
tion und selekti ve EU-Integration haben desintegrative und nationalisti sche
Tendenzen überwunden, wohl auch eine Folge verspäteter Prozesse von Na­
tionwerdung (gegenüber dem kapitali stischen Westeuropa), was vorrangig
von imperiali stischen Hegemonialmächten im Interesse eigener, weltweiter
Expansionspolitik genutzt und geschürt wird - gestern wie heute. (Globale
wie partiell e Systemtransformationen werden offenbar häufig von polit ischen
Integrations- und Desintegrati onsprozessen begleitet: 1878, 1912/13, 1917/18,
1939/41, 1944/45, 1989/91.)

Angesichts der heute weltweiten neoli beralen und imperiali stischen Of­
fensive stehen die Chancen für eine prosper ierende nationale und soziale
Entwicklung in Osteuropa schlecht. Neue gesell schaft li che Konzeptionen und
poli tische Bewegungen für progressive Entwicklungen der Region sind kaum
in Sicht.

Die EU-Integration verläuft nach marktwir tschaftl ichen Regulati ven, nicht
nach Normativen, welche die Entwicklung der Produktivkräfte in Osteuropa
fördern würden; die Einbindung der Ost-, Ostmitt el- und Südosteuropäischen
Staaten in die NATO (einschließli ch der Ukraine) erhöht die Gefahr der Kon­
frontation mit Russland; die Stati onierung von US-Raketen in Ostmitt eleuro­
pa verfolgt analoge Ziele; die partiell e EU-Integration der Region dient zudem
ihrer Verwandlung in ein halbkoloniales Reservoir der Ausbeutung und Zu­
richtung für wir tschaftl iche Bedürfnisse der Westmächte. (Siehe E. Kalbe: Eu­
ropäische Integration und osteuropäische Desintegration in der Konsequenz
des poli t ischen Systemumbruchs von 1989. In: Geschichtskorrespondenz. Ber­
li n. Mitt eil ungsblatt . Jg. 16 (April 2010). Nr. 2. S. 28f.)
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Während die EU-Integrati on Westeuropas - trotz verhüll ter Widerstände
schwacher Par tnerländer - voranschreitet, verstärken sich nationale Diver­
genzen - trotz des voll zogenen EU-Anschlusses - in Osteuropa. (Vgl. E. Kalbe:
Integration und Desintegration in den südslawischen Nationalbewegungen.
In: Sitzungsber ichte der Leibniz-Sozietät. Berli n. Bd. 77 (2005); Daten über
die Zur ichtung Osteuropas zur wir tschaft li chen EU-Per ipher ie siehe: Hannes
Hofbauer: EU-Osterweiterung. Histor ische Basis - ökonomische Triebkräfte -
soziale Folgen. Wien 2009.)
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